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Vorwort. 

Unter den Erscheinungen der Volkswirtschaft, 
welche für das praktische Leben von einschneidender 
Bedeutung sind, gibt es kaum eine zweite, welcher 
die Wissenschaft und die Gesetzgebung so ratlos 
gegenüberständen, als die Kartelle. Sind sie für die 
Volkswirtschaft von Nutzen? Sind sie für diese ver- 
derblich? Diese Frage in ihrer Allgemeinheit ist zwar 
seit langem als eine irrtümliche, als eine falsche Problem- 
stellung, erkannt worden, und man hat sich seither 
bemüht, die verschiedenen Formen der Kartelle und 
die Rückwirkung derselben auf die Volkswirtschaft 
genauer zu untersuchen, ohne indes auch auf diesem 
Wege zu befriedigenden Ergebnissen, zumal zu einer 
brauchbaren Grundlage für die Gesetzgebung zu ge- 
langen. Die unübersehbare Mannigfaltigkeit der Kartelle, 
das Auftreten immer wieder neuer Formen dieser Ver- 
bände, das Geheimnis, in das sich zu hüllen sie leicht 
in der Lage sind, erschweren einen einigermassen 
geschlossenen U e b e r b 1 i c k ; der Umstand, dass 
Kartelle der nämlichen Art ersichtlich bald nützliche, 
bald schädliche, häufiger noch zum Teile nützliche, 
zum Teile schädliche Wirkungen auf die Volkswirtschaft 
ausüben, behindert das sichere Urteil über die Kar- 
telle, während die Anpassungsfähigkeit derselben an 
die jeweilige Gesetzgebung, Verwaltungstätigkeit und 
Judikatur die Wirksamkeit der auf ihre Regelung 

Dr. M. Ellingcr, Die Regelung des Weltbowerbcs. I 
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gerichteten staatlichen Massregeln nahezu illusorisch 
macht. 

Air dies hat die Gesetzgebungen zwar nicht 
verhindert, hier und dort in das Kartellgetriebe mehr 
oder minder energisch einzugreifen, ohne hiedurch 
indes einen sichtbaren Erfolg zu erzielen. Die Ein- 
griffe der Staatsgewalt haben nur zu oft die nützlichen 
Wirkungen der Kartelle verhindert, oder doch nicht 
zu ihrer vollen Entfaltung gelangen lassen, die schäd- 
lichen dagegen nicht nur nicht beseitigt, sondern bis- 
weilen sogar gesteigert. Dazu kommt, dass die Kartelle 
rasch zu einem wichtigen Faktor der industriellen 
Machtstellung der Staaten im Konkurrenzkampfe mit 
dem Auslande geworden sind. Sie willkürlich zu 
reglementieren, ja auch nur gewagte Experimente mit 
denselben vorzunehmen, musste der Gesetzgebung 
und der Verwaltung um so bedenklicher erscheinen, 
als ihnen bei der schwankenden Stellung der Wirt- 
schaftstheorie die Stütze einer selbst in den wesent- 
lichen Rücksichten eindeutigen wissenschaftlichen Doktrin 
fehlte. 

Eine Aenderung dieses nichts weniger als erfreu- 
lichen Zustandes der Theorie und der Gesetzgebung 
auf dem Gebiete des Kartellwescns ist trotz der eifrigen 
und ernsten Reformbestrebungen der Volkswirte und 
Juristen bei der heutigen Struktur der Volkswirtschaft 
kaum zu erwarten. Die Kartelle sind weder eine von 
den wissenschaftlichen Vertretern der Nationalökonomie 
erdachte, noch aber auch durch die Gesetzgebungen 
ins Leben gerufene Institution. Sie sind vielmehr im 
Gegensatze zu der herrschenden nationalökonomischen 
Doktrin und im Kampfe mit der Gesetzgebung der 
meisten Länder aus den Bedürfnissen der industriellen 
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und kommerziellen Betriebe hervorgegangen. Sie sind 
«in Korrelat der heutigen Struktur der Volkswirtschaft. 
Wenn jeder für seine ökonomische Lage selbst ver- 
antwortlich ist und es ihm deshalb überlassen bleiben 
muss, seine Arbeit und sein Kapital, innerhalb der 
Schranken der bürgerlichen Gesetze, dort und in der 
Weise zu verwenden, wo und wie es ihm am vorteil- 
haftesten erscheint; so ist schwer einzusehen, warum 
«s dem einzelnen verwehrt sein solle, von dieser 
Freiheit auch im Vereine mit anderen Gebrauch zu 
machen. Schon die klassische Nationalökonomie hat 
sich nach kurzem Schwanken während der franzö- 
sischen Revolution, deren Wortführer aus Furcht vor 
der Wiederkehr der Zünfte gegen alle Verbände selbst- 
ständiger Produzenten Stellung nahmen, zu dem Grund- 
satze A. Smith's bekannt, dass Verabredungen der 
Oewerbeleute zu verhindern, praktisch undurchführbar, 
Koalitionen der Arbeiter zu untersagen, aber eben 
deshalb ungerecht und unbillig sei. Ueber diesen 
Standpunkt sind auch die heutige Nationalökonomie 
und Gesetzgebung nicht wesentlich hinausgekommen. 
Selbst die grossen Fortschritte in der Technik der 
staatlichen Verwaltung haben keine wesentliche Aen- 
<lerung in diese Verhältnisse gebracht, da ihnen noch 
grössere Fortschritte in der Technik der Unternehmer- 
verbände zur Seite gingen. Es ist nicht undenkbar, 
dass die weitere Entwicklung des Kartellwesens die 
Remedur ihrer nachteih'gen Wirkungen mehr und mehr 
in sich selbst, vielleicht sogar in Konsumentenkartellen 
mit Eigenproduktion und gesichertem Absatz, finden 
werden, wozu ja manche Anläufe bereits vorhanden 
sind. Der reelle Einfluss des Staates auf die Kartelle 
tvird indes in der heutigen Volkswirtschaft kaum weit 
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ober die äussere Ordnung dieser Verbände und einige 
dem Missbrauch der Zölle für Kartellzwecke vorbeugende 
Massregeln hinausgehen. 

Die bestehende Unsicherheit und Zwiespältigkeit 
der wissenschaftlichen Doktrin auf dem Gebiete des 
Kartellwesens und die schwankende Haltung der 
Gesetzgebung und der Judikatur äussert sich in be- 
denklicher Weise auch in zahlreichen praktischen Be- 
rufen, zumal in der Rechtspraxis und in den kartelN 
fähigen industriellen und kommerziellen Kreisen der 
Geschäftswelt. Der Praktiker muss mit dem je- 
weiligen Stande der Gesetzgebung rechnen, mit ihm 
gleichsam sein Auskommen finden, da das Berufsleben 
seine Aufgaben zumeist nicht frei wählt, diese letzteren 
ihm vielmehr durch innere Bedürfnisse des Geschäfts- 
betriebes aufgedrängt werden. Es muss daher bei der 
heutigen Sachlage jedes Werk begrüsst werden, welches 
die auf das Kartellwesen sich beziehende Gesetz- 
gebung und Judikatur in sachkundiger Weise darstellt, 
die Kartellfrage mit Verständnis der inneren Bedürfnisse 
der wirtschaftlichen Betriebe behandelt und solcherart 
denjenigen, die, sei es nun als Initiatoren, Leiter und 
Teilnehmer von Kartellen, oder als Anwälte, Verwaltungs- 
beamte und Richter, mit den Kartellen in nähere 
praktische Berührung gelangen, ihre Funktion wesentlich 
erieichtert. Das voriiegendc Werk hat sich diese ebenso 
nützliche als schwierige Aufgabe gestellt, und es 
gereicht ihm zur besonderen Empfehlung, dass der 
Verfasser durch seine Berufsstellung ebenso die juristi- 
sche als die technische Seite des Kartcliwesens gründlich 
kennen zu lernen reichlich Gelegenheit hatte. 

Karl Menger. 
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Einleitung. 



Die Kartellfrage erlangt immer grössere Aktualität 
au! allen Gebieten der Gesetzgebung und Verwaltung. 
Handels- und Zollpolitik, Gewerbe- und Steuergesetz- 
gebung, Sozialpolitik, Straf- und Privatrecht müssen 
sich mit dem neuen Problem befassen. 

Da das pulsierende Leben auf dessen Lösung 
durch Staat und Wissenschaft nicht zu warten vermag, 
durchbricht es alle ihm durch die geschichtliche Ent- 
wickelung aufgerichteten Dämme und ringt sich 
zu Wirtschafts- und Rechtsformen durch. Es macht 
das Notrecht der Selbsterhaltung geltend ; die viel 
geschmähten „wirtschaftlich stärkeren" Bevölkerungs- 
klassen erkennen, dass der Wohlfahrtsstaat nichts zu 
bieten vermag, was sie sich nicht durch organisatori- 
schen Zusammenschluss selbst sichern können; dass 
der freie Wettbewerb eine auch nur geringe Existenz- 
sicherheit ohne Beschränkung der Handlungsfreiheit 
des einzelnen nicht zu bieten vermag und dass der 
technische Fortschritt durch denselben keineswegs in 
höherem Masse gesichert wird als durch einen ge- 
regelten Gang von Produktion und Handel. 

IV» 
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Die österreichische Industrie konnte wegen der 
ihr eigentümlichen Struktur und der wenig freundlichen 
Rechtsprechung der Entwickelung in den grossen In- 
dustrieländern lange Zeit nicht folgen und hat daher 
mehrfach den industriellen Aufschwung versäumt. Nach- 
dem ich mehr als ein Jahrzehnt mich um die Förderung 
der Organisationsbewegung in der heimischen Industrie 
als bescheidener Mitarbeiter eines ziemlich grossen, 
gleichsam im stillen Einvernehmen wirkenden Kreises 
von praktischen Volkswirten bemüht habe, glaube ich, 
durch eine kurze Uebcrsicht der von mir gewonnenen 
Erfahrungen sowie der rechts- und wirtschaftstherore- 
tischen Gesichtspunkte der weiteren Entwicklung einen 
kleinen Antrieb bieten zu können. Insbesondere soll 
dem praktischen Promoter und Anwalt eine leichte 
Orientierung bei Organisation und Ausbau eines Kar- 
tells ermöglicht werden, damit die speziell in Oester- 
reich ohnehin gegebene ausserordentliche Schwierigkeit 
der gestellten Aufgabe sich nicht in einzelnen Fällen 
zweckloserweise bis zur Unlöslichkeit steigere. 

Dem Kartellprobleme kann und darf der Staat 
nicht länger als stiller Beobachter gegenüberstehen. 
Die Industrie hat sich gegen den äusseren Feind zu An- 
griff und Abwehr in Freischaren organisiert, die jedoch 
ebensowohl das Oesamtinteresse wahren, wie auch 
umgekehrt zur Landplage werden können. 

Man kann die organisierten Freischaren nicht ent- 
behren, ja man muss das Zustandekommen möglichst 
vieler Kristallisationskernc fördern ; aber man muss 
auch planmässig die Zusammenfassung aller ent- 
stehenden Kraftgruppen zu einer grossen disziplinierten 
Armee vorbereiten. Der Judikatur ist damit eine hohe 
Mission geworden, wie sich eine solche in der Oe- 
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schichte selten ergibt. Sie hat eine neue Wirtschafts- 
und daher auch Gesellschaftsordnung vorzubereiten, 
indem sie den Begriff der Gemeinnützigkeit feststellt 
und deren Betätigung der Bevölkerung anerzieht. Dies 
gilt insbesondere auch von der österr. Justiz, der zu- 
fällig ein für ganz andere Zwecke bestimmtes Gesetz 
die Handhabe bietet, sich in „Kartei Ige rieh ts- 
höfen" zu konstituieren und zu entscheiden, was 
„zum Nachteile" oder „Vorteile des Publikums" ge- 
reicht. An der Spitze derselben stehen zwei Männer, 
welche die Aufgaben der Zeit verstehen, der Präsident 
des Obersten Gerichtshofes, Dr. Emil Steinbach, und 
der Leiter unseres Justizministeriums, Dr. Franz Klein, 
und sie werden sichere Gefolgschaft finden, wenn sie 
die Summe einer hundertjährigen Entwickelung ziehen 
helfen werden, indem sie Verständnis für eine Bewe- 
gung von allergrösster Tragweite erwecken. Es gilt die 
im Interesse des technischen Fortschrittes gebrachten 
ungeheuren Opfer an Wohlfahrt mehrerer Generationen 
nunmehr nach Sicherung einer ausserordentlichen Pro- 
duktionsfähigkeit zum Wohle der breiten Bevölkerungs- 
schichten nutzbar zu machen ; es gilt die heimische 
Volkswirtschaft mit einer der ausländischen gleichen 
Stosskraft auszurüsten, um sie überhaupt allianz- und 
vertragsfähig zu erhalten ; es gilt die finanzielle Ueber- 
legenheit des Auslandes, welche aus der Schaffung 
ungeheuerer fiktiver Werte durch Sicherstellung 
der Erträge gegen die Konjunktur und sotaner Ermög- 
lichung der Kapitalisierung derselben erlangt worden ist, 
auszugleichen ; es gilt eine Verschiebung des Gleichge- 
wichtsverhältnisses der heimischen Industrien unterein- 
ander durch einseitige Beschleunigung des Konzentra- 
tionsprozesses oder der freiwilligen Fusionierung zu ver- 
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bindern resp. nach einem in der Enquete des deutschen 
Reichsamts gefallenen Schlagworte „Kartellierung auf 
der ganzen Linie"" unter vollständiger Wahrung der 
Interessen aller Beteiligten zu ermöglichen. 

In Oesterreich läge speziell in der Kartellfrage 
ein Grund vor, diesmal nicht um „ein Jahr, eine Idee 
oder eine Armee** im Rückstande zu bleiben ; denn 
eine organisatorische Behinderung des Konzentrations* 
Prozesses durch eine Kartell bewegung im grossen 
Stile käme den Bestrebungen des Kleingewerbes ent- 
gegen und würde ohne Erschwerung des Erwerbes 
zahlreicher an ihrem Schicksale unschuldiger Staats« 
bürger doch die erwünschte Existenzsicherheit bieten, 
was auch politisch von grosser Tragweite sein müsste. 
In allen erwähnten Richtungen wollte ich hier nur 
Anregungen durch Schlaglichter bieten, um den Zweck 
einer raschen Orientierungsmöglichkeit nicht zu be- 
einträchtigen. 

Ich habe zunächst eine genaue Beschreibung der 
möglichen Kartelltypen und Darlegung der Vorteile 
einer Kartellorganisation unterlassen, weil Musterstatuten 
und allenfalls der abgedruckte Motivenbericht zu einem 
solchen einen viel klareren Einblick als theoretische 
Auseinandersetzungen zu gewähren pflegen. 

Da überdies die Rechtsfrage in Oesterreich die 
wichtigste Rolle bei der Lösung des Kartellproblems 
spielt, habe ich auch die wirtschaftstheoretischen Er- 
örterungen dem Gesichtspunkte der Rechtsgiltigkeit 
untergeordnet. Ich wünsche, dass dieselben dadurch 
an Prägnanz nicht verloren haben mögen, zumal ich 
als dankbarer Schüler meines hochverehrten akademi- 
schen Lehrers, des Herrn Hofrat Prof. Dr. Karl Menger, 
die ausserordentliche Tragweite seiner Lehre von den 
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Bedürfnisgraden für die Beurteilung unserer Wirtschafts- 
verfassung mit Erfolg zum Ausdrucke gebracht haben 
möchte. Eine möglichst übersichtliche Bibliographie 
sowie das Verzeichnis einer grossen Anzahl bekannt 
gewordener Kartelle soll einen Wegweiser für solche 
Leser bieten, die mit der Materie bisher sich nur wenig 
vertraut gemacht haben. Ich habe, dem angedeuteten 
Zwecke entsprechend, womöglich die noch nicht ge- 
nügend erörterten, nach meiner Ansicht, entscheiden- 
den Gesichtspunkte gründlicher dargelegt, während 
ich namentlich die so vielfach wiederholte deskriptive 
Schilderung der Entwicklung in auswärtigen Staaten 
fast ganz unterlassen habe, resp. nur als Illustration 
der von mir vertretenen Thesen benützte. Ich behalte 
mir jedoch vor, in einer weiteren Publikation eine 
schematische Darstellung der ausländischen Industrie- 
organisation an der Hand der einschlägigen Statuten 
zu bieten, um namentlich einen genauen Einblick in 
das Etappensystem und den geradezu gesetzmässigen 
Werdegang der meisten Verbände von der losesten 
Vereinbarung bis zur höchsten Form der Fusion zu 
ermöglichen. 



Erstes Kapitel. 

Die losen Preis-Kartelle. 

Was die Franzosen an der deutschen Industrie- 
Organisation im Gegensatze zur nordamerikanischen 
und englischen so sehr als Vorzug hervorheben, 
nämlich die eine Erhaltung des Mittelstandes sichernde 
Kartellform gegenüber der vollständigen Fusionierung 
tfl einheitlichen Korporationen — wird häufig auch 
der österreichischen Industrie als Verdienst angerechnet. 
Es geschieht dies jedoch mit Unrecht; denn wenn 
auch nicht das österreichische Gesetz, so hat doch eine 
verfehlte und zum Teile ohne Grund generalisierte 
Judikatur des Obersten Gerichtshofes einen dem nord- 
amerikanischen analogen Zustand geschaffen, so dass 
die zu einer Fusionierung geeigneteren, grossindustrieil 
betriebenen, und zwar meist Halbfabrikatenindustrien 
eine Monopolstellung sich auf Kosten der verarbeiten- 
den Industrien leicht sichern, die letzteren jedoch zu 
einer ruhigen Entwickelung nur schwer gelangen 
können. Und doch handelt es sich für uns hier gerade 
um jene Industrien, von deren Prosperität das Schicksal 
der aJlergrössten Zahl von Arbeitern und Gewerbe- 
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treibenden, die Handels- und Zahlungsbilanz und somit 
auch unser öffentlicher Kredit abhängt. Es empfiehlt 
sich daher, in weiteren Kreisen Aufklärung über den 
wahren Stand unserer Gesetzgebung und Judikatur zu 
verbreiten, um die zwei gegen den Ausspruch der 
unteren Instanzen getroffenen Entscheidungen des 
Obersten Gerichtshofes auf ihre wahre Bedeutung 
zurückzuführen und die platzgegriffene Panik zu mildern. 
Im Jahre 1898 klagte ein Teilnehmer des Oleum- 
kartells, welches letztere als ein reines Preiskartell auf- 
gefasst wurde, auf Ungiltigkeit des Vertrages. Die erste 
Instanz subsumierte den Vertrag nicht unter die 
Bestimmungen des Koalitionsgesetzes, weil er nicht 
„aufliegend" eine Preiserhöhung zum Nachteile 
des Publikums darstellte. Das Oberlandesgericht 
bestätigte das Urteil, da die für das Jahr 1887 be- 
stimmte Preissteigerung nicht als ungebührlich 
zu bezeichnen wäre und vielmehr durch eine Regelung 
der Produktion die Unternehmungen bloss gefestigt 
werden sollten. Der Oberste Gerichtshof gab der Klage 
statt, indem er den Ausdruck im § 4 des Koalitions- 
gesetzes „Gewerbsleute" extensiv interpretierte und 
jedes gewerbliche Unternehmen einschliesslich der 
grossen Aktiengesellschaften unter denselben subsu- 
mierte ; indem er ferner die im § 4 des Koalitions- 
gesetzes erwähnte Verabredung zur Erhöhung der 
Preise einer Verabredung zur Festhaltung der Preise, 
ja zur blossen Schaffung der Möglichkeit, den Preis 
für das Publikum ungünstiger zu gestalten, gleichstellte. 
(Siehe Adler-Friedländer, Entscheidungen zum Handels- 
gesctzbuche, Nr. 1987.) 

Im Jahre 1899 hat der Oberste Gerichtshof eine 
ähnliche Entscheidung gegen das steirische Federweiss- 
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karteil gefällt, welches durch ein Verkaufsbureau den 
Preiskampf aufzuheben bestimmt war, und zwar auch 
diesmal in Abänderung der Entscheidung des Ober- 
landesgerichtes Graz. (Siehe Adler- Friedländer, cit. 
Nr. 2073.) 

Endlich fällte das Oberlandesgericht in Wien im 
Jahre 1900 gegen das Emailgeschirrkartell eine analoge 
Entscheidung, indem es auch dem mit der Länderbank 
abgeschlossenen Kommissionsvertrage die Rechtsgiltig- 
keit im Gegensatze zur ersten Instanz ab- 
sprach. Es motivierte sein Urteil damit, dass in letzter 
Linie das kaufende Publikum, d. i. der letzte Kon- 
sument, und nicht die Grosshändler durch die Preis- 
steigerung getroffen würden. Der Umstand, dass die 
Detailpreise gefallen sind (und zwar vielleicht gerade 
unter Einwirkung des Kartells), erscheint dem Ober- 
landesgerichte als zufällig und irrelevant. 

Mit Recht polemisiert Dr. Josef Grunzel (Ueber 
Kartelle, S. 149, Duncker & Humblot, 1902) gegen die 
weltfremde und gewaltsame Interpretation des Obersten 
Gerichtshofes, welcher den aus § 2 des Koalitions- 
gesetzes ersichtlichen Sinn des Ausdruckes „Gewerbs- 
leute" ganz grundlos erweitert und offenbar ein Prcls- 
kartell sich nur als Nachteil für das Publikum, 
d. h. nach seiner eigenen Begründung, für den letzten 
Konsumenten denken kann. In Wahrheit sollte 
unter „Nachteil fürs Publikum" schlechthin das „öffent- 
liche Wohl", der „ordre public" des französischen und 
die „public policy" des englischen Zivilrechtes ver- 
standen werden, welche beiden Gesetzgebungen eben 
auch nur solchen Kartellen die Rechtsgiltigkeit ver- 
sagen, die dem Gesamtwohl durch ihre Uebertreibungen 
schädlich sind. 
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Mit Recht widerspricht Dr. Grunzel auch der 
Auffassung des Dr. Adolf MenzI (Die Kartelle und dre 
Rechtsordnung, Duncker & Humblot, 1902), wonach 
alle Preisvereinbarungen in Oesterreich verboten seien,, 
zumal letzterer selbst zugesteht, dass die Kartelle 
auch gemeinnützige Wirkungen hervorrufen können 
und dass das Koalitionsgesetz nur den letzten Kon- 
sumenten schützen wolle (S. 20). Freilich gebt auch 
Menzel von der absolut falschen Voraussetzung aus^ 
dass jedes Kartell in letzter Linie schlechthin preis- 
erhöhend für den letzten Konsumenten auf 
die Dauer wirken müsse, während in Wahrheit Zweck 
aller Kartelle bloss die Erhöhung der Rentabilität 
bildet, die häufig nur durch gleichzeitige Verminderung 
der faux frais und Herabsetzung der Preise bewirkt 
werden kann. Oft muss sogar zur Verhütung von 
leichtfertigen Neuetablierungen ein Teil der ersparten 
faux frais ständig den Kunden überlassen werden. Es 
wird von der ganz unzutreffenden Voraussetzung aus- 
gegangen, dass die freie Konkurrenz schlechthin preis* 
drückend wirkt, während doch in einer ganzen Reihe 
von Industrien, die namentlich den letzten Konsu- 
menten nahegerückt sind, das gerade Gegenteil der 
Fall ist. (Siehe Monopolies and The People by Charles 
Whiting Baker, S. 133 ff. und S. 176; ferner The Trust 
Problem by Jeremiah Whipple Jenks, S. 10 ff. und 
S. 21 ff.; weiters Francis Laur, De L' Accapärement, 
Bd. II, S. 426 über das deutsche Glas- und Spiegel- 
kartell ; Ernst von Halle, „Trusts or Industrml Combi- 
nations and Coalitions in The United States, S. 142, 
Dr. Eugen Philippovich, Grundriss der politischen 
Oekonomie, Bd. 11, Tübingen 1905, S. 151, u. a. m.) 

In den meisten österreichischen Bekleidungs- 



— 5 — 

Industrien entstehen die chronischen Krisen dadurch, 
dass die Vertriebsicosten durch die zügellose Konkur- 
renz schliesslich so sehr die Pro duktenp reise hinauf- 
setzen, um die Kauflust des Publikums und die 
Konkurrenzfähigkeit der Branche aufs tiefste herabzu- 
drücken, die Schundkonkurrenz grosszuziehen und 
all« Existenzsicherheit aufzuheben. Eine vollkommene 
Kartellorganisation muss da auf die Dauer die Ren- 
tabilität gleichzeitig erhöhen und die Preise ermässigen. 
Grunzel weist darauf hin, dass das Wesen 
der Kartellorganisation zur Zeit der Erlassung des 
Koalitionsgesetzes gar nicht bekannt war und dass 
es sich einfach um die Milderung einer strafgcsetz- 
Kchen Bestimmung aus dem Jahre 1852, resp. 1803, 
resp. der miitelalterlichen Polizeiordnungen durch Auf- 
hebung derselben und Uebertragung aufs Gebiet 
des Zivilrechtes gehandelt hat. § 4 des Koalitions- 
gesetzes ist auch fast gleichlautend mit dem aufge- 
hobenen § 479 des Strafgesetzes, welcher offenkundig 
das Verbot wucherischer Ausbeutung des Publikums 
auf lokal geschützten Märkten durch die Kleingewerbe- 
treibenden, keineswegs jedoch die Regelung der Preise 
im Engros- und Fcrnhandel von Seiten solcher Industrien 
gemeint haben kann, deren grosser Betrieb und nam- 
haftes fixes Kapital dieselben auf eine Differenz von 
wenigen Perzenten mit ihrer ganzen Existenz anweist, 
und deren ruinöser, das fixe Kapital entwertender Preis- 
kampf selten dem letzten Konsumenten zugute kommt, 
wohl aber diesem letzten Konsumenten In seiner Eigen- 
schaft als Arbeiter und Privatbeamter eine Unsicherheit 
der Existenz verursacht, deren Beseitigung selbst durch 
eine namhafte Steigerung seiner Haushaltungskosten 
nicht zu teuer erkauft würde. 
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Dies ergibt sich aus dem Wortlaute 
des Strafgesetzes über schwere Polizei- 
übertretungen vom Jahre 1803. 

§ 227 lautet: Die Verabredung von mehreren oder 
sämtlichen Gewerbsleuten eines Gewerbes, 
in der Absicht, den Preis einer Ware oder einer 
Arbeit zum Nachteile des Publikums zu erhöhen, 
oder zu ihrem eigenen Vorteile herabzu- 
setzen, oder, um Mangel zu verursachen, ist als 
eine schwere Polizeiübertretung nach Mass der Teil- 
nahme an derselben zu bestrafen. 

§ 228: Die Urheber solcher Verabredungen sind 
nach der grösseren oder kleineren Wichtigkeit des 
Gegenstandes mit strengem Arreste von einem bis zu 
drei Monaten und, wenn die Vorsteher des Ge- 
werbes die Urheber sind, nebstdem mit Entsetzung 
und fernerer Unfähigkeit zum Vorsteheramte zu 
bestrafen. Die Strafe der übrigen Mitschuldigen nach 
der Reihe ist mit enger Verschliessung und Fasten 
verschärfter Arrest von drei Tagen bis zu einem 
Monate, je nachdem jedem derselben eine stärkere Mit- 
wirkung zur Last fällt. 

§ 229 : Bei Verabredungen der Handwerksgesel- 
len, um sich durch gemeinschaftliche Weigerung, zu 
arbeiten oder durch andere Mittel einen höheren Tag- 
oder Wochenlohn oder andere Bedingungen von ihren 
Meistern zu erzwingen, sind die Rädelsführer mit durch 
Fasten und Züchtigung verschärftem Arreste von drei 
Tagen bis zu einer Woche zu bestrafen ; und nachdem 
sie entweder Eingeborne oder Ausländer sind, aus der 
Provinz oder den sämtlichen Erbländern abzuschaffen. 

Der Kommentator Kudler (Erklärung 
des 1. Abschnittes des Strafgesetzes über 






Polizeiübertretungen mit Vorwort und 
Anhang von Dr. Anton Hye, 1850) bemerkt: 

Ad § 227 : „Verabredungen der gedachten Art 
unter Oewerbsleuten haben den Zweck, ihnen die Vor- 
teile eines Monopols oder Propols zu verschaffen, wo- 
durch zuletzt das Publikum um den Nutzen der freien 
Konkurrenz, wenigstens unter den bestehenden Ge- 
werbsleuten, gebracht würde. Vorzugsweise trifft diese 
Vorschrift jene Gewerbe- und Handelsleute, deren Waren 
keiner gesetzlichen Preisbestimmung unterliegen." 

Aus dem Umstände, dass auch die Gewerbe mit 
amtlichen Preistaxen getroffen werden sollten, geht klar 
hervor, dass eine Verabredung zur Einhaltung der 
Preistaxen nicht strafbar sein sollte, dass somit nur 
eine Preiserhöhung, nicht aber Festhaltung 
eines legitimen Preisniveaus getroffen werden sollte; 
denn die Preistaxen waren naturgemäss stets gleich- 
zeitig eine Grenze gegen Erhöhung und das Resultat 
von Verabredungen der Zünfte sowie Unterhandlungen 
mit der Behörde. Dies geht noch klarer aus einer 
Polemik Kudlers gegen Nippel hervor, welch letzterer 
die Bestimmung auf Gewerbe mit amtlichen Preistaxen 
deshalb als nicht anwendbar erklärt, weil Taxüber- 
schreitungen schon durch einen vorhergehenden 
Paragraphen getroffen seien. Beiden schwebt also tat- 
sächlich nur das Verbot einer Ueberschreitung 
der gesetzlichen oder natürlichen Preisgrenze, keines- 
wegs das Verbot einer Fest hal tun g derselben durch 
Verabredung vor. 

Bei Gelegenheit der Aufhebung der Widmung 
zwischen den Fleischern und Seifensiedern und der 
Satzung der Seifensiederwaren wurde die Anordnung 
dieses Paragraphen ausdrücklich wieder in Erinnerung 
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gebracht (Hofkanzlei*Dekret vom 20. Mai, Verordnung 
des steiermärkischen Oubernium vom 2. Juni 1813). 

Was uns interessiert, ist der ausdrückliche Hin- 
weis auf die Gewerbe, welche einen „Vorsteher* 
besitzen und jedenfalls nur bei lokal beschränkten 
Märkten operieren konnten, endlich auf die offenbare 
Absicht, die Detailpreise für den letzten Kon- 
sumenten zu bestimmen. 

Es handelt sich um Bestimmungen aus einer Zeit, 
wo in wenig voneinander entfernten Landstrichen 
ausserordentliche Differenzen in den Preisen der Be- 
darfsartikel sich ergeben konnten. Andr6 Coliiez (Trusts, 
Karteis, Corner 1904, S. 427) führt das Faktum an, 
dass noch im vorigen Jahrhundertc im Gouvernement 
Prskov zeitweise Roggen fünf Rubel per Pud kostete, 
während derselbe gleichzeitig im Gouvernement Orel 
für 65 bis 70 Kopeken erhältlich war, weil die beiden 
Gouvernements noch nicht durch Eisenbahnen ver- 
bunden waren. 

Vergegenwärtigen wir uns nun selbst das heikelste 
Gebiet der Kartellfrage, den Lebensmittelmarkt, und 
innerhalb dieses den Wiener Fleischmarkt. Es ist 
notorisch, dass das Publikum durch die ununter- 
brochenen Engrospreisschwankungen nur benachteiligt 
wird, da Erhöhungen von den Fleischhauern bald 
auf die Detailpreise überwälzt werden, Ermässigungen 
nur sehr schwer bis zum letzten Konsumenten sich 
durchsetzen können. (Siehe Einfluss der Goldwährung 
auf das Einkommen der Bevölkerungsklassen und des 
Staates vom Verfasser, S. 13 ff.) 

Wäre es da nicht im Interesse des Konsumenten 
gelegen, wenn die Fleischkommissionäie bei allzu- 
starker Zufuhr einen Durchschnittspreis und quoten- 
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mllssigren Absatz des Vorrates vereinbaren, damit sie 
Dicht aus wechselseitig^er Angst vor dem Schicksale, 
der Letzte zu sein, zu jedem Schleuderpreise verkaufen 
und so den Einsender für einige Zeit verschüchtern! 

Das Kartell einer Bekleidungsindustrie, welches 
die Engrospreise regelt, wird fast immer nur eine 
gerechte Verteilung des dem letzten Konsumenten 
ohnehin auferlegten Oewinnaufschlages zwischen Er- 
zeuger und demjenigen Zwischenhändler bewirken, 
welcher an den kleinen Detailhändler weiterverkauft 
und die Not des kapttalsschwachen Produzenten aus* 
beutet. Es wird dem Zwischenhändler die Gewinnmarge 
schmälern, ihm dafür aber eine grössere Sicherheit 
der Marktlage bieten ; es wird die Differenz zwischen 
den dem grossen Detailhändler berechneten Preise« 
und denjenigen, welche von dem kleinen Detailhändler 
zu zahlen sind, vermindern; es wird aber kaum den 
bis dahin von dem kleinen Detailhändler gezahlten 
Preis erhöhen — und wenn dennoch eine unbedeutende 
Erhöhung dieses Preises platzgreift, wird dieselbe kaum 
von dem Detailhändler auf den letzten Konsumenten 
überwälzt werden. Ein Gegenstand, welcher dem Detail- 
händler eine Krone kostet, wird von diesem nach wie 
vor um K 1.50 verkauft werden, wenn der Engros- 
preis auch um jene fünf Heller erhöht wurde, welche 
für die Existenz der Unternehmer und ihrer Arbeiter 
entscheidend sind. 

Falls ein Preiskartcll auch noch mit einer quoten- 
mässigen Aufteilung der Umsätze ohne Einschrän- 
kung dieser Umsätze auf ein bestimmtes 
Maximalquantum verbunden wird, sq ist jeder 
Unternehmer mit seinen Arbeitern zunächst nur gegen 
eine Stillegung seines Betriebes gesichert, ohne dass 
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damit allein eine Belastung des letzten Konsumenten 
wirtschaftstheoretisch gegeben erscheint. Es ist implicite 
eine wechselseitige Versicherung gegen 
Arbeitslosigkeit innerhalb der betreffenden 
Branche gegeben — und wenn solche Organisationen 
verallgemeinert werden, wo läge der „Nachteil des 
Publikums'' im Sinne des § 4 Koalitionsgesetzes? 

Wenn z. B. in der Schirmbranche die Arbeits- 
löhne im letzten Dezennium auf die Hälfte reduziert 
und die Schirmpreise unter die Selbstkosten herabge- 
drückt wurden, so dass ein Teil der Unternehmer 
unbedingt zugrundegehen müsste, bis die natürlichen 
Preise und mehr noch für die Ueberlebenden resul- 
tieren würde — wo liegt der Nachteil fürs Publikum, 
sobald dem Zerfallsprozesse durch einen Arbeitslohn- 
tarif und ein bescheidenes Schirmpreiskartell vor- 
gegriffen wird und geradezu ausschliesslich die Schirm- 
grosshändler und Detailleure, nicht aber der letzte 
Konsument, die Kosten tragen, wofür die ersteren aber 
auch Vorteile eintauschen ? 

Man denke, dass in der Bekleidungsindustrie die 
Vertriebskosten bis zu 207o des Engrospreises und 
darüber betragen, da jede Kundschaft von dem Reisen- 
den jedes einzelnen Industriellen besucht wird und 
die Höhe der einzelnen Ordres auf ein Minimum 
herabgedrückt, die Reisezeit ins Unendliche ausgedehnt 
wird ; dass in einer solchen Branche infolge Sicherung 
eines Perzentualanteiles am Gesamtumsätze einzelne 
Unternehmer gemeinschaftlich reisen oder erzeugen 
lassen, alle Unternehmer die Reisezeit herabsetzen und 
so bedeutende Ersparnisse erzielen, um daran auch 
die Kundschaft partizipieren zu lassen und eine Neu- 
etablierung ausserhalb einer bestimmten vernünftigen 
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Reihenfolge zu erschweren. Wo läge hier der Nach- 
teil des Publikums? 

Es muss überdies in Erwägung gezogen werden, 
dass bei einer grossen Anzahl von Preiskartellen die 
Konkurrenz bloss auf die Verbesserung der Qualitäten 
abgeleitet wird. Im Preiskampfe wird nämlich der Mit- 
bewerber durch Verschleierung der Qualitäten und 
Schundware womöglich verdrängt, bei gleichen Preisen 
umgekehrt durch die bessere Qualität, was für den 
letzten Konsumenten selbst eine namhafte Preissteige- 
rung ökonomisch weit mehr als ausgleicht. 

Es kann also jemand, welcher mit dem Wirtschafts- 
leben nicht genau vertraut ist, die Vorfrage gar nicht 
lösen, ob in einem konkreten Falle ein Preiskartcll zum 
Nachteile des Publikums geschlossen wurde, noch 
weniger behaupten, dass jedes Preiskartell im Sinne 
des § 4 Koalitionsgesetzes ungiltig sei. Es ist auch in 
Oesterreich ebenso wie in allen Kulturländern eine 
quaestio facti, ob ein Preiskartell giltig ist — und 
könnte höchstens gefordert werden, dass von vorne- 
herein von den Kompasziszenten nicht überschreitbare 
Maximalgewinnaufschläge vereinbart werden, welche den 
letzten Konsumenten offenbar nicht schädigen. 
Im übrigen hat Justizminister Herbst bei Begründung des 
§ 4 des Koalitionsgesetzes ausdrücklich darauf hingewie- 
sen, dass die ErzwingungderVertragstreuedurchschieds- 
richteriiche Strafen im Gegensatze zu ausländischen Ge- 
setzen nicht strafbar sein soll, und die Tendenz des 
Entwurfes eine weit mildere und koalitionsfreundlichere 
als diejenige ausländischer Gesetze sei. Erst die in 
der Zivilprozessordnung vorgesehene Anfechtbarkeit 
schiedsgerichtlicher Urteile hat daher die Frage nach der 
Giltigkeit von Kartellverträgen zur Aktualität gebracht. 
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Der österreichische KarteHgesetzetrtwurf aus dem 
Jahre 1897 erklärt auch die Anwendbarkeit des § 4 
des Koalitionsgesetzes auf die modernen Kartelle als 
zweifelhaft, u. zw. insbesondere auf Verabredungen zur 
Festhaltung der Preise (Protokolle des Abge- 
ordnetenhauses, XV. Session, erläuternde Bemer- 
kungen S. 23, 24). Interessant sind die Ausführungen 
Doktor Hitschmanns, der sich als äusserst kartell- 
feindlich bekennt, in bezug auf die Anwendbarkeit 
des Koalitionsgesetzes : „So viele Worte, so viete Un- 
klarheiten . . . Das Gesetz, dessen Grundgedanke auf 
die Handwerkerpatente von 1731 und 1732, dann auf 
die Strafgesetze von 1803 und 1852 zurückgeht, dürfte 
den Begriff „GewerbsleuteMa st mit voller 
Gewiss heit nur im Sinne des täglichen 
Lebens als gewerbliche Produzen ten von 
Gütern des täglich en Lebensbe d arf es, als 
Bäcker, Fleischer etc. auffassen. Endlich han- 
delt es sich bei den Kartellen nicht immer um Preis- 
erhöhungen oder um Preisfixierungen; oft wird nur 
die Produktionsmenge festgesetzt oder das Absatzge- 
biet rayonniert. Bei zahlreichen Unternehmerverbänden, 
wie Transport- und Assekuranz-Unternehmungen u s. w. 
handelt es sich nicht um Waren, und viele Kartelle 
wenden sich nicht gegen das Publikum, son- 
dern gegen die Zwischen- und Urprodu- 
zenten (Kartelle und die Staatsgewalt, Wien, 1897, 
S. 19; desgleichen: Kartelle vor Gericht, Handels- 
museum 16. November 1899, S. 541). 

In Deutschland ist ein Kartell im Sinne § 138 b. G. 
nur wegen eines Verstosses gegen die guten 
Sitten ungiltig, womit wohl auch ein Verstoss gegen 
das öffentliche Interesse zumeist getroffen erscheint. 
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Aber wie behandeln die deutschen Gerichte die Kartell- 
Organisationen, denen nach allgemeiner Anschauung 
der Hauptteil an dem Aufschwünge der deutschen 
Volkswirtschaft beigemessen wird! (P. de Rousiers, 
Les Syndicats Producteurs, S. 107 ff. S. 277 ff., Francis 
Laur cit. J. M61ine in der Vorrede, ibidem.) Es Ver- 
stösse nicht gegen das Prinzip der Gewerbefreiheit, 
wenn sich Gewerbegenossen zu dem im guten Glauben 
verfolgten Zwecke miteinander verbinden, einen Ge- 
werbszweig durch Schutz gegen Entwertung ihrer 
Erzeugnisse und die sonstigen, aus Preisunterbietungen 
einzelner hervorgehenden Nachteile lebensfähig zu 
erhalten (Urteile ^des Reichsgerichts, 1. Zivilsenat vom 
25. Juni 1890 und vom 4. Februar 1-897, des baier. 
Obersten Landesgerichts vom 7. April 1888, des preuss. 
Oberlandesgerichts zu Hamm vom 4. März 1899, des 
Oberlandesgerichts Dresden vom 19. September 1893). 
Orunzel weist auf die besondere Einsicht in das Wirt- 
scheltsleben hin, welche sich in dem Urteil des 
Reichsgerichts zu Leipzig vom 4. Februar 1897 kund- 
gibt. Dort heisst es : ^Sinken in einem Gewerbszweig 
die Preise allzutief herab und wird dadurch der ge- 
deihliche Betrieb des Gewerbes unmöglich gemacht 
oder gefährdet, so ist dann die eintretende Krisis 
nicht nur für den einzelnen, sondern auch der Volks- 
wirtschaft verderblich, und es liegt daher im Inter- 
esse der Gesamtheit, dass nicht dauernd un- 
angemessen niedrige Preise in einer Gewerbebranche 
bestehen. Die gesetzgebenden Faktoren haben auch 
dementsprechend schon oft und bis in die neueste 
Zeit hinein unternommen, durch Einführung von Schutz- 
zöllen auf die Steigerung der Preise gewisser Produkte 
hinzu wirken.'' „Es kann, wenn die Preise wirklich 
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dauernd so niedrig sind, dass den Unternehmern 
der wirtschaftliciie Ruin droht, ihr Zusammenschluss 
nicht bloss als eine berechtigte Betätigung des Selbst- 
erhaltungstriebes, sondern auch als eine dem Interesse 
der Gesamtheit dienende Massregel erscheinen !" Ist 
ja auch in den Rheinlanden trotz der dort geltenden 
Strafbestimmungen des code p^nal das Kohlenkartell 
unter dem Einflüsse der preussischen Regierung ent- 
standen, und erstehen ja auch in Frankreich immer neue 
Kartelle, welche von den Zivilgerichten nicht als wider 
den ordre public gerichtet behandelt werden. So ist 
am 12. März 1903 die Rechtsgiltigkeit eines Salz- 
kartells, welches den Preis von 5 Francs auf 15 Francs 
hinaufgesetzt hatte und welchem 4000 französische 
Salzerzeuger angehören, vom Tribunal St. Nazaire 
anerkannt worden, nachdem das Salz „so billig wie 
die Kieselsteine" geworden und ein ganzes Gewerbe 
durch das Kartell gerettet worden war. Dies unter der 
Herrschaft des Art. 419 und 420 code penal und Art. 6, 
1131, 1133 des code civil, welche sowohl einen Verstoss 
gegen die guten Sitten, als auch einen solchen gegen die 
öffentliche Ordnung, endlich eine Verabredung mit einem 
ungesetzlichen Endzweck verpönen respektive eine 
Koalition zur Preiserhöhung verbieten. Der Oberste 
Gerichtshof muss also seine Ansichten revidieren, indem er 
a) zunächst die Worte „zum Nachteile des Pu- 
blikums" und die Worte „um den Preis einer Ware 
zu erhöhen", endlich den Ausdruck „Gewerbsleute" 
auf den wahren Sinn des Gesetzes zurückführt und 
in Ermangelung eines der drei Kriterien die Rechts- 
giltigkeit einer Vereinbarung anerkennt ; 

b) indem er ferner die Anschauung korrigiert, 
als ob jedes Kartell eine Preiserhöhung schlechthin 
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oder gar speziell für den letzten Konsumenten invol- 
viert. In letzterer Beziehung verweise ich auf meinen, 
in der „Zeitschrift für Handel und Gewerbe" in der 
Nummer von 1. Juli 1905 erschienenen Artikel „Der 
Kreditverkehr in der Textil- und Bekleidungsindustrie". 
Dort lege ich dar, dass ein blosses Konditionskartell 
die ganze Energie der Konkurrenz auf die Preise 
lenkt, so dass alle ersparten faux frais der Kundschaft 
zugute kommen; dass umgekehrt ein blosses Preis- 
kartell die ganze Wucht der Konkurrenz auf die 
Konditionen lenkt, was der Kundschaft alle aus der 
Preiserhöhung resultierenden wirtschaftlichen Vorteile 
wiedergibt. 

Es ist ferner festzuhalten, dass, wenn ein Produk- 
lionsstadium und insbesondere das Halbfabrikat voll- 
ständig juristisch oder faktisch monopolisiert ist, 
es für den letzten Konsumenten gleichgiltig ist, ob 
auch die übrigen Produktionsstadien monopolisiert 
werden ; denn wie Robert Liefmann (Unternehmerver- 
bände) mit Recht hervorhebt, wird eine so kartellierte 
Branche Monopolisten-Politik betreiben, bei welcher 
gemäss der Lehre Karl Mengers die höchste Rentabilität 
keineswegs sich aus den höchstmöglichen Preisen des 
Endproduktes ergibt, sondern vielmehr von der 
Kauflust und Kaufkraft des letzten Konsumenten, 
respektive der absetzbaren Menge bestimmt wird. 
Wie sollten sich die Emailgeschirrfabrikanten gegen 
das Eisenkartell zur Wehre setzen, wenn nicht durch 
^in Kartell 1 

Es ist schliesslich stets in Erwägung zu ziehen, 
ob nicht auch ohne Kartell durch Vernichtung einer 
Anzahl von Konkurrenten eine Monopolisierung sich 
vollzogen hätte, ob somit der Causalnexus 
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zwischen der Verabredung und der Preis- 
erhöhung gegeben erscheint, respektive ob nicht 
die Preiserhöhung in letzter Linie auf den unhaltbaren 
Zustand einer Unterbietung der Selbstkostenpreise 
zurückzuftlhren ist. Das Koalitionsgesetz hat sicherlich 
nicht die Tendenz verfolgt, auch nur die F e s t h a I- 
tung der Selbstkostenpreise durch Ver- 
abredung zu verhindern. Wie Steinbach (Der Staat und 
die Privattnonopole, Wien, 1903, S. 24) ausführt, haben 
sogar die Kanotitsten, auf welche ja das Koalitions- 
gesetz in letzter Linie zurückgeht, ein pretiiini infimutn 
seu pium oder legitimum anerkannt, unter welchem 
man gerechterweise nichts kaufen dürfe. 

In der Entstehungszeit des § 479 des Strafgesetzes^ 
welcher vom Koah'tionsgesetz rezipiert wurde, hatte 
jeder Gewerbsmann eine bestimmte auf ihn ange- 
wiesene Kundschaft und erzeugte das erste Produk- 
tionsquantum mit ungefähr der gleichen Regie wie das 
letzte. Die Möglichkeit, dass jemand ihm mit seinen, 
ohne besonderen Regieaufschlag vertriebenen, letzten 
Quanten den ganzen Umsatz abtreiben würde, war 
geradezu ausgeschlossen und daher eine Panik selten, 
bei welcher man unter die Selbstkosten herunterging. 
Es konnte im grossen und ganzen eine Verabredung 
in erster Reihe nur gegen das öffentliche Interesse (zum 
Nachteile des Publikums) gerichtet sein. 

Das wichtigste Argument gegen eine engherzige 
Oesetzesinterpretation ist jedoch in der Erfahrungs- 
tatsache gelegen, dass die Unterdrückung der im Inter- 
esse einer richtigen Mittelstandspolitik gelegenen 
Kartellorganisationen nach dem Vorbilde der Verei- 
nigten Staaten Nordamerikas die Konzentrations- und 
Fusionierungsbewegung ausserordentlich fördern und 
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dadurch den „Nachteil des Publikums" sozial- 
politisch und unter Umständen auch materiell erst recht 
herbeiführen muss, zumal solche Vergesellschaftungen, 
wie ich im nächsten Kapitel dartun werde, nach öster- 
reichischem Gesetze absolut unangreifbar sind. 

Interessant ist noch die Frage, ob nach österrei- 
chischem Rechte auch ein im Auslande mit Unterwer- 
fung unter die ausländischen Gesetze abgeschlossenes 
Kartell rechtsgiitig sein kann. Es kommt hier § 37 a. b. 
G.-B. in Betracht. Gemäss diesem sind Rechtsgeschäfte, 
welche von Ausländern mit Inländern im Auslande 
abgeschlossen wurden, nach dem Gesetze, welches 
an dem Orte des Abschlusses gilt, oder dem ausdrücklich 
zugrunde gelegten Gesetze zu beurteilen. Stubenrauch 
vertritt mit Recht die Ansicht, dass der Grundsatz 
locus regit actum (das heisst : das am Orte der Ver- 
tragserrichtung geltende Gesetz komme zur Anwen- 
dung) auch dann gelte, wenn österreichische Unter- 
tanen untereinander im Auslande ein Rechtsge- 
schäft abschliessen. Wenn also Oesterreicher durch 
zwei oder mehrere Anwälte im Auslande sich vertreten 
lassen, um dort einen Kartellvertrag abzuschliessen, 
und ausdrücklich vorsichtsweise sich dem deutschen 
Rechte unterwerfen, womöglich überdies auch einen 
ungarischen Konkurrenten (Ausländer) in den Vertrag 
einbeziehen, so muss die Rechtsgiltigkeit des Kartells 
nach dem deutschen Rechte beurteilt werden. Ein Ver- 
stoss gegen § 4 des a. b. G.-B., wonach Oesterreicher 
in bezug auf ihre persönliche Handlungsfähigkeit auch 
im Auslande an die österreichischen Gesetze gebunden 
bleiben, läge nicht vor, da § 4 des Koalitions- 
gesetzes weder mit der persönlichen Handlungs- 
fähigkeit noch auch mit einer verbotenen Handlung 

Dr. Äf. Ettin^cr, Die Regelung des Wettbewerbes. 2 
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etwas zu tun hat; denn das Koalitionsgesetz hat aus- 
drücklich den Zweck gehabt, die Koalition von Ar- 
beitern und Unternehmern zu ermöglichen, wenn 
auch den Verträgen unter gewissen Umstän- 
den die Klagbarkeit versagt werden sollte. Eine Ent- 
scheidung des deutschen Gerichtes oder des Schieds- 
gerichtes müsste also ohne weiters von den inländischen 
Gerichten exequiert werden. 

Es scheint auch, dass die Judikatur der wahren 
Bedeutung des § 4 des Koalitionsgesetzes inne werden 
will. Dies geht aus den Ausführungen eines Urteils 
des Wiener Oberlandesgerichtes hervor, welche im 
„Fremdenblatte" am 25. Mai 1905 publiziert wurden 
und mit welchen die Klage der Firma Watt, Scharf & 
Cie. auf Nichtigerklärung eines Kartellvertrages abge- 
wiesen wurde, wie dies auch die erste Instanz getan 
hatte : 

„Der vorliegende Kartell vertrag aber falle 
nicht unter das österreichische Koalitions- 
gesetz, aus den folgenden Gründen: „Die 
Bestimmungen des § 4 treffen die sogenannten Ringe, 
das sind Vereinbarungen zwischen Produzenten und 
Händlern, welche keine Regelung der Produktion, 
sondern in Wahrheit nur das eine bezielen, den Preis 
von Waren zum Schaden des Publikums zu erhöhen 
und dadurch den Teilhabern der Vereinigung einen 
Gewinn zuzuführen, der vom Standpunkte einer 
gesunden Volkswirtschaft nicht zu rechtfertigen ist. 
Nun darf als notorische Tatsache hingestellt werden, 
dass die modernen Kartelle von den lediglich Monopole 
schaffenden Ringen sehr erheblich verschieden sein 
können, allerdings nicht verschieden sein müssen. 
Die Regelung der Produktion und der Absatzver- 
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hältnisse, das Wegfallen der sogenannten faux frais, 
der falschen Gestehungskosten, die durch die Reklame, 
Anstellung von Agenten und Geschäftsreisenden unter 
anderem erwachsen, muss nicht bloss der Deckmantel 
sein, hinter dem die ausbeuterischen Zwecke verhüllt 
werden ; sie können wahrhaft zutreffende Merkmale 
dner Kartellvereinigung bilden. Die Erhöhung der 
Preise, welche ein Kartell beabsichtigt oder doch 
tatsächlich herbeiführt, muss nicht eine Schädigung 
des Publikums bedeuten. Wenn der Konkurrenzkampf 
dazu geführt hat, dass Waren unter deren Gestehungs- 
kosten verkauft werden, ist damit ein Zustand geschaffen, 
der für längere Dauer überhaupt nicht aufrecht erhalten 
werden kann. Ob ein Kartell der Händler oder Produ- 
zenten zustande kommt oder nicht, immer muss 
notwendigerweise eine Erhöhung der 
Preise eintreten. Wenn die weniger wider- 
standsfähigen Konkurrenten gänzlich aus dem Felde 
geschlagen werden, haben die siegreich gebliebenen 
tatsächlich ein Monopol geschaffen, das zu argem 
Nachteil des Publikums führen kann, ohne dass die 
Privatrechtsgesetzgebung dagegen irgend eine Abhilfe 
j;:ewährt. Ein rechtlich geschütztes Interesse des 
Publikums an dem Fortbestehen derzeit geltender 
Preise von Bedarfsartikeln besteht nicht. Gewiss werden 
Kartelle zumeist nicht deshalb geschlossen, um dem 
Interesse des Publikums, sondern um den Interessen 
der Syndikatsmitglieder zu dienen. Gewiss werden 
die letzteren in den meisten Fällen nicht bloss durch 
Verminderung der Gestehungskosten und durch Besei- 
tigung des Ungesunden und auf die Dauer Unhah- 
baren, das den jeweils herrschenden Produktions- und 
Absatzverhältnissen anhaftet, ihren Gewinn erhöhen 
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wollen, sondern auch aus dem durch das Karteil 
geschaffenen Monopol neuen Nutzen zu erzielen suchen 
durch den sogenannten Kartellaufschlag. Trotzdem 
wird aber auch ein solch es Kar teil nicht 
einem Ringe schlechterdings gleichge- 
stellt werden dürfen. Es müsste vielmehr 
in jedem Falle untersucht werden, in 
welchem Verhältnisse der durch den 
sogenannten Kartellaufschlag erhoffte 
Nutzen zu dem aus anderen, das Publikum 
durchaus nicht schädigenden Quellen 
erhofften Nutzen dem Kartell sein Gepräge 
gibt, dann, aber auch nur dann, muss es 
dem § 4 des Koalitionsgesetzes unter- 
stellt werden. Weiters muss festgehalten werden, 
dass der Zivilrichter überhaupt und insbesondere in 
diesem Falle nur zu prüfen hat, ob zur Zeit der 
A bschliessung des Kartell Vertrages die 
Kontrahenten die durch § 4 des Koa- 
litionsgesetzes verpönten Absichten ver- 
folgten. Ein Kartell, bei dessen Gründung gemein- 
schädliche Zwecke nicht vorherrschten, kann später 
tatsächlich äusserst verderblich für das Publikum wirken. 
Dies zu untersuchen fällt aber ausserhalb 
des Rahmens dieses Rechtsstrei tes."" 

Es wird im vorstehenden Urteile bereits voller 
Nachdruck auf die Worte „zum Nachteile für das 
Publikum'' gelegt und wird die Judikatur zweifellos 
auch bei uns die Worte Schäffles würdigen: „Dass 
aus planloscrKonkurrenz die grossen Privatgesellschafts- 
und Verbandsmonopole eher noch rascher, schärfer 
und allgemeiner hervorwachsen, wenn die Stufe der 
Kartellentwicklung übersprungen wird (Zeitschrift für 
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die gesamten Staatswissenschaften, S. 716 cit. von 
Rundstein). „Das survival of the fittcst" ist für die 
Konsumenten und Arbeiter verhängnisvoller als die 
Assocüerung mehrerer Unternehmer (Macrosty, Trusts 
and the State, London, 1901, S. 106; Jenks, cit. S. 140, 
186, Cossa, J. Syndicati industriali, 1901, S. 13, 14, 
Leener, Les Syndicats iiidustriels en Belgique, 1904, 
S. 55; Cohn, System 111, S. 156; Huber, Die Kartelle, 
S. 48 ff). 

* 

Während der Korrektur dieses Kapitels erfolgte 
in der „Neuen Freien Presse" vom 8. Oktober 1905 
die Publikation eines oberstgerichtlichen Urteiles, womit 
zwar das Oberland es gerichtliche urteil aufgehoben, 
aber prinzipiell die Rechtsgiltigkeit solcher 
Kartelle anerkannt wird, welche das Inter- 
esse des letzten Konsumenten nicht be- 
einträchtigen. 

Die Begründung führt aus, dass in diesem Falle 
auf die Bestimmungen des österreichischen Koaiitions- 
gesetzes Bedacht genommen werden müsse, und sagt 
dann, die Gerichte dürften zu gesetzlich verbotenen 
Rechtshandlungen keine Rechtshilfe leisten und haben 
demnach bei derartigen von einem Inländer im Aus- 
lande abgeschlossenen Verträgen immer an der 
Hand des österreichischen Gesetzes zu 
entscheiden, ob diese Verträge auch in Oesterreich 
als rechtswirksam anzusehen sind. Was die Anwen- 
dung der Bestimmung des § 4 des Koalitionsgesetzes 
betrifft, hebt der Oberste Gerichtshof hervor, dass 
auch, wenn die Absicht der Kontrahenten nicht aus- 
schliesslich, sondern nur neben anderen Zwecken auch 
auf Preiserhöhungen gerichtet war, die Verbotsnorm 
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des österreichischen Rechtes zur Anwendung kommen 
müsse. Allerdings könne, wenn ein solches 
Kartell den höheren Preis durch bessere 
Qualität aufwiegt, nicht mehr gesagt 
werden, dass die Preise zum Nachteil des 
Publikums, wie das Gesetz es erheischt, 
erhöht wurden. Allein auch in diesen Fällen sei 
immer darauf Rücksicht zu nehmen, ob nicht trotz 
der besseren Qualität die Preiserhöhung 
für die Minderbemittelten, also für die 
breitesten Schichten der Bevölkerung, 
welche sich oft mit einer geringeren Qualität begnügen 
würden, den erhöhten Preis der Ware aber sehr schwer 
oder gar nicht bezahlen können, dennoch mit 
Nachteilen verbunden ist. Es waren daher 
nach Ansicht des Obersten Gerichtshofes alle Beweise 
darüber abzuführen, ob von den kartellierten Fabri- 
kanten eine Preiserhöhung beabsichtigt wurde, ob 
eine solche tatsächlich eintrat, ob infolge des 
Kartells die Qualität der Glühlampen 
eine bessere wurde und ob diese Ver- 
besserung eine so bedeutende war, dass 
dadurch die Preiserhöhung vollständig 
aufgehoben wurde, damit das Publikum 
in keiner Weise benachteiligt erscheint. 
Der Oberste Gerichtshof hat einen sehr verdienst- 
lichen und ehrenvollen Rückzug angetreten und muss 
auf diesem Wege zur Auffassung des deutschen Reichs- 
gerichtes über den Begriff der Gemeinnützigkeit resp. des 
„Nachteils fürs Publikum" gelangen, welcher zweifellos 
nur dort gegeben ist, wo zugleich ein Verstoss gegen 
die guten Sitten im Sinne des § 878 a. b. G.-B. und des 
§ 138 des deutschen bürgerlichen Gesetzbuches vorliegt. 
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Ein jus cogens, ein Verbotsgesetz im öffentlichen 
Interesse ist im § 4 des Koalitionsgesetzes keines- 
wegs erlassen worden, da ja die Vereinbarung selbst 
nicht untersagt, sondern das bis dahin in Geltung 
befindliche strafgesetzliche Verbot aufgehoben 
werden sollte. 

R u n d s t e i n (cit.) bezeichnet die Ungiltigkeits- 
erklärung als ein relatives Verbot, d. h. sie wirkt 
nur in bezug auf den Kontrahenten, insoweit es sich 
um Rechtsverfolgung handelt. Er meint, dass eine 
Kautionsleistung zu „Koalitionszwecken" nicht zurück- 
gefordert werden könnte. Dieser Standpunkt ist übrigens 
sowohl dann gerechtfertigt, wenn man eine naturalis 
obligatio in der Verabredung erblickt, als auch wenn 
man ein „absolutes Verbot" d. i. eine unerlaubte 
Handlung in derselben findet (§ 1174 a. b. O. B., 
Krainz, System, § 415. Ueber internationale Kai teile, 
siehe Dr. S. Rundstein, in Kartellrundschau vom 
28. Dez. 190). 

Es läge somit gar kein Grund vor, die Bestim- 
mungen des bürgerlichen Gesetzbuches über das inter- 
nationale Privatrecht dort auszuschliessen, wo ein in 
Oesterreich wirksam werdender Kartellvertrag im Aus- 
lande mit Ausländern g^eschlossen wurde. Die Frage 
ist nur deshalb gegenstandslos, weil in keinem aus- 
ländischen Staate ein unsittlicher resp. gegen das 
Gemeinwohl verstossender Kartellvertrag rechtsgiltig 
ist und in der oben abgedruckten oberstgerichtlichen 
Entscheidung schon die Möglichkeit einer raisonnablen 
Preiserhöhung, welche für den letzten Konsumenten 
durch gleichwertige Vorteile ausgeglichen ist, gegeben 
erscheint. Damit kann die unlautere Konkurrenz be- 
seitigt und das Niveau einer Branche auf die Stufe 
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des solidesten, mit bürgerlichem Nutzen arbeitenden 
Unternehmers gehoben werden. 

Es kann auch nicht ausbleiben, dass die Rück- 
gängigmachung ruinöser Preisstürze durch Preiser- 
höhungen vom Obersten Gerichtshöfe anerkannt wird, 
so dass die Gerichte schliesslich die Höhe des Rein- 
gewinnes zu untersuchen haben werden. Die Kartelle 
sind ja Kinder der Not, wie Kleinwächter (S. 143) 
darlegt; sie sind „die Fallschirme, deren sich die zu 
hochgeflogene Produktion bediente, um wieder auf 
festen Boden zu gelangen" (Brentano, Die Ursachen 
der sozialen Not, S. 24); „Am 9. Mai 1873, als die 
Sterbeglocke des wirtschaftlichen Aufschwunges gellte, 
wurde die Geburtsstunde der Kartelle eingeläutet" 
(Schönlank, cit. von Stieda, Schriften des Vereines 
für Sozialpolitik, Bd. LXl). 

Zur Richtigstellung des in der „Neuen Freien 
Presse" am 7. Oktober 1905 erschienenen Kommuni- 
quees richtete Herr Dr. Edmund Benedikt folgende 
interessante Zuschrift an das erwähnte Blatt, welches 
dieselbe in der Nummer vom 10. Oktober 1905 ab- 
druckte. Da dieselbe obige Ausführung erhärtet und 
insbesondere dartut, dass der Oberste Gerichtshof 
Sanierungskartelie anders als Wucher- 
kartelle nunmehr behandeln will, bringe ich 
diese Zuschrift hier wörtlich zum Abdrucke: 

„Zu der in der Sonntagsnummer der „Neuen 
Freien Presse" veröffentlichten Entscheidung des Ober- 
sten Gerichtshofes bitte ich, mir einige Bemerkungen 
zu gestatten. Es handelt sich um ein zweifellos nach 
deutschem Recht zu beurteilendes, in Berlin begrün- 
detes Kartell zwischen deutschen, fremden und öster- 
reichischen Firmen, das von einem Wiener Syndikats- 
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mitglicd auf Grund des Gerichtsstandes des Vermögens 
bei den Wiener Gerichten angefochten wurde, und 
zwar sowohl aus tatsächlichen Gründen, die von allen 
Instanzen zurückgewiesen wurden, als aus juristischen 
Argumenten. Das Handelsgericht wies die Klage ab, 
weil weder einem Oesterreicher die Fälligkeit abgehe, 
im Ausland einen Kartellvertrag zu schlicssen, noch der 
berufene § 4 des Koalitionsgesetzes absolut- 
zwingendes Recht sei, das selbst gegenüber einem 
nach ausländischem Recht giltigen Vertrag angewendet 
werden müsse. Auf die erste Einwendung der mangeln- 
den Rechtsfähigkeit ist weder die Klägerin in den 
höheren Instanzen zurückgekommen, noch fand sie 
dort auch nur eine Erwähnung. Im Gegensatz zum 
Handelsgericht war das österreichische Oberlandes- 
ge rieht der Anschauung, dass der § 4, weil er auf 
den Schutz des gesamten konsumierenden Publikums 
vor solchen schädlichen Verabredungen gerichtet sei, 
von dem österreichischen Richter stets angewendet 
werden müsse, denn das hier geschützte Interesse der 
Gesellschaft sei allerersten Ranges." Hier folgt die 
oben angeführte Darlegung des Oberlandesgerichtes 
und setzt Herr Dr. Benedict seine Darstellung folgender- 
massen fort: 

„Alle Beweisanträge, welche die Erhöhung des 
Preises der Glühlampen, deren mindere Qualität, endlich 
das Nichtvornehmen der in Aussicht gestellten tech- 
nischen Verbesserungen dartun sollten, waren deshalb 
abzulehnen. Wenn man, von diesen Gesichtspunkten 
geleitet, den Vertrag prüft, kann man in ihm die 
Merkmale nicht finden, um ihn dem § 4 des 
Koalitionsgesetzes zu unterstellen. Es ist 
hinreichend dargetan, dass der Glühlampenmarkt derou- 
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tiert war, wie der übliche Ausdruck lautet, dass 
für die Dauernicht haltbare Zustände 
herrschten. Die einzelnen Mitglieder mussten sich 
verpflichten, nur gute Lampen in dem jeweiligen Stande 
der Technik entsprechender gleichmässiger Qualität 
zu liefern. Besondere technische Bestimmungen wurden 
festgestellt, um diesen Vertragspunkt wirksam durch- 
zuführen. Patente und Erfindungen, welche Vervoll 
kommungen darstellen, sollten allen Teilnehmern zur 
Verfügung stehen; ein technischer Ausschuss sollte 
eingesetzt werden. Die Einsicht der Korrespondenz, 
welche dem Kartellabschlusse vorangegangen war, 
lässt keinen Schluss zu, dass diese Bestimmungen nicht 
ernstlich gemeint waren, wenn auch eine Erhöhung der 
Preise als Folge des Kartells erhofft wurde. Die vor- 
liegenden Resultate des Verfahrens bieten also keine 
Rechtfertigung, um das Kartell dem § 4 des Koali- 
tionsgesetzes zu unterstellen. Der Oberste Ge- 
richtshof hat nun freilich auch diesmal, wo es sich 
um ein ausländisches Kartell handelte, dessen Unter- 
stellung unter das Koalitionsgesetz als absolut zwin- 
gendes Recht ausgesprochen, er hat aber nicht von 
„gesetzlich verbotenen Rechtshandlungen" gesprochen, 
auch nicht die Entscheidung davon abhängig gemacht, 
ob eine Preiserhöhung der Glühlampen beabsichtigt 
war, denn dies war von den geklagten Gesellschaften 
im Prozesse gar nicht bestritten worden. Wohl aber 
hat der Oberste Gerichtshof entgegen seiner bisherigen 
Praxis nicht sofort der Klage stattgegeben, sondern 
die Entscheidung davon abhängig gemacht, ob eine 
entsprechende Qualitätsverbesserung eingetreten sei. 
Verfolgt man die Geschichte des § 4 aus dem Jahre 
1870, so wird man sich wohl davon überzeugen, dass 
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weder dieses Gesetz noch seine vollständig identischen 
Vorgänger die Kartelle, die in Oesterreich erst seit 
dem Jahre 1873 überhaupt aufgetreten sind, treffen 
wollte. In der fünften Session des Abgeordnetenhauses 
wurde das Gesetz ohne Motivenbericht vorgelegt und 
in den dürftigen Debatten ausschliesslich vom Koali- 
tionsrecht der Arbeiter gesprochen. Auch der Justiz- 
minister Dr. Herbst begnügte sich mit der Erwäh- 
nung, dass die Verabredungen der Gewerbsleute unter 
dieselben Bestimmungen fallen wie die der Arbeiter. 
Im übrigen führte er aus, dass diese Vereinbarungen 
nicht mehr wie bis dahin verboten seien, sondern 
Naturalobligationen begründen. Die Neuerung bestehe 
eben darin, dass nunmehr diese früher straf gesetzlich 
verpönten Vereinbarungen erlaubt, aber ohne Klagerecht 
sein sollen. Damals also war von einer absolut zwin- 
genden Natur dieser Bestimmung nicht die Rede. Da 
nur die Sanktion abgeschafft worden ist, der Inhalt der 
Bestimmung aber wörtlich aus dem § 227 des Straf- 
gesetzes vom Jahre 1803 stammt, wobei nur im schon 
geltenden Strafgesetze vom Jahre 1852 die Erwähnung 
der Propole ausgeblieben ist, so werden die Kartelle 
nicht einem Gesetze vom Jahre 1870, sondern in be- 
zug auf Unwirksamkeit und, wie es in früheren Ent- 
scheidungen des Obersten Gerichtshofes hiess, Uner- 
laubtheit, dem Gesetze vom Jahre 1803 unterstellt. Es 
scheint auch eine Hinübernahme des Kommentars von 
Kudler zu sein, der den § 227 dann angewendet 
wissen will, wenn die Erhöhung des Preises einer 
Ware beabsichtigt wird, ohne dass diese im Verhältnis 
besser oder brauchbarer geliefert wird, wenn der 
Oberste Gerichtshof auch einem so ganz anders ge- 
arteten Wirtschaftsgebilde gegenüber nur diesen Gc- 
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Sichtspunkt gelten lässt. Dennoch wird es gewiss auch 
nach der Entscheidung des Obersten Gerichtshofes in 
den Rahmen der Fortsetzung des Verfahrens fallen, 
inwiefern man von einer Benachteiligung des Publikums 
sprechen kann, wenn es sich darum handelt, die durch 
eine Schleuderkonkurrenz unter die Gestehungskosten 
gedrückten Preise auf das richtige, einer gesunden 
Oewerbsvcrfassung entsprechende Mass zu bringen. 
Schon das Obergericht hat die Ersparung an faux frais 
durch Wegfall der Reklame, der Reisenden, der regel- 
losen Rabattierungen gewürdigt, und der Oberste Ge- 
richtshof selbst hat in einer bisher nicht veröffentlichten 
Entscheidung vom 4. Februar 1903 ausgesprochen, 
dass von einem unter das Verbot des § 4 fallenden 
Kartell keine Rede sein kann, wenn es sich um 
den Schutz berechtigterwirtschaftlicher 
Interessen der Produzenten gegenüber 
demZwischenhandel und einen unberech- 
tigten Herabdruck des Preises handelt. 
Sonach eröffnet die Entscheidung des Obersten Ge- 
richtshofes die Perspektive für die Eröterung aller die- 
ser Frag-en über die Benach eiligung des Publikums, 
welche nicht abgeschnitten, sondern ausdrücklich den 
unteren Instanzen aufgetragen wurde. Die Ueber- 
zeugung, dass der Konsument kein Recht 
auf Ware unter denGestehungskostenhat, 
muss sich um so mehr Bahn brechen, als 
gerade die breiten Schichten der Bevöl- 
kerung durchaus auch Produzenten sind 
und der Typus der reinen Konsumenten 
doch nur von den fruges consumere nati 
gebildet wird". 

In seiner Studie ..Treu und Glauben im Verkehre** 
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hebt Steinbach rühmend den Ausspruch John Ruskiiis 
in dessem Werke ^A joy for ever" hervor: ..Jedermann, 
der den Versuch macht, eine Ware um einen geringeren 
als ihren wirklichen Wert (proper value) zu kaufen 
oder um einen höheren als ihren wirklichen Wert zu 
verkaufen, — jeder Konsument der einen Geschäfts- 
mann auf sein Geld warten lässt, und jeder Geschäfts- 
mann, der durch Gewährung von Kredit einen Kon- 
sumenten zur Verschwendung (extravagance) verleitet, 
fördert nach Verhältnis seiner Kräfte ein unsolides 
(baseles^) und schimpfliches Geschäftssystem und 
drängt sein Heimatland in Schimpf und Schande." 

In diesem Satze ist eine Billigung der Preis- 
und Konditionskartelle gelegen, ersterer insoferne sie 
eben nicht zur Ausbeutung des Publikums, sondern 
zur Verhütung von Verkäufen unter den Selbstkosten 
zuzüglich eines bürgerlichen Nutzens bestimmt sind ; 
denn ohne Kartell können die moralischen Anforde- 
rungen Ruskins nicht realisiert werden und etwas, womit 
man „sein Heimatland in Schimpf und Schande drängt" 
kann nicht „zum Vorteile des Publikums" gereichen. 

Die österreichischen Richter sollten sich auch die 
einschlägigen Ausführungen ihres derzeitigen Justizchefs 
auf dem 27. Juristentage vor Augen halten, welche unter 
anderem lauten (., Kartellrundschau" v.30.September 1904): 

„Uebrigens ist auch für diese Scheu (vor Beein- 
trächtigung der Entwicklung) Nordamerika das Muster. 
Sie ist der Grundzug der Trust politik der 
Vereinigten Staaten trotz allen Botschaften, 
Programmen, Reden, Richtersprüchen und 
Gesetzen. 

Vor allem kann vom Verbote der Kar- 
telle, deren zivil- oder strafrechtlichen 
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Unterdrückung keine Rede sein. Misserfolge 
einzelner Verbände und dies und jenes minder Günstige 
können die Tatsache nicht aus der Welt schaffen, dass 
das Kartell in einigen Zweigen der Wirtschaft der- 
malen ein Bedürfnis ist, in vielen anderen dazu 
gedient hat, grössere Uebel hintanzuhal- 
ten, über bedenkliche Situationen hinwegzuhelfen und 
die Opfer des Konkurrenzkampfes oder eines Rück- 
ganges des Geschäftes zu mindern. Die volks- 
tümliche Mitleidsmoral wird auch in dem 
Hinausschieben der Tragödie der rück- 
ständigen Betriebe ein Verdienst derKar- 
teile sehen, während die Volkswirtschaftstheorie 
dies allerdings den Kartellen zum Vorwurf macht. 
Kartelle können dem Gemeinwohl gefährlich werden, 
indem sie zu Monopolen führen. Dann ist die 
schädliche Ausübung des Monopols zu 
bekämpfen, nicht ist jene Eventualität 
ein Grund, eine an sich nicht schädliche 
Vereinigung grundsätzlich zu vervehmen. 
Monopole können nicht bloss durch Kartelle, sondern 
manchmal leichter noch mittelst Aktiengesellschaft, 
Grossaktionärtum, Bankenkonzentration und Koopera- 
tion erworben werden. Wir haben allen Anlass, jede 
Art Organisation und gesellschaftliche 
Planmässigkeit im Wirtschaftsleben zu 
befördern, denn das ist eine wohltuende natürliche 
Reaktion gegen die Verwüstungen des ökonomi- 
schen Hyperindividualismus und — wenig- 
stens in der unteren und Mittelstufe - etwas durchaus 
Gesundes und sozial Gutes. In den obersten Graden 
allerdings, wo Organisation leicht den Charakter der 
Zentralisation annimmt, läuft sie gern in ihre eigene 
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Verneinung aus. Auf allgemeine Rechtsgrundsätze, wie 
z. B. das Prinzip der Vertrags- und Oewerbefreihcit, 
wird sich die Ablehnung des Verbotes nicht berufen 
dürfen ; denn in Kartellsachen ist überhaupt vor jeder 
Dogmatisierung zu warnen. Dass sich die Organisation 
der Wirtschaft heute in einem Uebergangsstadium be- 
findet, dass neue Gedanken und Kräfte in Fluss ge- 
kommen sind, die noch lange nicht zur Ruhe gelangen 
werden, dass wir am Anfange und nicht am Ende 
einer Wirtschaftsperiode stehen, das sieht doch wahr- 
haftig jedermann. In dieser Perspektive wäre ein Verbot 
des Kartells, womit ein einzelner Staat seine Volks- 
wirtschaft einer überall mächtig vordränge n- 
den Wirtschaftsströmung verschliessen 
wollte, unverzeihlich. Kein Zollschutz, keine 
Tarifpolitik und keine Verstaatlichung könnte das gut 
machen I Von der ungeheuren Erschütterung zu 
schweigen, die bei der heutigen Ausdehnung der 
Kartellierung ein solches Zerhauen des Knotens zur 
Folge haben müsste. 

Wir sehen, dass der Staat nach der jetzigen 
Struktur der Volkswirtschaft und nach dem, was er 
braucht, um im Innern und nach aussen den heutigen 
Aufgaben halbwegs zu genügen, die nationale 
Industrie nicht bewusst schwächen und 
zerstören kann, am wenigsten bloss ein- 
seitig seine Industrie, während anderswo 
das Gegenteil geschieht. Wir sehen fernerden 
Versuch einer Regenerierung der freien Konkurrenz, 
die ihre Nachteile selbst zu überwinden sucht, und 
können Veranstaltungen, die diesem Zwecke dienen, 
unsere Sympathie nicht versagen. Die staatliche Kartell- 
politik kann deswegen nur dahin gehen, wo die Vor- 
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gänge der Kartellierung bisher Schädigunjg^en hervor- 
gebracht haben, sie abzustellen und ihnen vorzubeugen, 
wo sie kommen können. Es muss der Vorteil der 
Organisation tunlichst mit der gegebenen Interessen- 
gliederung in Einklang gebracht werden. Ist dieser 
Organisation wirklich die geschichtliche Aufgabe zuge- 
fallen, die Wirtschaftsverfassung prinzipiell zu ändern, 
so wird durch eine solche Politik der Entwicklung 
nicht in den Weg getreten, andererseits aber auch 
nicht die gegen wärti ge Generation einem 
Experimente aufgeopfert. Indem man so den 
möglicherweise neuen cntwicklungsgeschichtlichcn Keim 
beschützt, entgeht man dem Vorwurfe philiströser 
Borniertheit, und man wird uns dereinst nicht be- 
schuldigen können, den Messias, als er unter 
uns wandelte, verkannt, missachtet, ver- 
jagt zu haben." 



Zweites Kapitel. 

Die Regelung des Wettbewerbes durch Ver- 
gesellschaftung. 

Wie Steinbach in seiner vortrefflichen Abhandlung 
„Rechtsgeschäfte der wirtschaftlichen Organisation" 
(S. 157) darlegt, ist jeder Gesellschaftsvertrag oder 
Dienstvertrag zwischen zwei oder mehreren Oewerbe- 
genossen gleichbedeutend mit einer Einschränkung der 
Konkurrenz und der Möglichkeit einer Erhöhung der 
Preise. Wenn sich das Oros der Konkurrenten oder 
alle zu einer offenen oder Kommanditgesellschaft, zu 
einer stillen Gesellschaft, zu einer gemeinrechtlichen 
Gesellschaft, zu einer Erwerbs- und Wirtschafts-Ge- 
nossenschaft zusammenschliessen, um den Ertrag der 
zusammengeworfenen Unternehmungen nach einem 
gewissen Schlüssel (Kontingent) zu teilen und dabei 
die Preise nach Willkür festzusetzen, so ist gegen die- 
selben vom Standpunkte des Koalitionsgesetzes keine 
Handhabe gegeben. Die am weitesten vorge- 
schobene Grenze des Koalitionsgesetzes hört dort auf, 
wo der Betrieb für eigene Rechnung des selbst- 
ständigen Gewerbsmannes aufhört und an dem 

Dr. M. Eltinger, Die Regelung des Wettbewerbes. 3 
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Ertrage der einzelnen Betriebe eine Gesamtheit parti- 
zipiert. 

Selbständigkeit der Unternehmer wird von der 
durch Steinbach genehmigten Definition des Kartells 
durch Pohle (Die Kartelle der gewerblichen Unter- 
nehmer, S. 11) als wesentliches Kriterium bezeichnet. 
(Ebenso Bücher in „Schriften des Vereines für Social- 
Politik" , Bd. LXl, S. 1 45 ; Philippe vich im Grundriss der po- 
litischen Oekonomie, Freiburg 1893, S. 145; Tschierschky 
in „Kartell und Trust", 1903 ; Goldstein im Handwörter- 
buch der Schweizer Volkswirtschaft, VI. Bd. 1905 unter 
„Kartellwesen" ; Kartell gesetzentwurf des Industrierates 
vom Jahre 1897, Liefmann, Grunzel, Kleinwächter u. a. m. 
cit. in Kartcllrundschau im Artikel des Dr. Tschierschky, 
vom 30. September 1905 ) Die Antitrustgesetze älteren 
Datums haben auch die Selbständigkeit der Unternehmer 
zum Essentiale des Kartellbegriffes gemacht (siehe Viktor 
Graetz, Kartellrundschau vom 12. August 1903). 

In seiner Abhandlung „Der Staat und die modernen 
Privatmonopole" (S. 8) erklärt S t ein bach mit Recht, 
dass die gesetzlichen Vorschriften über Trusts dort, 
wo dieselben als einheitliche juristische Personen 
hervortreten, nicht anwendbar seien. Ein Versuch der 
nordamerikanischen Gesetzgebung, auch die Ent- 
stehungsgeschichte einer solchen juristischen Person 
einer Prüfung unterziehen zu lassen, ist in der Praxis 
kläglich gescheitert, da die Verkehrssicherheit durch 
eine solche Prüfung vollständig aufgehoben würde. 
(Siehe Francis Laur, De TAccaparement, Bd. l, S. 227 ff.) 
„Für die juristische Definition ist das Moment der 
Selbständigkeit der Teilnehmer grundlegend," sagt 
R u n d s t e i n (Das Recht der Kartelle, Berlin 1904, S. 4). 
Ein Fachverband oder eine Produktionsgenossenschaft 
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sei kein Kartell (S. 6). Wie Landesbergcr (Gut- 
achten, S. 305) ausführt, ist die Trustfrage (d. h. 
Fusionierungsfrage) weder juristisch noch wirtschaftlich 
mit dem Kartellproblem identisch. Selbst wo eine 
juristische Person, wie eine Aktiengesellschaft, als 
Organ eines Kartells dient, führt sie juristisch eine 
unabhängige Existenz. Das deutsche Reichsgericht 
<Bd. 48, S. 309 [19, II, 1901]) sagt bei der Charak- 
teristik des Rheinisch-Westphälischen Syndikats: „Die- 
selbe (Die Aktiengesellschaft) hat, ohne an Selbst- 
ständigkeit ihrer rechtlichen Existenz zu 
verlieren, vertraglich eine einem Organe der Ver- 
einigung verwandte Funktion erhalten.* Dasselbe gilt 
natürlich von einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaft und einer Handelsgesellschaft. 

Einen Berührungspunkt mit dem Koalitionsgesetzc 
kann man noch weniger dort finden, wo gemein- 
schaftliche Institutionen zur Herabminderung der faux 
frais ohne die vertragsmässige Möglichkeit von Preis- 
vorschriften geschaffen werden. So etwa eine gemein- 
schaftliche Inkassostelle behufs Uebersicht über die 
Kundschaft und Herabminderung des Delkrederes; 
-ein Fakturierungsbureau zur Ermöglichung eines billigen 
Bankkredites ; ein bloss fakultatives Verkaufsbureau 
ohne Preisvorschriften und ohne Einschränkung des 
Umsatzes auf ein bestimmtes Kontingent ; eine Fest- 
legung des Perzentualanteiles eines jeden ein- 
zelnen am Gesamtumsätze ohne Verbot von Mehr- 
umsätzen, jedoch mit Gewinnbeteiligung an diesen 
Mehrumsätzen; eine Gewinnbeteiligung an den Gesamt- 
umsätzen oder an einem bestimmten Teile derselben 
ohne irgendwelche Preisvorschriften, jedoch mit Fest- 
:setzung eines fiktiven Reingewinnes je nach der Markt- 

3* 
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lage und den Marktpreisen. Es ist selbstverständlich, 
dass eine hundertfältige Abstufung in der Fusionierung 
möglich ist und dass der Oberste Oerichtshof eine 
teilweise Fusionierung in einzelnen Beziehungen nicht 
härter behandeln kann, als eine vollständige Fusionie- 
rung. Es könnten solche Vereinbarungen nicht ebenso 
wie der Kommissionsvertrag der Emailgeschirrfabrikanten 
bloss als Teil eines Preiskartells behandelt werden, 
selbst wenn nebenbei ein Preiskartell bestünde, 
welches nach Absicht der Parteien keinen 
organischen Zusammenhang mit dem Gesellschafts- 
vertrage aufweist und ganz unabhängig in Kraft 
und ausser Kraft gesetzt werden dürfte; 
denn nicht die Monopolisierung und Preisverteuerung 
als solche verbietet das Koalitionsgesetz, sondern 
diejenige, welche von selbständig ohne gegenseitige 
wirtschaftliche Identifizierung arbeitenden Gewerbsleuten 
herbeigeführt wird. Sollte jedoch auch ein organisch 
zusammenhängendes Preiskartell mit einer Teil- 
fusionierung verbunden sein und bei letzterer offenbar 
eine so grosse Ersparnis an faux frais erzielt werden, 
um durch das Kartell auf die Dauer die Herabsetzung 
der Preise ökonomisch opportun erscheinen zu lassen, 
so dürfte der Oberste Gerichtshot als nunmehr melius 
informatus kaum die Ungiltigkeit des Vertrages aus- 
sprechen können. 

Freilich wird bis zur Klärung der Judikatur die 
Vorsicht es gebieten, solche Institutionen nicht in einen 
organischen untrennbaren Zusammenhang mit den 
etwa gleichzeitig bestehenden Preiskartellen zu bringen, 
und es wird klar den Teilnehmern zum Bewusstsein zu 
bringen sein, dass der Vergesellschaftungsvertrag ganz 
unabhängig vom Kartellvertrage Geltung erlangt. Da 
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lose Preiskartclle bei mangelndem Rechtsschutze immer 
wieder zusammenzubrechen und aufgebaut zu werden 
pflegen, verhindert die Vergesellschaftung in den 
gesetzlich unanfechtbaren Beziehungen mindestens den 
Rückfall in das Nichts des ziellosen Kampfes mit Hilfe 
sich immer steigernder Verlriebskosten, die schliesslich 
auch vom letzten Konsumenten getragen werden müssen. 

Am wirksamsten wird jeder Zweifel über die 
Zusammenhanglosigkcit der Vergesellschaftung mit 
den ephemeren Preisvereinbarungen ausgeschlossen, 
wenn eine Vertragsform gewählt wird, bei welcher 
der Inhalt der Verabredung nur unter Approbation 
einer öffentlichen Behörde nach meritorischcr Prüfung 
seiner rechtlichen Zulässigkeit Geltung erlangt. Als 
solche Formen kommen in Oesterreich die Aktien- 
gesellschaft und die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaft in Betracht. Was nicht registriert ist, kann nicht 
als Teil des bezüglichen Statutes zur Geltung kommen; 
es mag den Charakter einer Nebenvereinbarung der 
einzelnen Kompasziszenten besitzen und ein ganz 
gesondertes Leben führen ; eine Bedingung der Rechts- 
giltigkeit des Statutes kann es nicht bilden. Der 
Registerrichter hat die Gesetzmässigkeit und die mate- 
rielle Wahrheit des Statutes zu prüfen und erst die 
Registrierung hat rechtsbegründende Kraft (Artikel 178, 
21 1 Handelsgesetz, § 8 Gesetz vom 9. April 1873, Staub, 
Kommentar, S. 52, S. 58). 

Insbesondere ist die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaft vermöge des ihr von vorneherein auf- 
geprägten gesetzlichen Zweckes dazu bestimmt, Teil- 
fusionierungen der wirtschaftlichen Betriebe einzelner 
„Oewerbsleute" nach bestimmten Richtungen zu be- 
werkstelligen. 
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§ 1 definiert als Zweck der Wirtschaftsgenossen- 
schaften : die Förderung des Erwerbes oder der 
Wirtschaft ihrer Mitglieder mittelst gemeinschaft- 
lichen Geschäftsbetriebes oder mittelst Kreditge- 
währung, u. zw. insbesondere 

a) durch Vorschuss- und Kreditvereinc, bei welchen 
die «Gewerbsleute" sich sozusagen gegenseitig für 
ihre Solvenz, d. h. die Ertragsfähigkeit ihrer Betriebe 
verbürgen, 

b) Rohstoff- und Magazinsvereine, durch welche 
sie gemeinschaftlichen Einkauf der Rohmaterialien und 
Verkauf ihrer Waren bewerkstelligen können, 

c) Produktivgenossenschaften, durch welche sie 
gemeinschaftlich ihre Waren erzeugen können 
u. s. w. 

Der Ausschussbericht zu dem Gesetze hebt die 
mannigfaltigen Wirischaftszwecke der Genossenschaften 
und darunter auch den gemeinschaftlichen 
Absatz hervor; es wurde daher die ursprüngliche 
taxative Aufzählung der Genossenschaftszwecke von 
dem Ausschusse in eine demonstrative mit der 
ausdrücklichen Begründung \'erwandelt, dass der 
weiteren Entwickelung des Assoziationswesens nicht 
vorgegriffen werden solle. Als Endziel der Ent- 
wickelung wurde die vollständige Vereinigung zum 
gemeinschaftlichen Gewerbebetriebe, d. h. zur Produktiv- 
und Absatzgenossenschaft gesetzt. Als Mittel 
der wirtschaftlichen Hebung der Genossenschaften 
wurde die Verringerung der Ausgaben oder die 
Erhöhung der Einnahmen bezeichnet, welche letztere 
an sich ja nur durch einverständliche Preis- 
regulierung erfolgen kann. 

Klar tritt die Auffassung^ des Ausschusses hervor^ 
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dass eine Gemeinschaft selbständiger Einzelunter- 
nehmer in einzelnen Funktionen ihrer Betriebe 
ermöglicht werden soll, und dass darunter die Funktion 
des Warenabsatzes als Hauptkategorie figuriert. Es 
sollte das „Verkaufsbureau** des kleinen Mannes die 
soziale Frage lösen, wie sich der Ausschuss und 
einzelne Redner optimistisch äusserten. 

Man sieht, dass drei Jahre nach Erlassung des 
Koalitionsgesetzes für die „Gewerbsleute'' gesetzlich 
die rechtsverbindliche Möglichkeit einer Fusionicrung 
verschiedener Funktionen ihrer Betriebe und insbe- 
sondere der Gründung von „Verkaufsbureaux" für 
Handwerker geschaffen wurde. Wer sich durch ein 
solches Genossenschaftsstatut gebunden hat, soll vor 
Ablauf der statutenmässigen Vertragsdauer seinen 
Pflichten sich nicht entziehen können — und falls 
keine Dauer vorgesehen war, darf er nur nach vier- 
wöchentlichcr Kündigung per Ende des Geschäftsjahres 
ausscheiden (§ 77). 

Innerhalb dreier Jahre können die Verfasser des 
Koalitionsgesetzes nicht ihren Sinn dahin geändert 
haben, dass den ,. Gewerbsleuten'' die höchste Kartell- 
form des „Verkaufsbureaus" geschützt, während ihnen 
die lose Vereinbarung auskömmlicher und noch so 
bescheidener Preise verboten bleiben sollte! Im Gegen- 
teile hatte ein Abgeordneter bei der parlamentarischen 
Verhandlung über das Koalitionsgesetz beantragt, dass 
lose Preisvereinbarungen ausdrücklich ausgenommen 
würden, weil deren Unterbindung ja nicht beabsichtigt 
sein könne; es mögen vielmehr nur organisierte Ver- 
bände, welche zum Nachteile des Publikums 
die Preise erhöhen wollen, durch § 4 des Koalitions- 
gesetzes getroffen werden. Er hat in bezug auf die 
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von ihm präzisierte Absicht des Gesetzgebers keinen 
Widerspruch erfahren ; aber es wurde vom Justiz- 
minister Dr. Herbst einfach darauf hingewiesen, die 
Bestimmung datiere auf das Jahr 1803 zurück und 
werde aus dem Strafgesetze auf das Ziviigebiet in 
koalitions -freundlicher Weise übertragen. Eine 
genaue Präzisierung dessen, was man sich unter § 4 
gedacht hat, ist weiter nicht erfolgt, und zwar offen- 
bar weil die ganze Aufmerksamkeit von 
den Bestimmungen über die Koalitions- 
freiheit der Arbeiter absorbiert war. Sicher 
jedoch ist, dass die Verfasser des Gesetzes vom 
9. April 1873 dringend eine Verallgemeinerung dieser 
Vergesellschaftungsform und insbesondere auch der 
Verkaufsgenossenschaften gewünscht haben, welche 
Verkaufsgenossenschaften ja absolut nichts anderes 
als Preiskartelle von „Gewerbsleuten" mit „Verkaufs- 
bureaux** darstellen. Der Gesetzgeber ging in seinem 
Enthusiasmus für gewerbliche Verkaufsbureaux so weit, 
um im § 84 des Personalsteuergesetzes vom 25. Ok- 
tober 1896 Steuerbefreiungen an Genossenschaften zu 
erteilen, die ihre erzeugten Produkte „gemeinschaft- 
lich verwerten"; dass er im § 85, lit. c) Personal- 
steuergesetz insbesondere Magazins- und Absatz- 
vereinen, welche die Erzeugnisse ihrer Mitglieder an 
Nichtmitglieder verkaufen, solche Steuerbegünstigungen 
zusichert. Eine staatliche Prämie auf eine angeblich 
vom Gesetzgeber verbotene unsittliche (!), gegen 
ein jus cogens verstossende Verabredung I 
Sollen nun infolge einer verfehlten Judikatur die 
„Gewerbsleute" das Recht zu Preisvereinbarungen 
besitzen, die Grossindustriellen als verkappte ,, Ge- 
werbsleute" jedoch dieses für die Erhaltung ihres 
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fixen Kapitales unerlässlichen Behelfes entbehren ? Wir 
finden da eine Antinomie und müssen für die Inter- 
pretation aufy das a. b. G.-B. zurückgreifen. § 6 
besagt: „Einem Gesetze darf in der Anwendung kein 
anderer Verstand beigelegt werden, als welcher aus 
der „eigentümlichen" Bedeutung der Worte in 
ihrem Zusammenhange und aus der klaren Absicht 
des Gesetzgebers hervorleuchtet." Stubenrauch er- 
läutert diesen Paragraphen dahin, dass nötigenfalls auf 
den inneren ^Zusammenhang des zu interpretierenden 
Gesetzes mit anderen Anordnungen zu sehen ist. 
§ 7 des a. b. G.-B. lautet: „Lässt sich ein Rechtsfall 
weder aus den Worten noch aus dem natürlichen 
Sinne eines Gesetzes entscheiden, so muss auf ähnliche, 
in den Gesetzen bestimmt entschiedene Fälle 
und auf die Gründe anderer damit verwandter 
Gesetze Rücksicht genommen werden. Bleibt der 
Rechtsfall noch zweifelhaft, so muss solcher mit Hinsicht 
auf die sorgfältig gesammelten und reiflich erwogenen 
Umstände nach den natürlichen Rechtsgrund- 
sätzen entschieden werden." Stubenrauch erläutert, 
dass Gesetzeslücken (wie eine solche in bezug auf 
Industriekartelle bei uns zweifellos gegeben erscheint) 
durch Gesetzesanalogie ausgefüllt werden sollen. Die 
Industriekartelle müssten somit schlechthin nach Analogie 
des Gesetzes über die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften behandelt werden. Jedenfalls müsste der 
Rechtsgrundsatz : „lex posterior derogat priori" zur 
Anwendung kommen. 

Ganz ausgeschlossen ist es natürlich, dass etwa 
ein an sich giltiger Gesellschaftsvertrag wegen der 
Umgehung des Koalitionsgesetzes als ungiltig erklärt 
würde. Gemäss § 901 des a. b. G.-B. darf ein Vertrag 
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nicht nach seinen Beweggründen beurteilt werden, 
und haben die letzteren keinen Einfluss auf seine 
Giltigkeit. Wenn also z. B. eine Handelsgesellschaft 
ausdrücklich zu dem Zwecke einer Monopolisierung 
des Marktes und wucherischen Ausbeutung des letzten 
Konsumenten von allen Angehörigen einer Branche 
geschlossen würde, könnte kein Richter diese Gesell- 
schaft als ungiltig erklären ; denn sonst würde man 
mit dem Begriffe der Umgehung zu den absurdesten 
Konsequenzen gelangen. Wenn z. B. jemand eine 
Schenkung unter Lebenden vornimmt, so umgeht er 
die Erbgesetze; wenn eine Aktiengesellschaft ihr 
Eigentum an eine Privatperson verkauft, so umgeht 
sie die Steuergesetze. 

Auch ist es ganz irrig, den § 4 Koalitionsgesetz 
so aufzufassen, als ob ein Verbot der auf Preis- 
erhöhung gerichteten Verabredungen, also ein jus 
cogens im Interesse des Publikums erlassen werden 
wollte. Im Gegenteile führte Dr. Herbst bei Beratung 
des Gesetzes aus, dass solche Verabredungen fortab 
gestattet sein und den Schutz von naturales obligationes 
geniessen sollten, so dass erlegte" Strafen z. B. nicht 
sollten zurückgefordert werden können; es sollte nur 
ein gesetzlicher Zwang zur Einhaltung von Verab- 
redungen zum Nachteile des Publikums von 
den staatlichen Gerichten nicht gewährt werden können 
und den „Gewerbsleuten" der Rücktritt von solchen 
Verträgen für die Zukunft möglich sein. 

Die Verabredung ist somit auf eine „unerlaubte 
Handlung" an sich nicht gerichtet, verstösst gegen 
kein jus cogens und gibt daher auch gar keine Ver- 
anlassung, aus moralischen Gründen oder gar aus 
Rücksichten für das öffentliche Interesse zu der absurden 
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Verpönung von „Umgehungen" zu gelangen und jede 
Verkehrssicherheit aufzuheben. Die Kategorie , Um- 
gehung" ist dem österreichischen Gesetze überhaupt 
unbekannt. Es käme vielmehr nur die Kategorie des 
Scheinvertrages im Sinne § 916 a. b. O.-B. in Betracht. 
Ein Scheinvertrag ist nun vorhanden, wenn ein anderer 
als der abgeschlossene Vertrag nach Absicht der 
Parteien anstatt des abgeschlossenen 
Geltung erlangen sollte. (Hasenöhrl, Das österreichische 
Obligationsrecht, Bd. 1 575 ff.) 

Falls jedoch der abgeschlossene Genossenschafts- 
vertrag als solcher dem Willen der Parteien entspricht, 
so liegt kein Scheingeschäft vor, wenn auch nebenbei 
oder vorher ein ungiltiger Kartellvertrag in Kraft war. 
Da übrigens eben der Genossenschaftsvertrag kraft 
des Gesetzes ein Verkaufsbureau und Gleichstellung 
der Preise rechtsgiltig statuieren darf, so wäre nicht 
abzusehen, warum derselbe bloss als Simulation eines 
Preiskartells selbst benützt werden soll. Es läge ein 
vernünftiger Grund zur Simulation gar nicht vor. 

Dritten gegenüber könnte die Simulation übrigens 
überhaupt nicht eingewendet werden. (Burckhard^ 
System 11, Seite 385 ff; Schiffner, Lehrbuch 1, § 121; 
Stubenrauch, Kommentar II, Seite 98; Unger, System 
II, § 88.) 

Die Simulation wird daher bei der gesetzlichen 
Form der Vergesellschaftung niemals gegeben sein 
— und der Begriff „Umgehung" ist hier ebenso 
unanwendbar wie derjenige der Simulation, weil eine 
genossenschaftliche Organisation des einheitlichen Ver- 
kaufes zum Zwecke der Erzielung auskömmlicher 
Preise gesetzlich ausdrücklich gestattet ist. 

Steinbach führt auch (Der Staat und die modernen 



- 44 — 

Privatmonopolc, S. 32) aus, dass jedes Kartellverbot 
durch die Form der Ersverbs- und Wirtschafts- 
genossenschaft umgangen werden kann, und zwar 
selbst in der Art, dass schlechthin auch die 
Preise reguliert werden; denn sonst käme 
man zu der Konsequenz, schlechthin auch jedes Einzel- 
unternehmen mit monopolistischer Tendenz zu ver- 
bieten. Er perhorresziert auch grundsätzlich ein solches 
Verbot (S. 46 ibidem), da „ein solches Vorgehen 
gegen das Interesse der Staaten und schädlich wäre, 
weil man dadurch auf die günstigen Folgen, welche 
solche Organisationen für die Regelung der Produk- 
tion und für das Verhältnis zwischen Arbeit- 
geberund Arbeiterhaben können, von vorne- 
herein verzichten und sich einer der wirksamsten 
Waffen im Ko nkurrenz kam pf e mit ande- 
ren Staaten selbst berauben würde". 



Drittes Kapitel. 

Die Abgrenzung des Koalitionszwanges von der 

Erpressung. 

Für den praktischen Industrieorganisator kommt 
neben der Frage der Rechtsgiitigkeit der einzelnen 
Verträge auch noch die Frage der zulässigen Re- 
pressalien gegen Verletzung von Treu und Glauben 
in Betracht, ohne welche ein Verband nicht aufrecht- 
erhalten werden kann. 

Ich habe schon erwähnt, dass eine freiwillig 
erlegte Geldstrafe nicht zurückgefordert werden kann. 
Aber angesichts der Judikatur des Obersten Gerichts- 
hofes ist ein Kartellverband den schmählichsten Er- 
pressungen von Seiten der sittlich am tiefsten stehenden 
Teilnehmer ausgesetzt, ohne dass man denselben leicht 
mit einer moralisch noch so berechtigten gleichen 
Gewalt begegnen kann. 

Der eine missbraucht die Not einer Branche, um 
bei dem auch ihm zugute kommenden Organisations- 
vertrage die grösstmöglichen ganz unberechtigten 
Vorteile herauszuschlagen ; der andere besitzt zweierlei 
Ehrenworte, eines für den Familiengebrauch, eines für 
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Geschäftszweckc ; ein Dritter konstruiert die Theorie, 
dass offener Ehrenwortbruch nicht diffamierend, während 
ein verschämter aliein verwerflich sei ; ein Vierter 
lukriert die Vorteile des Verbandes solange als mög- 
lich, entzieht sich jedoch den ihm erwachsenden 
Pflichten zu Gegenleistungen, insbesondere dem Bei- 
trage zu den Verwaltungskosten. Auch gibt es Speku- 
lanten, welche das Zustandekommen eines Kartells in 
der Voraussetzung fördern, dass ihre Konkurrenz trotz 
ihres nachträglichen Wortbruches oder Nichtanschlusses 
ein bestimmtes Preisniveau aufrechterhalten und ihnen 
so Gelegenheit zu Kundenfang bieten werde. Die häss- 
lichsten Instinkte des Menschen werden angesichts des 
mangelnden Rechtsschutzes wach, und deshalb müssen 
gesetzliche Abwehrmassregeln angewendet werden, um 
die von Steinbach propagierte „Moral als Schranke 
des Rechtserwerbes und der Rechtsausübung" den 
wirtschaftlichen Uebermenschen zum Bewusstsein zu 
bringen. 

Freilich wird in der Literatur nur die Gewalt- 
tätigkeit der Kartelle gegenüber ihren Aussenseitern 
erörtert, die ausserordentlich weit in einzelnen Fällen 
gegangen sein soll. Als die unabhängigen Raffi- 
nerien eine Konkurrenzröhrenleitung anzulegen ver- 
suchten, sollen gedungene Banden im Auftrage der 
Standard Oil Comp, mit Revolvern und Karabinern 
die Arbeiten behindert haben ; bewaffnete Einbrüche 
in die unabhängigen Raffinerien, Brandlegungen an 
den Konkurrenzschächten, Dynamitexplosionen sollen 
veranlasst worden sein. Selbstverständlich sind neben- 
her alle Mittel des freien Wettbewerbes zur 
, Tötung" eben dieses Wettbewerbes benützt worden, 
wie Sicherung von Frachtbegünstigungen, Bestrafung 
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der widerspenstigen Detailicure durch Eröffnung von 
Konkurrenzniederiagen, lokale Preisderouten u. dgl. 
in Anwendung gebracht worden (Lafargue, Les Trusts 
Americains, S. 41 ff.). Aber dies beweist nur die 
elementare Oewah der Bewegung, die selbst alle durch 
das Gesetz gezogenen Schranken durchbricht, keines- 
wegs jedoch, dass nicht unter den „Vergewaltigten" 
sich Biedermänner von der verwerflichsten Gesinnung 
häufig befinden, denen die Not der Gesamtheit als 
willkommene besondere Bereicherungsgelegenheit er- 
scheint. Mit Rücksicht darauf, dass hier sowohl Ver- 
abredungen von Arbeitern, als auch solche von Unter- 
nehmern in Betracht kommen und die Judikatur in der 
einen Richtung auch in der anderen entscheidend ist, 
muss ich mich auch mit der Frage des Strikes befassen. 
Der Strike ist die verabredete Einstellung der 
Arbeit zum Zwecke der Erwirkung günstigerer Arbeits- 
bedingungen. Er ist zweifellos ein ökonomisches Uebel 
für den Unternehmer und die Drohung mit dem 
Strike- ist darauf gerichtet, einen Vorteil zu erlangen, 
auf welchen die Arbeiter zunächst kein Recht haben. 
Eine solche „Drohung" ist auch geeignet, beim Unter- 
nehmer „begründete Besorgnis", ja „Furcht und Un- 
ruhe** zu erzeugen, da oft auch die wirtschaftliche 
Existenz eines Unternehmers durch einen Strike voll- 
ständig zugrundegerichtet werden kann. Man kann 
ruhig sagen, dass bei jedem Strike, „buchstäblich" 
genommen, die Merkmale der Erpressung oder der 
gefährlichen Drohung, wie solche durch die Judikatur 
des Obersten Gerichtshofes festgestellt worden sind, 
gegeben erscheinen, und zwar die „Drohung mit 
«inem Uebel", eine „rechtlich" nicht gebührende 
,,Leistung" und „begründete Besorgnis", respektive 
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„Furcht und Unruhe", zumal gemäss einer wider- 
sinnigen oberstgerichdichen Entscheidung vom 8. 
Februar 1890 der Strike eine „Verletzung am Eigen- 
tume" darstellt. 

Und doch wird der Strike an sich nicht als 
„Erpressung" charakterisiert, weil eben sonst das 
Koalitionsgesetz keinen Zweck und keinen Sinn hätte ; 
der blosse Bestand des Koalitionsgesetzes tut dar, dass 
der Strike allein nach Auffassung des Gesetzgebers 
keine Erpressung involviere, da nur die gewalt- 
same Durchsetzung von Verabredungen gegen 
Arbeitsgenossen, respektive Konkurrenten als strafbar 
gemäss dem Koalitionsgesetze erklärt wird, insoferne 
nicht eine schwerer verpönte strafbare Handlung vor- 
liegt. Es wird hier also implizite gesagt, dsss es ganz 
straflose Strikes geben kann ; dass sogar Mittel der 
„Einschüchterung oder Gewalt" zur Durchsetzung von 
Verabredungen angewendet werden können, ohne 
dass schon eine schwerer verpönte strafbare Hand- 
lung begangen werden müsse, d. h. ohne dass 
„Erpressung" oder „gefährliche Drohung" vorliege. 

Es gilt hier das Prinzip : lex specialis derogat 
generali, d. h. dass ein Spezialgesetz ein allgemeines 
Gesetz aufhebt. Es ist demnach auch ein solches Ein- 
schüchterungs- und Gewaltmittel als „Uebertretung" 
strafbar, welches nicht so weit geht, eine ,, begründete 
Besorgnis" für Körper, Freiheit, Ehre und „Eigentum" 
einzuflössen ; es ist aber anderseits der Strike als 
solcher trotz aller ihm anhaftenden Merkmale der Er- 
pressung straflos erklärt. Es wäre aber auch ohne 
Koalitionsgesetz der helle Wahnsinn, ein so eminentes 
Kulturförderungsmittel wie den Strike als strafbar zu 
erklären, wenn auch unser Strafgesetz den Strafauf- 
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hcbungsgrund einer Förderung der öffentlichen Wohl- 
fahrt nicht kennt. Der Strike ist eben keine Verletzung 
am „Eigentum" ; denn sonst wäre kein Verkäufer einer 
Ware davor sicher, dass er bei einer Mehrforderung 
über den bisherigen Preis hinaus sich keiner 
„Erpressung" oder „gefährlichen Drohung" schuldig 
mache. 

Die bezüglichen Paragraphe 98 und 99 des Straf- 
gesetzes enthalten einfach keine klare Definition der 
Begriffsmerkmale von Erpressung und gefährlicher 
Drohung; eine „buchstäbliche" Anwendung derselben 
würde zu den krassesten Absurditäten führen — und 
der Oberste Gerichtshof hat daher Spielraum für die 
Ausfüllung der Gesetzeslücke durch Bedachtnahme auf 
das Moment einer Förderung der öffentlichen Wohlfahrt. 

Er hat sich bei seiner Judikatur bisher von fol- 
genden Grundsätzen leiten lassen : 

Damit eine Erpressung vorliege, muss 

1. die Absicht auf die Erzwingung einer Leistung, 
Duldung oder Unterlassung gerichtet sein, auf welche 
der Erpresser keinen privatrechtlichen An- 
spruch besitzt ; 

2. das Zwangsmittel muss eine solche Verletzung 
an Körper, Freiheit, Ehre oder Eigentum darstellen, um 
eine „begründete Besorgnis" je nach der Beschaffen- 
heit des Bedrohten bei diesem hervorzurufen, d. h. 
dass dieser in Vorausempfindung des Uebels sich in 
einen quälenden Zustand versetzt fühlt ; 

3. der Umstand, dass das Zwangsmittel an sich 
legitim ist und angewendet werden darf, entschuldigt 
noch nicht seine Anwendung zur Erzielung einer 
nicht gebührenden Leistung ; man kann es anwenden, 
aber nicht in erwähnter Absicht drohen; straflos ist 

Dr. M. Ettingpr, Die Regelung des Wettbewerbes. 4 
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nur die Drohung mit einem legitimen Zwangsmittel 
zur Erlangung einer gebührenden Leistung; 

4. die Zufügung eines legitimen Uebels zur Er- 
langung einer gebührenden Leistung ist keine Er- 
pressung; es kann jedoch die Gewaltanwendung an 
sich gesondert als andere strafbare Handlung quali- 
fiziert werden. 

Eine Erpressung liegt also vor, wenn zur Er- 
langung einer privatrechtlich nicht gebührenden 
Leistung mit einer Verletzung an Körper, Freiheit, Ehre 
oder Eigentum in einer Welse gedroht wird, um eine 
„begründete Besorgnis" hervorzurufen. Ob eine solche 
Besorgnis hervorgerufen werden kann, ist quaestio 
facti; aber das Gesetz kann ausdrücklich statuieren, 
dass gewisse „Drohungen" keine solche Besorgnis 
hervorrufen oder kein Merkmal der Erpressung 
bilden können, und dies tut das Gesetz bezüglich der 
„Drohung" mit dem Strike. 

Der Strike bedeutet die Ablehnung eines Vertrags- 
verhältnisses für den Fall, als ein wirtschaftlich rele- 
vantes Zugeständnis nicht gemacht wird. Ein ganz 
analoger Fall liegt vor, wenn Warenlieferung für den 
Fall abgelehnt wird, als ein Abnehmer sich nicht einer 
Organisation seiner Konkurrenten anschliesst, an welcher 
der Lieferant wirtschaftlich interessiert ist. Der Fall der 
englischen, nach Südafrika fahrenden Dampfergesell- 
schaften, welche den Abladern die Wahl stellten, 
entweder alles oder gar nichts bei ihnen zu verfrachten, 
oder der Fall der kartellierten Salinen Deutschlands, 
welche die gleiche Alternative den Detailleuren stellten, 
würde in Oesterreich weder strafrechtlich noch zivil- 
rechtlich irgendwelche Konsequenzen nach sich ziehen 
können, zumal ein Kontrahierungszwang nicht vorge- 
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sehen ist und der N i c h t verkauf keine Bedrohung^ am 
„Eigentum" darstellt. (Siehe Theodor Duimchen, „Die 
Trusts", Berlin 1903, S. 186, über die erwähnten zwei 
Fälle.) Eine Drohung übrigens, die zur Durchsetzung 
der Forderung nach einem höheren Preise gestattet 
ist, muss auch zur Durchsetzung anderer materieller 
Vorteile, wenn auch auf indirektem Wege, für den 
Rohmaterialienlieferanten als zulässig erscheinen. 

Der Oberste Gerichtshof würde seiner Judikatur 
keine besondere Wendung zu geben haben, wenn er 
auch einen „sittlichen" Anspruch so behandeln würde 
wie einen „privatreclitlichen". Sein Disziplinarsenat be- 
stätigt z. B. Disziplinarerkenntnisse der Advokaten- 
kammern wegen Unterbietung des Advokatentarif es, 
obgleich hier ja auch nur eine Verabredung vorliegt, 
welche von einer Gruppe der Standesangehörigen der 
anderen aus sittlichen Motiven zur Pflicht gemacht 
worden ist. 

Für die Interpretation der „begründeten Besorgnis" 
ist ihm nicht bloss ein Fingerzeig in dem Koalitions- 
gesetz, sondern in der Logik des Verkehrslebens 
gegeben. Es ist widersinnig, von einer „begründeten 
Besorgnis", von einer Verletzung an Körper, Freiheit, 
Ehre und Eigentum zu sprechen, wo diese Verletzung 
auch straflos zugefügt werden darf. In der 
Regel wird der Bedrohte ohnehin wissen, dass man 
ihm dieses Uebel zufügen kann ; als strafbar soll also 
nur der lapsus linguae sozusagen erscheinen, dass 
dasjenige ausgesprochen wird, was die Situation von 
selbst ergibt! Der Sinn des Gesetzes kann doch nur 
auf eine „widerrechtlich" eingeflösste begründete 
Besorgnis gerichtet sein I 

Auf den Laien muss es zum mindesten einen 
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desorientierenden Eindruck machen, wenn er z. B. 
wohl gesondert einem Beamten mit einer Anzeige bei 
einer vorgesetzten Behörde soll drohen und einige 
Tage später eine privatrechtlich nicht gebührende 
Leistung zur Wiedergutmachung soll fordern dürfen, 
wenn er jedoch beides zusammenhängend als Erpressung 
bezeichnen hört. Dem Verführer seiner Tochter darf 
er heute die Anzeige androhen und morgen die Ehe- 
lichung zumuten ; beides zugleich wäre eine Erpressung! 
Wenn er aber bloss die „ privatrechtlich *• gebührenden 
Heilungskosten mit der Drohung zu erwirken sucht, 
ist er straflos! Wenn schon nicht schlechthin die 
Androhung eines legitimen Uebels straflos erklärt wird, 
so müsste doch zum mindesten das Kriterium einer 
unsittlichen Zumutung gefordert werden, zumal sonst 
der Bedrohte nicht über eine „begründete Besorgnis" 
sich beschweren kann; er muss ja ohnehin auf die 
Zufügung des gesetzlich zulässigen Uebels gefasst sein, 
wo er eine sittlich berechtigte Forderung nicht erfüllen 
will, und kann nicht behaupten, dass erst die „Drohung*' 
die begründete Besorgnis hervorgerufen habe; es 
fehlt der Kausalnexus. Die „Drohung" ist gar 
nicht das geeignete Mittel zur Hervorbringung des 
verbotenen Uebels und daher straflos. 

in dieser Beziehung würde jedoch bei der Anwen- 
dung des nahe verwandten Koalitionsgeselzes ein Zweifel 
entstehen. Im § 3 dieses Gesetzes ist die Durchsetzung 
von Verabredungen durch Mittel der Einschüchterung 
und Gewalt als Uebertrctung erklärt — und es ist 
fraglich, ob damit auch die Durchsetzung gegen den 
wortbrüchigen Kontrahenten gemeint ist. Ein „privat- 
rechtlicher" Anspruch auf die Leistung besteht nicht, 
wenn man den Wortlaut des § 2 des Koalitionsgesetzes 
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berücksichtigt, jedoch zweifellos ein sittlicher, nament- 
lich wo die Verabredung spontan und ehrenwörtlich 
erfolgt ist und der Vertragstreue Teil durch eine Art 
straflosen Betruges geschädigt wurde. Hält man sich 
jedoch den ganzen Zweck des Koalitionsgeselzes und 
den Hinweis des Justizministers Dr. Herbst vor Augen, 
wonach eine naturalis obligatio immerhin anerkannt 
werden sollte, so bestünde ja noch immer ein privat- 
rechtlicher neben dem sittlichen Ansprüche. 

Soll da etwa die Drohung mit der Eintreibung 
einer Forderung oder dem Ausschlüsse aus einer 
Organisation als ^Uebertretung" gestraft werden? Es 
haben einzelne Richter mit Recht die energische Auf- 
forderung eines ehrenwortbrüchigen Kontrahenten zur 
Vertragstreue als straflos erklärt, und muss der Aus- 
druck „Durchsetzung von Verabredungen" im § 3 des 
Koalitionsgesetzes restriktiv dahin interpretiert werden, 
dass es sich um Anschluss an einen bereits von anderen 
Kontrahenten abgeschlossenen Vertrag handelt; denn 
jedes Strafgesetz kann nur ein Rechtsgut schützen — 
und ein Rechtsgut ist nicht vorhanden, wo darauf 
durch einen, wenn auch nicht klagbaren Vertrag 
verzichtet wurde. Ein öffentliches Interesse verletzt 
jedoch die hier erwähnte Verabredung an sich nicht; 
es handelt sich daher nicht um einen Verstoss gegen 
ein ius cogens, sondern vielmehr bloss um eine obligatio 
naturalis, deren Erfüllung zumeist gemeinnützig wirkt; 
der Verzicht auf die Tarifuntcrbietung trifft daher nur 
ein rein privatrechtliches Interesse und vor dem Straf- 
gesetz kann ein „Rechtsgut", bestehend im Anspruch 
auf Wortbrüche, diesbezüglich nicht anerkannt werden. 

Das Koalitionsgesetz ist im § 3 auch noch in 
anderer Beziehung höchst unbestimmt. Es ist nicht 
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klar, ob auch die Verabredungen von Unternehmern 
zugunsten der Arbeitnehmer gegeneinander klagbar 
sind ; denn die Unternehmer haben ein bestimmtes 
wirtschaftliches Interesse daran, dass eine Tarifkon- 
vention nicht unterboten werde. Im vorausgegangenen 
§ 2 sind auch nur Verabredungen der Unternehmer zu 
Ungunsten der Arbeitnehmer als rechtsunwirksam 
erklärt, und § 3 will offenbar nur diese Rechts- 
unwirksamkeit noch durch eine strafrechtliche Sanktion 
verschärfen. Was nicht zivilrechtlich als unwirksam 
erklärt wurde, geniesst daher auch nicht den strafrecht- 
lichen Schutz. 

Es ist somit die Möglichkeit geboten, auch für 
Lohnverabredungen einen zivilrechtlichen Schutz zu 
sichern — und würde die Anwendung von Pressionen 
zur Durchsetzung der Vertragstreue der Unternehmer 
an sich weder nach dem Koalitionsgesetze noch nach 
§§ 98 und 99 des Strafgesetzes zu beurteilen sein, da 
ein „privatrechtlicher" Anspruch vorläge. Umgekehrt 
könnten die Arbeiter die Verabredung zugunsten ihrer 
Unternehmer gegeneinander zivilrechtlich schützen, in- 
dem sie etwa den ausschliesslichen Verbandsverkehr 
vereinbaren, um eine Preiserhöhung zu ermög- 
lichen, ihr Vertragsanspruch gegeneinander ist auf 
Unterlassung von Arbeitsleistungen zugunsten von 
Aussenseitern gerichtet, um ein wirtschaftliches Interesse 
der Gesamtheit dei Arbeiter zu schützen. Analoges gilt 
daher auch in strafrechtlicher Beziehung. Eine andere 
Frage wäre es, wie die Drohung mit einem Strike zur 
Erzwingung des Anschlusses an ein Kartell und indirekt 
zur Erlangung höherer Löhne zu qualifizieren i^t. Hier 
muss man sich vor Augen halten, dass die Drohung 
mit dem Strike direkt zur Erzwingung höherer Löhne 
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da eben sonst das Koalitionsgeselz überflüssig wäre, weil 
stets §§ 98 und 99 des Strafgesetzes zur Anwendung 
kämen. In den Augen des Gesetzgebers ist die Einstellung 
der Arbeit keine Verletzung am „Eigentum" und 
involviert daher die , Drohung" mit derselben keine 
Erpressung; zum mindesten erscheint in den Augen 
des Gesetzgebers die Drohung mit dem Strike als 
nicht geeignet, begründete Besorgnis hervorzurufen, 
wenn man schon jene verfehlte Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes berücksichtigen will. Es läge die 
„Untauglichkeit des Mittels" im Sinne des § 8 des Straf- 
gesetzes vor — und es kann daher auch nicht von der 
Erpressungdie Rede sein, wenn die „Leistung" nicht bloss 
in Lohnerhöhung, sondern auch im Anschluss an ein 
die Lohnerhöhung bedingendes Kartell bestehen soll. 
Da die Drohung mit dem Strike an sich jedenfalls 
auch durch das Koalitionsgesetz selbst nicht als ein. 
solches Mittel der Einschüchterung behandelt wird,, 
wie es zur Konstituierung einer „Uebertretung" erfor- 
derlich ist, so kann auch die Drohung mit dem Strike 
zur Erzwingung des Anschlusses an ein Kartell oder 
eine Tarifkonvention nicht nach dem Koalitionsgesetze 
strafbar sein ; es kann somit ein Unternehmer 
dem anderen mit dem Strike straflos 
drohen, um ihn zum Anschlüsse an ein« 
Kartell oder eine Tarifkonvention zu be- 
wegen. 

Damit ist auch die rechtliche Grundlage für das 
Zustandebringen von Allianzen gegeben. Freilich werden 
die Beteiligten schon mit Rücksicht auf die oben- 
erwähnte Entscheidung des Obersten Gerichtshofes 
gut tun, sich einer jeden Drohung zu enthalten, zumal 
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die Zuiügung des üebels unter allen Umständen 
straflos ist, wenn nur nicht »gedroht" wird. 

Die Judikatur scheint übrigens die richtigen Bahnen 
betreten zu wollen. In letzter Zeit hat konform einem 
Urteile des Iglauer Gerichtshofes ein Wiener Strafrichter 
entschieden, dass die Drohung mit dem Strike zur 
Erzwingung der Entlassung eines nichtorganisierten 
Arbeiters nicht strafbar sei. 

Die deutsche Judikatur hat die Drohung mit dem 
Boykott einer Kundschaft wegen Geschäftsverbindung 
mit Aussenseitern einmal als Erpressung behandelt 
(Urteil vom 29. November 1900, Entscheidung des 
Reichsgerichtes in Strafsachen, Bd. XXXIV, S. 15 ff.) 
Dieser Standpunkt wurde indes von der öffentlichen 
Meinung nicht gebilligt — und in dem Falle einer 
Strafanzeige der Stuttgarter Seifensieder über ihre 
Bedrohung mit dem Boykott wegen Nichtanschlusses 
an das Seifenkartell hat die Staatsanwaltschaft keinen 
Strafantrag zu stellen befunden (Laur, Bd. II, S. 444). 
Es wäre auch nicht abzusehen, weshalb man seine 
Waren nicht auch unter der Bedingung soll verkaufen 
dürfen, dass der Abnehmer nicht die übrige Kundschaft 
des Verkäufers ruiniert resp. an der Regelung des 
Wettbewerbes hindert, zumal namentlich der Kredit 
gewährende Lieferant ja ein materielles Interesse an 
der Sanierung seiner Kundschaft besitzt. 



Viertes Kapitel. 

Die Anwendung des Koalitionsgesetzes auf die 

einzelnen Kartelltypen. 

Robert Liefmann (Die Unternehmerverbände, Frei- 
burgf j. B., 1897, S. 42) unterscheidet zwei Hauptkate- 
gorien von Kartellen und zwar : 

1. solche der Käufer von Produktivgütern 
(Arbeitskraft, Rohmaterialien, Transportdienste und der- 
gleichen) zur Begrenzung der Erstehungspreise nach 
oben; 

2. solcher der Verkäufer von Waren zum 
Zwecke der Erhöhung der Rentabilität ihrer Betriebe 

a) durch Einschränkung der Produktion, 

b) durch Abgrenzung der Absatzgebiete, 

c) durch Regelung der Preise, 

d) durch Kontingentierung des Absatzes ohne 
Einschränkung desselben und ohne gemein- 
schaftliche Verkaufsstelle, 

e) durch Kontingentierung des Absatzes in V^- . 
bindung mit einer die Aufträge verteilenden 
Zentrale, 

f) Oewinnkontingentierung. » 
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Die sub d) e) f) angeführten Kartelle nennt Lief- 
mann, dessen Terminologie ich hier der Gemeinver- 
ständlichkeit halber vermeide, „Verbände höherer Ord- 
nung', weil bei denselben die Interessengegensätze zum 
grossen Teile beseitigt erscheinen und in gewissen 
Beziehungen eine Fusionierung der Betriebsfunktionen 
erfolgt. Es liegt bereits eine Art Vergesellschaftung und 
quotenmässige Verteilung des wirtschaftlichen Oesamt- 
erfolges der Branche vor. 

Francis Laur, (De l'Accaparement, p Bd. II, S. 24), 
unterscheidet nach einem anderen Einteilungsgrunde 
nachstehende Kartellformen : 

I. nach dem Inhalte: 

1. Vereinbarungen zur Regelung der Produktion, 

2. Vereinbarungen zur Regelung der Verkaufs- 
preise, 

3. Vereinbarungen zur Regelung der Einkaufs- 
u n d Verkaufspreise, 

4. Vereinbarungen zur Abgrenzung der Absatz- 
gebiete, 

5. Vereinbarungen zur Regelung der Aufteilung 
der Aufträge, 

6. Vereinbarung zur Festsetzung der Gewinn- 
abgaben von den Mehrumsätzen, 

7. Einheitliche Einkaufs- und Verkaufsbureaux; 
II. nach der Form: 

8. Kartelle, 

9. Trusts, 

10. Pools (Lose Kartelle mit oder ohne Gewinn- 
kontingentierung, jedenfalls ohne Verkaufsbureau, siehe 
Francis Walker, Political Science Quarterly; S. 14, March 
1905; Ely, Monopolies and Trusts, S. 151). 

11. Corner, 
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12. Allianzen, 

13. Verband von Fach vereinen, 

14. Internationaler Verband. 

Nach österreichischem Rechte ist sowohl die 
Form, als auch der Inhalt der auf Regelung des Wett- 
bewerbes abzielenden Verträge von Wichtigkeit, wie 
ich im zweiten Kapitel dargelegt habe. Die Fusionie- 
rung einer Anzahl von Betriebsfunktionen in Form einer 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft, und insbeson- 
dere der gemeinschaftliche Verkauf der Produkte 
und die Feststellung der Preise durch eine Zentralstelle 
ist ohneweiters rechtsgiltig, wenn auch wucherische 
Absichten der Gründer aller der landwirtschaftlichen 
und gewerblichen Genossenschaften dabei realisiert 
werden sollten ; denn der Zweck des Gesetzes ist eben 
in der Ermöglichung gemeinschaftlicher Wirtschaft, d. h. 
einer Regelung des Wettbewerbes gelegen. Dasselbe 
gilt von der Aktiengesellschaft, die nicht durch die 
Verabredung unter den Gründern, sondern durch den 
Formalakt der Genehmigung und Registrierung Rechts- 
giltigkeit erlangt und vollständig von den bösen Absichten 
unabhängig ist, welche den Gründern nebenher vorge- 
schwebt haben mögen : quod non est in actis, non est 
in mundo ; was im Register nicht zu ersehen ist, gilt als 
nicht existent. Es ist Sache des Regierungskommissärs, 
darüber zu wachen, dass nicht ungesetzliche Neben- 
absichten realisiert werden ; aber er wird die Fest- 
setzung von Wucherpreisen kaum inhibieren können, 
insolange er nicht durch ein Spezialgesetz hiezu ermäch- 
tigt ist. Die Regierung hat es bloss in der Hand, eine 
Aktiengesellschaft, welche zur Realisierung eines Mono- 
pols mit oder ohne vorherigen ruinösen Preiskampf 
besimmt ist, im Keime zu unterdrücken. Da 
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sie nach unseren Steuergesetzen bei der Aktiengesell- 
schaft den Löwenanteil am Kartellnutzen bezieht, wird 
sie da regelmässig* die Qual der Wahl zwischen den 
Fiskalinteressen und den Rücksichlen auf eine ange- 
messene Mittelstands- und Handelspolitik zu tragen 
haben. (Siehe Steinbach, Wahrung der öffentlichen 
Interessen gegenüber den wirtschaftlichen Korpora- 
tionen, Monatsschrift für Handelsrecht und Bankwesen, 
Berlin, 13. August 1904.) Es kommen somit nur Verein- 
barungen, welche in Form von einfachen Oesellschafts- 
und Partizipationsverlrägen geschlossen werden, in 
Betracht, und für diese gelten im allgemeinen die im 
ersten Kapitel dargelegten Rechtsgrundsätze. 

Um nun den Typen Liefmanns zu folgen, ist zu 
bemerken, dass Vereinbarungen der Unternehmer, 
welche zu Ungunsten der Arbeiter geschlossen 
werden, nicht klagbar sind und nach den Bestim- 
mungen des § 2 des Koalitionsgesetzes zu beurteilen 
wären. 

Vereinbarungen zur Herabdrückungder Einkaufs- 
preise von Produktivgütern wären giltig, insoferne sie 
nicht gegen die guten Sitten Verstössen; denn das 
Verbot des Propols wurde schon im Strafgesetzbuche 
vom Jahre 1852 fallen gelassen und daher bei der 
laxen Art, in welcher die Preisvereinbarungen in der 
parlamentarischen Verhandlung erörtert wurden, gar 
nicht berücksichtigt, obgleich ein Propol unter Umstän- 
den viel eher einen wucherischen Charakter annehmen 
kann als ein M o n o p o I. Man hat eben an die 
modernen Kartelle überhaupt gar nicht gedacht, und 
die „Gewerbetreibenden" mochten schon damals bei 
dem bereits ziemlich entwickelten Verkehre die Einkaufs- 
preise der Rohmaterialien kaum beeinflussen. Rechts- 
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giltig ist ferner die Verabredung von Unternehmern 
zugunsten der Arbeiter behufs Vereinheitlichung 
der Produktionsbedingungen und sothaner Milderung 
der Konkurrenz in den Warenpreisen, da der Oberste 
Gerichtshof in der zuletzt erflossenen oben zitierten 
Entscheidung sich bereits auf den Standpunkt stellt, 
dass eben nur auf Warenpreiserhöhungen gerichtete 
Verabredungen ungiltig sind, nicht aber die blosse 
Möglichkeit einer Preiserhöhung schlechthin als 
Nichtigkeitsgrund behandelt. 

Alle übrigen Kartelltypen müssen nach der zuletzt 
zitierten Entscheidung bei loser Vertragsform darauf 
geprüft werden, ob sie „zum Nachteile des 
Publikums" nach ihrem Inhalte oder verschleierten 
Vertragswillen (Simulation) gereichen sollen. Ob ein 
„Nachteil für das Publikum" vorliegt, wird der Richter 
nur nach Einvernehmung von Sachverständigen, sorg- 
fältiger Prüfung der Konsequenzen einer unter- 
bliebenen Organisation, ferner der Möglichkeit 
unmässiger Preiserhöhung vonseiten des Kartells ohne 
Beeinträchtigung der Rentabilität und Züchtung neuer 
Konkurrenz — entscheiden können. 

Der Richter wird sich auch mit der wirtschafts- 
theoretischen Erörterung der Wirkungen freier Kon- 
kurrenz, der natürlichen und künstlichen Preisbildung 
und Möglichkeit einer Verhütung der Betriebs-Kon- 
zentration durch Kartelle zu befassen haben. 

Sieht man jedoch von der Judikatur ab, so sind 
alle Kartelle, welche nicht ausdrücklich auf eine 
Preiserhöhung gerichtet sind und auch nicht eine 
simulierte Verabredung einer Preiserhöhung dar- 
stellen, nach österreichischem Rechte giltig, wenn sie 
nicht gegen die guten Sitten Verstössen ; denn nur 
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der wirkliche oder simulierte Inhalt der Verabredung 
ist für die Rechtsgiltigkeit des Vertrages entscheidend ; 
eine extensive Interpretation ist schon wegen des zum 
Teile strafgesetzlichen Charakters des Koalitionsgesetzes 
nicht zulässig ; ein Beweggrund hat keinen Einfluss 
auf die Oiltigkeit von Verträgen, ob derselbe nun 
sittlich oder unsiltlich ist; die „Umgehung" eines 
Koalitionsverbotes im Sinne eines jus cogens liegt 
nicht vor, da ein Koalitionsverbot nicht besteht und 
überdies auch im Strafgesetze von 1852 nur auf 
ausdrückliche Verabredungen sich bezog, keines- 
wegs jedoch auf anderweitige Mittel zur Erhöhung 
der Preise, zumal auch das Strafgesetz nicht extensiv 
interpretiert werden kann. 

Es sind also in Wahrheit giltig, falls die guten 
Sitten nicht verletzt werden, 

a) die fixe Produktionskontingentierung und die 
Auftragskonlingentierung, 

b) die Rayonnierungskartelle, 

c) die Oewinnkontingentierungsverträge, 

d) die Verabredungen zu gemeinschaftlichem 
Verkaufe, 

e) die Allianzverträge jeder Art. 



Fünftes Kapitel. 

Die Konditionskartelle nach österreichischem 

Rechte. 

Durch Vertrag kann man sich zu jeder Handlung, 
respektive Unterlassung verpflichten, die einem mensch- 
lichen Verkehrs- und insbesondere Vermögensinteresse 
entspricht (Hasenöhrl, Oesterreichisches Obligationen- 
recht, Band I, § 1 des V.). Dass die Teilnehmer eines 
sogenannten Konditionskartells ein vermögensrecht- 
liches Interesse an der gegenseitigen Vertragstreue 
besitzen, zumal ein betrügenscher Vertragsbruch eine 
empfindliche materielle Schädigung der Kontrahenten 
bedeutet, muss nicht erst dargetan werden. Da nun 
% 4 des Koalitionsgesetzes auch nicht von dem be- 
geistertsten Enthusiasten der „Oewerbefreiheit" auf 
Konditionskartelle angewendet werden könnte, so 
liegt ein klagbarer Vertrag vor, dem sowohl vor dem 
vereinbarungsmässigen Schiedsgerichte, als auch vor 
den staatlichen Gerichten Geltung verschafft werden 
kann. Mit Rücksicht auf die obenerwähnte Auffassung 
des Obersten Gerichtshofes, wonach auch eine indirekte 
Preiserhöhung unter die Sanktion des Koalitions- 
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gesetzes fällt, sei hier noch wirtschaftsteoretisch die 
Natur des Konditionskartells dargelegt. Der Verkaufs- 
preis setzt sich aus den eigentlichen Produktionskosten 
und den Vertriebskosten zusammen. Letztere enthalten 
unter anderen die Reisespesen, das Delkredere, Ver- 
packung, Verluste durch nicht vergütete Verzugszinsen, 
Abzüge auf Grund unberechtigter Reklamationen, 
Verluste durch unberechtigte Retoursendung von 
Waren u. dgl. Die Leistungsfähigkeit wird in der 
Erzeugung durch Herabdrückung der Produk- 
tionskosten, im Vertriebe durch Hinaufschraubung 
der erwähnten faux frais bestimmt. 

Je geringer die Produktionskosten sind, desto 
nachgiebiger kann der Unternehmer bei gleichen 
Preisen in den Konditionen sein; höhere v^er- 
kaufspreise können ökonomisch für die Kund- 
schaft durch günstigere Konditionen mehr als aus- 
geglichen werden. Die Konkurrenz vollzieht sich ent- 
weder durch die U n t e r b i e t u n g in den Preisen 
oder die U e b e r b i e t u n g in den Konditionen. Für 
eine gewisse Kundenkategorie ist Nachsicht in den 
Konditionen unvergleichlich wertvoller als Nachsicht 
in den Preisen. So z. B. mögen die aus Respiroüber- 
schreitung sich ergebenden Verzugszinsenverluste für 
den Verkäufer scheinbar viel kleiner sein als der 
von der zahlungsschwachen Kundschaft geleistete 
Mehrpreis — und dennoch hat der prolongierte Kredit 
für diese Kundschaft grösseren ökonomischen 
Wert als der Mehrpreis. 

Die Konkurrenz in den Konditionen vollzieht 
sich deshalb regelmässig dort, wo die Konkurrenz in 
den Preisen die weniger ökonomische ist ; sie ver- 
ursacht jedoch auf die Dauer schwere Nachteile für 
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den Kreditverkchr sowie den letzten Konsumenten. 
Es wird die Etablierung einer grossen Anzahl kapitals- 
schwacher Detailleure ermöglicht, welche den Umsatz 
zersplittern und durch neue zwecklose Vertriebskosten 
(Mietzins, Steuer, Warenentwertung, Oehälier, Reklame 
u. dgi.) die Waren für den letzten Konsumenten 
ausserordentlich verteuern, da auf immer kleinere 
Umsätze der gleiche Regieaufschlag gelegt werden 
muss. Die Verschärfung der Konditionen durch einen 
Vertrag lenkt daher den Kampf um die Kundschaft 
auf das Gebiet der Engrospreise ab und 
schafft die Tendenz zur Sanierung der Detailkundschaft 
sowie Ermässigung der Detailpreise. 

Umgekehrt bewirkt ein Prciskartell ohne Fest- 
legung der Konditionen einen Wettbewerb in den 
letzteren, der eine allfällige Preiserhöhung für die 
Kundschaft mehr als kompensieren mag, ohne 
dass deshalb der letzte Konsument daraus irgend 
einen Vorteil zieht. Das Preiskartell bedeutet indirekt 
mit Rücksicht auf die Konditionen eine Preis- 
ermässigung gegenüber dem Detailleur, aus 
welcher der letzte Konsument keinen Vorteil zieht. 
Ist weder Preis noch Kondition geregelt, so 
wird der Preis eine bestimmte untere Grenze erreichen, 
über welche hinaus nur mehr mit Qualitätsver- 
schleierung und Konditionen wie sonstigen faux frais 
konkurriert wird. Es ist dann eine Wohltat für den 
so vielseitig von den Doktrinären verteidigten letzten 
Konsumenten, wenn entweder durch ein Preiskartell 
bloss die Qualitätskonkurrenz oder durch ein Preis- 
u n d Konditionskartell auch die sonstige verkehr- 
schädlichc Konkurrenz beseitigt wird. Es ergibt sich 
jedoch aus diesen Darlegungen, wie wenig § 4 des 

Dr. M. Ettingpr. R('g<'Iung de^ Wottboworbes. 5 
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Koalitionsgesetzes den modernen Engrosvertrieb im 
Auge gehabt haben, respektive dass er offenbar nur 
an den Detailverkauf gedacht haben kann. 

Dass eine Engrospreiserhöhung unter gleich- 
zeitiger Verschärfung der Konditionen die Umsätze 
der einzelnen Detailleure vergrössern und damit eine 
Ermässigung der Detailpreise nach sich 
ziehen kann ; dass ein Engrospreiskartell den De- 
tailleuren eine Ermässigung ihrer Verkaufs- 
preise aufnötigen kann, mag bloss einem mit der 
modernen Wirtschaft nicht vertrauten Juristen paradox 
erscheinen. 

Sicher aber ist, dass ein blosses Konditionskartell 
rechtsgiltig ist — und bloss aus Vorsicht und mit 
Rücksicht auf den Klang des Wortes Kartell, ist in 
dem im Anhange III folgenden Musterstatute auch noch 
der Schutz der deutschen Gesetze vorgesehen worden. 



Sechstes Kapitel. 

Der Allianzvertrag nach österreichischem Rechte. 

Wenn die Grossindustrie vermöge der eigen- 
tümlichen Struktur und mit Rücksicht auf die geringere 
Etablierungsmögiichkcit eine Tendenz zur Verschmel- 
zung in grossen Aktiengesellschaften aufweist, sind 
umgekehrt die kleinkapitalistischen Industrien genötigt, 
in ausgedehnter Plänklerkette nach bestimmten Normen 
den Wettbewerb zu regeln, da der Goliath einer 
Aktiengesellschaft unter Umständen einer Anzahl von 
Zwergunternehmungen in freier Konkurrenz leichter 
erliegt als eine grosse Anzahl selbstständiger Unter- 
nehmer, deren jeder im Notfalle den Schmachtriemen 
enger schnüren, seinen Umsatz einschränken und aus 
einem Grossunternehmer noch immer sein eigener 
Hausknecht, Manipulant, Reisender und Buchhalter 
werden kann. (Ueber Unterbietung der Selbstkosten 
siehe Werner Sombart, Der moderne Kapitalismus, II. Bd., 
S. 561 ff.) 

Die losere Organisationsform bedingt aber desto 
schärfere Sanktionen für Wortbruch, die auch bei 
weitgehendem Rechtsschutze für Kartellvereinbarungen 

&• 
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nicht entbehrt werden können. Untreue bedroht in 
so hervorragendem Masse die Existenz der Kontra- 
henten und die Sicherheit der Branche, dass ein 
summarisches Verfahren und die Möglichkeit einer 
exemplarischen Bestrafung oft für den Bestand eines 
Verbandes unerlässlich ist, weshalb die Unterbindung 
der Bezugsquellen und Entziehung der Arbeitskräfte 
als Strafe für Wortbruch das Ziel aller kleinkapita- 
listischen Branchenorganisationen bildet. Es wird dieses 
Ziel in der Form des sogenannten ausschliesslichen 
Verbandsverkehres realisiert, wodurch das ausschliess- 
liche Bezugs- respektive Lieferungsrecht, betreffend 
Waren und Arbeitskräfte, nur den Mitgliedern der 
vertragschliessenden Organisationen zustehen soll. So- 
bald ein Mitglied strafweise durch die vertragsmässige 
Instanz aus seiner Organisation ausgeschlossen wird, 
so verliert es dadurch die Möglichkeit einer Geschäfts- 
verbindung mitden Mitgliedern der anderen Organisation 
für insolange, als es nicht nach Leistung einer ange- 
messenen Genugtuung wieder aufgenommen wurde. 
Der Vorteil eines solchen Schutzes der Vertrags- 
treue ist auch darin gelegen, dass die Preise des 
Oanzfabrikates nicht willkürlich zum Nachteile der 
Rohmaterialienlieferanten oder einzelner Kartellteil- 
nehmer festgesetzt weiden können. In den hier in 
Betracht kommenden Branchen ist das Produkt der 
einzelnen Kartellteilnehmer keineswegs gleichwertig, 
wenn es auch die gleichen Produktionskosten bedingt ; 
denn Renommee, Geschmack und Geschicklichkeit 
geben hier den Ausschlag bei der Kundschaft. Wo es 
sich um ein Finalprodukt handelt, wirkt ferner die 
übermässige Preiserhöhung unmittelbar auf die Absatz- 
fähigkeit des Artikels und somit auch der Rohmaterialien. 
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Es ergibt sich daraus die Folge, dass die Preisfest- 
setzung zunächst nur so erfolgt, um auch demschiechtest 
qualifizierten Unternehmer die Existenz zu ermöglichen*), 
während es den besser renommierten Unternehmern 
tiberlassen bleibt, in freier Konkurrenz sich höhere als 
die Minimalpreise zu sichern. Freilich hängt die Mö- 
glichkeit solcher Mehrpreise von der Anzahl der mit- 
konkurrierenden, besser renommierten Firmen ab. Sonst 
muss unter Umständen zur Festlegung von verschie- 
denen Minimalpreisen lür verschiedene Kategorien von 
Unternehmern unter gleichzeitiger Kontingentierung 
gegriffen werden. Jedenfalls wird jedoch das 
Interesse der „letzten Konsumenten" von 
den all iierte n Arbeitnehmern und Roh- 
materialienlieferanten unter Umständen 
besser gewahrt, als dies irgend ein „Kar- 
tellamt" zu bewerkstelligen vermöchte. 
Das System der Allianzen ist zuerst durch die 
Publikationen von Mister E. J. Smith, eines Fabrikanten 
metallener Bettstellen in Birmingham, allgemein 
bekannt geworden (The New Trades Combination 
movement, its principles and methods, Birmingham 
1895, ferner die Publikation unter gleichem Titel, 
London 1899 u. a. m.), war aber schon lange vorher 
mehrfach in Deutschland verwirklicht worden. (Siehe 
R. Jay. Une corporation moderne. Les Brodeurs de St. 
Gall. Annales de TEnseignement sup^rieur; Orenoblc 
1892; meinen Artikel in der „Kartellrundschau" vom 
10. März 1903; Dr. Wilbrandt in den Jahrbüchern für 



*) In der Grossindustrie erfordert der Schutz des rück- 
ständigen Unternehmers höhere Preise, als die Rentabilität der 
technisch vollkommenen Betriebe bedingt; in der kleinkapita- 
listischen Industrie ist meist das gerade Gegenteil der Fall. 
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Nationalökonomie und Statistik, 111. Folge, Band 28, 
Heft 5, November 1904 über einen Allianzvertrag 
zwischen den Anhalter Stückmeistern und Fabrikanten ; 
Dr. Robert Liefmann in den Jahrbüchern für Nat. u. 
St. vom September 1900 und Juni 1901.) In seiner 
Schrift „Die Neuorganisation der deutschen Volks- 
wirtschaft" (Süddeutsche Monatshefte, April 1904) 
erwähnt Lujo Brentano, dass schon in den Vierziger 
Jahren die Kohlenarbeiter die Grubenbesitzer zur 
Kartellierung der Kohlenprcise und sothaner Verhütung 
des Lohndruckes aufgefordert haben. Smith hat selbst 
in seiner Branche eine Allianz mit den Arbeitern abge- 
schlossen und sich auch für die Verallgemeinerung dieser 
Organisationsform eingesetzt. Die Erfahrungen Smiths in 
den kleinkapitalistischen Industrien sind für unsere öster- 
reichischen Exportindustrien ohneweiteres anwendbar. 
Die Unkenntnis der wirklichen Produktionskosten 
beim Gros der Branchenangehörigen; die sehr ver- 
schiedene Höhe der Produktions- und Vertriebskosten; 
die moralische Unzuverlässigkeit der Unternehmer; die 
Unmöglichkeit einer Sicherung auskömmlicher Löhne 
und Preise ohne Etablierung des ausschliesslichen 
Yerbandsverkehres ; die Unmöglichkeit einer Sicherung 
der Rentabilität angesichts der Tatsache, dass an Stelle 
eines falliten Unternehmens zwei andere treten — 
sind lauter Umstände, die auch anderwärts die bezüg- 
lichen Industrien charakterisieren. Die gleitende Lohn- 
skala stellt ein Verhältnis von Produktenpreis und 
Arbeitslohn her und sichert auch dem sozialen Frieden 
in weiterer Folge eine Ausgleichung in den Prosperitäts- 
verhältnissen der einzelnen Industrien untereinander. 
Für das Jahr 1900 sind Robert Liefmann folgende 
Allianzen bekannt geworden : 



„Fabrikation metallener Bettstätte n^ 
Sprungfedermatratzen, Ofenvorsetzer, 
umkleidete Röhren, Ausrüstungsgegen- 
stände für elektrische Anlagen, verschie- 
dene Arten Porzellanwaren, Walzwerk- 
produkte, Metallröhren, Messingbeschläge 
und -Verzierungen. Dies sind die ältesten und am 
festesten organisierten. Schon zustandegekommen, aber 
noch in der Entwicklung begriffen sind Allianzen in 
der Industrie metallener Sargverzierung en^ 
in der Jetwarenfabrikation und verschiedenen 
Zweigen der Thonindustrie, zwischen 1 a s- 
flaschenfabrikanten und -Arbeitern haupt- 
sächlich in Yorkshire, Lancashire und Schottland. 
Versucht sind Allianzen in einer Reihe anderer Industrien, 
so in der Fabrikation von Eimern, Badewannen 
u. dgl., in der Nadelindustrie, der Eisen- 
blechfabrikation, der Seilerwarenindustrie,^ 
Zinnblechindustrie und dem Ziegelei- 
gewerbe." In Gestenreich ist erwähnenswert die 
Allianz der Modehutfabrikanten mit ihren Arbeitern 
und Rohstofflieferanten, die Allianz der Schirm- 
industriellen mit ihren Arbeltern und Rohstoff- 
lieferanten, die Allianz der Krawatten industri- 
ellen mit ihren Rohmaterialienlieferanten, die Allianz 
der Buchdrucker mit ihren Buchdruckergehilfen, 
die Allianz der Stückmeister und -Arbeiter 
mit den Grosskonfektionären. 

Smith schätzt für das Jahr 1900 die Zahl der 
in England alliierten Unternehmer auf 500, der Arbeiter 
auf 30.000, das Kapital auf fünfzig Millionen Pfund. 

Lief mann erwähnt noch für Deutschland die 
Allianzen der Buchdrucker, der Ostschweitzer 
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und Vorarlberger Stick er, der Solinger und Rem- 
scheider Scheren-, Messer- und Feilen- 
fabrikanten, der Gold- und Silberschläger, 
Leipziger Zigarrenfabrikanten, Schweizer 
Oranitsteinbrüche u. a. m. 

Die Allianzen sind dazu berufen, im modernen 
Wirtschaftssystem jene Existenzsicherung für den 
kleineren Unternehmer und Arbeiter zu schaffen, welche 
der Notwendigkeit des technischen Fortschrittes und 
der Verkehrsfreiheit geopfert werden musste. Die An- 
sicht der Marxisten, dass die Endentwicklung des 
Konzentrationsprozesses in der Fusionierung der ein- 
zelnen Branchen und Vorbereitung der Expropriation 
der Expropriateure (siehe f^aul Lafargue, Les Trusts 
Americains, S. 23 ff.; Adolf Braun, Die Kartelk, Berlin 
1894, S. 45. Francis Laur, cit. S. 290, Bd. 1.: dortsdbst 
die Erwähnung der Ausführungen des amerikanischen 
Arbeiterführers Borrows auf dem internationalen Kon- 
gresse vom 1889) gelegen sei, wird mindestens in 
den kleinkapitalistischen, vom individuellen Oeschmacke 
mitbestimmten Ganzfabrikatenindustrien vorläufig noch 
lange keine Bekräftigung finden; denn der mittelalter- 
liche Zunftzweck einer gerechten Verteilung der Existenz- 
bedingungen durch feste Etablierungsnormen und 
Fixierung der Umsätze durch Beschränkung auf ein be- 
stimmtes Quantum des Rohproduktes — kann auch ohne 
Behinderung des wirtschaftlichen Fortschrittes realisiert 
werden. (Ueber die Analogien der Zunft- und Kartell- 
organisation siehe Leener, cit. S. 12 ff. und Rudolf Meyer, 
Kapitalismus fin de siede, Wien-Leipzig 1894, S. 293 ff.) 
Es mag ja noch ein weiter Weg zu jenem Entwick- 
lungsstadium zurückzulegen sein, bis die Gesetzgebung 
die angedeutete Wirtschaftsorganisation sanktioniert und 
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einerseits ohne Belastung der Konsumenten eine feste 
Regelung der Konkurrenz ermöglicht, anderseits für die 
Unternehmerqualität nicht in erster Reihe die objektiven 
Produktionsbedingungen, wie Kapital und Kredit, son- 
dern auch die persönliche Qualifikation und Dauer der 
Anwartschaft entscheiden lässt, wie etwa bei den 
liberalen Berufen, die an sich nicht von Vater auf den 
Sohn übergehen ; aber damit ist nicht gesagt, dass 
gerade nur der kommunistische Zukunftsstaat den der 
Gerechtigkeit und Wirtschaftlichkeit am meisten ent- 
sprechenden Zustand allein herbeizuführen vermag und 
dass der Individualismus nicht zu retten sei. (Siehe 
Klein Wächter, Die Kartelle, Innsbruck 1883, S. 96 ff., 
S. 246 ff.; Ernst v. Halle, Trusts or IndustrialCombinations, 
S. 139 ff. Ely, Monopolies and Trusts, London 1902, 
S. 141 ff.) Wenn Rottenburg (Die Kartellfrage in Theorie 
und Praxis, Leipzig 1903, S. 70 ff.) mit Recht ausführt, 
dass die Zunftorganisation als solche eine Beeinträchti- 
gung der breiten Bevölkerungsschichten bedeuten kann 
und auch meist bedeutet hat, so ist mit Nachdruck 
darauf hinzuweisen, dass die Allianz auf freier Verein* 
barung aller Interessengruppen beruht, daher keine 
schwere Benachteiligung derselben sanktionieren kann, 
wenn sie gesetzlich anerkannt wird (Siehe Der Strike 
in der Herrenkleiderkonfektion, Wien 1904, S. 29 vom 
Verfasser). Kulemann (Zwangskartelle, Kartellrundschau 
V. 28. Juli 1903) schlägt auch in Anknüpfung an den 
Rat des Herrn Kirdorf „Kartellbildung auf der ganzen 
Linie** zu fördern, vor, dass die schwieriger zu organi- 
sierenden kleinkapitalistischen Ganzfabrikatenindustrien 
gesetzlich kartelliert werden. Die ihm gemachten Ein- 
wände entfallen, wenn nur qualifizierter Majorisierungs- 
zwang für Allianzverträgc vorgesehen würde, die von 
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selbst schon das Interesse des Konsumenten aut 
die Dauer wahren müssen. Zu meiner Genugtuung 
erfahre ich, dass der Referent des Arbeitsbeirates 
Smitka während der Drucl<legung dieser Blätter Majori- 
sierungszwang für Tarifkonventionen gemäss meinen 
in der citierten Broschüre gemachten Vorschlägen be- 
antragt hat. 

Das gemeinschädliche Moment in der Zunft- 
organisation lag in der Behinderung des durch hohe Pro- 
duktionsstufenleiter bedingten technischen Fortschrittes, 
welch letzterer ja naturgemäss jeweils eine Anzahl 
von Existenzen vernichten musste. Hätte man jede wie 
eine Expropriation wirkende Erfindung zum Vorteile 
oder zur Entschädigung der gerade lebenden Meister- 
generation verwendet, so wäre die höhere Produktions- 
stufenleiter auch im Rahmen der Zünfte zu realisieren 
gewesen, wie dies ja auch im Rahmen des Karteiles 
der Fall ist. Karteil und Zunft bedingen eine Rege- 
lung des Aufstieges in den Unternehmerstand; beide 
gewährleisten aber auch dem Dienstnehmer eine ge- 
sichertere Existenz und sichern einen, wenn auch nicht 
willkürlichen Aufstieg. Da ungefähr 90 Perzent der sich 
derzeit etablierenden Gewerbetreibenden gegenwärtig 
nach einem kurzen Martyrium in ihren früheren Stand 
der Dienstnehmer zurückkehren, so ist ein etwa nach dem 
Vorbilde des Anwalt- oder Beamtenstandes unter Zu- 
grundelegung rein objektiver Voraussetzungen ge- 
regelter Aufstieg nicht schlechthin als Verminderung der 
Gesamtwohlfahrt und freiheitsfeindlich zu erachten. 
Freilich ist die Gefahr des Missbrauches zur Bildung 
von Kasten eine eminente ; aber eine erkannte Ge- 
fahr hört auf eine solche zu sein. Jedenfalls wirkt der 
in Kartellen bemerkte Nepotismus nicht schlimmer als 
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derjenige, welcher sich in der Konzentrationsbewegung 
des freien Wettbewerbes ergibt. 

Eine noch grössere Rolle als die Allianz mit den 
Arbeitern spielt jedoch jene mit den Rohmaterialien- 
lieferanten, zu welcher in Wahrheit jedes Kartell früher 
oder später gelangt, welches nicht ohnehin die Roh- 
materialien-Bezugsquellen beherrscht. Hieher gehören 
wirtschaftslheoretisch alle Produktivgüter einschliesslich 
der Dienstleistungen im Transportgeschäfte, auf deren 
Beherrschung das Gros der Kartelle und Trusts zurück- 
zuführen ist. 

Die discriminations der nordamerikanischen Eisen- 
bahnen sind die Entstehungsgründe des Petroleum- 
trusts ; die Beherrschung der Erzlager durch Carnegie 
und Rockefeller der Ursprung des Stahltrusts. Für den 
Export hat die Möglichkeit durchlaufender Exportboni- 
fikationen von selten der Halbfabrikatenindustriellen 
an die Ganzfabrikatenerzeuger grosse Bedeutung. Pohle 
erörtert in seiner Schrift „Bevölkerungsbewegung, 
Kapitalbildung und periodische Wirtschaftskrisen" die 
für die Regelung des Verhältnisses zwischen Ganz- und 
Halbfabrikatenindustrien gemachten Vorschläge und 
empfiehlt eine organische Verbindung zwischen beiden 
Gruppen. Steinmann-Bucher hat in seiner Publikation 
„Ausbau des Kartellwesens" auf das Machtmittel zur 
Festigung der Kartelle gegenüber Aussenseitern hin- 
gewiesen, wie ein solches in einem ausschliesslichen 
Verbandsverkehre der beiden Gruppen gelegen wäre. 
Lenschau empfiehlt die Herstellung einer gleitenden 
Skala der Preise beider Warengruppen, die sich gegen- 
seitig anpassen sollen (Amerikanische Gefahr, Berlin 
1902). Die gleichen Vorschläge macht Liefmann (Siehe 
Würdigung aller Vorschläge in Kartellrundschau vom 
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1. Jänner 1903 und 10. Feber 1903). Ein wichtiges 
Moment der Krisen könnte jedenfalls durcii ein solches 
Einvernehmen ausgeschaltet werden. 

Deshalb will ich hier die Rcchtsgiltigkeit der ein- 
schlägigen Verträge nach österreichischem Gesetze 
untersuchen. 

Das ausschliessliche Bezugsrecht auf bestimmte 
oder alle Erzeugnisse eines Unternehmens pflegt auch 
in der freien Konkurrenz sehr häufig vorzukommen 
und dient namentlich in der Modebranche als ein 
faktisches Schulzmittel für Erfindungen und Kom- 
binationen in bezug auf Geschmack, wo ein gesetz- 
licher Schulz versagt bleibt. 

Es kommt hier § 878 a. b. G.-B. in Betracht, wo- 
nach Verpflichtungen zu unsittlichen Leistungen 
ungiltig sind. Es handelt sich um eine Art Konkur- 
renzklausel gegenüber Arbeitern und Warenlieferanten, 
deren Zweck die gleichmässige Sicherung der beider- 
seitigen Interessen bildet ; denn in der Regel kommt 
der ausschliessliche Verbandsverkehr beiden Teilen 
gleichmässig zugute ; dem ausschliesslichen Bezugs- 
rechte aller dem Kartellvertrage beitretenden Kunden 
steht das ausschliessliche Lieferungsrecht aller beitre- 
tenden Rohmaterialienlieferanten, resp meist auch aller 
organisierten Arbeiter gegenüber. Diese Konkurrenz- 
klausel unterscheidet sich daher wesentlich von derjeni- 
gen, die vielfach Gegenstand der österreichischen und 
reichsdeutschen Judikatur geworden ist, und wo es 
sich darum handelt, dass ein Angestellter nach seinem 
Austritte aus dem Dienste nicht bei der Konkurrenz in 
Stellung treten soll. Auch diese letztere Klausel wurde 
durch die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes 
vom 3. Jänner 1895, ZI. 15.127, SIg. 15.355 an sich als 
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zulässig erklärt, so dass nur nach der besonderen 
Lage des Falles die Frage der Unsittlichkeit zu ent- 
scheiden wäre (Entsch. v. 2. Juni 1898, ZI. 5211, 
S. N. F. 206; Entsch. v. 14. April 1898, ZI. 4409, S. 
N. F. 110). Das Kriterium der Unsittlichkeit könnte hier 
in dem Umstände gefunden werden, dass die Kon- 
kurrenzklausel dem Zwecke der Festigung eines Kar- 
teiles dienen soll. Aus den im ersten Kapitel darge- 
legten Entscheidungen österreichischer und insbeson- 
dere reichsdeutscher Gerichte geht jedoch hervor, dass 
ein Kartell nicht nur nicht unsittlich sein muss, sondern 
im höchsten Grade dem Gcmeinwohle zu entsprechen 
vermag. 

Wie S t e i n b a c h (Rechtsgeschäfte der wirtschaft- 
lichen Organisationen, S. 142 ff.) ausführt, wird es 
sich um das Mass der Einschränkung der Handlungs- 
freiheit, Ausmass der Leistung und Gegenleistung bei 
der Beurteilung der Sittlichkeit handeln. Es muss hier 
jedoch auch noch jene Konkurrenzkiausel, welche in 
dem Allianzvertrage der beiderseitigen Organisationen 
vorgesehen wird, von jener Konkurrenzklausel unter- 
schieden werden, welche auf Grund dieses Allianzver- 
trages in jeden Schlussbrief und jede Faktura über 
Rohmaterialien Aufnahme finden soll ; denn in letzterer 
Beziehung handelt es sich um die Möglichkeit der 
strafweisen Stornierung des Geschäftes, respektive Ver- 
teuerung des Rohmaterialienpreises. Es ist zunächst * 
festzustellen, dass der Kaufabschluss mit einer solchen 
Stornierungs- oder Strafklausel kein Mittel der Ein- 
schüchterung oder Gewalt im Sinne der §§ 2 und 3 
des Koalitionsgesetzes vorstellt und somit nicht strafbar 
ist; denn es liegt ja ein mit beiderseitigem Einverständ- 
nisse abgeschlossener Vertrag vor. Selbst wenn es 
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sich um ein ungiltiges, weil wucherisches, Kartell han- 
delt, kann die Wirksamkeit dieser Klausel nicht 
ausgeschlossen werden ; denn diese Klausel hat dann 
den Charakter einer unsittlichen Bedingung 
im Sinne § 898 a. b. O.-B. und macht den ganzen 
Kaufabschluss ungiltig, so dass die strafweise Stor- 
nierung ohneweiters möglich ist (Steinbach, Rechts- 
geschäfte der wirtschaftlichen Organisationen cit. S. 
153); die bedingte Verteuerung für vergangene 
Lieferungen tritt deshalb ein, weil nach Ausführungen 
des Ausschussberichtes zum Koalitionsgesetze und den 
parlamentarischen Verhandlungen die rechtliche Un- 
wirksamkeit der bezüglichen Vereinbarungen sich nicht 
auf die Vergangen hei t und auf bereits erfolgte 
Leistungen beziehen soll, zumal sonst sogar Strike- 
unterstützungen und dergleichen zurückgefordert werden 
dürften, was über die Absicht des Gesetzgebers hinaus- 
geht. Man kann nämlich den zur Befestigung des un- 
sittlichen Kartellvertrages geschlossenen Allianzvertrag 
nicht schlechter behandeln als den Kartell vertrag selbst. 
Das deutsche Reichsgericht hat auch In einem Prozesse 
des rheinisch-westphälischen Syndikates gegen eine 
Kohlenhandlung wegen Verletzung einer zur Wahrung 
des Kartellzweckes bestimmten Schlussbriefklausel auf 
Zahlung der ausbedungenen Konventionalstrafe erkannt 
(Siehe Kartellrundschau vom Juni 1905). 

In bezug auf die als Gegenleistung dienende 
Verabredung zur Sicherung eines bestimmten Lohn- 
niveaus für die Arbeiter ist darauf hinzuweisen, dass 
das Koalitionsgesetz aus zwei Gründen hier keine 
Anwendung findet. 

Es handelt sich hier nicht um die verbotenen 
Verabredungen der Arbeitgeber untereinander 
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ZU Ungunsten der Arbeitnehmer oder umgekehrt der 
Arbeitnehmer untereinander zu Ungunsten 
der Arbeitgeber, sondern um Verabredungen zwi- 
schen beiden Gruppen, wonach die Arbeiter 
unter dem Tarife keine Arbeit n e h me n, die Unter- 
nehmer keine Arbeit geben sollen. Zu dieser Ver- 
abredung tritt regelmässig noch eine Vereinbarung 
der Unternehmer zu gunsten der Arbeiter, an deren 
Einhaltung die Unternehmer selbst ein wirtschaftliches 
Interesse besitzen. Die Erzwingung des Anschlusses 
an eine solche Tarifkonvention fällt umsoweniger unter 
die Bestimmungen des Koalitionsgesetzes als gemäss 
neueren Entscheidungen des Wiener Berufungssenates 
{siehe „Das Recht", Wien 1. Oktober 1905, Seite 105) 
selbst Verabredungen der Arbeiter untereinander 
zur Festhaltung eines gegebenen Lohnniveaus 
nicht unter das Koalitionsgesetz zu subsumieren sind. 
Es wird dort ausgeführt, dass der strafgesetzliche 
Charakter des Koalitionsg^esetzes die Anwendung der 
Analogie im Sinne Art. IV. Kundmachungspatent zum 
Strafgesetz ausgeschlossen erscheinen lässt und dass 
auch nach der Entstehungsgeschichte des Koalitions- 
gesetzes nicht mehr beabsichtigt sein konnte, als der 
Wortlaut besagt. Da §§ 2, 4 des Koalitionsgesetzes 
sowohl in bezug auf das Strafrecht, als auch in bezug 
auf das Zivilrecht nur einen und denselben Inhalt dar- 
stellen, so sind zweifellos die diesbezüglichen Verab- 
redungen auch zivilrechtlich rechtsgiltig, insolange sie 
nicht sonst gegen die guten Sitten Verstössen. Inso- 
fernc sie insbesondere nicht zur Festigung eines 
unsittlichen Kartells dienen, kann ihnen die zivilrecht- 
liche Oiltigkeit überhaupt nicht abgesprochen werden. 
Aber selbst wenn sie einen solch unsittlichen End- 
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zweck verfolgten, kann ihnen die Rechtsgiltigkeit nicht 
abgesprochen werden; denn im Sinne § 901 a. b. 
O.-B. kann ein solcher Endzweck auf die Oiltigkeit 
entgeltlicher Verlräge keinen Einfluss üben; 
die im Vertrage normierte Leistimg und Gegenleistung 
an sich ist nicht unsittlich und nicht unerlaubt ; ja selbst 
das indirekt geförderte Wucherkartell ist nicht un- 
erlaubt, sondern entbehrt gemäss den Darlegungen im 
zweiten Kapitel bloss der Klagbarkeit. Die Kategorie 
„Umgehung' kennt das österreichische Zivilrecht nicht. 
(Ueber Konkurrenzklauseln siehe Dr. S. Rundstein, 
Konkurrenzverbote in Kartellverträgen, Sonderabdruck 
aus dem Archiv für bürgerliches Recht, Band 25, Heft 1.) 

Das deutsche Reichsgericht hat in einer Entschei- 
dung vom 2. Februar 1905 (Urteil VI, 153/04, siehe 
Beilage zur „Deutschen Juristenzeitung" vom 1. Mai 
1905) ausgesprochen, dass die Verhängung des 
Boykotts über Aufforderung von selten der 
Unternehmer wegen Nichtunterfertigung des Lohn- 
tarifes und Nichtanschlusscs an den Unternehmer- 
verband nicht gegen die guten Sitten Verstösse, 
wohl aber ein Strafboykott für ein ganzes Jahr. Es 
handelte sich um die Goldschlägervereinigung. 

Ich gebe im Anhange V und VI je einen Allianz- 
vertrag für Sicherung der Unterstützung von selten der 
Rohmaterialienlieferanten und der Arbeitnehmer, wie 
solche in österreichischen Bekleidungsindustrien abge- 
schlossen wurden. 



Siebentes Kapitel. 

Wucher- und Sanieningskartelle. 

Die Wirtschaftswissenschaft hat die Aufgabe, der 
Judikatur und Staatsverwaltung die Anhaltspunkte für 
die Beurteilung des gemeinnützigen, resp. gemein- 
schädlichen Charakters einer Organisation zu bieten. 
Was „zum Nachteile des Publikums" gereicht 
und daher unter Umständen dem zeitgenössischen 
sittlichen Bewusstsein und dem Gemeinwohle wider- 
streitet, kann nur in voller Erkenntnis der konkreten 
wirtschaftlichen Verfassung eines Landes, seiner handels- 
und gewerbepolitischen Bedürfnisse, ferner des ökono- 
mischen E n d effektes einer organisatorischen Mass- 
nahme beurteilt werden. In gevvlsso i Sinne kann die 
Höhe des Reingewinnes in einir \;i :m1 von Industrien 
einen Masstab für die Feststellung des wucherischen 
Charakters abgeben ; aber man muss sich da vor 
Augen halten, inwieferne der Reingewinn durch Er- 
sparungen und technische Vervollkommnung, d i e 
ohne Kartell nicht eingetreten wären, und 
inwieferne derselbe durch Beeinflussung von Nachfrage 
und Angebot erzielt wurde; auch in letzterem Falle 

Dr. M. ElUneer. Die Recelting iIoj« Wt'tlbcw«- ' - 6 
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ist festzustellen, inwieferne der Reingewinn den durch- 
schnittlichen Ertrag der nicht kartellierten Industrien 
übersteigt. Die sozialpolitische Frage, ob alle Ergeb- 
nisse des nunmelir ermöglichten technischen Fort- 
schrittes fortab den kartellierten Unternehmern zugute 
kommen sollen, hat nicht der Richter, sondern die 
Gesetzgebung zu beantworten. Baker (cit. S. 358, 359) 
schlägt vor, dass die kartellierten Industrien gerade 
nur die Verzinsung des Grundwertes und des Rekon- 
struktionskapitals mit angemessenen Reserven für Kon- 
jukturwechsel sollen herausschlagen dürfen, während 
sonst die Produktionsfähigkeit den Konsumenten (und 
allenfalls dem Fiskus) zugute kommen soll. Insoweit 
es sich um beliebig vermehrbare Güter handelt, ist 
eine Preisstellung zu gunsten des Konsumenten ohne- 
weiters möglich. Zu beachten ist natürlich, dass die 
Grundrente gerade durch die künstliche Beherrschung 
der bezüglichen Bodengattung (Erzlager, Thonlager 
u. dgl.) geschaffen sein kann, so dass sie nach dem 
Vorschlage Bakers den Kartellteiinchmern nicht zugute 
kommen könnte. Man muss sich aber speziell bei 
Kartellen (im Gegensatze zu Fusionierungen) vor Augen 
halten, dass nicht alle Unternehmer mit gleichen Produk- 
tionskosten erzeugen und dass in der Grossindustrie 
oft der Preis im freien Wettbewerbe nach dem am 
teuersten arbeitenden, für den Bedarf noch un- 
entbehrlichen Produzenten sich bestimmt. 

Wie Böhm-Bawerk in seinem Werke „Kapital und 
Kapitalszins" (Bd. II, Seite 296) darlegt, geht die Preis- 
bildung zwischen der Produzenten- und Konsumenten- 
gruppe in der Art bewusst oder unbew^usst vor sich, 
dass die Kaufkraft und Kauflust des letzten kauf- 
schwächsten und kauf u n lustigsten Konsumenten, 
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auf den noch zum Absatz des ganzen Vorrates reflek- 
tiert werden m u s s, für die Preishöhe entscheidend ist. 
Demgemäss muss sich im freien Wettbewerbe auf die 
Dauer ein solcher Preis ergeben, welcher noch die 
Produktionskosten des technisch am weitesten zurück- 
gebliebenen Produzenten deckt, wenn dieser nicht aus 
der Produktion ausgeschaltet werden soll, d. h. der 
vom letzten Konsumenten gezahlte Preis wird in der 
Regel durchschnittlich mindestens die Kosten 
des am weitesten zurückgebliebenen Produzenten 
decken.*) Ein Kartell wird daher dann das Publikum 
nicht benachteiligen, wenn es diese höchsten Pro- 
duktionskosten als Grundlage für die Berechnung eines 
bürgerlichen Oewinnaufschlages benützen und daher dem 
technisch vollkommeneren Betriebe eine beträchtlichere 
Rentabilität sichern wird. Selbstverständlich liegt ein 
solches Verhältnis nicht vor, wo die fortgeschrittenen 
Betriebe allein den Bedarf decken konnten und der 
zurückgebliebene eben dem Untergange geweiht war. 
Eine ähnliche Erwägung ergibt sich dort, wo 
nicht technische Unvollkommenheit der Konkurrenten, 
sondern höhere Solidität einzelnen Unternehmern einen 
besseren Ruf und höhere Rentabilität gesichert hat. Falls 
alle ihre Konkurrenten, von einem bestimmten Zeit- 



*) W^nn in der kleinkapitalistisclien Industrie die Kartell- 
preise im Interesse des rückständigen Betriebes niedriger 
angesetzt werden müssen, als dtjr Rentabilität der renommierten 
Betriebe entspricht, so ist dies auf den Umstand zurückzuführen, 
dass die Produkte der renommierten Betriebe regelmässig höher- 
wertig sind, wenn auch die Höherwertigkeit kartelltechnisch 
nicht erfasst werden kann. Das Renommee wird oft ein Ausfluss 
von Geschmack und Vertrauen, selten von technischer Voll- 
kommenheit in der Produktion sein, zumal hier die Produktions- 
kosten der einzelnen Betriebe nur wenig variieren. 
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punkte angefangen, gleich solid liefern würden, müsste 
sich auf der ganzen Linie der gleiche Preis wie vorher 
für den reellsten Produzenten ergeben ; denn nicht die 
mangelnde Kaufkraft der Konsumenten, sondern die 
Minderwertigkeit des Produktes haben bis dahin einen 
geringeren Preis zur Folge gehabt. 

Im Gegenteile wird erfahrungsgemäss der letzte 
Konsument durch die scheinbar billigeren Produkte 
ökonomisch verkürzt. Setzt nun ein Preiskartell ein- 
heiüich den Preis für die ganze Branche nach dem 
für den solidesten Produzenten geltenden Masstabe 
fest, so wird sich eine Konkurrenz in den Qualitäten 
nach oben vollziehen, da sonst der solideste Produzent 
den ganzen Umsatz auf die Dauer an sich ziehen könnte. 

Die scheinbar momentan für die unsoliden 
Produzenten gegebene höhere Rentabilität wäre für 
dieselben ein Danaergeschenk, wenn sie von ihr 
Gebrauch machen wollten. Dies gilt selbst dann, wenn 
gleichzeitig eine fixe Begrenzung des Umsatzes nach 
oben erfolgt; denn die Schundkonkurrenz pflegt 
durchaus nicht der Ausfluss blosser Habgier, sondern 
vielmehr des regellosen Weübewerbes zu sein; falls 
die Sicherheit geboten ist, dass der Mitbewerber nicht 
billigere Preise offeriert und man daher selbst reelle 
Preise fordern kann, trachtet man schon aus Besorgnis 
vor dem gleichen Vorgehen des Konkurrenten die Kund- 
schaft durch bestmögliche Lieferung an sich zu fesseln. 

Auf die Differenz in den Produktionskosten ist 
übrigens der grösste Teil der Kartelle und Fusionierungen 
zurückzuführen. 

Carnegie hatte zunächst seine Betriebe mit den 
vollkommensten Maschinen ausgerüstet, sich mit 
Rockefcller zur Sicherung der billigsten Erze und 
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Transportmittel vereinigt, bevor er am 8. Februar 1897 
den mit seinen Konkurrenten abgeschlossenen losen 
Pool gesprengt und durch die Herabsetzung des 
Stahlschienenpreises von 25 Dollars auf 14*25 Dollars 
in Pittsburg den Uebergang zu einer höheren Organisa* 
tionsform zu erzwingen suchte. (Siehe Francis Laur, 
Bd. 1, S. 105 ff.) 

Vor Abschluss des Pools im Frühling 1896 war 
der schon ruinöse Preis von 17*50 in Geltung. Später 
stieg der Preis wieder um 130^o. 

Rockefeiler hatte sich zunächst billigere Frachten 
durch Verträge mit den Bahnen, ferner durch ein 
grossartiges Röhrenleitungssystem gesichert, bevor er 
seine Konkurrenten in seinen Bann gezwungen hat. 

Auf den ersten Blick wird man das Wucherkartcll 
in grossen Industrien beliebig vermehrbarer Güter 
erkennen, wenn Dividenden gezahlt werden, die weitaus 
den landesüblichen Kapitalszinsfuss übersteigen, oder 
wenn grosse Preisdifferenzen auf den einzelnen Märkten 
sich ergeben. So hat der nordamerikanische Zuckertrust 
in einzelnen Jahren 757o des wirklich investierten (nicht 
gewässerten) Aktienkapitals gezahlt; der Stahlschienen- 
trust verkaufte nach Japan um 20 Dollars die Tonne 
ohne Verlust, während er in der Heimat 28 Dollars 
bedang (also 407o mehr) ; der Drahtnägeltrust verkaufte 
im Ausland um 85 Cents, was in der Heimat 260 Dollars, 
also um 2007o mehr kostete; die Schaufelproduzenten 
erhöhten die Preise um 50— 1007o. (Laur, cit. Bd. II, 
S. 36.) 

Stabeisen bedang in Deutschland im Jahre 1894 
einen Preis von Mark 95 — 100 per Tonne, im Jahre 
1899 Mark 190-200. 

Die Mässigung in der Preisstellung ist in erster 
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Reihe auf die Erwägungf zurüciczuführen, dass 
dadurch die Dauer einer günstigen Konjunktur 
verlängert wird, und so ist es zu erklären, dass 
das Kokssyndikat, als es für das Jahr 1900 den 
massigen Preis von 14 Mark festsetzte, den Roheisen- 
syndikaten eine gleiche Mässigungzur Pflicht 
machte, welcher Verpflichtung diese letzteren infolge 
mangelhafter Organisation nicht nachzu- 
kommen vermochten. (Siehe Liefmann „Die bisherigen 
Ergebnisse der deutschen Kartellenquete" in der 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Ver- 
waltung, IV. Heft, 1904, S. 449.) Der eigeniliche 
Grund für dieses Verhallen liegt in der Erkenntnis^ 
dass allzu hohe Preise einerseits den Bedarf ein- 
schränken, anderseits den aus Kohlen- und Eisenwerken 
kombinierten Unternehmungen eine Handhabe mehr 
zur Verdrängung der reinen Eisenwerke bieten würde, 
welche letztere ja die eigentliche Kundschaft der 
Kohlenwerke darstellen. 

Man muss sich aber vor Augen halten, dass hohe 
Preise oft durch die Konjunktur allein erklärt werden 
können, und dass gerade die nicht kartellierten 
Industrien die Konjunktur in arger Weise zu miss- 
brauchen pflegen. Die Verhandlungen in der Kartell- 
enquSte des deutschen Reichsamtes haben dargetan, 
dass gerade die grossen Verbände, wie das Kohlen- 
und Kokskartell, unvergleichlich billigere Preise als 
die nicht kartellierten ausländischen Konkurrenz- 
industrien während des Kohlenhungerjahres 1900 
bedangen. Während die belgischen Bahnen im Ver- 
gleiche zum Jahre 1898 einen 100°o-igen Aufschlag 
zu zahlen hatten, musste die deutsche Industrie bloss 
25% aufschlagen. In England und Frankreich war die 
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Hausse so gross wie in Belgien. Sayous hat etwa 100 
kartellierte und nicht kartellierte Branchen einer 
Untersuchung unterzogen und häufig: eine unver- 
gleichlich grössere Preiserhöhung infolge Konjunktur 
bei letzteren gefunden. Die Preise der nicht kartellierten 
Maschinenschrauben stiegen im Jahre 1900 z. B. um 
157Vo, diejenigen der kartellierten kleinen Schrauben 
um 39% (cit. von Andr^ Colliez, Trusts, Cartels, 
Corners, Paris 1904., S. 103). Flammkohle bedang vor 
dem endgiltigen Abschlüsse des Kohlenkartells in 
Deutschland, das ist im Jahre 1890/91 bis 1893 
12-36 Mark und 11-02 Mark; im Jahre 1894 9 Mark; 
im Jahre des Kartells 9*75 Mark und 8 08 Mark ; nach 
Abschluss vom Jahre 1894 bis 1898 stieg der Preis auf 
9'66 Mark und ist schliesslich trotz einer ungeheueren 
Steigerung des Bedarfes bis zum Jahre 1898 und seit 
dem Beginne des Kartells im Jahre 1893 nur folgende 
Preissteigerung vor sich gegangen : Flammkohle um 
0*99 Mark, Fettkohle um 1'56 Mark und Oaskohle um 
1'38 Mark, also ungefähr um 10 bis 15%. Das Koks- 
syndikat hat im Jahre 1900 Mark 18*50 für die Tonne 
bedungen ; die nicht syndizierten Orosshändler be- 
dangen Mark 42'— , und war es eine Folge dieses 
Verhaltens, dass den Zwischenhändlern die Wieder- 
verkaufspreise im Interesse des Konsumenten vorge- 
schrieben wurden. (Colliez cit. S. 93.) Aehnliches gilt 
für den Standard Oil Trust, wie im grossen und ganzen 
für alle auf die Dauer berechneten Kartelle, deren Um- 
satz von dem Preise stark beeinllusst werden kann. 

Auch der Stahltrust hat in den Vereinigten 
Staaten als überragendes Mitglied der bezüglichen 
Kartelle im Jahre 1901 eine Wiederholung der tollen 
Hausse des Jahres 1899 verhindert, indem er eine 
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Stabilisierung der Preise, wenn auch auf erhöhtem 
Niveau, im Interesse einer Prolongation der Auf- 
schwungsperiode anstrebte. (Siehe Dr. L. Glier, 
Preussische Jahrbücher, Berlin 1903, Unternehmer- 
verbände und Preise in der amerikanischen Industrie, 
S. 85, 120.) Man betrachte die Ausschreitungen der 
Konjunktur in den Jahren 189Q, 1900 vor der 
Gründung des Stahltrusts und damit auch der von 
diesem erzwungenen Kartelle und nach der Grün- 
dung desselben am 1. April 1901. Lose, unsichere 
Agreements mögen übrigens im Jahre 1899 die Aus- 
schreitungen gefördert haben, was aber kein Argu- 
ment gegen dauernde feste Verbände bildet. 
Im Januar 1899 kostete Bessemer Roheisen 10*87 Doli. 
„Dezember 1899 „ , „ 2490 „ 

In den gleichen Zeitpunkten kosteten : 
Schienen 18'50 resp. 35* Doli. 



Alte Eisenschienen 


. 13 — 


„ 30- 


Stabeisen .... 


105 


, 2-30 


Behäiterbleche . 


1-35 


» 2-48 


Träger 


1-40 


, 2-40 


Feinbleche . . . 


2 — 


. 3— 


Drahtstifte . . . . 


1-59 


„ 3-53 


Stacheidraht . . . 


205 


„ 403 


Weissblech . . . . 


311 


» 4-84 


Es ergaben sich 


Steigerungen von 



n 



mehr als 

100^0, wovon ein grosser Teil im Jahre 1900 wieder 
verloren gegangen ist. Seit April 1901 notiert Besse- 
mer Roheisen, für welches der Stahltrust nicht als 
Verkäufer in Betracht kommt, zwischen 16 und 20 
Dollars und die Preise für das daraus gefertigte Halb- 
zeug, sowie Ganzfabrikat, auf welche der Stahltrust 
Einfluss hat, passen sich eben nur mehr weniger den 
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Preisen des Roheisens an. (Oiier cit. S. 117 ff.) Die 
Gründung des Stahltrusts hat vielleicht eine Panik 
verhütet und eine kleine Preiserhöhung bewirkt ; aber sein 
Bestand hat auch umgekehrt Ausschreitungen verhütet, 
und zw^ar offenbar aus rein ökonomischen und 
kartelltechnischen Erwägungen, letztere weil die Kon- 
kurrenz mindestens latent wirksam ist. Die ausser- 
ordentlich hohen Gewinne des Stahltrusts sind eher 
auf den zeitweisen Mangel an Roheisen und dessen 
Seltenheitswert als den Kartellnutzen aus dem Fertig- 
fabrikate zurückzuführen ; denn der Trust deckt zum 
allergrössten Teile seinen Bedarf an Roheisen in den 
eigenen Werken. Er war ebenfalls darauf bedacht, 
dass der Seltenheitswert nicht auch noch von der 
Spekulation zu Cornern missbraucht wird, und lehnte 
Ordres ab, welche nicht nachweisbar für die Erzeu- 
gung unmittelbar bestimmt waren. (Glier cit. S. 120.) 
Der Vorwurf einer Schädigung der inländischen 
Konsumenten zugunsten der ausländischen durch 
billigere Auslandsverkäufe traf überhaupt nur für die 
Halbfabrikatenkartelle teilweise zu, insoferne unter 
den Selbstkostenpreisen in so erheblichem Masse 
verkauft wurde, um die ausländischen Marktpreise zu 
drücken. Ob dies auf Kosten des inländischen „letzten 
Konsumenten" erfolgt ist, wäre quaestio facti. Aber 
auch in dieser Hinsicht hat mindestens die deutsche 
Industrie durch Errichtung einer „Abrechnungsstelle 
für die Ausfuhr" in Köln den Anforderungen der 
Finalproduktenindustrien Rechnung getragen, denen 
sie durchlaufende Exportbonifikationen gewährt. 
Solche Begünstigungen können aber kaum dem 
inländischen „letzten Konsumenten*" an sich zum 
Nachteile gereichen, da der höhere Export namentlich 
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den nicht kartellierten Oanzfabriicatenindustrien eine 
Ermässigung der Generalspesen und somit der Waren- 
preise an sich ermöglicht. Freilich werden Bonifi- 
kationen zumeist wieder nur Syndikaten gewährt. 
(Ueber Exportpreise siehe Liefmann, Der Einfluss der 
Schutzzölle auf die Kartelle, Kartellrundschau vom 
25. Feber 1903, S. 201.) 

Ein Verkauf wie derjenige des Kohlensyndikates, 
welches im Jahre 1Q02 ein Quantum von 60.000 
Tonnen ä Mark 2 ins Ausland abgesetzt hat, während 
der Preis in Deutschland Mark 10 betrug; die Lieferung 
von Koaks nach Oesterreich um Mark 11, während 
in Deutschland Mark 16 bedungen wurde ; die Lieferung 
von Walzdraht nach Amsterdam im April 1902 um 
Mark 82, während in Deutschland Mark 130 bedungen 
wurden — erscheint auf den ersten Blick tatsächlich 
als eine Benachteiligung der heimischen Industrie; 
aber man muss auch da die Lage der heimischen und 
ausländischen Industrie im konkreten Falle prüfen, um 
festzustellen, inwieferne es sich um einen Nachteil des 
Publikums handelt, der aus einer ungerechten 
Preiserhöhung im Inlande resultiert, zumal ja die 
Konjunktur allein die Tatsache genügend erklären kann. 

Eine Vergleich ung zwischen dem Seltenheitswert 
und dem besonderen Reichtum einzelner Bergwerke 
einerseits und dem landesüblichen Zinsfusse andererseits 
wird nicht immer möglich sein ; aber im Kartellzustande 
wird der natürliche Seltenheitswert nur stark erhöht, 
während im kartellosen Zustande das reichere Erzlager 
vielleicht einen Teil der minder ergiebigen zum Still- 
stands gebracht und die Preise auch gesenkt hätte, 
was freilich oft durchaus keinen „Vorteil" fürs Publikum 
darstellen würde. So hat die ilseder Hütte Dividenden 
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von 707ü verteilt; so ist der Reingewinn der Prager 
Eisenhüttenach Abzug der Spesen und ohne Abzug 
der beträchtlichen Steuern von 94 Hellern pro Meter- 
zentner mit 70"'o vom Umsätze zu veranschlagen 
(siehe „Zeitschrift für Handel und Gewerbe'*, 1. Jänner 
1902, Die Eisenkartelle) und wäre hier nach dem 
Vorschlage Bakers zu untersuchen, wieviel wirklich 
investiertes Kapital zu verzinsen ist und welcher 
Gewinnaufschlag auf die Selbsterzeugungskosten im 
kartelllosen Zustande sich ohne Krise hätte ergeben 
müssen, respektive welcher Teil des Aufschlages ein 
wucherischer Monopolaufschlag wäre. 

Da die mitkartellierte Alpine Montangesellschaft 
mit ihrem verwässerten Aktienkapital ohnehin aus Rück- 
sichten auf die Rentabilitcit eine Anzahl von Betrieben 
aufgelassen hat, so kann das Kartell auf die Wahrung 
sozialpolitischer Interessen kaum hinweisen. 

Wenn es sich jedoch ergeben würde, dass in 
freier Konkurrenz eine Sperrung dieser Betriebe eben- 
falls erfolgt und schliesslich eine unfreiwillige 
monopolistische Fusion nach einem Falliment einzelner 
Unternehmungen resultiert wäre, so ist durch das Kai teil 
als solches eine Benachteiligung des Publikums auf die 
Dauer nicht bewerkstelligt worden, sondern durch den 
in der Grossindustrie unvermeidlichen Konzentrations- 
prozess, welchem nur durch entsprechende progres- 
sive Steuern Rechnung getragen werden könnte. 

Vor der Bildung des Zuckerkartells im Jahre 1891 
betrug die Spannung zwischen Rohzucker und Raffinade 
K 9.50; nach dessen Zustandekommen im Jahre 1892 
bereits K 17.50; im Jahre 1893 K 19.60; im Jahre 
1894 K 20.10. Nach einigen mit Aussenseitern ausge- 
tragenen Zwischenfällen stieg die Spannung auf K 24.— . 



— 92 — 

Das östcrr. Pelroleumkartcll steigerte die Preise von 
K 29.— bis auf K 40.—. 

Die Uebertreibungen österreicliischer Kartelle 
werden indes gerade auf die Rechtsunsicherheit der- 
selben zurückgeführt. (Et. Martin St L^on, Cartells et 
Trusts, Paris, Viktor Leeoff re, 1903, S. 69.) 

Schwierig wird die Stellung des Richters in jenen 
Industrien sein, wo der Fernhandel mit unvergleichlich 
höherer Regie und grossem Risiko einem Lokalhandel 
ohne Regie und ohne Risiko gegenübersteht und daher 
im freien Verkehre verschiedene Gewinnaufschläge 
sich zu entwickeln pflegen. Die Vereinheitlichung des 
Gewinnaufschlages im Kartelle bedeutet jedenfalls eine 
Erhöhung der Preise des Lokalhandels. Da es sich 
aber dabei regelmässig um den Engrosverkauf der 
Ganzfabrikatenindustrien handeln wird, so wird sich bei 
näherer Untersuchung ergeben, dass der kleine kapi- 
talsschwache Unternehmer für die am Orte ansässigen 
Grossisten minderwertige Ware gegen Kassazahlung 
vertreibt und dass dann der Grossist die Ware wieder 
im Fcrnhandel an den Detailleur absetzt, und dabei jene 
Preise wie die grossen Erzeuger mit Rücksicht auf seine 
Vertriebskosten bedingt; dass somit eine Verteuerung 
„für den letzten Konsumenten" niclit vorliegt; dass 
ferner das Kartell für solche Grossisten namhafte 
Rabatte festsetzt, um ihnen den Vertrieb nicht un- 
möglich zu machen. Es wird also bei Vereinheitlichung 
der Preise in solchen Industrien zu untersuchen sein, 
ob über den Gewinnaufschlag des solidesten Engros- 
vertriebes im Fernhandel ohne Berechtigung und in 
einem wucherischen Ausmasse hinausgegangen wurde. 
Eine Erhebung der Generalspesen der grössten Betriebe, 
des zu zahlenden Kapitalszinses für erborgte Betriebs- 
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mittel sowie Feststellung des resuhierenden Rein- 
gewinnes wird da leicht eine Orientierung schaffen. 

Was aber noch besonders zu berücksichtigen 
wäre, ist der Umstand, dass auch dann ein „Nachteil 
fürs Publikum" und ein unsittlicher Vertrag vorliegt, 
wenn nicht die „letzten Konsumenten" des Oanzfabri- 
kates, sondern breite Schichten von Gewerbetreibenden 
und Arbeitern durch ein Halbfabrikatenkartell geschä- 
digt würden; denn der Preisaufschlag auf die Selbst- 
kosten des Oanzfabrikates ist, wie ich in diesem Kapitel 
dargetan habe, durch die Kaufkraft des letzten Konsu- 
menten bestimmt, und eine Verteuerung des Halb- 
fabrikates kann jede Rentabilität des Gewerbes nivel- 
lieren und einen ausserordentlichen Lohndruck in 
demselben bewirken. Wenn es sich daher um ein 
Abwehrkartell des letzteren handeln sollte, müsste selbst 
ein jedenfalls nur vorübergehender und als Kitt für 
die Zusammenhaltung der Mitglieder dienender 
Preisaufschlag als sittlich gerechtfertigt behandelt wer- 
den, zumal die Entwickelung dahin führen m u s s, dass 
an die Stelle des wirtschaftsgesetzlich nicht aufrecht- 
zuerhaltenden Preisaufschlages auf das Ganzfabrikat 
ein Preisdruck auf das Halbfabrikat tritt. 

Scheinbar bloss kommt eine Verteuerung 
„zum Nachteile des Publikums" dort vor, wo der 
l'.njj^ros- und Fernhandel sich auf ein lokal konzen- 
triertes Kleingewerbe stützt und selbst eigentlich bloss 
manipulative und kaufmännische Tätigkeit entwickelt. 

Dies gilt von vielen spezifisch Wiener Industrien. 
Der hier in Hintergässchen ansässige Stückmeister ist 
zugleich Detailleur und verkauft in seinem kleinen 
Laden sein Erzeugnis oft en detail billiger an den 
letzten Konsumenten als der von ihm bediente Grossist 
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es an den „Detailleiir" zu vei kaufen vermag. Er 
könnte natürlich seine Existenz nicht fristen, wenn er 
auf diese Verkäufe en detail allein angewiesen wäre, 
und jene selbst erzeugenden Handwerker, welche 
namentlich in eigentlichen Geschäftsstrassen etabliert 
sind, verkaufen auch zu weit höherem, als zu den 
kartellierten oder nicht kartellierten Engrospreisen. 

Das Untergebot der Stückmeister en detail ist 
also ökonomisch vom Standpunkte der Oesamtindustrie 
nicht gerechtfertigt und stellt eigentlich bloss die 
Zuwendung eines Teiles der von der einen Kon- 
sumentengruppe gedeckten Produktionskosten an eine 
andere Konsumentengruppe dar. Der Detailabsatz der 
Stückmeister repräsentiert auch einen solch kleinen 
Bruchteil des Gesamtumsatzes, dass er schon an sich 
für die Beurteilung der Frage, ob eine Verteuerung 
für die „Gesamtheit der letzten Konsumenten" vorliege, 
nicht entscheidend sein könnte, wenn auch diese Stück- 
meister ins Kartell einbezogen würden. Es wird aber 
in der Regel wegen der Geringfügigkeit ihrer Umsätze 
und der lokalen Gebundenheit derselben nicht nur 
der Stücknieistcr-Detailleur, sondern schlechthin der 
Detailhandel überhaupt ausserhalb des Kartellverbandes 
belassen, was allein die Tatsache dartut, wie wenig 
der Detailhandel auf die Engrospreise und umgekehrt 
letztere auf den Detailhandel bei kleinen Verschiebungen 
zurückwirken. Es ist insbesondere zu berücksichtigen, 
dass der Typus des Stückmeisters ausserhalb des 
Produktionszentrums nicht vorhanden ist und dass der 
Fernhandel ja in erster Reihe zur Versorgung des nicht 
selbst erzeugenden, ausserhalb des Ortes der Betriebs- 
niederlassung ansässigen Detailleurs bestimmt ist. 



Achtes Kapitel. 

Die Organisations- und Vertragstechnik der 

Ganzfabrikatenkartelle. 

Die handeis- und die sozialpolitische Seite des 
Kartellproblems wurde im letzten Dezennium so gründ- 
lich erörtert, dass man füglich von der immer mehr 
anschwellenden Literatur kaum eine weitere Klärung 
erwarten darf. Ob man mit Scheffels Ichtiosaurus über 
die Verderbtheit der Zeiten Tränen vergiesst, oder die 
Kartelle als eine unabwendbare wohltätige Entwick- 
lungsform der kapitalistischen Wirtschaft anerkennt — 
man muss die Bewegung vom Standpunkte einer be- 
stimmten Volkswirtschaft als feststehende Tatsache be- 
handeln und die Konsequenzen aus dem Verhalten der 
ausländischen Industrien sowie Gesetzgebungen in 
einer Weise ziehen, wie dies die wirtschaftliche Macht- 
stellung des betreffenden Staates als zweckmässig er- 
scheinen lässt. Von diesem Gesichtspunkte aus be- ^ 
trachtet, muss Heinrich Wäntigs (Industriekartelle und 
Trusts, Schmollers Jahrbuch, 1901, S. 1191) Ausspruch 
voll gewürdigt werden, wonach die Kartelle „eine furcht- 
bare Waffe im internationalen Wettkampfe 
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der Nationen zu werden, und im Innern 
ein friedliches Mittel, die Produktivität 
der menschlichen Arbeit durch Aufhebung 
der Anarchie in ungeahntem Masse zu 
steigern — befähigt sind." Es ist demgemäss 
Aufgabe einer jeden Volkswirtschaft, schon aus Rück- 
sichten der internationalen Handelspolitik eine ihrer 
Struktur entsprechende, zu Abwehr und An- 
griff ausgerüstete Industrieorganisation zu schaffen, 
wie immer dann das Vertcilungsproblem in bezug auf 
die Produzenten, Arbeiter und Konsumenten durch 
spezifische Gesetze gelöst werden mag. Die Aufgabe 
ist keine leichte, weil gegebene Vorbilder des Aus- 
landes mit Rücksicht auf die Verschiedenheit der 
Gesetzgebung, Produktionsstufe und wirtschaftlichen 
Bildung der Unternehmer nur selten anwendbar sind. 
Eine Volkswirtschaft mit entwickelter Grossindustrie 
und überragender Rohstoffindustrie bietet für die 
Organisation andere Vorbedingungen als eine solche, 
deren Macht z. B. auf kleinkapitalistischer Hausindustrie 
und dem Ganzfabrikate beruht, wie dies in Oesterreich- 
Ungarn der Fall ist. Verschieden ist demgemäss die 
Organisationstechnik, das sind jene Mittel, mit 
deren Hilfe ein Unternehmerverband überhaupt zu- 
stande gebracht wird, und deren Anwendung dem 
Promoter obliegt; verschieden ist die Vertrags- 
technik, das sind jene Normen, vermöge deren die 
Interessengegensätze der Unternehmer ausgeglichen 
oder eingeschränkt werden und der Verband zusammen- 
gehalten wird, eine Aufgabe, welche der Kartellanwalt 
im Vereine mit branchenkundigen Mitarbeitern für jede 
Industrie in besonderer Art zu lösen hat. 

In den Vereinigten Staaten Nordamerikas haben 
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zum Teile eigenartige Umstände jenes Argument der 
Macht abgegeben, vermöge dessen widerstrebende 
Branchenangehörige zu einer „löblichen Unterwerfung" 
unter das Gesamttnteresse gebracht worden sind. 
Hierher gehören das durch die Interstate Commerce Act 
vom Jahre 1887 getroffene System der discriminations, 
d. h. von Tarifbegünstigungen der Eisenbahnen und 
der Schiffahrtgesellschaften, die Sicherung aller ein- 
schlägigen Patente (legal monopoly), die lokale Preis- 
unterbietung (cut in the market), allgemeine Preis- 
unterbietungen, wo die grössere Kapitalskraft (the 
longer purse) Aussicht auf den Sieg besitzt ; die 
Sicherung des ausschliesslichen Bezugsrechtes auf ein 
Rohmaterial, die Kombination mehrerer Produktions- 
stadien vom Rohstoff bis zum Finalprodukt mit Ver- 
zicht auf den Gewinn in einzelnen Produktionsstadien. 
Die „Combinations" spielen auch eine grosse Rolle 
in Deutschland und England. In den erwähnten Ländern 
ist namentlich der Umstand ein überzeugendes Argu- 
ment, dass die betreffenden Industrien grosskapita- 
listisch betrieben werden und nicht nur den Ertrag 
einzelner Jahre, sondern das bedeutende investierte 
fixe Kapital infolge Herabdrückung der Rentabilität zu 
riskieren haben. Es g^eht um das Vermögen der 
betreffenden Unternehmer, und der Misserfolg kann 
nicht etwa auf die Arbeiter abgewälzt werden, deren 
Löhne im Vergleiche zu den Gcneralspesen und den 
Kapitalszinsen eine untergeordnete Rolle spielen. In 
der Roheisenindustrie beträgt der Arbeitslohn z. B. 
kaum 5^0 des Produktenwertes, in der österreichischen 
Schuhwarenindustrie 30'Vo. 

In der letzteren spielt das fixe Kapital eine unter- 
geordnete Rolle ; ein Druck auf die Preise von selten 

Dr. M. Etlin^er. Die Rojroliintr des W'cUhrwrrbcs. 7 
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einer kombinierten Untcrnehmungr würde höchstens 
eine Anzahl von Insolvenzen auf Kosten der Leder- 
lieferanten und einen Lohndruck, aber nicht notwendig 
einen sofort sichtbaren bedeutenden Kapitalsverlust auf 
Seiten der Konkurrenten hervorrufen ; die Ncuetab- 
lierung vollzieht sich sehr leicht und fast ohne fixes 
Kapital ; die Intelligenz der Unternehmer würde eine 
ausserordentliche Geschicklichkeit und Unermüdlichkeit 
von Seite eines selbstlosen Promoters bedingen — 
und sein Wanderlehrertum müsste zu einem Martyrium 
werden, wenn er nicht irgend eine faktische Macht 
zum Schutze gegen Wortbruch von selten der bereits 
für die Organisationsidee gewonnenen Unternehmer 
ausüben könnte, zumal ihn die Judikatur bislang voll- 
ständig im Stiche liess. 

Während ein nordamerikanischer Promoter mit 
Hilfe des „stock watering" in die hunderte Millionen 
gehende Honorare sich sichern kann, muss z. B. der 
Promoter einer Industrie mit der geschilderten Struktur 
von vorneherein mit einem gewissen Idealismus an das 
Werk gehen, oft auf den gröbsten Undank einsichts- 
loser Schützlinge gefasst sein. 

Der Chicagoer Richter William H. Moore hat 
z. B. für die Organisation der Tin Plate Company 50 
Millionen Francs als Honorar erhalten; der Promoter 
der Distilling Company of America hat für sich und 
seine Helfer 53 Millionen Franks in Vorzugsaktien und 
65 Millionen Franks in gewöhnlichen Aktien erhalten; 
der Organisator eines Kartells in der erwähnten Be- 
kleidungsindustrie würde damit zu rechnen haben, dass 
die Kartellmitglieder wohl Umsätze, aber keinen Kapi- 
talsbesitz zu verteidigen haben ; dass er ein dauerndes 
Monopol, welches eine Kapitalisierung der Erträge 
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gestattet, kaum zu schaffen vermag und daher aaf 
einen Lohn für seine Mühen nicht rechnen darf. 

Die hier in Betracht kommenden Industrien können 
somit nur durch eine geeignete Allianz mit den Roh- 
stoffproduzenten und oft auch Arbeitern überhaupt 
organisiert werden. Das österreichische Schirm- und 
Krawattenkartell z. B. stützt sich auf die Stofflieferanten, 
das Modehutkartell auf die Arbeiterorganisation, mit 
welchen Interessengruppen der ausschliessliche Ver- 
bandsverkehr hergestellt wurde. 

Wesentlich anders ist auch die Vertragstechnik 
der hier in Betracht kommenden Kartelle. In einer 
grosskapitalistisch betriebenen Halbfabrikatenindustrie 
ist die Kontrolle des Kartellpreises mit Rücksicht auf die 
verhältnissmässig kleinere Anzahl von Unternehmern 
sowie die Oleichmässigkeit des Artikels eine leichtere, 
und es kann dort deshalb eher als erstes Stadium in 
der Regelung des Wettbewerbes ein loses Preiskartell 
gesetzt werden, eine Form, wie sie wegen ihrer 
Gemeinverständlichkeit und scheinbaren Einfachheit am 
leichtesten akzeptiert, wenn auch mit Rücksicht auf die 
leichte Umgehungsmöglichkeit am schwersten realisiert 
wird. Bei einer Modebranche jedoch mit ihren mannig- 
fachen, immer neu auftauchenden, zahllosen Erzeug- 
nissen war scheinbar ein Preiskartell überhaupt nicht 
diskutierbar und somit das allererste Erziehungsmittel 
in der Schule des Gemeinsinnes, der Branchenorgani- 
sation, nicht anwendbar, während anderseits die höheren 
Kartellformen der Kontingentierung und des Verkaufs- 
bureaus wegen ihrer grossen Anforderungen an die 
Intelligenz der Unternehmer zunächst überhaupt nicht 
in Betracht kommen konnten. Die österreichische Be- 
kleidungsindustrie kann nun für sich das Verdienst in 
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Anspruch nehmen, auch diese Frage in einer ihrer 
Struktur entsprechenden Weise gelöst zu haben. Die 
KontrolHerbarkeit der kartellmässigen Produktenpreise 
wird nämlich dadurch gesichert, dass Normal kal- 
kulationen mit fiktiv festgestellten Kalkulations- 
elementen vorgeschrieben werden. Für einen Textilstoff 
kann z. B. ein bestimmter Arbeitslohn ohne Rücksicht 
auf dessen wirkliche Höhe, ein bestimmter Oarnpreis 
ohne Rücksicht auf die geltenden Marktpreise, ein 
bestimmter Materialbedarf und Ocneralspesenaufschlag 
in der Kalkulation vorgeschrieben werden, um so den 
Grundpreis für einen Meter Stoff aus einer bestimmten 
Garnnummer in Schuss und Kette zu finden. Nach 
Fadenzahl und Garnnummer wird dabei eine Serie von 
Steigerungen festgesetzt, so dass jeder Fachmann 
genau berechnen kann, zu welchem Mindestpreise 
der Konkurrent die Ware verkaufen muss. Für die 
hier häufige Partieware hat zum erstenmale der Land- 
rat Simons, welcher das Zanella- und Crcpe-de-chine- 
Kartell in Elberfeld leitet, den Ausweg gefunden, dass 
dieselbe durch eine Zentralstelle vertrieben wird, so 
dass das Preiskartcll nicht unter dem Vorwande eines 
Verkaufes von Partiewaren umgangen werden kann. 
Freilich ist das lose Preiskartell in einer kleinkapita- 
listischen Oanzfabrikatenindustrie auf die Dauer noch 
weniger haltbar als in der Orossindustrie, da die Um- 
gehung eine leichte ist und die blosse Möglichkeit des 
Kartellbruches nach einiger Zeit eine solche Beunruhi- 
gung schafft, dass eine Freigabe der Preise nicht ver- 
mieden werden kann, wenn eben nicht sofort der 
Uebergang zu einer höheren Kartellform erfolgt, welche 
alle Interessengegensätze zu beseitigen vermag. Ins- 
besondere kann die schärfste Handhabung der Dis- 
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ziplin von selten eines Schiedsgerichtes nicht verhindern, 
dass zur Erhaltung der Solvenz von schwachen Ele- 
menten Notverkäufe unter Kartellpreis gemacht werden 
und dass die Nervosität der besser Situierten trotz 
glänzender Oeschäftserfolge zu einer vorzeitigen Spren- 
gung des Kartells führe. Während sonst in freier 
Konkurrenz das Ausbleiben einer Bestellung von sehen 
einer Kundschaft als bedeutungsloses Ereignis betrachtet 
wird, gilt dies im Zustande des losen Preiskartells von 
vorneherein als Indiz für den Vertragsbruch der Kon- 
kurrenten, zumal die Kundschaft planmässig gegen- 
seitiges Misstrauen zu erwecken sucht. Eine Bekämpfung 
der Aussenseiter durch Unterbietung bei deren Kund- 
schaft ist unmöglich, weil die Kontrolle der sonst ge- 
übten Vertragstreue damit aufhören würde; für den 
Fall nachgewiesener Vertragsbrüche kann nur in sehr 
unerheblichem Masse das Mittel eines Ausschlusses aus 
dem Verbandsverkehre angewendet werden, da die 
^Alliierten'' allzustarken Belastungsproben in Bezug auf 
Abbruch der Geschäftsverbindung mit Aussenseitern, 
resp. Wahrung des ausschliesslichen Bezugsrechtes der 
Verbandsmitglieder nicht gewachsen zu sein pflegen. 
Es besteht die Gefahr, dass nach Ausschluss einer An^ 
zahl von wortbrüchigen Ganzfabrikatenindustriellen aus 
dem Verbandsverkehre ihre Lieferanten ebenfalls ver- 
tragsbrüchig werden, zumal sie ja in der Regel seiner- 
zeit auf Andrängen der Ausgeschlossenen den Allianz- 
vertrag unterfertigt haben werden. Der ausschliessliche 
Verbandsverkehr kommt nämlich meist in der Weise 
zustande, dass das Gros der Unternehmer einer 
Industriegruppe an die Gesamtheit ihrer Lieferanten mit 
der Aufforderung zur Unterfertigung einer entsprechen- 
den Verpflichtungserklärung, resp. zur Sicherung des 



— 102 — 

ausschliesslichen Bezugsrechtes auf die Rohmaterialien 
herantritt und dass nach Unterfertigung dieser Erklärung 
auch die wenigen noch zögernden Oanzfabrikaten- 
industriellen sich anzuschliessen genötigt sind. Eine 
grössere Anzahl Widerstrebender kann auf diese 
Weise nicht angeschlossen werden, weil sie noch ge- 
nügend Interesse für eine entsprechende Anzahl von 
Lieferanten bietet, den Beitritt zum Verbände zu ver- 
weigern. Das lose Preiskartell in einer Ganzfabrikaten- 
industrie kann aber auch deshalb nicht von Dauer sein, 
weil die erhöhten Preise nur für einige Zeit eine er- 
höhte Rentabilität bedeuten; denn sie geben Anstoss 
zu einer bedeutenden Erhöhung der Vertriebskosten, 
die bei einem Finalprodukte nur in sehr 
engen Grenzen auf den Verkaufspreis 
aufgeschlagen werden können. Zum min- 
desten ist das Preiskartell nicht geeignet, jene immer 
wachsenden Vertriebskosten zu vermindern, die gerade 
in der Ganzfabrikatenindustrie für den Wettbewerb 
den Ausschlag geben und den Preis für den Konsu- 
menten oft ausserordentlich verteuern, ohne irgend 
eine Marge für den Unternehmergewinn zu lassen. 
Auch kann bei einem losen Preiskartell nur schwer eine 
Differenzierung der Preise für verschieden renommierte 
Unternehmer zugestanden werden, da der Besitzstand 
der zu höheren Preisen verkaufenden gefährdet würde. 
Die Preisgleichheit für verschieden renommierte 
Betriebe ist aber nur dann überflüssig, wo durch ein reines 
Perzentualkontingent die Sorge um den Besitzstand 
beseitigt wird; sonst ist die Preisglcichheit oft die 
Ursache der Sprengung loser Preiskartelle. (Siehe 
Dr. J. Goldstein, Klein- und Grossbetrieb und die 
Kartellbildung. Ein Blick in die Verhältnisse der ost- 



— 103 — 

schweizerischen Brauindustrie, Karteilrundschau vom 
31. Mai 1905.) 

Es musste also eine Organisationsform gefunden 
werden, welche nach Erziehung der betreffenden 
Branche für die Idee eines geregelten Wettbewerbes 
alle Vorteile einer für die Dauer gefestigten Organi- 
sation und erhöhten Rentabilität ohne Mehrbe- 
lastung des Konsumenten bieten kann. Die Form 
der Fusionierung war hier ausgeschlossen, weil das 
Gros der betreffenden Unternehmer mit erborgtem 
Kapital arbeitet und daher keine Aktien kaufen kann; 
die Form der fixen Produktionskontingentierung war 
nicht annehmbar, weil hier die Mode oft eine grosse 
Rolle spielt und zufälligerweise ein bestimmter Unter- 
nehmer mit einer Nouveaut^ einen grösseren Umsatz 
mit Vorteil für die Branche zu machen in der Lage 
sein kann, ferner weil die Kontrolle ziemlich kost- 
spielig wäre, ohne dass die Sorge um die Erzielung 
des fix bestimmten Kontingentes und die Vertriebs- 
kosten kleiner würden. Die Selbständigkeit der vielen 
kleineren Betriebe konnte nicht angetastet werden, 
weil sie zumeist eine Bü rgschaf t für die 
Fortentwicklung des Geschmackes der 
Branche bietet und die Kückzugslinie freibleiben 
müsste, wenn den wenig waghalsigen kleineren Unter- 
nehmern der Anschluss an den Verband sympathisch 
erscheinen sollte. 

Als solche Organisationsform nun, welche allen 
erwähnten Anforderungen entspricht, scheint die Kon- 
tingentierung mit Gewinnbeteiligung 
an den Mehrumsätzen zur Geltung kommen zu 
sollen. Sie unterscheidet sich von der fixen Pro- 
duktionskontingentierung dadurch, dass jedem Kontra- 
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hellten ein P e r z e n t u a I a n t e i I am Gesamtumsätze 
eingeräumt wird, den er ohne irgend eine Abgabe- 
pfiicht erzielen darf, während er von dem Mehrumsatzc 
über diesen Perzentualanteil hinaus den fiktiv fest- 
gesetzten Reingewinn an diejenigen abzugeben hat, 
auf deren Kosten die Ueberschreitung erfolgt. 

Durch regelmässige statistische Ausweise werden 
die Kontrahenten über das Verhältnis ihres Umsatzes 
zum Gesamtumsätze jeweils informiert. 

Man muss sich nämlich vor Augen halten, dass 
die Vertriebskosten solcher Industrien ausserordentliche 
Differenzen in den Selbstkosten des Produktes ergeben. 
Während der bloss an seinem Wohnorte sein Produkt 
vertreibende Erzeuger mit einem lOVo-igen Aufschlage 
auf den Einstandspreis sein Auskommen findet, muss der 
für den Fernhandel arbeitende grosse Betrieb 50Vo 
aufschlagen, um einen bescheidenen Reingewinn zu 
erzielen. In dem Masse, als der Umsatz erweitert 
werden soll, steigen hier im Gegensatze zur eigent- 
lichen Grossindustrie innerhalb gewisser Grenzen die 
Selbstkosten. Insolange der Unternehmer wegen des 
kleinen Umsatzes noch seinen eigenen Reisenden und 
Betriebsleiter abgibt, ist er demjenigen grossen Unter- 
nehmer weit überlegen, weicher mit fremden Arbeits- 
kräften operiert. Wo es sich um eine Mode- und 
Geschmacksindustrie handelt, kauft die . Kundschaft 
naturgemäss gerne bei möglichst vielen Unternehmern, 
und eine Wendung der Mode kann einem kleinen 
Unternehmer eine grosse Ueberlegenheit über den 
grossen Betrieb geben. Das persönliche Moment spielt 
eine so überragende Rolle gegenüber den toten 
Momenten der Rentabilität, dass das Operieren vieler 
für eigene Rechnung und Gefahr den Erfolg der 
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ganzen Branche bestimmen kann und dass die Ver- 
schmelzung vieler Betriebe zu einer einzigen juristischen 
Person Iceineswegs die Summe aller aufgegangenen 
Energien und Individualitäten ergibt; denn für Rech- 
nung einer Gesamtheit kann der in einen Funktionär 
verwandelte selbständige Unternehmer kaum jene 
Intensität des Denkens und Strebens entwickeln als 
vorher für seine eigene Rechnung allein. Die Zusammen- 
fassung vieler Betriebe in eine Aktiengesellschaft kann 
namentlich bei einer ungünstigen Wendung der Mode 
zur Folge haben, dass alle fusionierten Betriebe 
zusammen kaum einer kleiner Anzahl selbständig 
gebliebener kleiner Unternehmer gewachsen sind, 
welch letztere überdies auf keinen Fall mit so hohen 
Vertriebskosten zu rechnen haben als ein Grossbetrieb. 
Wo es sich um eine Branche handelt, in welcher 
sich jeder kaufmännische Angestellte und kleine Erzeuger 
mit unbedeutendem und erborgtem Kapitale etablieren 
kann, müssen Fusionierungen nur schrittweise und 
ohne Freilegung von Arbeitskräften sowie Entlassung 
von Angestellten vorgenommen werden, zumal sonst, 
namentlich ohne Beherrschung der Bezugsquellen für 
Rohmaterialien, die gefährliche Konkurrenz kleiner 
Betriebe, welche fast ohne Regie arbeiten und jedem 
Orossbetriebe überlegen sein müssen, geradezu gewalt- 
sam ins Leben gerufen und die Rentabilität der fusio- 
nierten Betriebe von vorneherein ausgeschlossen wird. 
Die überstürzte Fusionierung in Form einer Aktien- 
gesellschaft unter vollständiger Abschneidung der 
Rückzugslinie zum selbständigen Betriebe wird deshalb 
von einzelnen Unternehmern, deren Firma und Kun- 
denkreis als solche einen namhaften Wert repräsen- 
tieren — perhorresziert, u. zw. insbesondere, insolange 
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ein vollständiges Einvernehmen mit den Rohmaterialien- 
lieferanten über den ausschliesslichen Verbandsverkehr 
sowie über das mit Rücksicht auf bestehende Interessen 
notwendige Tempo nicht hergestellt ist. 

Ueberdies ist mit Rücksicht auf die Geringfügigkeit 
und Form der Apports und Unsicherheit des Preis- 
niveaus für den Fall einer Sprengung des nebenbei 
unerlässlichen Kartells eine Kotierung der Aktien auf 
irgend einer Börse nicht zu erwarten, so dass beim 
Ausfall von Dividenden während einiger Zeit minder 
kapitalskräftige Unternehmer, welche bisher haupt- 
sächlich von ihrer Tätigkeit als Reisende und Manipu- 
lanten ihres eigenen Geschäftes gelebt und eventuell 
auf Kosten ihrer Warenlieferanten durch eine Insolvenz 
sich rangiert haben, vollständig der Willkür einzelner 
sich herauswachsender Orossaktionäre ausgesetzt wären, 
nachdem sie alle ihre Beziehungen zur Kundschaft 
gelöst haben würden. 

Die wenigsten kleinen Unternehmer besitzen die 
Mittel, um Aktien in einem ihrem Umsätze entspre- 
chenden Verhältnisse einzuzahlen. Die Aktien mit 
geborgtem Oelde einzahlen, hiesse: sich dem Darleiher 
für den Fälligkeitstag ganz ausliefern. Auch kann eine 
besondere Begünstigung für solche kleine Erzeuger 
nur in Form eines Dienstvertrages mit Rücksicht auf 
unser Aktienregulativ eingeräumt werden. Von der 
blossen Dividende einer vielleicht in Preiskampf gera- 
tenden Aktiengesellschaft können solche „Kleinaktionäre 
auf Borg" nicht leben. Die Aufhebung eines Dienst- 
vertrages kann jedoch im Sinne des Artikels 62 des 
Handelsgesetzes aus wichtigen Gründen vor 
Ablauf der Vertragsdauer verlangt werden. In den 
Artikeln 63 und 64 des Handels-Gesetzes sind eine 
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Anzahl von Entlassungsgründen demonstrativ auf- 
gezählt, und Staub (Kommentar S. 211 ff.) führt aus, 
dass das Oesamtverhaiten des Angesteliten und 
somit die Summe einer Anzahl an sich kleiner Ver- 
fehlungen schon zur sofortigen Auflösung des Dienst- 
vertrages führen könne. Falls den Dienstgeber an 
der vorzeitigen Entlassung kein Verschulden trifft, hat 
er überdies überhaupt keine Entschädigung zu leisten; 
falls ihn ein Verschulden trifft, muss der Entlassene 
noch bemüht sein, seine Kräfte anderweitig zu ver- 
werten und das anderweitig Erworbene sich auf den 
Schaden anrechnen lassen (S. 19 ibidem): Beispiels- 
weise sind schon zerrüttete Vermögensverhältnisse des 
Angestellten, in früherer Stellung betätigte Untreue, 
Irrtum bezüglich seiner Fähigkeiten (S. 221 ibidem); 
fälschliches Vorgeben von Krankheit, Uebcrschreitung 
des Krankheitsurlaubes; unbegründetes Dienstver- 
säumnis auch nur während eines einzigen Tages ; 
Berechnung von Reisetagen, die nicht zu Handlungs- 
reisen verwendet worden sind ; Ausbedingen von 
Provisionen bei Geschäftskunden; unbefugtes Eröffnen 
von Briefen ; Verrat von Geschäftsgeheimnissen ; Ver- 
breitung ungünstiger Nachrichten über die Geschäfts- 
verhältnisse des Unternehmens; Einsendung zweifel- 
hafter Bestellungen; begründeter Verdacht der 
Unredlichkeit ; Betrieb von eigenen Handelsgeschäften 
ohne Erlaubnis des Prinzipals, wenn diese Geschäfte 
auch nicht mit denjenigen des Prinzipals kollidieren; 
eigenmächtige Fortsetzung der Reise; Unterbrechung 
des Dienstes während zweier Tage aus blosser Ner- 
vosität (S. 226); Irrtum über die Unbescholtenheit; 
unschöne Handschrift; Ohrfeig; en anderer Gehilfen: 
Verleitung solcher zur Missachtung von Aufträgen ; 
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Beleidigung der Ehefrau des Prinzipals oder anderer 
Gehilfen ; erhebliche falsche Angaben über frühere 
Leistungen; ekelerregende Krankheit und dergleichen als 
Dienstesaufhebungsgründe anerkannt worden (S. 229). 

Es erhellt daraus, dass sich ein selbstständiger 
Unternehmer mit einem blossen Dienstvertrage als 
Abfindung nicht zufriedengeben kann. Es können aber 
auch die grossen Betriebe, abgesehen von der Rigo- 
rosität des Aktienregulativs in Bezug auf sc hl echt- 
hinige Begünstigungen der kleinen Unternehmer, 
letzteren mehr als einen bescheidenen Dienstverlrag 
mit ortsüblichen Gehältern nicht bieten ; denn die 
Eventualität einer Dividendenlosigkeit muss selbst dann 
ins Auge gefasst werden, wenn die Aktiengesellschaft 
im Rahmen eines festen Kartells mit voller Unter- 
stützung sämtlicher Rohmaterialienlieferanten zunächst 
ins Leben tritt. Ein Kartell in den erwähnten Branchen 
muss nämlich stets mit der Notwendigkeit rechnen, 
vorübergehend einen scharfen Preiskampf zu führen, 
da die kleinen, nicht kartellierten Erzeuger leicht ein 
Komplott anspinnen können, dessen man sich nur 
durch freie Konkurrenz erwehren kann, ferner weil 
auch ein grosskapitalistisches Unternehmen unter 
Selbsterzeugung der Rohmaterialien von heute auf 
morgen gegründet werden kann und es nur von einer 
diplomatisch geschulten, besonnenen einheitlichen 
Leitung abhängt, solche Eventualitäten zu verhindern. Es 
können somit die grossen Betriebe den kleiner Erzeugern 
nicht sozusagen einen Minimalertrag garantieren. 

Im übrigen drängt das Aktienregulativ und die Be- 
stimmung des § 212 des deutschen Handelsgesetzbuches 
dazu, für kleinkapitalistische Branchen die Form der 
Genossenschaft mit beschränkter Haftung vor- 
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zuziehen; denn es werden im Statute der Aktien- 
gesellschaft nur bestimmte Nebenverpfiichtungen ausser 
derjenigen zur Bareinlage ermöglicht, andere jedoch, 
wie Dienstleistungen gegen besonders günstige Hono- 
rierung, Ablieferung der Waren an die Verkaufsstelle 
u. dgl., können dort nicht vorgesehen werden („Kartell- 
rundschau" vom 31- Dezember 1904, Dr. S. Rundstein, 
S. 858; ferner dort cit. Leist „Untersuchungen zum 
inneren Vereinsrecht" 1904, S. 26). Die Aktiengesell 
Schaft ist unter Umständen genötigt, zu Nebenverträgen 
zu greifen, die Genossenschaft nie, es sei denn, dass 
bloss technische Gründe sie hiezu veranlassen. Der 
Nebenvertrag, der vorher, gleichzeitig oder nachher 
abgeschlossen wurde, hat, wie schon dargetan, übrigens 
keinen Einfluss auf die Rechtsgiltigkeit des Statutes, da, 
abgesehen von der juristischen Eigentümlichkeit der 
staatlich approbierten Statuten, keinem Staatsbürger 
versagt bleiben kann, neben einem giltigen, auch noch 
einen organisch nicht zusammenhängenden, ungiltigen 
Vertrag abzuschliessen, und eine Kontrolle auch voll- 
ständig ausgeschlossen bleiben muss (Rundstein ibidem 
S. 860). Auch für die deutschen Kartelle scheint die Form 
der Genossenschaft resp. derselben verwandten „Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung'* die geeignetste zu sein, 
wenn auch mehrfach die Form der Aktiengesellschaft ge- 
wählt wurde (siehe Dr. Fuld, „Rechtsformen des Kartells", 
Kartellrundschau v. 12. Juli 1903), um gewisse Funktionen, 
insbesondere diejenige des Verkaufsbureaus, auszuüben. 
Es ist auch in Betracht zu ziehen, dass na- 
mentlich bei den auf das Stückmeistertum und die 
Heimarbeit gestützten Industrien der Grossbetrieb einer 
Aktiengesellschaft wesentliche Ersparnisse in der Pro- 
duktion und wohl auch in den Einkaufspreisen der 



- HO — 

Rohmateralien nicht erzielen kann und dass der Rein- 
ertrag auch der grössten Betriebe zum grossen Teile 
im Kapitalszinse besteht, während bei einer Aktien- 
gesellschaft das Umgekehrte der Fall zu sein pflegt, 
auf welcher Erwägung ja die exorbitante Besteuerung 
der Aktiengesellschaften beruht. 

FJne Fusionierung in Form einer Aktiengesellschaft 
kann den Hauptteil des erwarteten Kartellnutzens von 
vornherein durch die Steuern absorbieren und soll nur 
aus technisch-unabweisbaren Gründen erfolgen; denn 
neben der nach wie vor von dem einzelnen Aktionär 
zu zahlenden Personaleinkommensteuer sind nunmehr 
zu leisten: 

a) Die Steuer von den zur öffentlichen Rechnungs- 
legung verpflichteten Unternehmungen, die nebst Zu- 
schlägen zwischen 15 und 40' o des Reingewinnes und 
zwar bei drei Vierteln dieser Unternehmungen zwischen 
25'o und 407u betragen, 

b) die gleiche Steuer in Verlustjahren, welche 
somit den Ertrag der guten Jahre schmälern, 

c) die gleiche Steuer von den Passivzinsen, die 
namentlich zur Deckung der Schuldigkeiten für die 
bei Fusionierungen nicht zu umgehenden Prioritäre 
hereingebracht werden müssen. 

Durch die ausserordentliche Einschränkung der 
Abzugskosten wird die Besteuerungsgrundlage weit 
über den wirklichen Reingewinn erweitert und der 
scheinbare Satz der Staatssteuern bedeutend über- 
schritten. Hiezu kommen sehr beträchtliche Landes-, 
Gemeinde- und Bezirksumlagen, so dass der in den 
erwähnten Industrien nach oben ohnehin begrenzte 
Kartellnutzen aufs äusserste geschmälert werden muss. 

Man nehme eine kleine Wiener Hausindustrie, 
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welche ein Aktienkapital von einer Million aufbringt 
und Betriebe mit einem Umsätze von vier Millionen 
und einem Kapitale von einer Million fusioniert. Die 
fusionierten Betriebe mögen vorher zusammen 200.000 K, 
also 5% des Umsatzes als Reingewinn erzielt haben 
und die Aktiengesellschaft möge 250.000 K erzielen. 
Sie möge sich in der steuergesetzlich äusserst günstig 
behandelten Hauptstadt Wien niederlassen und hier 
an Staatssteuern nominell von den ersten lOVo des 
Ertrages, d. i. 100.000 K, 107o entrichten, von den 
nächsten 50.000 K 127o, den weiteren 100.000 K 14%, 
zusammen einen Betrag von .... 30.000 K 
An Zuschlägen 56'Vü von 30.000 K, d . i. 16.800 „ 

Zusammen . . 46.800 K. 
ferner 25Vo dieses Betrages durch Erwei- 
terung der Besteuerungsgrundlagen, 
insbesondere Besteuerung von Ver- 
lustjahren, Besteuerung von Passiv- 
zinsen und dergleichen, d. i. ... 11.700 „ 

Zusammen . . 58.500 K 
{Siehe Statistische Materialien über die Besteuerung 
und Entwickelung der Industrie-Aktiengesellschaften 
in Oesterreich, vom Industrie- und Landwirtschaftsrate.) 
Da die kleinen Unternehmer ihren Gewinn vor der 
Fusionierung nicht als Kapitalszins, sondern fast aus- 
schliesslich aus ihrer persönlichen Tätigkeit bezogen 
haben, so muss ihnen auch von der Aktiengesellschaft vor- 
weg ein bestimmter Minimalbetrag in Form eines Dienst- 
vertrages gesichert werden, der nach meiner Kenntnis 
mit 107o ihres bisherigen Umsatzes veranschlagt wer- 
den müsste, wenn sie volle Entschädigung für ihre 
persönliche Tätigkeit erhalten sollen. Nehmen wir an, 
dass ein Viertel des Umsatzes per eine Million von 
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diesen kleinen Erzeugern eingeworfen wurde, so ergäbe 
dies eine weitere Abzugspost von 100.000 K, zu- 
sammen also 158 500 K. 

Zur Verteilung als eigentliche Dividende käme 
also ein Betrag von 81.500 K, d. i. ungefähr 2% des 
früheren Umsatzes, welche Dividende für die grossen 
Betriebe die hauptsächlich einzige Entschädigung wäre, 
da deren persönliche Tätigkeit im Vergleiche zum 
Umfange ihrer mitgebrachten Umsätze nicht ins Gewicht 
fällt. Wer daher vorher an einem Umsätze von einer 
Million 3% Reingewinn, also 30.000 K. herausgeschlagen 
hat, der erzielt nunmehr trotz der scheinbaren Stei- 
gerung des Reinertrages auf 6V4V0 um 10 000 K 
weniger als vorher ; wer bisher auf einen Umsatz von 
200.000 K 10% für seine persönlichen Bemühungen 
als sein eigener Reisender und Manipulant und 3'';o 
als Unternehmergewinn, d. i. zusammen 26.000 K, sich 
gesichert hat, wird nach der Fusionierung nur mehr 
24.000 K zu erwarten haben. 

Je mehr Arbeitsertrag und je weniger eigentlicher 
Unternehmergewinn in dem oben erwähnten vor dem 
Kartell erzielten Reingewinne per 200.000 Kronen ent- 
halten war, desto schwerer werden die grossen Betriebe 
durch die Steuer benachteiligt, sobald eben der Arbeits- 
ertrag vorwegr in Eorm eines Gehaltes oder einer etwa 
in der Konzessionsurkunde genehmigten Begünstigung 
ohne Einspruch der Steuerbehörde ausgeschaltet und 
auf Regickonto gebucht werden kann. Sollte aber die 
Steuerbehörde und der Regierungskommissär eine 
Entlohnung der vereinigten Unternehmer nur nach 
den ortsüblichen Sätzen passieren lassen, so ist 
auch der Arbeitsertrag mitgetroffen. Im übrigen 
läge die Versuchung nahe, solche Gehälter an die 
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ehemaligen Unternehmer in ihrer Eigenschaft als Funk- 
tionäre auszuschütten, um überhaupt nie einen Gewinn 
auszuweisen; aber damit wäre von vorneherein eine 
Verwertung der Aktien unmöglich gemacht und eine 
Gruppe von Grossakiionären könnte die Dienstverträge 
der Minorität mit Majoritätsbeschluss kündigen, ohne 
dass diese Anspruch auf eine Dividende oder eine 
Gegenleistung für ihre aufgelassenen Betriebe und 
eingezahlten Kapitalien besässen. Ueberdies erhält ja 
bei einer solchen Gründung eine Bank eine Anzahl 
von Stammaktien oder Prioritäten und diese muss 
daher auf eine gute Dividendenpolitik dringen, so dass 
eine verschleierte Steuerhinterziehung von ihr kaum 
gebilligt werden könnte. Es müsste daher die Steuer- 
last entweder den bisherigen Unternehmergewinn und 
Kapitalszins allein oder auch zugleich den bisherigen 
Arbeitsertrag treffen. 

Es ist ferner zu beachten, dass ausserhalb Wiens 
die Zuschläge zur Staatssteuer bis zur exorbitanten 
Höhe von 642 Ferzent steigen, und zwar in 83'87o der 
vom Industrierat einer Erhebung unterzogenen Städte 
und Industrieorte zwischen 100 und 2007o betragen. 
Selbst in Niederösterreich erreichen sie in einzelnen 
Orten die Höhe von mehr als 200%. Wenn nun eine 
solche Aktiengesellschaft genötigt sein sollte, zur 
Bekämpfung provinzieller, mit billigen Arbeitslöhnen 
arbeitender Konkurrenz auf dem flachen Lande eine 
Betriebswerkstätte zu errichten, oder die Erzeugung 
von Rohmaterialien dort zu bewerkstelligen, so wird 
sie nach Massgabe des Umsatzwertes auch von den 
in der Provinz geltenden Zuschlägen getroffen. Einer 
Koalition der Wiener Arbeiter und Stückmeister könnte 
sich aber zum Beispiel eine auf dieselben gestützte 

Dr. M. Etlingcr, r>ic Regelung des Wettbewerbes. 8 
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Wiener Aktiengesellschaft gar nicht anders als durch 
Sicherung einer Rückzugslinie in die Provinz entziehen. 
Was nun frtlher den Reinertrag der einzelnen Unter- 
nehmer dargestellt hat, wird mit Rücksicht auf das 
Aktienregulativ und das Personal steuergesetz sowie die 
Steuerpraxis nachstehende Behandlung erfahren : Was 
über die ortsübliche Entlohnung von Hilfskräften 
hinausgeht und sich daher als Beg^ünstigung einzelner 
Aktionäre darstellt, wird weder die Regierung noch 
das Interesse der Teilnehmer statutenmässig 
einzuräumen gestatten. Ebensowenig wird die Steuer- 
behörde solche Begünstigungen als abzugsfähige 
Posten anerkennen; denn in einem Finanzministerial- 
erlasse vom 24. Oktober 1901, Zahl 63.787, wird den 
Steuerbehörden eingeschärft, dass strafbare Steuer- 
hinterziehungen sogar in Form von Reisespesen und 
Diäten der Vcrwaltungsräte vorkommen können. Es 
werden also die bisherigen Reinerträge mit der bis- 
herigen Personaleinkommensteucr, ferner zum Teile mit 
einer bisher nicht getragenen Besoldungssteuer, endlich 
mit der bisher nicht getragenen Aktiensteuer, dem 
Aktienstempel und allenfalls dem Gebührenäquivalent 
belastet bleiben ; sollte sich während eines oder zweier 
Jahre ein mit Verlust verbundener Preiskampf ergeben, 
so kann aus den Erträgen eines etwa später erzwun- 
genen Kartells das verlorene Kapital nicht lastenfrei 
durch den Gewinn wieder ergänzt werden; ergeben 
sich in mehreren Jahren Verluste, so muss immerhin 
mindestens ein Betrag von 10.000 K. samt 
Zuschlägen auf ein Aktienkapital von einer Million als 
Steuer geleistet werden (§ 100, Abschnitt 2, P. St.-G.) ; 
ein Konflikt mit den Arbeitnehmern legt auf einen 
Schlag alle fusionierten Betriebe lahm, und kann für diese 
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durch halbwegs geschickte Unterstützung von selten der 
Aussenseiter die Rentabilität vollständig nivellieren und 
ihnen jedenfalls jenen Teil des Ertrages entziehen, 
welchen früher einzelne Unternehmer durch Schundlöhnc 
auf Kosten der Arbeiter sich gesichert haben. In gleicher 
Weise muss jener Ertrag entfallen, welcher vorher 
durch Qualitätsverschleierung auf Kosten der Kund- 
schaft gesichert wurde, da die Diskreditierung einer 
Aktiengesellschaft in einer von Mode und Geschmack 
bestimmten Industrie nicht gut riskiert werden kann, 
insolange eine offene oder latente (potentielle) Kon- 
kurrenz noch vorhanden ist, resp. sichtbar werden kann. 

Da aber eine Fusionierung nur in der Zeit der 
Not zustandezukommen pflegt, so kann der vorher 
erzielte Unternehmergewinn nicht hoch gewesen sein. 
Sobald nun die Fusionierung nicht vollständig die 
ganze Branche erfasst und die selbständig bleibenden 
Betriebe durch ein Kartell mit der Aktiengesellschaft 
nicht etwa die Preise regeln und den Umsatz kontin- 
gentieren, so dass der Reingewinn keine nennenswerte 
Erhöhung erfahren kann, so mag die zusätzliche Steuer- 
last fast ausschliesslich den Kapitalszins treffen und 
vollständig den Nutzen aus der bloss teilweisen 
Beseitigung der Konkurrenz nivellieren. 

Erwägt man ferner, dass im ersten Jahre von 
den mitgebrachten Apports an wertlosen Einrichtungen, 
Warenbeständen und Aussenständen namhafte Ab- 
schreibungen erfolgen müssen, dass in den ersten 
Jahren erhöhte Reklame und Anstrengungen im Ver- 
triebe, ja eventuell ein heftiger Preiskampf sich ergeben 
kann, so ist es evident, dass für die hier in Betracht 
kommenden kleinen Industrien die Form der Aktien- 
gesellschaft schwer realisierbar sein muss, und ist es für 

8* 
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die österreichische Industrie unerträglich, wenn ein 
loses PreiskarteH nicht vollen Rechts- 
schutz geniesst. Es musste daher, wie erwähnt^ 
ein Notbehelf auch ohne Preiskartell in geeigneter 
Form gefunden werden. 

Diese Form bietet zugleich die Möglichkeit, ohne 
Verstoss gegen das Koalitionsgesetz in Oesterreich 
viele Vorteile eines gesetzlich geschützten Unternehmer- 
verbandes zu sichern. Die Kopien aller abgesandten 
Fakturen gelangen zur Kontrolle des Kontingentes an 
die Zentralstelle einer registrierten Genossenschaft. Da 
die Quoten des Umsatzes, resp. des Gesamtgewinnes 
verrechnet werden müssen, so bildet die Verschweigung 
eines erzielten Umsatzes einen strafgerichtlich verfolg- 
baren Betrug. Die Genossenschaft kann formell von 
ihren Mitglieder namentlich für den Export auch 
Waren billig kaufen und teuerer verkaufen; die von 
ihren Mitgliedern direkt verkauften Waren werden so 
behandelt, als ob dies für Rechnung der Gesamtheit 
geschehe und der schätzungsweise (fiktiv) veran- 
schlagte Reingewinn wird für die Gesamtheit wie bei 
jeder Handelsgesellschaft verrechnet. Es liegt nichts 
vor, was eine kartellfcindliche Judikatur unter die 
Bestimmungen des Koalitionsgesetzes subsumieren 
könnte. Indirekt bewirkt die Sicherheit des Besitz- 
standes eine ausserordentliche Mässigung in der Jagd 
nach dem Umsätze und eine Verbilligung der Vertriebs- 
spesen. Leicht ist es dann auch, auf Kosten der Ge- 
samtheit einen Exportfond zu bilden, um den Gesamt- 
umsatz und somit auch denjenigen der einzelnen 
Konkurrenten zu erweitern. Die Allierten kommen in- 
folge Beseitigung des Interessengegensatzes selten in 
die Lage, einen ihrer Kunden vom Bezüge ihrer Roh- 
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materialien auszuschliessen, und ihre Leistung besteht 
hauptsächlich in dem unentbehrlichen Schutze gfegen 
unfundierte neue Konkurrenz. Letztere kann natürlich 
nicht vollständig ausgeschlossen werden, da die Reisen- 
den bei der Selbständigkeit der Betriebe noch immer 
als bedeutender Faktor für jeden Unternehmer in Be- 
tracht kommen und daher die Möglichkeit haben müssen, 
bei Vorhandensein der nötigen Qualifikation in die 
Reihe der Unternehmer aufsteigen zu können, wenn 
sie arbeitsfreudig für die Erweiterung des Gesamt- 
umsatzes und Kontrolle der Vertragstreue wirken sollen. 

Eine ganz besonders hoch zu veranschlagende 
Folge des hier in Betracht kommenden Systems ist 
schliesslich die vollständige Uebersicht über die Kredit- 
gebahrung der Kundschaft, Herabsetzung des Delkre- 
deres und die Stärkung des Kredites der Unternehmer. 
Letzteres ist namentlich dann der Fall, wenn die 
Forderungen an die Kundschaft formell als Eigentum der 
Genossenschaft bezeichnet werden und eine die Aussen- 
stände mobilisierende Bank somit gegen Doppelbeleh- 
nung durch die Genossenschaft gesichert werden kann. 

Ich kann hier nicht alle Detailbestimmungen der 
bezüglichen Verlräge darlegen, welche dazu bestimmt 
sind, Kautelen für die Vertragstreue zu bieten, die 
Existenz der Unternehmer und ihrer Angestellten, so- 
wie die Erweiterung des Exportes zu sichern und 
verweise diesbezüglich auf die im Anhange abgedruckten 
Vereinbarungen. Ich will nur erwähnen, dass mit Majo- 
ritätsbeschluss sowohl den allierten Halbfabrikatenindu- 
striellen, als auch bestimmten Kundenkategorien gewisse 
Begünstigungen gewährleistet werden können, welche 
ihr Interesse an dem Bestände des Verbandes stärken. 

Wenn wir unsere frühere Stellung auf dem Welt- 
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markte wieder erlangen wollen, wird uns auch nichts 
anderes übrig bleiben, als zielbewusst die für uns ent- 
sprechenden Formen unserer Unternehmerverbände 
auszubauen. Namentlich wird es Aufgabe der Fach- 
vereine sein, die geeigneten Wanderlehrer heranzu- 
bilden, welche das schwierige und undankbare Amt 
von Promotern in den kleinkapitalistisch betriebenen 
Industrien übernehmen. Die Regierung müsste ihrer- 
seits ein Gutachten eines Plenissimarsenates 
des Obersten Gerichtshofes über die An- 
wendungsfälle des Koalitionsgesetzes einholen, um bis 
zur ausdrücklichen gesetzlichen Anerkennung der Giltig- 
kcit von Kartellverträgen doch einige Rechtssicherheit 
auf diesem Gebiete zu schaffen. 

Sie wird damit die österreichische Industrie fast 
ebenso wirksam wie durch gute Handelsverträge und 
Ausstellungen fördern ; die Kollektivrcisenden organi- 
sierter Branchen werden die Aussendlinge und die 
lange erwartete Exportbank entbehrlich machen oder 
doch ihnen erst die richtige Operationsbasis sichern 
und die österr. Industrie wird sogar die politische 
Misfere durch Selbsthilfe zu überwinden wissen. Jeden- 
falls wird dann der Gefahr vorgebeugt werden, dass 
in Oesterreich gegenüber den Rohstoffkartellen keine 
gleichwertigen Gegenorganisationen in der Finalpro- 
duktenindustrie das Gleichgewicht halten und dass die 
letzteren somit aus ihrer Siellun^f auf dem Weltmärkte 
verdrängt werden. Man muss sich hier gegenwärtig 
halten, dass es für den letzten Konsumenten des letzten 
konsumfertigen Artikels gleichgiltig ist, ob nur die ein- 
gehenden Produktivgüter (Rohmaterialien) oder auch 
das Schlussprodukt kartelliert ist ; denn der Preis 
dieses Schlussproduktes wird dadurch 
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auf die Dauer nicht alteriert. Er hängt von 
der Kauflust des kauf seh wachsten Konsumenten 
und jenem Produktenquantum ab, bei welchem dem 
Monopolisten die höchste Rentabilität g^esichert wird. 
Das Absatzquantum für das Rohprodukt wird durch 
das Absatzquantum an Schlussprodukt bestimmt. Wenn 
nun das Schlussprodukt nicht kartelliert ist, so er- 
höht die kartellierte Rohstoffindustrie ihre Preise so 
lange, bis der ganze Gewinnaufschlag der Oanzfabri- 
katenindustrie auf das Schlussprodukt trotz der regel- 
losen, von der Rohstoffindustrie erzwungenen Preis- 
erhöhung des Ganzfabrikates absorbiert ist und die 
Gefahr eines Rückganges in der Schlussproduktion 
und somit auch in der Rohstoffproduktion unter 
das erwähnte Quantum der höchsten Rentabilität 
eintritt. Ist aber die Ganzfabrikatenindustrie ebenfalls 
kartelliert, so bleiben ihr die gleichen Schranken für 
ihre Preiserhöhung auf ihr Produkt und sie sucht daher 
ihre Rentabilität durch Beschränkung des Gewinnes der 
Halbfabrikatenindustrie nach einem gerechten Ver- 
teilungsgrundsatze. Ein Staat mit ausgeprägter 
Ganzfabrikatenindustrie ist daher ganz besonders an der 
Kartellierung der letzteren zum Vorteile von Arbeiter, 
Kleingewerbetreibendem und Unternehmer interessiert. 

Auch für die Ausführungen in diesem Kapitel 
kann ich mich auf das Zeugnis unseres ausgezeichneten 
Justizministers berufen, welcher sich in einem Gutachten 
(„abgedruckt in der Kartellrundschau" vom 10. Feber 
1903) wie folgt äussert: 

„Nicht bloss in der Organisation der Volkswirt- 
schaft, in fast allen Institutionen des öffentlichen Lebens 
bewähren sich die sogenannten „gemischten Systeme" 
selten. Der Konflikt mit dem Halbzeugvcrband ist auch 
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dafür Beweis. Sowie die Organisation der industriellen 
Produktion auf halbem Wege stehen bleibt, wird 
nie das volle Mass der durch eine solche Organisation 
für den Einzelnen und die Gesamtheit erzielbaren Vor- 
teile wirklich erzielt werden. Das ist natürlich ein 
Problem, das sich auf jeder Stufe der Produktion anders 
gestaltet und anders beantwortet, aber überall ist die 
umfassendere Organisation die zweckmässigere. In 
dem raschen Erfassen dieser Erkenntnis liegt die 
letzte Wurzel des beispiellosen Wachstums der ameri- 
kanischen Industrie: die „vertikalen Trusts" sind ihre 
sinnfällige Verkörperung. Der Halbzeugverband brachte 
sich um einen guten Teil seines Gewinnes, wiegelte 
die Halbzeugverbraucher gegen sich auf und machte 
sein Kartell zu einer den weiterverarbeitenden Industrien 
feindlichen Unternehmung, indem er seine Organisation 
auf das Inland beschränkte, das ausländische Geschäft 
seinen Mitgliedern freigab. Diese Halbheit ist eine der 
Hauptursachen des Konfliktes. Auf der anderen Seite 
wird bekanntlich die Kartellierung umso schwerer, je 
mehr sich der Arbeitsprozess vom Rohstoff entfernt 
und der notwendig spezialisierenden Fertigfabrikation 
nähert. Trotzdem wird, falls die grossen Orundln- 
dustrien am Kartell festzuhalten genötigt sind, eine 
Form gefunden werden müssen, die neben dem 
Kartell und dieses ergänzend eine organische 
Wahrung der Interessen der Abnehmer 
gestattet. Entweder Trusts, die alle am Fabrikations- 
prozesse beteiligten Produzenten bis hin zum Händler 
umfassen, oder Einbeziehung der Produk- 
tionsgruppen, die zwischen der Gross- 
industrie und dem Handel stehen, in eine 
industrielle Schutzorganisation, die es aus- 
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schliesst, dass der weiter verarbeitenden 
Industrie durch das Rohstoff- und Halb- 
fabrikatskartell in jedem beliebigen 
MomentTlerBod-en unter den Füssen weg- 
gezogen werden kann. Sonst werden sich ähn- 
liche Kollisionen immer wieder einstellen. Diese Schutz- 
organisation braucht kein Kartell zu sein, sie kann 
sich auch aus den vorhandenen Verbänden zur 
Wahrung der industriellen Interessen 
bilden; aber wie die Dinge nun einmal geworden sind, 
ist es eine Lebensfrage für die Oesamt- 
industrie, dass die Divergenzen und 
Reibungen, die durch die Kartell- undOe- 
schäf tspoli tik der verschieden en Glieder 
des nationalen Industrie-Systems fort- 
während entstehen, du rch die industrielle 
Organisation selbst gelöst und ausgeglichen 
werden. Die Industrie muss soviel als möglich die 
erforderliche Harmonie aus eigener Kraft, ohne 
Zutun der Staatsgewalt, gcwissermassen „in 
sich" herstellen. Dann ist wenigstens e i n Erfolg der 
Kartellierung gesichert: dass es der Industrie und allen 
an ihr Beteiligten einschliesslich der Arbeiter gut oder 
doch erträglich geht, sie sämtlich auf der 
Kartellbasis sich zu stetiger, lohnender 
Arbeit zusammenfinden. Was die Konsu- 
menten und was die Gesetzgebung vom allge- 
mein staatlichen Gesichtspunkte dazu sagen werden, 
ist eine Frage für sich. Doch auch sie wird leichter zu 
lösen sein, wenn das Problem nicht mehr in der un- 
möglichen Aufgabe besteht, Mittel zu finden, die das 
Kartell hindern, der Industrie zu schaden, und doch die 
Industrie nicht hindern sollen, das Kartell anzuwenden.'' 



Neuntes Kapitel. 

Die Aufgaben des Promoters. 

Aus den vorhergegangenen Kapiteln war zu 
ersehen, welche Verantwortung der Promoter in straf- 
und zivilrechilicher Beziehung sowohl gegenüber der 
zu organisierenden Branche, als auch gegenüber der 
Staatsverwaltung zu tragen hat. Er hat das Schiff des 
Kartells mittendurch zwischen dem Erpressungs- 
paragraphen und dem gesetzlich verpönten Koalitions- 
zwange, an den Klippen einer feindseligen Judikatur 
und der Begehrlichkeit der Kartellteilnehmer vorüber 
zu dem Ziele einer glcichmässigen Förderung aller in 
Betracht kommenden Interessengruppen zu führen; 
er hat in mühsamer Arbeit Aufklärung über die 
Interessenidentität aller Angehörigen einer Branche zu 
verbreiten und die so geweckte Solidarität in den 
Dienst des gesetzten Organisationszieles zu stellen, 
indem ereinemittlereLinie findet, auf welcher 
sich alle Interessengegensätze ausgleichen und nach 
Möglichkeit Sonne und Wind gleichmässig verteilt wird. 

Für die Aufklärungsarbeit muss er oft ein der 
geistigen Verfassung seiner Zöglinge angepasstes 
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Etappensystem zur Anwendung bringen, indem er mit 
der Wahrung von Interessen beginnt, deren Gemein- 
samkeit in die Augen springt. Am häufigsten wurden 
die Unternehmer einer Industrie zum erstenmale durch 
die Organisationen der Arbeiter zusammengeführt; in 
Deutschland war es das System der berufsgenossen- 
schaftlichen Arbeiterversicherung, welches die Fach- 
organisation der Unternehmer und deren Versuche 
zur Regelung des Wettbewerbes am meisten gefördert 
hat. Ähnliches ergab sich oft in den Vereinigten Staaten 
Nordamerikas. Der „linseed oil trust" ist z. B. aus einer 
Fachvereinigung hervorgegangen, die zunächst informa- 
tive Zwecke verfolgte, dann gemeinschaftlich für ihre Mit- 
glieder Patente erwarb, Corners in Leinsamen bekämpfte, 
die Einkaufspreise festsetzte, einen billigen Bankzins- 
fuss sicherte, das Versicherungswesen regelte und so 
zu immer grösseren Aufgaben gelangte (Baker, Mono- 
polics and The People, S. 13). Steinmann-Bucherweist 
in seinem Buche „Die Nährstände und ihre zukünftige 
Stellung im Staate" auf den engen Zusammenhang 
zwischen den Berufsverbänden und den Kartellen hin. 
Dr. S. Tschierschky (Kartellrundschau vom 31. Oktober 
1904) bestätigt dies aus seinen eigenen Erfahrungen. 
Er erwähnt dabei der Darstellung des Ingenieurs Matern 
über die ungeheuren Anstrengungen bei der Zustande- 
bringung der Ziegelkartelle, wo solche Aufklärungs- 
und Solidarisierungsarbeit erst noch zu leisten war. 
Er weist auf die Unentbehrlichkeit einer neutralen Stelle 
zur Ausgleichung von Gegensätzen hin und erwähnt 
auch andeutungsweise der Selbstverleugnung, welche 
die neutrale Stelle sich gegenüber den Mitgliedern 
auferlegen muss. Aneignung fremden geistigen Eigen- 
tums und Vergesslichkeit in Bezug auf die Initiatoren 



124 



und deren Verdienste scheint das kleinste Uebel zu 
sein ; wohl aber ist die Erziehungsarbeit oft gleichbedeu- 
tend mit der Leistung des Bändigers gegenüber wilden 
Instinkten der Selbstsucht und Unredlichkeit. Ich selbst 
habe seit mehr als einem Jahrzehnt das Prinzip betätigt, 
dass Kartellbildungen durch langjährige Aufklärung in 
Fachvereinen von mir vorbereitet wurden. 

Der Promoter ist im ersten Stadium der Beicht- 
vater der Branche, muss sich einen tiefen Einblick in 
die Interessengegensätze der Unternehmer verschaffen 
und denselben die Solidarität nötigenfalls in homöo- 
patischen Dosen beibringen. Ist aber einmal das Feuer 
der Begeisterung entfacht, muss er darauf achten, 
dass ihm die Rosse mit dem Siegeswagen nicht durch- 
gehen und ihn selbst aus der Bahn schleudern ; denn 
Begehrlichkeit ist es in erster Reihe, welche in die 
Halme schiesst und zur Sicherung eines momentanen 
Vorteiles oft sich über alle Rücksichten auf entgegen- 
stehende Interessen und die Anforderungen an Klugheit 
und Besonnenheit hinwegsetzt. Ja, die Zauberlehrlinge 
glauben, den Meister zu übertreffen, negieren den 
Ursprung ihrer Erkenntnis und lassen sich oft zu über- 
stür7ten Aktionen hinreissen, deren Endresultat eine 
Verfein düng der Branchenangehörigen 
anstatt einer Annäherung bildet. So werden 
häufig technisch unmögliche lose Preiskartelle zustande- 
gebracht, deren Kontrollierbarkeit von vorneherein 
ausgeschlossen erscheint ; es werden Fusionierungen 
unter Umständen versucht, welche zunächst die Auf- 
rechterhaltung der Selbständigkeit der Betriebe als 
opportum erscheinen lassen; es werden Preiserhöhungen 
vorgenommen, bevor noch wichtige Aussenseiter an- 
geschlossen wurden : es werden Preiskämpfe inszeniert 
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und Kanonen gegen Spatzen aufgefahren, wo ruhige 
Entwicklung allein am Platze ist. Darauf ist es zurück- 
zuführen, dass es nur sehr wenige Trusts und Kartelle 
gibt, welche nicht erst nach vieljährigen, verfehlten 
Experimenten und durch Schaden klug geworden sind. 
Oft ist es auch die Engherzigkeit und die Kleinlichkeit 
der betreffenden Industriellen gewesen, welche die 
Zuziehung eines zu honorierenden Promolers ausschloss 
und so das Vieltausendfache dessen an Schaden ver- 
ursachte, was ein erfahrener Promoter an Honorar 
bedungen hätte. 

In Oesterreich fallen insbesondere die Steuer- 
gesetze sehr schwer bei der Wahl der Kartellform 
und des Modus der Gewinnbeteiligung ins Gewicht. 
Eine Fusionierung in Form einer Aktiengesellschaft 
kann z. B. den Hauptteil des erwarteten Kartellnutzens ' 

von vorneherein absorbieren und soll nur aus technisch- | 

unabweisbaren Gründen erfolgen. | 

Da aus Rücksichten auf die Judikatur und die 
Steuergesetze nur mehr noch die Form der Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaft erübrigt, so muss für 
diese eine solche Gewinnverteilungsform gefunden 
werden, welche das wahre Verhältnis nicht verschiebt 
und tatsächlich nur dasjenige als Nutzen der Genossen- 
schaft erscheinen lässt, was als Mehrertrag über die 
Kontingentierungsgrenze hinaus von den einzelnen 
Unternehmern an die Kompaziszenten abzugeben ist, 
so dass nur eben dieser Mehrertrag der Versteuerung 
nach den obigen Grundsätzen unterworfen ist. 

Inwieweit diese Rücksicht auf die Steuergesetze 
mit der Anforderung einer leichten Kontrollicrbarkeit 
der Vertragstreue, eventuell einer Sicherung der Rück- 
zugslinie zur Kundschaft und dergleichen vereinbarlich 
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ist, ist Sache der Erfahrung in kartellorganisations- 
technischen Dingen. 

Namentlich skeptische Unternehmer können kaum 
für die Karteilidee gewonnen werden, wenn der Pro- 
moter nicht souverän die Materie beherrscht und allen 
Bedenken schlagfertig überzeugende Argumente ent- 
gegenzusetzen vermag. 

Bei den auf dem Kontinente üblichen Kartell- 
formen mit nur teilweiser Fusionicrung einzelner Betriebs- 
funktionen ist übrigens die Aufgabe des Promoters 
keineswegs mit dem Zustandebringen der Organisation 
erledigt ; im Gegenteile beginnt da oft erst eine eigen- 
artige erzieherische Tätigkeit, zumal die günstigere Lage 
der Unternehmer sie bald den kläglichen Zustand 
vergessen lässt, aus welchem sie durch das Kartell 
herausgekommen sind — und der scheinbar grössere 
Vorteil des gewesenen Konkurrenten bedrückt manchen 
Teilnehmer mehr, als der ausserordentliche aus dem 
Zusammenbruche des Kartells ihm drohende Schade 
ihm fühlbar werden könnte. Da müssen oft solche Oentle- 
men durch Peitsche und Zuckerbrot, eventuell auch 
durch Nachgiebigkeit gegenüber ihren erpresserischen 
Putschen zur Vernunft gebracht werden ; die loyalen 
Teilnehmer müssen besänftigt und von allzustarken 
Remonstrationen zurückgehalten werden, da, wie unser 
Justizleiter Dr. Klein mit Recht den Kartellen empfiehlt» 
Konflikte womöglich ohne Aufsehen ausgetragen wer- 
den sollen. Es müssen ferner jene Mängel der Organi- 
sation, welche aus Rücksicht auf berechtigte Sonder- 
wünsche oder Eigensinn einzelner Teilnehmer mit in 
den Kauf genommen werden mussten, nach und nach 
beseitigt werden, so dass die konstruktive Tätigkeit des 
Promoters nach Inkraftsetzung des Vertrages noch 
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lange nicht beendigt erscheint. Was bei den eigentlichen 
trusts der trustee, ist für die Kartelle der Promoter, 
respektive Beirat und Vertrauensmann — und kann seine 
Funktion ohne Gefahr für den Bestand der Organi- 
sation keineswegs schlechthin durch ein Finanzinstitut 
ausgeübt werden, welches allein bei vollständigen 
Fusionierungen, wie den nordamerikanischen uneigent- 
liehen trusts (d.h. den nur mit Unrecht „trusts" genannten 
Fusionen),*) zur Führung aller Geschäfte ausreicht. 
In kleinkapitalistischen Industrien kann namentlich die 
zur Beseitigung der Interessengegensätze unerlässliche 
Fusionierung nur allmählich den Teilnehmernabgerungen 
werden, und so wurde ein erst jüngst zustandege- 
kommenes österreichisches Kartell dadurch gefährdet, 
dass die Teilnehmer nicht nur nicht den Mut zur Fest- 
setzung von Perzentualkontingenten (aliquoter Anteile 
am Gesamtumsätze) aufbrachten, sondern die Gewinn- 
beteiligungsgrenze erst bei 907© festsetzten. Infolge 
einer schlechten Konjunktur entstand die Besorgnis, 
dass kein Teilnehmer 907o Perzent seines Umsatzes 
erreichen würde, so dass es zu einer Gewinnbeteiligung 
gar nicht kommen könnte, was wieder den Versuch 
einer überstürzten, ganz unpassenden Fusionierung in 
Form einer Aktiengesellschaft zeitigte. In Wahrheit 

*) Anmerkung : Die Terminologie von trust und pool ist 
eine willkürliche und verwirrende, da die verschiedensten Orga- 
nisationsstufen mit diesen Worten bezeichnet werden. Jules 
Gernaert (Associations industrielles et commerciales. besprochen 
in Kartcllrundschau vom 28. September 1903) will den Trust als 
Fusion behandelt wissen, während er jene losere Form, wo der 
trustee noch eine Rolle spielte, als eine Affiliation bezeichnet. 
In Wahrheit hat die aus einem Trust hervorgegangene Fusion 
wie der Stahltrust etymologisch mit dem Worte „trustee* gar 
nichts mehr zu tun. 
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bedarf es einer neuen Aktion für den Promoter zur 
Herabsetzung der Oewinnbeteiligungsgrenze, so dass 
er seine Arbeit von vorne anfangen müsste. 

Ein Promoler muss eben die Aufgabe lösen, die 
konkrete Lage jedes einzelnen Betriebes zu 
berücksichtigen, jedem mathematisch genau seinen 
Vorteil herauszurechnen, die Sonderwünsche ohne 
Gefährdung des Endzweckes den Mitkontrahenten nach 
Tunlichkeit als akzeptabel darzutun, mit diesen Sonder- 
wünschen erst im geeigneten Zeitpunkte hervorzutreten, 
persönliche Antagonismen zu versöhnen, unberechtigte 
persönliche Aspirationen und Begehrlichkeiten ohne 
Vereitlung des Endzweckes zu unterdrücken, betrüge- 
rische Machinationen im Verlaufe der Unterhandlungen 
und bei Abschluss derselben, insbesondere Ueber- 
rumpelungen von selten einzelner durch Bankinstitute 
gewonnener Teilnehmer oder Mitarbeiter zu vereiteln. 
Namentlich die Eifersucht der Bankinstitute kann bei 
prononzierter vorzeitiger Stellungnahme im letzten 
Augenblicke die noch so geschickt eingeleitete Aktion 
zum Scheitern bringen, weshalb ein Promoter klein- 
kapitalistischer Industrien neben theoretischem Wissen 
ausserordentliche organisatorische Fähigkeiten und ein 
hohes Mass von Routine und — Idealismus mitbringen 
muss, da er für seinen Aufwand an Mühe kaum ent- 
schädigt werden kann, die scheinbar hohen Honorare 
als diskreter Dispositionsfond im Inte- 
resse des Ganzen benützt werden müssen, wenn 
nicht Kleinlichkeit einzelner Teilnehmer das Werk kom- 
promittieren soll.*) 

Der Promoter ist besonders in Oesterreich ganz 

*) Ueber die Honorare nordamerikanischer Promoter, siehe 
oben Seite 98. 
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und gar auf sich selbst angewiesen ; er ist schutzlos 
gegenüber dem Gesetze, schutzlos gegenüber seinen 
Schützlingen. 

Da er ohne sanfte Gewalt manchen Interessen- 
gegensatz nicht unterdrücken kann*), oft auch als Ver- 
trauensmann dem offenen oder geheimen Vertragsbruche 
entgegentreten muss, so sind seine Schutzbefohlenen 
bald seine geschworenen Feinde, wenn ihn Takt oder 
Geduld auch nur für kurze Zeit verlassen. Ist er 
vornehm, so wird er in der Regel um sein Honorar 
auch noch geprellt ; ist er kleinlich, so ist sein Anspruch 
auf Honorar von vorneherein verwirkt. Es rechne eine 
Branche 30% vom Umsätze als Kartellnutzen heraus 
und der Promoter fordere nur 3 pro Mille — die 
ganze Organisationsarbeit kann daran im letzten Augen- 
blicke scheitern. Es kann dem Promoter auch wider- 
fahren, dass die von ihm geleistete Organisations- und 
Aufklärungsarbeit als Basis zur Schlussteinlegung von 
einem anderen benützt wird. Nur dort, wo die Gross- 
banken einen unwiderstehlichen Zwang auf gross- 
industrielle Betriebe (wie in Deutschland) ausüben 
oder einen ausserordentlichen Kapitalszuwachs durch 
stock Watering (wie in Nordamerika) sichern können, 
ist der Promoter der allgewaltige Diktator der von 
ihm zernierten Industrie und bedarf gar nicht besonderer 
theoretischer Vorbildung, wenn er nur über das richtige 
Mass von Energie verfügt. Solcher Gewaltmittel, wie 

*) Mr. Clarke erklärt vor der Industrial-Kommission, dass 
er nicht nur weg^en der gfuten Chancen, sondern wegen des 
ihm angedrohten Kundenverlustes dem Whiskeytrust beigetreten 
sei; dass er aber dann selbst Zwang zum Anschlüsse von 
Aussenseitern durch ünterbietung bei ihren besten Kunden 
geübt habe (cut throat competition, halsabschneiderische 
Konkurrenz). 

Dr. M. Eltingcr, Die Regelung des Wettbewerbes. 9 
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sich angeblich der Whiskeytrust und die Standard Oil 
Company bedient haben sollen, um der finanziellen 
Uebermacht Nachdruck zu verleihen (Höllenmaschinen, 
Brandlegung und dgl.) kann sich ein europäischer 
Promoter natürlich nicht bedienen, und er muss daher 
ausschliesslich nur durch langwierige und ernste Auf- 
klärungsarbeit wirken. 

Deshalb konnte auch die österreichische Ganz- 
fabrikatenindustrie bisher keine besonderen Fortschritte 
in der Kartellorganisation verzeichnen, wenn man auch 
von der kartellfeindlichen Judikatur absieht. 

Da die vorliegende Abhandlung neben dem 
wissenschaftlichen auch noch den Zweck verfolgt, 
dem praktischen Promoter und Anwalte eine Vor- 
stellung von den Schwierigkeiten und Methoden der 
Organisation kleinkapitalistischer Industrien zu bieten, 
bringe ich im Anhange eine Anzahl von Verträgen 
zum Abdrucke, welche für österreichische Verhältnisse 
berechnet sind. Neben einem Syndikatsstatute bringe 
ich den selbständigen, unabhängigen, als Neben- 
verabredung abgeschlossenen Kartell - Vertrag 
einer Bekleidungsindustrie nebst einem kurzen Motiven- 
berichte (Eriäuterungen) zu demselben, ferner einen 
mit Arbeitern und einen mit Rohmaterialienlieferanten ab- 
geschlossenen Allianzvertrag. Der Motivenbericht sollte 
auch mit der Materie nicht vertrauten Industriellen die 
Vorteile einer Beseitigung der Interessengegensätze und 
Regelung des Wettbewerbes zum Bewusstsein bringen. 
Freilich ist mit diesem Behelfe kaum mehr als eine 
erste Orientierung über die Frage gegeben. Ich bringe 
insbesondere das Statut des „Syndikates der öst.-ung. 
Schirmindustriellen" zum Abdrucke, welches den 
rechts- und wirtschaftstheoretischen Ausführungen der 



— 131 — 

vorang[egangfenen Kapitel vollkommen entspricht und 
überdies nach AbsichtderKontrahenten jeden 
rechtlichen Zusammenhang mit einem gleichzeitig 
bestehenden oder in Zukunft entstehenden Preiskartelie 
vollständig ausschliessen sollte, zumal es allein für 
sich so bedeutende Vorteile für die einzelnen Unter- 
nehmer bietet, um auch ohne Preiskartell seine voll- 
ständige wirtschaftliche Berechtigung darzutun. 

Es weist ausdrücklich auf den Vereinszweck 
einer Verbilligung der faux frais und sonach 
womöglich einer allmäligen Verbilligung der 
Verkaufspreise hin ; 

zweitens schliesst es ausdrücklich jede Ein- 
schränkung des Umsatzes der einzelnen Mitglieder 
oder des Gesamtumsatzes aus; 

drittens schliesst es ausdrücklich Preisvor- 
schriften oder gar Preiserhöhungen im Rahmen des 
Syndikates aus (was natürlich die Nebenverabredung 
auf gleichmässige Kalkulation ausserhal b des 
Syndikates nicht ausschliesst) ; 

viertens bietet es die Existenzsicherheit und 
die Möglichkeit einer gleichmässigen Verteilung des 
Konjunkturdruckes auf alle Unternehmer und Arbeiter 
durch die Fixierung des Perzentual anteiles jedes 
einzelnen am Gesamtumsätze ohne Verbot der 
Ueberschreitung dieses Anteiles, jedoch mit Gewinn- 
beteiligung an den Mehrumsätzen ; 

fünftens bietet es fakultativ die Möglichkeit 
zu allmäliger Fusionierung in gewissen Beziehungen 
des Vertriebes und der Produktion ohne überstürzten 
Uebergang zum Grossbetriebe und Vernichtung einer 
Anzahl von Existenzen; 

sechstens bietet es die Möglichkeit, einen 
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Konkurrenzkampf geg^en nicht organisierte Branchen- 
angehörige ohne schwere Erschütterung der Position 
der eigenen Mitglieder zu führen, zumal diese einen 
Teil der faux frais ersparen können ; 

siebentes ermöglicht es eine einheitliche 
Zahlstelle und die Sicherung von billigem Bankkredite, 
daher auch die Verhütung von Notverkäufen auf 
Kosten der Rohmaterialienlieferanten; 

achtens ermöglicht es vermöge seiner aner- 
kannten juristischen Persönlichkeit, zivilrechtlich giltige 
Verträge mit den Rohmaterialienlieferanten zu schliessen 
und gemeinschaftliche Aktionen im Interesse der Branche 
einzuleiten, wie z. B. die Erteilung von Exportpraemien 
oder Entsendung von Kollektivreisenden zu bewerk- 
stelligen. 

Freilich steht diesen bedeutenden Vorteilen der 
Umstand gegenüber, dass ein solches Syndikat gewisse, 
wenn auch verhältnismässig unbedeutende Kosten 
bedingt, die nicht ebenso wie beim Preiskartell für 
alle Mitglieder dui ch in die Augen sprin- 
gende, gleich hohe Vorteile aufgewogen werden. 
Wenn jedoch die ausserordentlichen Vorteile einer 
allmählichen Konsolidierung der Branche, einer Aus- 
scheidung von Notverkäufen, Hebung der Konkurrenz- 
fähigkeit und Verbilligung der Produktions- und Ver- 
triebskosten usw. in Erwägung gezogen werden, so 
bedeuten dieselben für jeden Einsichtigen ein Vielfaches 
der Verwaltungskosten in Bezug auf die Rentabilität, 
wenn auch nicht in Bezug auf die Preise. Es ist 
insbesondere im Auge zu behalten, dass jedes Kon- 
ditionskartell im Anschlüsse an das Syndikat 
ohneweiters realisiert werden kann, wenn dies auch 
im Rahmen des Syndikats aus besonderer 



— 133 — 

Vorsicht ebenso wenig erfolgt ist wie eine Verein- 
heitlichung (nicht Erhöhung) der Preise. Die 
Schirmbranche hat bisher ein ernstliches Konditions- 
kartell auch nicht in Form einer Nebenverabredung 
vereinbart, so dass selbst ein in Form einer Neben- 
verabredung bestehendes Preiskartell die unmittelbaren 
Kunden, geschweige denn den letzten Konsumenten, 
nicht belastet, da die Konkurrenz eben in den 
Konditionen zum Ausdrucke kommen muss, wie ich 
bei der Behandlung des Konditionskartells im 5. Kapitel 
dargetan habe. Wenn z. B. jemand zu Kartellpreisen 
an eine Kundschaft verkauft, die 12 bis 157oige Zinsen 
für Bardarlehen an die einheimischen Wucherer zu 
zahlen pflegt, ihr aber dabei zum Zinsfusse der 
englischen Bank Barkredit gewährt und bei mehr als 
ömonatlicher Respiroüberschreitung keine Verzugs- 
zinsen berechnet, Reklamationen leicht anerkennt u. dgl., 
so umgeht er wohl das Preiskartell nur indirekt, belastet 
aber keineswegs die Kundschaft. 

Was den strafrechtlichen Schutz betrifft, so ist 
dieser ebenso wie für jedes andere Vermögensrecht 
gegeben und kann Schädigung der Kontrahenten 
durch listige Verschiebung der Verrechnungsresultate, 
Verschweigung von Warenlieferungen u. dgl. als Betrug 
im Sinne § 1Q7 Str.-Ges. qualifiziert werden. 

Die Unabhängigkeit des Oenossenschaftsvertrages 
von dem Bestände einer ^ Preisvereinbarung kam 
bereits dadurch zum klaren Ausdrucke, dass die Preise 
kurz nach Inkraftsetzung des erwähnten Statutes auch 
freigegeben worden sind, weil eine in ihrem Umsätze 
zurückgebliebene Firma einfach erklärt hatte, die Preise 
nicht mehr einhalten zu wollen. Im Schirmkartell 
waren nämlich für alle Firmen gleiche Verkaufs- 
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preise vorgeschrieben, anstatt bloss einen gleichen 
Aufschlag auf die in Geltung gewesenen Durch- 
schnittspreise (Grundpreise) neben einer tief einsetzenden 
Gewinnbeteiligungsgrenze zu fixieren. Eine Anzahl von 
Aussenseitern, welche von den durch die erwähnte 
Firma bedrohten Zwischenhändlern gehalten wurde, 
Hess, wie ich oben erwähnte, den übrigens unbegrün- 
deten Zweifel aufkommen, ob die erst bei QOVodes Kontin- 
gentes einsetzende Gewinnbeteiligung überhaupt aktuell 
werden könnte, und führtezu einer erzwungenen Freigabe 
der Preise unter gleichzeitiger Propagierung der aben- 
teuerlichen Idee, einen Teil der Branche und o h n e Allianz 
mit den bedrohten Rohstofflieferanten in einer Aktien- 
gesellschaft zu fusionieren. Das Resultat der Ernüchterung 
kann natürlich nur die Beseitigung der organischen 
Fehler des Kartells sein. Ein Kartell, welches keinen 
Rechtsschutz geniesst, kann jedenfalls von einzelnen 
Teilnehmern obstruiert und terrosisiert werden, wie 
dies auch bei den nordamerikanischen pools häufig 
der Fall war. (Siehe Ely, Monopoiies and Trusts, S. 150.) 



Zehntes Kapitel. 

Die Segnungen der freien Konicurrenz. 

Eine jede grosse Wahrheit, welche sich in der 
Wirtschaftsgeschichte durchringt, hat in erster Reihe 
ihre Vollgiltigkeit als Negation bestehender über- 
lebter Zustände. In dieser Richtung erfüllt sie auch 
in vollem Umfange ihren eigentlichen Zweck und be- 
herrscht die Geister wie eine unabänderliche voraus- 
setzungslose Heillehre. Und doch gilt sie nur rebus 
sie stantibus, d. h. unter bestimmten, allgemein wegen 
ihrer Selbstverständlichkeit nicht hervorgehobenen 
Voraussetzungen und ist daher nach der affirmativen 
Seite hin cum grano salis zu nehmen. 

Die Monopolwirtschaft der Zünfte hat die Bevöl- 
kerung unter Umständen der Willkür klcinerProduzenten- 
kreise ausgeliefert und den technischen Fortschritt 
behindert, sozial und politisch verderblich gewirkt. 
Aber es handelte sich dazumal um lokale, engbegrenzte 
Märkte und nicht um den Gegensatz zwischen der 
Gesamtproduktion eines ganzen Staates einerseits und 
dessen Gesamtkonsumtion anderseits. Nach der affir- 
mativen Seite hin geht aber die Heillehre von der 
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Wirtschaftlichkeit der freien Konkurrenz von folgenden, 
keineswegs oft zutreffenden Voraussetzungen aus: 

1 . dass jeder Verkäufer auf dem nationalen Markte 
zu jedem Konsumenten gleich leichten Zutritt besitzt, 
so dass alle Absatzgebiete reibungslos kommunizieren ; 

2. dass alle Produzenten mit den gleichen Kosten 
produzieren ; 

3. dass sie im Angebot unter die Selbstkosten 
nicht herabgehen, resp. dass sie mit eigenem Kapitale 
operieren ; 

4. dass jedem Käufer eine Uebersicht über das 
vorhandene Angebot vermöge seiner Sachkenntnis und 
Beziehungen möglich ist, und dass er daher dort kauft, 
wo er den billigsten Preis zu leisten hätte ; 

5. dass dem letzten Konsumenten alle Preis- 
zugeständnisse der Produzenten mit allen Variationen 
ganz oder doch zum grossen Teile über den Detail- 
händler hinweg bemerkbar und fühlbar werden; 

6. dass diesem letzten Konsumenten ohne 
Verminderung der Rentabilität ebenso wie dem kauf- 
kräftigen Abnehmer der mittelalterlichen Zünfte 
Phantasiepreise auf d i e D a u e r diktiert werden können 
und dass somit eine auf die Dauer berechnete 
Produzentenorganisation schlechthin einen Nachteil für 
diesen Konsumenten bedeute; 

7. dass jedenfalls der freie Wettbewerb für den 
letzten.Konsumenten billigere Preise sichere als eine 
auf die Rentabilität bedachte Produzentenorganisation; 

8. dass der Zufluss von Kapital und Arbeit aus 
den schlecht gehenden in die gut gehenden Gewerbe 
eine reibungslose Ausgleichung in der Rentabilität 
ermögliche ; 

9. dass der Aufstieg zum Stande der selbständigen 
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Unternehmer dem fleissigen Angestellten und Arbeiter 
ermöglicht ist und dass die Wohlfahrt der Unternehmer 
sowie der Anwärter auf Selbständigkeit ohne Regelung 
dieses Aufstieges grösser sei, als bei Fixierung sach- 
licher Vorbedingungen für diesen Aufstieg; 

10. dass das Gesetz von Nachfrage und Angebot 
sich nicht nur generell in der Weltwirtschaft, sondern 
auch in jeder nationalen Wirtschaft durchsetzt, so dass 
die im Staatsgebiete erforderlichen Produktionen von 
selbst infolge Zuflusses von Kapital und Arbeit aus 
dem Boden spriessen ; 

11. dass jeder Produzent loko Betrieb an jede 
Kundschaft zu ungefähr gleichem Preise verkauft ; 

12. dass das Gros der Güter beliebig vermehrbar 
sei und nur mehr weniger in einer dem Bedarfe ent- 
sprechenden Quantität durchschnittlich erzeugt 
wird, so dass durchschnittlich nur mehr weniger ein 
dem üblichen Kapitalszinsfusse entsprechender Gewinn 
über die Produktionskosten hinaus erzielt wird ; 

13. dass sich die Güter durchschnittlich nach 
ihrem inneren (gesellschaftlichen) Werte austauschen; 

14. dass das Tauschverhältnis nicht von jeher 
im Interesse der herrschenden Klassen bewusst oder 
unbewusst bestimmt ward ; 

15. dass die Verteilung des Volkseinkommens 
somit ebenfalls durch das Gesetz von Nachfrage und 
Angebot bestimmt wird ; 

16. dass der Fortschritt in der Technik nur dem 
Triebe entspringe, den Konkurrenten im freien Wett- 
bewerbe um seine Existenz zu bringen, nicht aber 
billiger zu produzieren und mehr zu gewinnen, oder 
der Möglichkeit, auf grösserer Stufenleiter zu produ- 
zieren und so die Produktionskosten zu ermässigen. 
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Ich könnte noch viele stille und falsche Voraus- 
setzungen der Lehre von der Wohltätigkeit der freien 
Konkurrenz erwähnen, aber die aufgezählten genügen, 
um darzutun, dass es sich um einen Doktrinarismus 
handelt, welcher durch induktive Untersuciiungen 
auf das Körnchen Wahrheit reduziert werden muss. 

Ich werde in den folgenden Kapiteln theore- 
tisch darlegen, inwieweit auch die freie Konkurrenz 
vermöge der ihr inhärenten Gesetze im grossen und 
ganzen Monopolpreise in der einen Produklions- 
gruppe auf Kosten der Angehörigen aller anderen 
Produktionen bewirken muss. Hier will ich nur 
demonstrieren, wie oft die freie Konkurrenz „zum 
Nachteile des Publikums" ausschlagen muss 
und wie sehr gegen dieselbe ein Koalitions- 
zwang als Ergänzung zum § 4 des Koa- 
litionsgesetzes erforderlich wäre. 

Es gibt zunächst eine Gruppe von Produktionen, 
bei denen die Gemeinschädlichkeit der freien Kon- 
kurrenz so offensichtlich ist, dass deren Verstaatlichung, 
Verstadtlichung oder staatliche Regulierung schon früh- 
zeitig als Notwendigkeit erkannt wurde. 

In seinem Buch berichtet Prof. Richard T. Ely 
(citiert von Baker, S. 177) über zwei Parallelbahnen: 
Der aus der Konkurrenz der beiden Bahnen ent- 
standene Schaden wird auf eine Milliarde Franks ge- 
schätzt. Erwähnt man, dass mit diesem Gelde 200.000 
bequeme Wohnhäuser für eine Million Menschen her- 
gestellt werden könnten ; dass der Gesamtschaden aus 
dem Bau nutzloser Bahnen in den Vereinigten Staaten 
fünf Milliarden Franks beträgt, so muss man die Ge- 
meinschädlichkeit der freien Konkurrenz in bezug auf 
die Bahnen einsehen. 
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Wie Baker darlegt, muss eine Bahn auch dann 
noch in Betrieb erhalten werden, wenn sie weder eine 
Verzinsung des Kapitals noch eine volle Deckung 
der laufenden Ausgaben bietet, weil die Betriebsein- 
stellung mit Entwertung und Verzicht auf bessere 
Konjunkturen gleichbedeutend ist. Wenn nun die eine 
Bahnlinie fallit wird, so wird sie von der Konkurrenz- 
gesellschaft um einen Spottpreis erstanden — und das 
Publikum hat nun die Kriegskosten zu 
bezahlen. Aehnliches hat sich mit den OasgeseKschaften, 
Telegraphen und Telephonlinien, Wasserleitungen und 
dgl. abgespielt. Der Erfolg ist, dass in den Vereinigten 
Staaten im Jahre 18Q0 (Baker zitiert, S. 64 ff.) der 
Preis per 1000 Kubikfuss zwischen 1 Dollar und 
4 Dollars in den verschiedenen Städten schwankte, 
während derselbe im Vergleiche zu dem in London 
bedungenen Preise bloss 0"65 Dollars hätte betragen 
sollen. 

Wie Jenks fcitiert The Wastes of Competition, 
S. 29 ff.) darlegt, sind die Vertriebs- und Reklamekosten 
jener Industrien, deren Erzeugnis für die breiten 
Bevölkerungsschichten berechnet ist, oft so gross, dass 
der letzte Konsument einen doppelt so hohen 
Preis bezahlen muss, als wenn diese faux frais entfallen 
würden. Der Kampf um den Umsatz ist im Fernhandel 
ein solch rücksichtsloser, dass er die Vertriebskosten 
einerseits steigert, anderseits die Warenquaiität ver- 
schlechtert. Jenks erwähnt, dass die Reisenden mit 
den Musterkoffern alle sechs Wochen die Kund- 
schaft schliesslich in einzelnen Industrien besuchten ; 
dass die Kundschaft von dem beredtesten kaufe ; 
dass die teueren Annoncen in allen Zeitungen der 
Welt inseriert würden ; dass leichtsinnig kreditiert 
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Würde ; dass der Dctailhändler seinerseits verschiedene 
spezialisierte Betriebe aufsuchen müsste; dass nach 
den entfernten Absatzgebieten verkauft wurde, während 
die näherliegenden von einem fernen Konkurrenten 
erobert worden und so zwecklose Fracktkosten ver- 
ursacht worden waren; dass Fabriken mit bedeutenden 
Kapitalsinvestitionen schliesslich nur 28% ihrer Pro- 
duktionsfähigkeit ausnützen konnten (whiskey trust) ; 
dass von 40 Zuckerfabriken binnen kurzer Zeit acht- 
zehn in Konkurs gerieten, weil sie keinen Absatz 
hatten; dass die Tin Plate and Steel Comp, an Fracht- 
kosten allein 25 Millionen Franks jährlich in Ersparung 
gebracht hat; Mr. Bradley, der Vizepräsident der 
„ Distilling Company of America** schätzt vor der Industrial 
Kommission die jährlichen Vertriebskosten, welche 
zwischen dem Erzeuger und letzten Konsumenten der 
alkoholischen Getränke liegen, auf 200 Mill. Franks 
jährlich. 

Der Standard Oil Trust hat vor dem parlamen- 
tarischen Komitee zur Untersuchung von Industriefragen 
im Sommer 1888 nicht ohne Erfolg dargelegt, dass 
seine Organisation eine bedeutende Verbilligung des 
Leuchtöles durch ausserordentliche Ersparnisse in den 
Produktionskosten, bessere Ausnützung der Neben- 
produkte und dergleichen bewirkt habe, und er schätzte 
diese Ersparnisse auf 500 Millionen Franks jährlich. 
Freilich hat er in der gleichen Zeit 100 Millionen 
Franks jährlich für sich auf ein verhältnismässig ge- 
ringes Kapital herausgeschlagen und zahlte in den 
letzten Jahren noch 30"/o von dem gewässerten Stock. 
Im Jahre 1901 soll der Reingewinn 240 Millionen be- 
tragen haben. Auch war auf die Preisermässigung die 
Erwägung von Einfluss, dass die stark gestiegene 



— 141 - 

Produktion nur bei massigen Preisen unterzubringen 
sei ; aber gerade diese Erwägung bei einem selbst im 
kleinsten Haushalte unentbehrlichen Bedarfsartikel be- 
weist, dass auch dem Monopolisten gemäss der Lehre 
Karl Mengers Preisgrenzen durch Rücksichten auf die 
Rentabilität gezogen sind. 

Was speziell in Europa lange Zeit über den häufig 
preissteigernden Charakter der freien Konkurrenz hin- 
weggetäuscht hat, war der Umstand, dass sich rückstän- 
dige Erzeugungs- und Vertriebsmethoden des kleinen 
Handwerkers neben der aufsteigenden Grossindustrie 
zu erhalten vermochten, und insolange letztere sich 
in den Umsatz mit dem Kleingewerbe noch teilen 
musste, weil sie noch nicht den ganzen Bedarf zu 
decken vermochte, konnte sie mit billigeren Preisen 
bei höherer Rentabilität operieren. Als sie jedoch den 
ganzen Bedarf und darüber zu decken vermochte, be- 
gann erst die eigentliche Konkurrenz in ihrem eigenen 
Kreise mit der Alternative: entweder Erhöhung der 
faux frais bei Nivcllierung der Rentabilität oder Ver- 
nichtung einer Anzahl von Konkurrenten und ganze 
oder teilweise Monopolisierung des Marktes. 

Es ist nun zum mindesten offensichtlich, dass 
ein Kartell seine Rentabilität häufig unvergleichlich 
mehr durch die Ersparung der faux frais als durch 
eine Engros-Preis-Erhöhung sichern kann. Der Engros- 
verkauf gilt in einer grossen Anzahl von Industrien 
als äusserst lukrativ, wenn er mit einem Reingewinn 
von 5 bis 107o operiert. War nun der Preis vor dem 
Kartell den eigentlichen Produktionskosten zuzüglich 
der faux frais gleich, so wird das Kartell in erster 
Reihe die Rentabilität durch Verminderung der faux 
frais zu erhöhen suchen, weil es hier mit dem 
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geringsten Widerstände zu rechnen hat. Ob auch eine 
Erhöhung der bisherigen Preise möglich ist, hängt 
erstens davon ab, weiche Wichtigkeit der be- 
treffende Artikel im Haushalte des letzten 
Konsumenten hat und ob dieser seine ander- 
weitigen Ausgaben zur Erstehung des betreffenden 
Artikels einzuschränken geneigt ist, zweitens ob 
nicht schon bekanntermasscn die freie Konkurrenz 
den Artikel so verteuert und diskreditiert hat, dass eine 
Preiserhöhung eine die Rentabilität beeinträchtigende 
Einschränkung des Konsums erwarten lassen muss. 
Collier (The trusts, S. 104, New-York, Baker and Tailor 
1900) führt an, dass die American Steel and Wirc 
Company durch Erhöhung der Preise einen Rückgang 
in der Nachfrage und demzufolge einen Preissturz 
von 25".o bis 33"/o bewirkt hätte. Der Exspeaker Read 
führte den Ausspruch eines Monopolisten an, welcher 
seine Mässigung in der Preissteliung damit motivierte, 
dass er seinen Absatz nicht durch neue Konkurrenz 
verlieren wolle: In the long run business is better 
than boom (cit. von St. L(Jon). 

Die notwendigsten Bedarfsartikel wie Nahrungs- 
mittel, Beleuchtung, Wohnung werden auch gegen 
namhaft höhere als herkömmliche Preise womöglich 
von den breiten Bevölkerungsschichten gekauft wer- 
den; die für die wohlhabende Bevölkerung bestimmten 
Bedarfsartikel vertragen diesbezüglich unter Umständen 
auch eine grössere Preiserhöhung; aber man muss 
beachten, dass das Gros der Bevölkerung mit einem 
bestimmten, wenig elastischen Budget zu rechnen 
habe, und prüft man z. B. die von einer Bevölkerung 
in einem bestimmten Jahre für Brotfrüchte verausgabten 
Beträge, so findet man, dass die grosse Ernte zuzüglich 
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des Importes nur ungefähr den gleichen Erlös wie die 
kleine zuzüglich des Importes abwirft. Dies ist wohl 
mit der Lehre vom Grenznutzen erklärlich, aber 
der letzte Bedürfnisgrad der kaufschwächsten Kon- 
sumenten ist eben seinerseits die Resultante zu- 
sammenwirkender Bedürfnisse und bestimmter Kaufkraft. 
Deshalb muss ich Francis Laur beipflichten, dass eine 
ganze Anzahl von Industrieerzeugnissen von vorne- 
herein unter den Gesichtspunkt des Wucheikartells 
nicht fallen können. Es bedarf da keiner überhitzten 
Aengstlichkeit des Richters in Bezug auf den Nachteil 
des Publikums, da dieser zugleich der Nachteil des 
Produzenten wäre. Deshalb hat eine Anzahl von Trusts 
ja auch eine Kontrolle über die Einhaltung fester, vor- 
geschriebener Detailpreise etabliert. 

Der Richter wird daher oft in erster Reihe zu 
untersuchen haben, ob nicht ein ganz unberechtigter 
Abstand zwischen Engros- und Detailpreisen sich 
herausgebildet hat, welchem durch das Kartell abgeholfen 
werden soll ; ob die Detailpreise den Engrospreisen 
folgen dürften und ob selbst, wenn der Preis für den 
letzten Konsumenten erhöht wird, diese Erhöhung mit 
Rücksicht auf den ruinösen Charakter der Konkurrenz 
nicht ohnehin über den Zusammenbruch einer Anzahl 
von Produzenten hinweg hätte erfolgen müssen. 



Elftes Kapitel. 

Die Monopolisierungstendenz in der modernen 

Wirtscliaftsordnung. 

Um beurteilen zu können, ob eine Preiserliöhung 
im Sinne des Gesetzes „zum Nachteile des 
Publikums" gereicht, d. h. eine sonst nicht ein- 
tretende Belastung des letzten Konsumenten bewirkt, 
muss man einen genauen Einblick in die Preis- und 
Tauschgesetze sowie den Entwickelungsprozess der 
modernen Wirtschaft gewonnen haben. 

Wenn man mit bezug auf die Kartelle und 
Fusionierungen von Monopolpreisen spricht, so will 
man andeuten, dass die Preise durch eine Einschränkung 
des Angebotes höher sind, als sie bei vollständig 
freiem Wettbewerbe sich gestaltet hätten. Der 
Ausdruck „Monopolpreise"' wird aber auch von jedem 
das „justum pretium" übersteigenden Preisdiktate 
gebraucht, und zwar selbst dort, wo eine natür- 
liche Seltenheit der Produktionsmittel die Möglichkeit 
eines Missbrauches der wirtschaftlichen Macht ge- 
boten hat. 

Sozialpolitisch und vom Standpunkte des Altruismus 
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ist auch kein Unterschied zwischen dem Bodenwucher 
in den Grossstädten und einem Wucherkartell zu finden. 
Das einemal entstand die Seltenheit natürlich durch 
Verschiebung von Nachfrage und Angebot, das andere- 
mal künstlich; aber einen natürlichen Rechtstitel 
auf den Ertrag der Seltenheitswerte besitzen die 
Grundeigentümer ebensowenig wie die betreffenden 
Industriellen — und wenn es gesetzliche Regelung 
des Genusses von Seltenheitswerten gilt, so kann 
durch angemessene Steuer- und Handelspolitik nach 
beiden Richtungen die soziale Gerechtigkeit in gleichem 
Maisse verwirklicht werden. 

Man sieht, die Frage nach dem justum prctium 
birgt alle sozialen Probleme in sich. Durch Güter- 
austausch wird die Einkommens Verteilung mit- 
bestimmt. Die krampfhaften Bemühungen der bürger- 
lichen Nationalökonomen, die Ausbeutungstheorien der 
Arbeiterklassen zu widerlegen, haben mit Rücksicht 
auf die Einseitigkeit beider Parteien überhaupt zu einer 
Verdunkelung der Wert- und Preisgesetze geführt, zu 
deren Aufhellung in erster Reihe die von Karl Menger 
begründete sogenannte österreichische Schule berufen 
zu sein scheint. 

Diese verlegt den Wertbestimmungsgrund aus 
der Sphäre der Produktion in jene des Güteraus- 
tausches selbst — und es ergibt sich aus ihrer Lehre, 
dass die Produktionskosten nur einen höchst indirekten 
Einfluss auf die Preisbildung besitzen; dass der Preis 
der Ausdruck eines faktischen Machtverhältnisses ist 
♦und alle in demselben gelegenen Elemente, somit auch 
der Kapitalszins und Unternehmergewinn durch die 
relative Seltenheit der verkauften Güter mitbestimmt 
werden. Es gibt keinen arbeitslosen Ertrag, der nicht 

Dr. M/Kttinger, Die Regelung des Wettbewerbes. 10 
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einen Seltenheits- (Monopol-) Wert repräsentiert. 
Der höchste Aufwand von Produktionskosten gewähr- 
leistet keinen Reinertrag, wenn ein zu grosser Vorrat 
auf den Markt kommt, und umgekehrt. Im Rahmen 
dieser Lehre können sowohl die Ausbeutungstheorien 
als auch die Plaidoyers für die Berechtigung des 
arbeitslosen Einkommens behagliche Unterkunft finden, 
zumal es sich dabei nur um Einkommensverteilungs- 
Probleme handelt, die mit der exakten Wirtschafts- 
wissenschaft gar nichts zutun haben. Der Unter- 
nehmergewinn und der Kapitals z ins sind 
Monopolerträge, wie ich hier dartun will. Die 
Gesetzgebung und das Wirtschaftssystem bestimmen 
indirekt sogar den Grad der Seltenheit und den 
Anspruch auf den Bezug des aus derselben ent- 
springenden ^»Mehrwertes"; sie können einen Zustand 
schaffen, bei welchem jede Anhäufung von Produktiv- 
gütern (Kapital und Arbeit) durch Zerstörung wieder 
automatisch rückgängig gemacht wird (Entwertung von 
Fabriken), sobald die Gefahr einer Nivellierung des 
Seltenheitswertes (Kapitalszinses, Unternehmergewinnes, 
Grundrente) sich einstellt. Unser Wirtschaftssystem 
stellt eine solche automatische Einrichtung dar; aber 
ein besseres haben die durch dasselbe benach- 
teiligten Parteien bisher noch nicht gefunden, wenn 
man nicht den kommunistischen Staat als den voll- 
kommeneren anerkennen will. Es muss daher eine 
Entwickelung des Wirtschaftssystems aus sich heraus 
nach Möglichkeit gefördert werden. Die Darlegungen 
der Bodenreformer (siehe A. Pohlman, Kartellrundschau 
vom 30. April 1905), wonach nur speziell die Inbesitz- 
nahme des Bodens einen unberechtigten Seltenheits- 
wert und daher Bodenwucher ermöglichen, sind bloss 
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auf die mangelnde Einsicht in die Natur jedes arbeits* 
losen Ertrages zurückzuführen — und erscheint es ihnen 
ungerecht, dass eine Menge von Schürf rechten in 
Preussen erworben wurden, damit sie nicht aus- 
geübt werden, so mögen sie erwägen, dass es ohne 
relative Seltenheit weder eine Bodenrente noch einen 
Unternehmergewinn und Kapitalszins gibt, und dass 
unser ganzes Wirtschaftssystem auf dem Rentabili- 
tätsprinzip aufgebaut ist. Wenn Ludwig Eschwege 
«ine Agitationschrift „Zum Kampf um die deutschen 
Kohlenschätze" (Berlin, Verlag Bodenreform) schreibt, 
so könnte Kautsky ebensogut einen Aufruf „Zum 
Kampfe um den vollen Ertrag der Arbeit bei beliebig 
vermehrbaren Gütern" lancieren, was eben nur bei 
Schaffung eines Wirtschaftssystems einen Sinn haben 
könnte, wo ohne Rentabilitätsprinzip alle Energien 
zur Oesamtwohlfahrt ausgelöst und die Selbstverant- 
wortung des einzelnen, deren Wichtigkeit Professor 
Philippovich in seiner Inaugurationsrede vom 16. Ok- 
tober 1905 so anschaulich dargelegt hat, nicht ausge- 
schaltet würde. 

Im übrigen erteilen die Biologen (siehe „Die not- 
wendige Entwickelung der Industrie zum Trust", von 
Dr. Ernst Haimening, Archiv für Rassen- und Gesell- 
schaftsbiologie, Jahrgang 1904, 2. Heft, Berlin, Verlag 
der Archivgesellschaft) die Beruhigung, dass die In- 
dustrie auf Grund des Ausleseprozesses ohnehin zum 
Truste sich entwickeln müsse, so dass die Boden- 
reformer eine sichtbare Analogie zwischen dem künst- 
lichen Seltenheitswerte beim Boden- und Warenwucher 
finden werden und eine differenzielle Behandlung dann 
sicherlich perhorreszieren müssen. Zum Verständnisse 
der von mir angedeuteten Monopolisierungstendenz 

10* 
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sei hier eine von mir anderweitig und in einem 
anderen Zusammenhange gegebene Darstellung der 
Austauschgesetze reproduziert. 

„Wert ist die Bedeutung, welche ein Gut für 
unsere Wohlfahrt dadurch besitzt» dass wir von 
der Verführung über dasselbe in der Befriedigung 
eines Bedürfnisses abhängig sind."" 

Die Güter haben für uns gemäss der Lehre der 
Nutzungstheoretiker Wert wegen und nach Mass- 
gabe ihrer Nützlichkeit, das heisst ihrer Fähigkeit, 
unsere Wohlfahrt zu vermehren oder deren Vermin- 
derung zu verhüten, also einen gewissen seelischen 
Befriedigungszustand zu erhalten. 

Diese Nützlichkeit hat hier aber im Sinne der 
Wertdefinition eine ganz eigentümliche Bedeutung. Sie 
kann darin bestehen, dass uns der Besitz der Güter 
eine sonst auf deren Beschaffung zu verwendende 
Arbeit erspart, die wir nunmehr nicht leisten 
müssen. 

In diesem Falle entspricht sie der Grösse des 
ersparten Arbeitsleides, welches sozusagen die Queck- 
silbersäule in einem seelischen Befriedigungsthermo- 
meter gesenkt hätte.*) 

Wenn ich im Urwalde kein gefälltes Holz besitze^ 
und nun jemand Holz für mich fällt, so bestimmt 
sich die Wohlfahrtssteigerung nicht nach der Dring- 
lichkeit meines Wärmebedürfnisses, sondern nach der- 



*) üeber Orenznutztheorie schrieben : Gossen (Entwicice- 
lung der Gesetze des menschlichen Verlcehrs u. s. f. 1859), 
Menger (Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1871), Walras 
(Elements d'Economie politique, 2. Aufl. 18S9), J e v o n s (Theory 
of Politikal Economy, 2. Aufl. 1879). Wieser (Ueber den Ur- 
sprung und die Hauptgesetze des wirtschaftlichen Wertes, 1884)». 
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jenigen meines Ruhebedürfnisses, welches sonst unbe- 
friedigt geblieben wäre, da mein Wohlfahrtszuwachs 
eben nur darin besteht, dass ich jetzt der Müsse 
pflegen kann. 

Die Nützlichkeit kann ferner darin bestehen, dass 
die sonst auf Beschaffung des betreffenden Gutes zu 
verwenden gewesene Arbeit nunmehr auf Beschaffung 
eines andern Gutes verwendet werden kann, und ihre 
Grösse entspricht der durch dieses andere Gut bewirkten 
Steigerung des Wohlbefindens. 

Diese Steigerung muss mindestens das Arbeitsleid 
aufwiegen, das heisst, so grosse Befriedigung bewirken, 
als die Unterlassung der Beschaffungsarbeit bewirken 
würde, da sonst das betreffende Gut eben nicht 
beschafft würde. Die Steigerung kann natürlich auch 
grösser sein. 

Wenn ich in dem soeben angeführten Beispiele 
die gewonnene Zeit mit Rücksicht auf meine Bedürfnisse 
dafür verwende, mir Garn zu spinnen, wird der 

Bawerk (Kapital und Kapitalszins, 1884 und 1889, Der letzte 
Maasstab des Güterwertes Zeitschr. f. Volksw., Sozialp. und 
Vcrw. 3. Bd., 2. Heft], Edgcworth (Economic Journal, Juni 
1892, p. 328 ff.), Marshall (Prfnciples of economics, 1890 
Elements of Economics, 1892 j, Macvane (Marginal Utility and 
Value, Quarterly Journal of Economics, April 1893), Achllle 
Loria (Studii sul valore della moncta, 1891), Smar (Introduc- 
tion to the theory of value, 1891), Dietzel (Die klassische 
Werttheorie und die Theorie vom Grenznutzen, Conrad's Jahrb. 
f. Nat. u. Stat., N. F. Bd. XX, S. 561 ff.). Clark, (Ultimate 
Standard of value, Yale Revievi', November 1892), Scharling 
(Werttheorien und Wertgesetze, Conrads Jahrbücher f. Nat. u. 
Stat. N. F. Bd XX, S. 417 ff.). Zuckerkandel (Zur Theorie 
des Preises, Leipzig 1889) Patten (Die Bedeutung der Lehre 
vom Grenznutzen, Conrad's Jahrb. f. S. u. Stat., III. F. Bd. II, 
S. 481 ff.). 
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Wohlfahrtszuwachs von dem sonst unbefriedigt blei- 
benden Bedürfnisse nach Oarn bestimmt. Die Nutz- 
wirkung des Garnes muss das Arbeitsleid, beziehungs- 
weise den Oenuss der Arbeitsruhe mindestens aufwiegen, 
damit ich mich überhaupt veranlasst fühlen könne» 
Garn zu spinnen. 

Die Nützlichkeit kann drittens darin bestehen, 
dass der Verzicht auf den Genuss eines andern 
Gutes B erspart wird, das sonst zur Beschaffung des 
jetzt in Frage stehenden Gutes A hätte hingegeben 
werden müssen, also in Verhütung eines Entbehrungs- 
leides. Die Grösse des Wertes entspricht der Befriedigung 
aus dem Genüsse des Gutes B. 

Wenn ich bloss ein leicht entbehrliches Kleidungs- 
stück und kein Brot besitze und wenn mir nun jemand 
das nötige Quantum Brot schenkt, so dass ich das 
Kleidungsstück nicht gegen Brot umtauschen muss, 
so bestimmt sich der Nutzen des letzteren nach dem 
Wohlfahrtszuwachs aus der nun möglich werdenden 
Befriedigung des Kleidungsbedürlnisses. 

Die Nützlichkeit kann viertens darin bestehen, 
dass der Besitzer des Gutes A nunmehr das Gut B 
zur Erwerbung des Gutes C verwenden kann und die 
Grösse entspricht der durch das Gut C bewirkten 
Steigerung des Wohlbefindens. Diese Steigerung muss 
mindestens den Verzicht auf den Genuss des Gutes B 
aufwiegen, das heisst so grosse Befriedigung verschaffen, 
als der Genuss des Gutes B verschafft hätte. 

Wenn ich gar kein Brot hätte und es erst gegen 
mein entbehrliches Kleidungsstück ertauschen müsste 
und nun jemand mir das nötige Brotquantum schenkt, 
so dass ich das Kleidungsstück gegen eine Wohnungs- 
überlassung eintauschen kann, so bestimmt sich der 
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Wohlfahrtszuwachs nicht nach der physischen Nützlich- 
keit des Brotes, sondern nach derjenigen des sonst 
unbefriedigt bleibenden Wohnungsbedürfnisses. 

Die Nützlichkeit kann endlich genau durch den 
Wohlfahrtszuwachs aus dem Genüsse des betreffenden 
Güterquantums bestimmt werden, und zwar in dem 
Falle, als ich schon mit einer bestimmten Menge der 
betreffenden Güterart versehen bin, gemäss dem 
Wohlfahrtszuwachse aus dem Genüsse des neu hinzu- 
gekommenen Quantums nach erfolgter Sättigung mit 
dem bereits besessenen Quantum. 

Wenn wir 9 Pfund Brot bereits besitzen und nun 
noch ein zehntes Pfund hinzubekommen, dürfen wir 
nicht räsonieren: „Falls wir gar kein Brot hätten, 
wäre unser Wohlfahrtszustand um x- Grade tiefer als 
in dem Falle, dass wir dieses Pfund besitzen" ; sondern 
wir müssen sagen : „Wenn wir zu dem vorhandenen 
Quantum noch diese Einheit hinzufügen, so wird ein 
sonst unbefriedigt gebliebenes Brotbedürfnis befriedigt, 
welches nach der Befriedigung mit dem vorhandenen 
Quantum noch erübrigt." 

Nur in dem seltenen Falle, da es sich um den 
Erwerb oder Besitz eines sonst unbeschaffbaren ersten 
Quantums handelt, das der Schätzende ökonomischer- 
weise konsumieren und nicht gegen ein anderes Gut 
eintauschen darf, ist die Nützlichkeit von der 
physikalischen Nutzwirkung des Gutes 
selbst bestimmt. 

Man sieht : der subjektive Wert für ein erwerbendes 
Individuum wird nicht durch den Wohlfahrtszuwachs 
bestimmt, welchen die natürlich physikalische Nützlich- 
keit des betreffenden Gutes bewirkt, sondern durch 
den Wohlfahrtszuwachs, welcher gerade nur durch 
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den Besitz des Gutes bedingt wird und den wir 
ohne diesen Besitz entbehren müssten (Smart „ Introduction 
to the Theory of Value", Philippovich, Orundriss der 
Oekonomie, § 80 ff.)*). 

Man sieht ferner, dass ich ein Gut B gegen das 
Out A im Tauschwege nur erstehen werde, wenn mir 
ersteres mindestens einen solchen Wohlfahrtszuwachs 
verschafft wie das Out A; dass ich aber in der Regel 
nur tauschen werde, wenn mir das Out B einen 
grösseren Wohlfahrtszuwachs verschafft als mir A 
bewirkt hstte. 

Der wirtschaftende Mensch trachtet, bei der 
Hingabe von Gütern oder Aufwendung von Arbeit 
durch den Verzicht auf einen möglichst kleinen 
Nutzen — einen möglichst grossen zu erlangen 
oder technisch ausgedrückt : mit einem Kostenminimum 
ein Nutzenmaximum zu erzielen. 

Er teilt daher alle seine Bedürfnisse nach einer 
bestimmten subjektiven Skala in drin- 
gendere und minder dringende ein (etwa 
in der Reihenfolge: Brot, Kleider, Wohnung, Bildung, 
Luxus u. s. w.); das Bedürfnis nach der einzelnen 
Güterart stuft er wieder nach den Sättigungs- 
graden (etwa die ersten zwei Quanten Brot, dann 
ein Quantum Kleider, dann ein Quantum Wohnung, 
dann ein Mass von Unterricht u. s. w.) ab. 

Beim Austausche der in seinem Besitze befind- 
lichen Güter und Arbeitskraft gegen andere Güter 
wird er für unmittelbareVerbrauchszwccke 
desto weniger hinzugeben bereit sein, je minder 

*) Ich halte deshalb den Ausdruck „Grenznutzen* oder 
,,Nutzen" für irreführend und würde an dessen Stelle „Wohlfahrts- 
zuwachs'* und „Wohlfahrtswirkung" setzen. 
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wichtig das zu erlangende andere Gut für ihn ist und 
je mehr er bereits mit der betreffenden anderen Güterart 
gesättigt ist. Er lässt sich bei allen Tauschakten aus- 
schliesslich von dem subjektiven Werte der beiden 
gegeneinander eingetauschten Güter für ihn selbst 
bestimmen, und wenn er nach dem Marktpreise (dem 
sogenannten objektiven Werte oder Verkehrswerte*) 
von dem Gute A mehr für eine Quantitätseinheit des 
Gutes B hingeben müsste, als ihm seine subjektive 
Wertschätzung diktiert, so würde er eben nicht tauschen, 
respektive kaufen. 

Der subjektive Wert des ertauschten Gutes B 
muss für ihn grösser sein als der subjektive Wert des 
hingegebenen Gutes A, gleichgiltig, ob der Wohlfahrts- 
zuwachs aus dem unmittelbaren Genüsse des Gutes B 
oder aus dem Genüsse eines mittelst B zu ertauschenden 

*) Der objektive Wert ist gar kein Wert, sondern ein 
blosses Zahlenverliäitnis. Er drückt fast für keinen Mensciien ein 
Wohifatirts- oder Nützlichkeitsverhältnis aus. Er ist auch nicht 
einmal annähernd ein Wertverhältnis für irg^endein Individuum 
oder die Gesamtheit ; denn nur die Befriedigungszustände 
desselben Schätzenden oder vieler Schätzender mit annähernd 
gleichen Bedürfnissen und gleicher Kaufkraft lassen sich 
gegeneinander abwägen und sind kommensurabel, während der 
sogenannte Verkehrswert ein von den Schätzungen vieler ver- 
schiedener Individuen geschaffenes Grössenverhältnis darstellt. 
Man könnte also höchstens von einem Gebrauch swert- 
verhäitnisse, das heisst einem Verhältnisse zweier subjektiver 
Werte für dieselbe Person oder für die ideell als Einheit gedachte 
Gesamtheit gleich veranlagter Individuen sprechen, und ein 
solches Gebrauchswertverhältnis könnte man einen natür- 
lichen Tauschwert nennen. Auch sollte nur ein Grössenausdruck 
»Tauschwert" genannt werden, welcher geeignet ist. eine Richt- 
schnur für die wirtschaftliche Verwendung der Individual- und 
üesellschaftskräfte abzugeben, indem er über Verhältnis von 
Bedarf, notwendigem Opfer und Vorrat Aufklärung gibt. 
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dritten Genusses C für ihn sich ergeben soll (subjek- 
tiver Verkehrswert). 

Er wird aber auf keinen Fall auch mehr von dem 
Oute A für eine Quantitätseinheit des Gutes B hingeben^ 
als er nach Massgabe des Angebotes und der Position 
der Anbietenden leisten m u s s, getreu dem Prinzipe 
des „Kostenminimums und Nutzenmaximums % also 
auch wann er längst beim Tausche seinen Vorteil 
findet, wird er noch nach Möglichkeit von der Not- 
lage desjenigen Gewinn zu ziehen 
suchen, der auf ihn bezüglich des Gutes A angewiesen 
ist, und zwar desto mehr, je kleineren subjektiven 
Wert das zu ertauschende Gut B und je grösseren 
subjektiven Wert das ihm hinzugebende Gut A für 
den Notleidenden hat. Ich kann hier die 



Wie Werner Sombart (cit. Bd. II., S. 69) ausführt, ent- 
spricht dem extremen Rationalismus in der genauen Kalkulation 
der Produktionskosten die absoUite objektive Irrationalität in 
der Preisbildung, die durch Auf- und Abwärtsbewegung der 
Konjunktur sowie durch den unausgesetzten Wechsel der 
Preishöhe jeder Uebersehbarkeit und Vorausbestimmbarkeit 
verlustig geht, so das« als Gegenpol der Kalkulation die Spekulation 
wirksam wird (cit. von Dr S. Tschierschky, Kartell und Trust» 
Göttingen 1903, S. 25). 

Der heute sogenannte objektive Wert oder Tauschwert 
drückt weder ein Verhältnis zweier Werte für einen 
Schätzenden aus, noch klärt er über Bedarf und Vorrat auf. 
Jeder richtet sich bei einem Tausche bloss nach dem Prinzip, 
dass er nicht mehr geben darf als er muss (technisch 
notwendiges Beschaffungsopfer) und als er ökonomisch, das 
heisst mit Rücksicht auf den Wohlfahrtszuwachs aufwenden 
kann (ökonomische Aufwendbarkeit oder ökonomisch notwendiges 
ßeschaffungsopfer). 

Muss er bloss weniger aufwenden, als er wirtschaftlich 
kann, so wird er bloss das Wenigere aufwenden und weniger 
persönliche Wohlfahrt hingeben, als er erhält. 
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Theorie des Verkehrswertes oder Marktpreises nicht 
ganz entwickeln und verweise auf die lichtvollen 
Darstellungen Prof. M e n g e r s (Grundsätze der 
Volkswirtschaftslehre) und das oben zitierte Werk 
B ö h m - B awerks.*) 

Bei anarchischem Marl<te ist das notwendige Beschaffungs- 
opfer nie von derjenig^en Grösse, als es vom g^esellschaftlichen 
Standpunkte und insbesondere bei Einheitlichkeit des Absatzes 
in weiter unten zu erörterndem Sinne sein würde ; es ergibt 
sich also nicht der gesellschaftliche und natürliche 
Tauschwert, welcher doch mindestens annähernd das 
durchschnittliche Wichtigkeitsverhältnis der Güter für die Wohl- 
fahrt der Tauschenden ausdrücken und uns eine Norm für die 
wirtschaftliche Verwendung unserer Kräfte abgeben sollte, wo 
also jeder nur dasjenige Opfer beim Tausch aufzuwenden hätte, 
welches er wirklich gesellschaftlich und nicht bloss zufällig 
in dem betreffenden Momente aufwenden muss. Man sollte 
also heute bloss von „Preisen" sprechen, die sich nach Willkür 
von der Gesetzgebung und mächtigen Wirtschaftsgruppen beein- 
flussen lassen. 

Es ist mit dieser Anmerkung auch der Einwand Knut 
Wickseils (Über Wert, •Kapital und Rente, S. 17 u. ff.) gegen 
die von Marx aufgestellte Behauptung von der Inkommensurabilität 
der auf dem heutigen Markte ausgetauschten Gebrauchswerte 
widerlegt. 

*) B a w e r k und W i e s e r (Natürlicher Wert und 
Ursprung des Weites) stellen in wenig gründlicher Weise den 
objektiven Wert oder eigentlich „Preis* als den natürlichen 
(Gesellschafts-) Wert hin, welcher sich angeblich auch in 
einem sozialistischen Staate mit planmässiger Produktion und 
Konsumtion ergeben würde, während sie in Wahrheit bloss die 
Gesetze des anarchischen Tauschsystems gefunden haben. Bei 
gleicher Kaufkraft und Bildung aller wirtschaftenden Individuen, 
sowie bei planmässiger Produktion müsste der Marktpreis 
anders ausfallen als heute und mehr dem natürlichen Werte 
entsprechen. (Siehe meinen „Einfluss der Goldwährung auf das 
Einkommen der Bevölkerungsklassen und des Staates"*, Wien 
1892, über gesellschaftlichen Tauschwert, S. 114) Gebrauchswert 



- 15H — 

Hier hebe ich nur hervor, dass der Produzent 
eines beh'ebig vermehrbaren Gutes (z. B. Bier) nach 
dem Prinzipe des „Nutzenmaximums" und „Kosten- 
minimums" auf zwei Dinge bedacht sein muss : 
Erstens auf das Quantum des zu ertauschenden 
Gutes „Gold", welches sich im Besitze der künftigen 
Abnehmer seines Gutes „Bier* befindet, da diese desto 
mehr vom Gute „Gold" abgeben werden, je mehr 
sie davon besitzen; technisch ausgedrückt auf die 
Kaufkraft seiner Abnehmer ; zweitens auf das 
Quantum des zu erzeugenden Gutes „Bier", da er 
von der Absicht sich leiten lässt, das ganze erzeugte 
Quantum zu gleichem Preise abzusetzen, und das 
ganze Quantum*) nur abgesetzt werden kann, wenn 
das letzte verkaufte Teilquantum den Abnehmern 
mit Rücksicht auf den in „Gold" festgesetzten Preis 
und die Dringlichkeit des zum Teile bereits befriedigten 
Bedürfnisses noch einen, den Preis aufwiegenden 
Wohlfahrtszuwachs beim Tausche bringt. 

Die Produzenten dürfen bei bestimmten Produk- 
tionskosten nur so viel erzeugen, dass das letzte von 
der kaufschwächsten oder konsum u n lustigsten Abneh- 
merschichte zu kaufende Teilquantum die Produktions- 
kosten noch decke, wenn sie das ganze erzeugte 
Quantum ohne Verlust absetzen wollen. 

Nach den hier entwickelten Tauschgesetzen wäre 
also die Aufgabe einer wirtschaftlich organisierten 



] 



ist daselbst in der einen allein richtigen von den mehreren 
Bedeutung^en g'ebraucht, die ihm Smith beigelegt hat, nämlich 
in der Bedeutung eines individuellen Wohlfahrtszuwachscs für 
den Schätzenden, nicht aber einer physikalischen Nulzwirkung. 

*) W a I r a s, Theorie mathematiquc de la Richesse 
sociale, IV. Caput. 
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Produktion eine sehr einfache, und zwar so wie sie 
Gossen wünschte. Mit Rücksicht auf die natürliche 
Unendlichkeit der menschlichen Bedürfnisse (M a r- 
shall, „Economics of Industry" Chapter 111, § 4) 
würde es immer Verwendung für vorhandene Arbeits- 
kräfte geben. 

Nach Befriedigung der dringendsten Bedürfnisse 
wäre die unendliche Reihe von Luxusbedürfnissen 
ausgiebigst noch zu befriedigen. 

Wenn in den wichtigeren Industrien so viel 
Arbeitskraft verwendet würde, dass das letzte Quantum 
von der kaufschwächsten und kauf u n lustigsten Schichte 
noch gerade die Kosten erlöst, so wäre dann die 
Arbeitskraft für minder wichtige Bedürfnisse zu ver- 
wenden; für den Fall, dass natürliche Kräfte eine 
plötzliche Verschiebung des Verhältnisses zwischen 
kaufkräftigem Bedarf und Vorrat gewisser Güter hervor- 
rufen, wäre durch eine Erleichterung des Ueberganges 
der Arbeiter von einem Berufe zum andern (etwa 
mittelst der von Fourier vorgeschlagenen Erlernung 
mehrerer Gewerbe) zu sorgen, und im heutigen 
Wirtschaftssysteme wäre die Arbeitslosigkeit schon 
dadurch zu einem grossen Teile zu verhindern, dass 
für einen vollständigen Verbrauch der jeweils erzeugten 
Produkte durch Erhöhung der Arbeitslöhne gesorgt 
würde (etwa nach dem Vorschlage „Rodbertus" durch 
eine aliquote Beteiligung am Ertrage). 

Es gibt aber in der modernen Produktion einen 
organischen Fehler, welcher bisher in der Literatur 
ganz unbeachtet geblieben ist: den fallenden 
Bedürfnisgraden bei der Konsumtion ent- 
spricht in der modernen Grossproduktion 
eine mehr oder weniger parallel fallende 
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Skala der Produktionskosten. Der Preis ist 
jedoch für alle Produktionsquanten mehr wenig^er 
und innerhalb ziemlich weiter Fehlergrenzen ein ein- 
heitlicher. 

Ich will diese Tatsache durch nachstehende 
Ausführungen demonstrieren : 

Es ist zunächst festzuhalten, dass der Wert eines 
Gutes verschieden ist vom Standpunkte der Gesamt- 
wirtschaft in der menschlichen Gesellschaft und vom 
Standpunkte des einzelnen wirtschaftenden Individuums ; 
denn der Wert eines Gutes hängt von der Intensität 
des noch zu befriedigenden Bedürfnisgrades, von der 
Kaufkraft des Schätzenden und von der Grösse des 
zur Beschaffung notwendigen Opfers ab. Dasselbe 
Gut hat daher zumeist einen ganz anderen 
„natürlichen" oder „gesellschaftlichen 
Wert" und einen ganz andern «objektiven 
Tauschwert" oder „Preis" für das einzelne 
Individuum. 

Der Preis, den wir für ein Gut bezahlen, wird 
nicht durch die Produktionskosten bestimmt, sondern 
vielmehr durch die Intensität der noch nicht befriedigten 
ßedürfnisgrade, die Kaufkraft des Konsumenten sowie 
die Menge der für die bezügliche Konsumtionsperiode 
vorhandenen und notwendigerweise zu verzehrenden 
Güterart; es ist bloss ein wirtschaftliches, 
schwer realisierbares Bestreben, diese 
Menge nicht so weit zu vermehren, dass 
der Preis unter die Selbstkosten fällt. 

Mit Rücksicht auf die Entwicklung des Verkehres 
gibt es für den Bedarf innerhalb gewisser Grenzen nur 
einen einheitlichen Markt, so dass das gleiche 
Quantum einer gleich qualifizierten Güter- 
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art im grossen und ganzen den gleichen 
Preis bedingt, und zwar ohne Rücksicht darauf, 
ob es in der Erzeugung die gleichen Kosten bedingt. 
Das letzte Produktionsquantum einer Fabrik, welches 
ja keine besonderen Generalspesen bedingt, erzielt 
den gleichen Preis wie das erste Quantum. 

Wenn eine Industrie daher ohne Verlust arbeiten 
und ihren ganzen Vorrat innerhalb einer notwendigen*) 
Konsumtionsperiode zum Konsum bringen soll, muss 
das letzte Quantum noch einen solch intensiven Be- 
dürfnisgrad zu befriedigen haben und daher einen 
solchenPreis bedingen, dass zum mindesten 
die Selbstkosten gedeckt sind. Die Produk- 
tionskosten bewegen sich in der eigen-t liehen 
Gross industrie ebenso wie die Bedürfnisgrade 
des Konsumenten in einer fallenden Skala; der Preis 
jedoch ist stets ein einheitlicher. 

In einer kommunistischen Gebrauchswirtschaft wird 
der letzte Bedürfnisgrad z. B. nach Bier ökonomisch 
noch befriedigt werden können, weil ihm kleinere Pro- 
duktionskosten des letzten Quantums der Erzeugung 
entsprechen ; nicht so jedoch in der Tauschwirtschaft. 
In dieser mag der Produzent schon hinge mit Verlust 
arbeiten, um nur in Erwartung besserer Zeiten seinen 
Betrieb nicht aufzulassen und sein in denselben in- 
vestiertes Kapital nicht zu entwerten — und dennoch 
mag es' mit Rücksicht auf den Durchschnittspreis für 
den Konsumenten noch nicht ökonomisch sein, sein 



*) Was eine notwendige Konsumtionsperiode darstellt, 
hängt nicht bloss von den physikalischen Eigenschaften des 
Gutes (Verderb, Entwertung), sondern auch von äusserlichen 
Umständen wie Mode, Kapitaiszinsenverlust, Mangel des nötigen 
Betriebskapitals, welcher Notverkäufe veranlasst, u. dgl. ab. 
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Bedürfnis voll zu befriedigen; ja immer wieder werden 
ungeheuere Kapitalien infolge planloser 
Investition in die bezüglichen Produktionen durch 
Preisdruck entwertet — und doch mag noch nicht die 
vollständige Befriedigung ökonomisch sein. Dies möge 
durch folgendes Beispiel illustriert werden: 

Nehmen wir an, dass zur Deckung des gesamten 
natüriichen Bedarfes an Bier für eine kleine Volks- 
wirtschaft fünf technisch vollkommen eingerichtete 
Brauereien erforderiich wären, von denen jede 100.000 
Hektoliter in einer Produktions-, resp. Reproduktions- 
periode herstellen kann, und ferner, dass jede die 
ersten 20.000 Hektoliter mit einem Kostenaufwande von 
5 K per +1ektoliter, die zweiten 20.000 Hektoliter mit 
4 K, die dritten mit 3 K, die vierten mit 2 K, die 
fünften mit 1 Krone herzustellen vermag, und zwar 
weil die Erzeugung der ersten 20.000 Hektoliter von 
der Aufwendung einer Summe von Opfern bedingt ist, 
welche für die zweiten 20.000 Hektoliter nicht er- 
forderlich sind, die zur Aufwendung der zweiten 20.000 
Hektoliter Opfer erfordert, welche für die dritten 20.000 
Hektoliter nicht aufgewendet werden müssen u. s. w. 
u. s. w. 

Nehmen wir ferner an, dass jede von den 100.000 
Familien des betreffenden Ländchens während der Pro 
duktionsperiode 5 Hektoliter Bier verbrauchen könnte 
und teilen wir diese Bedürfnisart in fünf Intensitäts- 
grade, deren erstem ein Preis von 5 K, deren zweitem 
ein Preis von 4 K, deren drittem ein Preis von 3 K 
u. s. w. vollkommen entspricht, und zwar so, dass 
jeder Bedürfnisgrad aller Volksgenossen zusammen 
durch 100.000 Hektoliter zu befriedigen ist. 

Denken wir weiter, die Kapitalisten verzichten auf 
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jeden Zins und Unternehmergewinn sowohl in dieser, 
als auch in den anderen Produktionen und dass endlich 
alle Arbeitskräfte gleichmässig in die Berufe einge- 
teilt sind. 

Ich behaupte : Bei der nächsten Produk- 
tionsperiode muss ein Teil der Arbeiter 
entlassen werden, wenn die Brauereien 
ohne Verluste arbeiten sollen; dass der für 
einen Augenblick ideell gedachte Gleichgewichtszustand 
zwischen vorhandenen Arbeitskräften und Produktion 
bei der nächsten Reproduktionsperiode einer Ein- 
schränkung der Erzeugung und Brachlegung von 
Arbeitskraft Platz machen muss. 

Das gesamte Quantum Bier kann nämlich nur zu 
einem einzigen Einheitspreise abgesetzt werden, und 
jede Familie kauft ihren Bedarf während einer Pro- 
duktionsperiode nur in Teilquantitäten, ist aber nicht 
gezwungen, einheitlich und untrennbar den ganzen 
Bedarf von 5 Hektolitern zu einem Durchschnittspreise 
oder die einzelnen Bedürfnisgrade zu einem der Intensität 
entsprechenden Preise zu decken ; sie kauft alles zu 
einem Preise, der dem letzten Intensitätsgrade entspricht. 

Die Brauer erhalten 5 K für je 5 Hektoliter, 
während ihre Kosten 15K (5 +4 + 3+2 + 1) betrugen. 

Der Einheitlichkeit der Produktion 
entspricht nicht die Einheitlichkeit des 
Absatzes; in der Produktion ist die Erzeugung der 
ersten Quanten mit höheren Kosten die Voraussetzung 
der Erzeugung weiterer Quanten mit den billigeren 
Kosten; in dem Absätze ist der Verkauf der ersten 
Quanten zu höherem Preise nicht die Voraussetzung 
eines Verkaufes weiterer Quanten zu tieferem Preise, 
sondern alles wird nach dem für das letzte Quantum 

Dr. AT. Etlinecr, Die Regelung des Wettbewerbes. 11 
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erreichbaren Preise verkauft, und deshalb darf 
nicht so viel erzeugt werden, als der 
natürliche Bedarf erfordert, die Arbeitskräfte 
und die Arbeitslöhne sowie der Grundsatz der Wirt- 
schaftlichkeit an sich gestatten; es kann nicht der 
natürliche, gesellschaftlich notwendige und zulässige 
Arbeitsaufwand gemacht werden, weil nicht der natür- 
liche gesellschaftliche Tauschwert die Produktion 
bestimmt, das heisst nicht der Nutzen des gesamten 
benötigten und nach dem Prinzipe der Wirtschaftlichkeit 
an sich zulässigerweise herstellbaren Quantums; des- 
halb muss es einerseits feiernde Arme, 
anderseits darbende Menschen geben. 

Die fünf Brauereien zusammen dürfen nur den 
natürlichen Bedarf für den ersten Bedürfnisgrad mit der 
ersten Stufe der Produktionskostenskala von 5 K per 
Hektoliter, also höchstens jede 20.000 Hektoliter und 
nicht 100.000 Hektoliter erzeugen ; wenn sie aber jede 
40.000 Hektoliter mit den zwei ersten Stufen der Pro- 
duktionskostenskala erzeugen würden, bekämen sie für 
je 2 Hektoliter per Familie 8 K, während ihre Kosten 
9 K betragen würden. 

Es wird sich indes eine Konkurrenz der Brauereien 
untereinander für einige Zeit einstellen, bis eine 
solche Anzahl derselben zugrunde geht, 
dass die übrigen ohne Verlust oder mit 
Gewinn produzieren können Wenn nur mehr 
drei geblieben sein werden, die zusammen 300.000 
Hektoliter erzeugen können, so wird bloss für die drei 
ersten natürlichen Bedürfnisgrade aller Familien gesorgt 
sein und der Durchschnittspreis per Hektoliter wird 
3 K, für 3 Hektoliter zusammen 9 K betragen. Die 
Brauereien erzeugen jedoch nunmehr mit der ganzen 
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Produktionskostenskala von 5 K bis 1 K herab, also 
durchschnittlich ä 3 K per Hektoliter 

— ' — —r-^ — - — -= 3 per Hektoliter 
o 

und erleiden keinen Verlust. 

Da auf die Dauer alle Brauereien nicht unter 
den Selbstkosten und ohne Unternehmergewinn pro- 
duzieren können , so muss wirtschaftsgesetz- 
lich die eine oder die andere zugrunde gehen und 
der Preis hinaufgesetzt werden. Ein Kartell wie etwa 
jenes der nordamerikanischen Whiskey- und Zucker- 
produzenten, welches diesem Prozesse menschen- 
freundlich vorgreift und zunächst eine gleichmässige 
Produktionseinschränkung, dann eine Stilllegung ein- 
zelner Betriebe gegen Entschädigung vereinbart, 
bewirkt keine Preisverteuerung, die nicht ohnehin ein- 
treten musste. Die Ansicht Professor Elys (cit. S. 141 
ff.), dass die Monopolisierungstendenz keinem inhä- 
renten Wirtschaftsgesetze entspreche, kann ich daher 
nicht teilen, insoweit es sich um die Grossindustrie 
handelt. 

Sollen die erwähnten Brauereien insbesondere 
noch Zins und Unternehmergewinn erzielen, so muss 
mindestens noch eine unter ihnen zugrunde gehen, 
damit die restlichen zwei mit der ganzen Produktions- 
skala zusammen 200.000 Hektoliter für die ersten zwei 
Bedürfnisgrade produzieren. Der Preis wäre 8 K für 
2 Hektoliter pro Familie, während die Erzeugungs- 
kosten für 2 Hektoliter bloss 6 K betragen würden. 
Der Reingewinn würde gleich 257o vom Umsätze 
betragen, obgleich die Unternehmer schon bei 57o-igem 
Reingewinne die Produktion aufrechterhalten hätten. 
Der Reingewinn wird eben nicht von der Willkür 

11* 
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der Unternehmer, sondern von der Produktions- 
stufenleiter und der Technik bestimmt. Es 
kann nicht ein Teil der dritten Fabrik, sondern diese 
ganze Fabrik auf einmal zugrundegehen, so dass deren 
ganzes Produktionsquantum verschwindet und das 
restliche Quantum einen höheren Gewinn bei höheren 
Preisen erzielen kann. 

Es werden also alle Arme feiern müssen, die zur 
Deckung der letzten drei Bedürfnisgrade nach gesell- 
schaftlichem Bedarfe und „gesellschaftlich notwendiger 
Arbeit" an sich zur Produktion hätten herangezogen 
werden sollen. Vom Gesichtspunkte der Gesamt- 
wirtschaft müssten also alle Produkte nur von einem 
einzigen Produzenten ohne Gewinn erzeugt und nur 
einheitlich für den ganzen Bedarf einer jeden Familie 
während einer Produktionsperiode verkauft werden, 
wenn es eine wechselseitige Beziehung zwischen 
natürlichem Bedarfe und vorhandener Arbeitskraft 
geben soll. Wenn eine Familie nämlich nur die ganzen 
5 Hektoliter um den Preis von 15 K, also durchschnittlich 
ä 3 K oder weniger Hektoliter bloss zu entsprechend 
höherem Preise hätte kaufen können, würde sie eben 
die ganzen 5 Hektoliter kaufen und ökonomischerweise 
konsumieren können Es müsste dabei von dem einheit- 
lichen Produzenten gesorgt sein, dass die Familie mit 
dem Biere keinen Privathandel treibe und nicht zum 
Durchschnittspreise an andere Konsumenten verkaufe. 
Würde sie ihren Bedarf in Teilquantitäten ä 1 Hektoliter 
während der Produktionsperiode decken, so müsste 
ihr, entsprechend den Kosten, für den ersten Hektoliter 
5 K, für den zweiten Hektoliter 4 K u. s. w. diktiert 
werden können: denn wenn ihr schon die ersten 
3 Hektoliter zum Durchschnittspreise von 3 K über- 
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lassen würden, wäre es für sie nicht öiconomisch, 
auch noch einen 4. und 5. Hektoh'ter ä 3 K zu kaufen, 
da diesen Intensitäten nur der Preis von 2 K respektive 
1 K entspricht und wirtschaftiicherweise bei jedem 
Tausche ein Wohlfahrtszuwachs sich ergeben muss. 
Der Vernichtungskampf wird sich wirtschaftsgesetzlich 
schon deshalb bis zur Herstellung eines Reinertrages 
fortsetzen, weil das fixe Kapital der Brauereien ohne 
möglichst vollständigen Betrieb derselben entwertet 
würde und es ohne Organisation ökonomisch nur 
eine Raison gibt : den Kampf auf Tod und Leben. 
(Siehe diesbezüglich Dr. S. Tschierschky cit. S. 31.) 

Wo die grosskapitalistische Produktion auf hoher 
Stufenleiter wirksam wird, dort muss sich auch ohne 
Kartell der Konzentrationsprozess etablieren. Rocke- 
feller hatte ohne Kartell seine Konkurrenten mit Hilfe 
der geheiligten Mittel der freien Konkurrenz fast zu- 
grunde gerichtet und binnen sieben Jahren ein Ver- 
mögen von»fast 350 Millionen Francs erworben, als er 
die letzten Ueberlebenden in die Arche der Standard 
Oil im Jahre 1882 aufnahm. Seine Kampfmittel waren 
in erster Reihe Unterbietungen auf Grund verbilligter 
Produktionskosten (Frachten, Röhrenleitungen, Tank- 
wag^en, Tankschiffe, Abladevorrichtungen im grossen 
Stile). Die angeblichen unredlichen Konkurrenzmanöver 
mögen den Prozess nur beschleunigt haben und sind 
selbst ein Ausfluss der freien Konkurrenz; denn die 
Discriminations wurden ihm von den Bahnen eben nur 
aus Konkurrenzrücksichten erteilt (Siehe Theodor Duim- 
chen, Kulturprobleme der Gegenwart, Berlin 1005, 
Seite 28 ff.), der bejammernswerte Untergang der 
Mitoewerber, unter denen Wahnsinn, Bankerott und 
Selbstmord epidemisch geworden sein soll, mag 
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hier bloss wegen der allzu akut gewordenen 
chronischen Krankheit besonders in die Augen 
springend gewesen sein ; aber in solchem Zu^tande 
hat sich das ganze europäische Handwerk in seinem 
Zusammenstosse mit der Orossindustrie befunden ; in 
solchem Zustande befinden sich ununterbrochen alle 
nicht organisierten Industrien und deren Arbeiter bis 
auf kleine Ausnahmen ; die Wirtschaft ist ein grosses 
Leichenfeld, auf welchem sich die „Auslese** durch 
das ^survival of the fittest" vollzieht. Es kann kein 
Kämpfer auf dem grossen Schlachtfelde seiner Existenz 
froh werden, da er nicht weiss, wann ihn das blind 
rollende Rad der „Auslese" zermalmt — und sei er als 
„the fittest" scheinbar noch so gut fundiert. Wenn das 
werbende Kapital in seinem Gewerbe wieder zu einer 
Fehlinvestition verwendet wird, so verwandelt sich 
über Nacht der „Aufschwung" in eine „Krise". Die 
Wohlfahrt der Menschen wird jedoch unvergleichlich 
mehr durch die Sicherheit der Existenz, als durch 
den Güterreichtum bestimmt, und dieses Moment 
fördert den Prozess der formellen Monopolisierung 
durch Kartelle und Trusts, um der ohnehin gegebenen 
materiellen Monopolisierung die Härten zu be- 
nehmen. 

Nur bei einheitlicher Produktion, welcher ein 
einheitlicher Absatz entspricht, kann, vom Gesichts- 
punkte der Grossindustrie betrachtet, 
der paradoxe Zustand der Arbeitslosigkeit, gepaart mit 
Oütermangel, für breite Bevölkerungsschichten gründlich 
beseitigt werden. Die Voraussetzungen einer gleich- 
massigen Wohlfahrt aller Volksgenossen wären gemäss 
diesen Darlegungen : dass alle Seltenheitswerte ein- 
schliesslich der Grundrente Gesamteinkommen darstellen 



— 1».7 — 

und für die Befriedigung der Gesamtbedürfnisse reser- 
viert bleiben ; dass natürlicher Bedarf und Kauflust 
sowie Kaufkraft bei Feststellung der Produktionsquanten 
so berücksichtigt werden, um für das Gesamtprodukt 
auch den aufgewendeten Arbeitslohn und Materialwert 
zu erzielen ; dass sich Produkte mit gleichen Her- 
stellungskosten austauschen ; dass die Arbeitszeit ent- 
sprechend aufgeteilt werde, damit alle Volksgenossen 
gleich beschäftigt würden ; dass höher qualifizierte 
Arbeit und die Arbeitsunfähigen in erster Reihe nur 
nach Massgabe der vorhandenen arbeitslosen Erträge 
(Seltenheitswerte) entlohnt, respektive alimentiert wür- 
den, dass sonst aber ohne Unternehmergewinn und 
ohne Kapitalszins die Produktionsmittel den Arbeitern 
zur Verfügung stünden, das heisst, dass das Ren- 
tabilitätsprinzip nur insofern zurGeltung 
käme, als der Ertrag die Selbstkosten 
decken soll. Man müsste sich als Konsequenz 
solcher Grundsätze vorstellen, dass eine Anzahl von 
Bedürfnissen also entweder gar nicht oder nicht bis 
zu so niedrigen Intensitätsgraden wie heute von e i n- 
zelnen Bevölkerungsklassen befriedigt werden könnten, 
weil niemand da wäre, welcher aus seinem Einkommen 
die bezüglichen Produkte erstehen oder weil die Auf- 
wendung des nunmehrigen Kostenpreises in dem 
betreffenden Bedürfnisgrade nicht mehr ökonomisch 
wäre : dass dafür breite Bevölkerungs- 
schichten dringende Bedürfnisse be- 
friedigen könnten, für deren Deckung ihr 
heutiges Einkommen nicht reicht. 

Ohne diesen idealen Gleichgewichtszustand in 
einem Weltwirtschaftssystem mit zinslosem 
Kapital bleibt die industrielle Reservearmee in der 
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Form der Heimarbeit und Arbeitslosigkeit eine orga- 
nische Einrichtung. Sobald nämlich dieser Gleichge- 
wichtszustand nur dadurch alteriert wird, dass behufs 
Erzielungeines Unternehmergewinnes und Kapitalszinses 
(künstlichen Seltenheitswertes) in einem bestimmten 
Produktionszweige weniger erzeugt wird, als dem oben 
charakterisierten Bedarfc entspricht, so werden in diesem 
Produktionszweige Arbeitskräfte brachgelegt. 

Die freigewordenen Arbeitskräfte sind nicht mehr 
kaufkräftige Konsumenten der Produkte anderer Bran- 
chen und vermindern die Absatzfähigkeit für die 
betreffenden Unternehmer, respektive sie bedingen 
rückwirkend eine weitere Einschränkung der Produktion 
behufs Sicherung des künstlichen Seltenheitswertes 
(Unternehmergewinn, Grundrente) ; sie drücken mit 
ihrem Angebot auf den Arbeitsmarkt und somit inner- 
halb gewisser Grenzen auf den Arbeitslohn der noch 
beschäftigten Arbeiter; sie stehen zu weit niedrigeren 
Löhnen als vorher im idealen Gleichgewichtszustände 
für Erzeugung von Produkten zur Verfügung, deren 
nunmehr niedrigerer Preis für Unternehmer und gut 
honorierte Arbeiter nur mehr in einem niedrigeren 
Intensitätsgrade der betreffenden Bedürfnisse als früher 
ökonomisch erscheint oder deren Konsum früher mit 
Rücksicht auf Produktionskosten und Kaufkraft für über- 
haupt niemanden ökonomisch erschien. 

Der Unternehmer braucht mit dem erzielten 
Gewinne die freigewordenen Arbeitskräfte für Erzeugung 
der bisher hergestellten Produkte oder neuer minder 
wichtiger Produkte nicht zum bisherigen Lohne zu 
bezahlen; er wird vielleicht Brüsseler Spitzen und 
geschliffenes Glas anschaffen, aber gegen viel schlechtere 
Bezahlung der Arbeitskraft. 
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In der gleichen Richtung wie das Rentabilitäts- 
prinzip wirkt also der Umstand, dass einerseits mit der 
steigenden Produktionsstufenleiter die Produktions- 
kosten der späteren Quanten sich vermindern und 
mit dem steigenden Vorrat der sogenannte objektive, 
vom Grenzquantum und dem Grenzbedürfnisgrad 
bestimmte Tauschwert sich verringert, dass jedoch der 
Marktpreis für alle Produktionsquanten ein gleicher 
sein muss (Gesetz der Preisgleichheit). 

Es soll damit nicht gesagt sein, dass etwa bloss 
eine kommunistische Wirtschaftsordnung den Anforde- 
rungen der Wirtschaftlichkeit entsprechen könnte. Im 
Gegenteile sind schon derzeit in der Organisations- 
bewegung der Konsumenten sowie in der Kartell- 
bewegung der Produzenten Kräfte zur Vereinheitlichung 
von Produktion und Konsumtion wirksam, die ohne 
die für eine kommunistische Wirtschaftsordnung vor- 
ausgesetzte altruistische Veranlagung 
des Durchschnittsmenschen den hieJ 
gekennzeichneten organischen Mangel aufs äusserste 
zu mildern vermögen. 

Ich wollte hier nur dartun, dass in allen Produk- 
tionen, wo die eigentliche Gross Industrie 
vorherrscht und daher der fallenden Bedürfnisskaia 
eine fallende Produktionskostenskala entspricht, infolge 
des Gesetzes der Preisgleichheit auf reibungslos 
kommunizierenden Märkten sowie des Rentabilitäts- 
prinzii^ies der Unternehmergewinn nur durch eine 
Freile^ung an sich (vom Standpunkte der Gesamt- 
wirtschaft betrachtet) ökonomisch benutzbarer Arbeits- 
kräfte zu erzielen ist. Gerade die eigentliche Gross- 
industrie ist aber zugleich der Boden, auf welchem 
sich eine für Erhaltung von fair wages mit 
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Erfolg kämpfende Arbeiterorganisation 
leicht entwickelt und daher einem Gegendrücke 
von Seiten der industriellen Reservearmee grösseren 
Widerstand leistet. Ungeschulte Arbeiter können gegen 
noch so niedrigen Lohn ökonomisch nicht verwendet 
werden, wo die Technik und das fixe Kapital eine 
gewisse Verantwortung auferlegt oder die Arbeitsstätte 
beschränkt ist. 

Die freiwerdenden Arbeitskräfte fallen daher 
jenen Produktionen zu, wo auch die Masse n- 
erzeugung durchaus nicht mit einer pro- 
gressiven Verbilligung der Produktions- 
kosten verbunden ist und das fixe Kapital 
keine solche Rolle spielt, um eine natür- 
liche Grenze für die herstellbaren Quan- 
ten zu ziehen; die ferner wegen ihrer Verbreitung 
eine leichte Ausbildungsgelegenheit für 
die Arbeiter bieten. Während auf dem Gebiete der 
eigentlichen Grossindustrie eine kleine Ueberproduktion 
sich schon durch Nivellierung des Unternehmer- 
gewinnes und Vernichtung des investierten bedeuten- 
deren fixen Kapitales dokumentiert (da dies ohne 
Rentabilität wertlos wird) und sich daher bald eine 
Reaktion zur Herstellung des Seltenheitswertes (Unter- 
nehmergewinnes) ergibt, vollzieht sich in den anders 
gearteten Industrien insolange keine Reaktion, a 1 s 
durch den Druck auf den Arbeitslohn der 
aus der Vergrösserung des Quantums- 
sich ergebendePreisdruck für den Unter- 
nehmer sich ausgleichen lässt. Je weiter das 
Grenzquantum hinausgerückt wird und einen je 
tieferen Bedürfnisgrad des letzten kaufschwächsten 
Konsumenten es befriedigen muss, desto tiefer 
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inuss auch der Lohn sinken, wenn alle 
feiernden Hände beschäftigt werden 
sollen, zumal das Gesetz der Preisgleichheit auch 
für den Arbeitslohn im grossen und ganzen, abgesehen 
von den entgegenwirkenden Reihungsmomenten, gilt ; 
nach einer bestimmten Scheidungslinie in der Sättigungs- 
skala wird der Konsum eines Artikels nur noch öko- 
nomisch sein, wenn er gegen ein kleineres Opfer 
(Kosten) zu erlangen ist — und damit das Gesamt- 
quantum innerhalb einer bestimmten Periode abgesetzt 
werden könne, muss es, abgesehen von entgegen- 
stehenden Reibungsmomenten, durchweg zum lYeise 
des Grenzquantums abgesetzt werden. 

Die hier in Frage kommenden Ge- 
werbe, respektive Industrien bilden auch 
die Grundlage der Heimarbeit, weil sie am 
spätesten auf den Preisdruck des Produktes mit einer 
Verminderung des Gesamtquantums reagieren müssen, 
um noch die Rentabilität zu sichern. Insofern in diesen 
Gewerben Unternehmer und Arbeiter identisch sind, 
kann auch lange schon jeder Unternehmergewinn ver- 
schwunden und der Arbeitslohn nivelliert worden sein, 
ohne dass das Produktionsquanium sich vermindern 
würde. Werner Sombart (Der moderne Kapitalismus) 
weist darauf hin, dass solche Gewerbetreibende sogar 
den Ertrag aus der Landwirtschaft dazu heranziehen, 
um die Produktenpreise unter das Niveau des lixistenz- 
minimums herabzudrücken. 

Insofern der gedrückte Arbeitslohn auch im 
Preise des Endproduktes zum Ausdrucke kommt, 
lukrieren auch die Arbeiter der eigent- 
lichen fabriksmässigen Grossindustrie 
an dem Schaden der betroffenen Unter- 
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nehme r-, respektive Arbeitergruppe. Der 
gut bezahlte Metallarbeiter bezieht ein arbeitsloses 
Einkommen aus dem Schweisse des gegen Hungerlohn 
beschäftigten Sitzgesellen, des Schwitzmeisters in der 
Konfektionsindustrie Die Rentabilität im Handwerke 
des Kundenschneiders wird nicht durch das Eingreifen 
des Konfektionärs, sondern durch die dem 
Gewerbe zuströmenden Schneidergehil- 
fen und Zwischenmeister bestimmt, die 
zusammen viel zu viel zu erzeugen vermögen, als 
dass das Gesamtquantum noch hohe Preise und Ren- 
tabilität zu sichern vermöchte; der indirekte Gegner 
des Kundenschneiders ist die eigentliche, ihm scheinbar 
fernstehende Grossindustrie, die in seinem Gewerbe 
alle im Interesse der Rentabilität ausgeschalteten 
Arbeitskräfte ablagert, nicht aber die Gross- 
konfektion. Baker rechnet heraus (cit. S. 119 ff), 
dass bei dem derzeitigen Stande der Organisationen 
in den Vereinigten Staaten zunächst nur 4 Millionen 
von 5,647.386, gewerblich tätigen Personen an den 
Vorteilen der Kartellbewegung teilnehmen; dass diesen 
11,744.821 Personen gegenüberstehen, die keinen 
Vorteil aus dem Ertrage der Gewerbe ziehen. Er er- 
wähnt freilich auch, dass man die Detailpreise nicht 
leicht in gleichem Masse erhöhen kann, so dass diese 
letztere Kategorie von Personen mindestens durch 
die Kartelle nicht auf der ganzen Linie gefährdet 
erscheint. 

Gäbe es keine eigentliche Grossindustrie, so 
würde sich der Druck des Arbeitsangebotes auf alle 
Industrien gleichmässiger verteilen können — und das 
ideale Austauschverhältnis von Gütern gleichen Arbeits- 
aufwandes wäre nur durch den Aufschlag des in der 
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Privatwirtschaft unerlässlichen Unternehmcrgewinncs 
sowie die natürlichen Seltenheitswerte gestört. 

Der Unterschied zwischen der Grossindustrie 
einerseits, wo das fixe Kapital in erster Reihe seine 
Verzinsung fordert und demgemäss das Orenzquantum 
bestimmt, der Hausindustrie und dem Kundenhand- 
werke anderseits, wo das nackte physische Existenz- 
minimum des Arbeiters das Grenzquantum bestimmt 
— involviert also nicht bloss die Antithese von tech- 
nischem Fortschritt und Rückschritt, sondern auch ein 
tiefliegendes Problem der Verteilung des Nationalein- 
kommens und der Beschäftigungsmöglichkeit für alle 
vorhandenen Arbeitskräfte. An sich bedeutet der 
technische Fortschritt keine Freilegung von Arbeits- 
kräften, insofern er in entsprechender Verbilligung des 
Produktes für die breiten Schichten der Bevölkerung 
zum Ausdrucke kommt und diese daher für andere 
Produkte kaufkräftig macht, welche von freigelegten 
Arbeitskräften hergestellt werden können ; an sich 
bedeutet die Gross Industrie die Ermög- 
lichung ausgiebigerer Befriedigung mit 
den betreffendenProdukten. Das Rentabilitäts- 
prinzip in Verbindung mit dem Gesetze der Preis- 
gleichheit aller Produktenquanten sowie dem oben 
erwähnten Parallelismus der Produktionskostenskala 
und Bedürfnisgradskala bewirken aber eine 
Monopolisierungstendenz und eine Ab- 
lenkung des Lohndruckes sowie des Ar- 
beitsangebotes auf diejenigen Industrien 
und Gewerbe, wo das fixe Kapital keine 
Rolle spielt; ja es kann sich sogar ergeben, dass 
nicht einmal eine Verbilligung des Produktes aus dem 
technischen Fortschritte resultiert. Anderseits kann auch 
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die Hausindusirie gerade wegen ihrer leichten Zugäng- 
h'chkeit eine solche Vermehrung der Distribuiionskosten 
und sonstiger faux frais herbeiführen, dass der 
Lohndruck im Preise des Endproduktes 
gar nicht zum Ausdruck kommt. 

Das Gebiet der sozialpolitisch interessanten 
Heimarbeit grenzt sich von dem nur äusserlich gleich- 
gearteten Handwerke zumeist dadurch ab, dass der 
niedere Arbeitslohn auch im Verkaufspreise des 
Produktes an den letzten Konsumenten zum Ausdrucke 
kommt, so dass der Konsument aus der unökonomisch 
aufgewendeten Arbeit auch Nutzen zieht. Wo der 
niedere Lohn durch faux frais in Produk- 
tion und Absatz oder durch einen über- 
mässigen Zwischen gewinn wieder aus- 
geglichen wird, dort liegt nur eine Ver- 
wahrlosung von Seiten der Gesetzgebung 
und Verwaltung vor, die mit der Natur des 
modernen Wirtscliaftssystemes nichts zu tun hat. Es 
bedarf in der Regel nur der gesetzlichen Vorbedingungen 
für geeignete Organisationsmassnahmen, um gründlich 
Abhilfe zu schaffen. 

Es gibt zweifellos auch Gewerbe, wo sowohl 
die Natur der eigentlichen, von der industriellen 
[Reservearmee beherrschten Heimarbeit, als auch leicht 
zu beseitigende Mängel in der Organisation des 
Gewerbes zum Vorscheine kommen. Dies gilt ins- 
besondere für die Bekleidungsindustrien 
unserer Monarchie, wo zum Nachteil von 
Arbeiter, Zwischenmeister, Kundenmeister und Verlags- 
industriellen eine Menge von faux frais und ein 
illoyaler, regelloser Wettbewerb jede Rentabilität 
unmöglich machen, ohne dass der letzte Kon- 
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sument aus der Not des Arbeiters den 
entsprechenden Nutzen zieht. Die Frei- 
heit des Lohndruckes kann unter Um- 
ständen auch für die Unternehmer sowie 
die gesamte Volkswirtschaft zum Danaer- 
geschenke werden. Es wäre deshalb sozial- 
politisch gar nicht zu rechtfertigen, wenn die Kar- 
tellierung solcher Industrien zur Verminderung der 
faux frais und Erhöhung der Löhne behindert würde, 
zumal selbst eine Belastung ihrer Konsumenten schliess- 
lich nur eine Ausgleichung der höheren Preise dar- 
stellen würde, welche die Angehörigen der Gross- 
industrien wirtschaftsgesetzlich auf die Dauer bedingen 
müssen. 



Zwölftes Kapitel. 

Der Ausbau unseres Wirtschaftssystems. 

Bei der Frage nach der Nützlichkeit oder Schäd- 
lichkeit der Kartelle als solchen, das heisst, abgfesehen 
von dem Missbrauche der von Staatswegen noch nicht 
geregelten neuen Wirtschaftsform, kann als tertium 
comparationis selbstverständlich nur der kartellose 
Zustand gelten und die Untersuchung muss, um ein 
verwendbares Resultat zu erzielen, das Problem lösen : 

a) vom Standpunkte der gesamten Weltwirtschaft ; 

b) vom Standpunkte der nationalen Produktion 
unter Hinnahme in anderen Ländern bereits bestehen- 
der Kartellorganisationen als unabänderlicher Tatsache. 

Wenn man, wie dies die theoretische National- 
ökonomie seit ihren Uranfängen getan hat, den ganzen 
Planeten „Erde" als Tummelplatz für alle Raisonne- 
ments behandelt oder stets den „isolierten" Staat als 
gleichmässiges und einziges Geltungsgebiet für die 
gefundenen Gesetzmässigkeiten voraussetzt, so muss 
man bei der Beantwortung der Frage, ob für die über- 
wiegende Mehrheit oder Gesamtheit der bezüglichen 
Bevölkerung ein höherer Grad von Gesamtwohlfahrt 
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durch die kartellierte oder durch die anarchische 
Wirtschaftsform gesichert erscheint, selbstverständlich 
nicht ausschliesslich die materiellen Interessen der 
Einzelindividuen, sondern auch die moralischen, sozialen 
und politischen in Betracht ziehen; aber da die materielle 
Macht nun einmal zugleich die Bürgschaft für die 
Partizipation an allen immateriellen Oesamtgütern 
abgibt, so möge hier nur die Wirkung auf die 
materielle Gesamtwohlfahrt sowie deren Verteilung 
erörtert werden. 

Die differentia specifica zwischen der modernen 
Volkswirtschaft und der mittelalteriichen besteht 
darin, dass heutzutage fast ausschliesslich Tausch- 
werte, das heisst solche Güter produziert werden, 
die nicht der Hausstand des Produzenten, sondern 
die Produzenten anderer Güter durch Vermittlung 
des Geldes in Verbrauch nehmen sollen. Der schwer- 
wiegendste Vorwurf gegen die den technischen Fort- 
schritt ausserordentlich fördernde Tauschwirtschaft ist 
nun in der Diskrepanz zwischen technischer Pro- 
duktionsfähigkeit einerseits und der Kaufkraft der 
Bevölkerung anderseits gelegen. Bekannt ist dies- 
bezüglich die Untersuchung von Henry George 
in seiner epochemachenden Arbeit „Fortschritt und 
Armut", in welcher er eine im übrigen untergeordnete 
Ursache aufgedeckt hat. Es ist aber naheliegend, zu 
prüfen, ob nicht gerade durch die Eigentümlichkeit der 
Tauschwirtschaft und des technischen Fortschrittes 
das auffallende Uebel bedingt ist und ob nicht durch 
geeignete Institutionen der Segen ungeheurer Ver- 
mehrung der Produktions f ä h i g k e i t gleichzeitig mit 
der entsprechenden ökonomischen Produktions- 
mögHchkeit gesichert werden könnte. 

Dr. M. Ettinper, Die Regelung des Wettbewerbes. 18 
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Es ist nicht erst zu beweisen, dass eine mittel- 
alterliche Gebrauchsgüterwirtschaft mit Rücksicht auf 
die Einheit von Produzenten und Konsumenten jede 
technische Errungenschaft voll und ganz in ökono- 
mischer Weise für den Hausstand hätte ausnützen 
können, und die Vermutung drängt sich auf, dass eben 
in der Scheidung von Produktion und Konsumtion, 
ferner in der Zersplitterung der Produktion selbst unter 
eine grosse Anzahl von planlos sich betätigenden 
Produzenten, respektive in der planlosen zersplitterten 
Besorgung des Konsums der Schlüssel zur Lösung 
des Rätsels gelegen sei ; dass bei Wiederher- 
stellung der Einheitlichkeit der Pro- 
duktion und Konsumtion auch ohne die 
Utopie des Kommunismusjene Funktions- 
störungen unseres Wirtschaftssystems zu 
beseitigen sind. Und diese Vermutung wird mit 
mathematischer Präzision gerechtfertigt, wenn man das 
Getriebe der Tauschwirtschaft vom Gesichtspunkte der 
modernen Wert- und Preislehre untersucht. 

Es ist, wie ich oben erwähnt, zunächst festzuhalten, 
dass der Wert eines Gutes verschieden ist vom Stand- 
punkte der Gesamtwirtschaft in der menschlichen Gesell- 
schaft und vom Standpunkte des einzelnen wirtschaften- 
den Individuums; denn der Wert eines Gutes hängt von 
der Intensität des noch zu befriedigenden Bedürfnis- 
grades, von der Kaufkraft des Schätzenden und von 
der Grösse des zur Beschaffung notwendigen Opfers 
ab. Dasselbe Gut hatdaher zumeist einen 
ganz anderen „natürlichen" oder „gesell- 
schaftlichen Wert" und einen ganz ande- 
ren , objektiven Tauschwert" oder„Preis" 
für das einzelne Individuum. 
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Der Preis, den wir für ein Out bezahlen, wird 
nicht durch die Produktionskosten be- 
stimmt, sondern vielmehr durch die Intensität der 
noch nicht befriedigten Bedürfnisgrade, die Kaufkraft 
des Konsumenten sowie die Menge der für die be- 
zügliche Konsumtionsperiode vorhandenen und not- 
wendigerweise zu verzehrenden Güterart; es ist 
bloss ein wirtschaftliches schwer rea- 
lisierbares Bestreben, diese Menge nicht 
so weit zu vermehren, dass der Preis 
unter die Selbstkosten fällt. 

Mit Rücksicht auf die Entwicklung des Verkehres 
:gibt es für den Bedarf, abgesehen von weiten 
Fehlergrenzen, nur einen einheitlichen Markt, so dass 
das gleiche Quantum einer gleich qualifizierten Güterart 
im grossen und ganzen den gleichen Preis bedingt, 
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob es in 
der Erzeugung die gleichen Kosten be- 
dingt. Das letzte Produktenquantum einer Fabrik, 
welches ja keine besonderen Generalspesen bedingt, 
erzielt den gleichen Preis wie das erste 
Quantum. 

Wenn eine Industrie daher ohne Verlust arbeiten 
und ihren ganzen Vorrat innerhalb einer notwendigen 
Konsumtionsperiode zum Konsum bringen soll, muss 
das letzte Quantum noch einen solch intensiven Be- 
dürfnisgrad zu befriedigen haben und daher einen 
solchen Preis bedingen, dass zum min- 
desten die Selbstkosten gedeckt sind. Die 
Produktionskosten der Grossindustrie bewegen sich in 
einer fallenden Skala, ebenso wie die Bedürfnisgrade 
<les Konsumenten; der Preis jedoch ist stets 
«in durchschnittlicher. 

13* 
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In der Oebrauchswertwirtschaft wird der letzte 
Bedürfnisgrad ökonomisch noch befriedigt werden 
können, weil ihm kleinere Produktionskosten des 
letzten Quantums der Erzeugung entsprechen ; nicht 
so jedoch in der Tauschwirtschaft. In dieser mag der 
Produzent schon lange mit Verlust arbeiten, um nur 
in Erwartung besserer Zeiten seinen Betrieb nicht auf- 
zulassen und sein in demselben investiertes Kapital 
nicht zu entwerten — und dennoch mag es mit Rück- 
sicht auf den Durchschnittspreis für den Konsumenten 
noch nicht ökonomisch sein, sein Bedürfnis voll zu 
befriedigen ; ja immer wieder werden ungeheure 
Kapitalien infolge planloser Investition ent- 
wertet — und doch mag noch nicht die vollständige 
Befriedigung ökonomisch sein. Dies habe ich oben an 
einem Beispiele aus der Bierproduktion demonstriert. 

Die Einheitlichkeit und Planmässig- 
keit der Produktion kann nun durch 
die Kartellorganisation vollständig gesi- 
chert werden; es kann dabei auch eine ausser- 
ordentliche Verbilligung der Produktions- und Absatz- 
kosten unter günstigen Voraussetzungen sich voll- 
ziehen ; es kann den Unternehmern die quälende 
Sorge wechselnder Konjunktur benommen und den 
Arbeitern eine gleichmässige Beschäftigung gesichert 
werden ; es kann aber auch ein arger Missbrauch der 
errungenen Monopolstellung sich vollziehen, welcher 
den Vorteil nicht aufwiegt, dass Fehlinvestitionen in 
die betreffende Industrie verhindert werden ; aber es 
ist die Voraussetzung für die Wiederher- 
stellung einer planmässigen Einheitlich- 
keit von Produktion und Konsumtion 
gegeben. 
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Nach vollständigem Ausbau der Kartellorganisation 
in allen Industrien wird die eine Produzentengruppe 
in ihrer Eigenschaft als Konsumentin mit den übrigen 
sich ins Einvernehmen zu setzen, ein Interesse haben. 

Dem Kartell der Produzenten wird das 
Kartell der Konsumenten früher oder 
später entgegentreten, da der Bedarf in seiner 
produktionsfördernden Wirkung gewürdigt werden 
wird. Diese Würdigung des Bedarfes wird wohl nur 
in der Form ökonomisch zum Ausdruck kommen, 
dass auch der letzte Konsument durch 
steigende Konsumrabatte es ökonomisch 
finden wird, seine letzten Bedürfnisgrade nach 
einem bestimmten Oute zu befriedigen. Ein Produzenten- 
kartell, welcl'.es keine Konkurrenz fürchtet, kann ohnc- 
weiters für das erste Produktionsquantum, das hcisst 
eine kleinere Teilmenge, einen höheren Preis pro Ein- 
heit diktieren, als für die späteren Produktionsquanten, 
respektive das Gesaniterzeugnis ; es kann der kartel- 
lierten Ganzfabrikatenindustrie von der kartellierten 
Halbfabrikatenindustrie schlechthin ein der Produktions- 
kostenskala entsprechender Preis diktiert werden, 
insofern sich nichtnach Art des Stahl- 
trustes beide Gruppen verschmelzen; die 
organisierten Händler und sonstigen Distributivgewerbe 
sowie Konsumvereine können die Konsumrabatte 
entsprechend der fallenden Produktions- 
kostenskala fordern und erhalten; die 
letzten Konsumenten werden wohl mit Rücksicht auf 
den möglichen Missbrauch durch Wiederverkauf keinen 
steigenden Konsumrabatt auf die einzelnen Güterarten, 
wohl aber auf ihren Gesamtgüterkonsum 
erhalten, was wohl unvollkommen, aber mit Rück- 
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sieht auf die sich allmählich ausgleichenden Produktions- 
bedingungen der einzelnen Industrien immerhin den 
Bedarf in seine Rechte einsetzen wird. Ein steigender 
Rabatt für den letzten Konsumenten bedeutet für den- 
selben eine progressive Verbilligung der letzten 
Quanten ; er wird daher sein Bedürfnis nach solchen 
Gütern ausgiebiger befriedigen, welche ihm den 
höchsten Wohlfahrtszuwachs sichern ; insoweit der 
individuelle Geschmack aller letzten Konsumenten 
verschieden ist und die ausgleichende Wirkung des 
Durchschnittes sich vollzieht, wird die Steigerung des 
Konsums durch die progessive Verbilligung allen 
Güterarten zugute kommen ; insoweit die einer 
Konsumentengenossenschaft eingeräumten progressiven 
Rabatte der fallenden Produktionskostenskala ent- 
sprechen, setzen sich die Vorteile der Einheitlichkeit 
von Produzenten und Konsumenten durch ; insoweit 
an Stelle von Konsumentengenossenschaften Einkaufs- 
genossenschaften von Detailhändlern treten, deren 
Verkaufskonditionen entsprechend geregelt sind, sind 
diese Vorteile ohne einschneidende Veränderungen 
des Produktions- und Distributionssystems zu sichern. 
Wenn der Staat die Höhe der Rente kontrolliert, kann 
dann die Produktionsfähigkeit bezüglich der realen 
Güter tatsächlich der Produktionsmöglichkeit zu Gunsten 
der breiten Schichten gleichkommen, zumal ja auch 
die Bodenrente durch die Verkehrsentwicklung ohnehin 
nivelliert werden kann ; es kann sich eine Aus- 
gleichung in der Güterverteilung für die 
grossen Massen vollziehen. 

Der von Anton Menger (Neue Sittenlehre, Jena 
1905) gestellten Anforderung, diiss auch Gemeinschaften 
eigene Moralpflichten gegen die Gesamtheit aller 
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übrigen Gemeinschaften erfüllen, wird von den ein- 
zelnen Kartellen Rechnung getragen werden müssen. 
Ich kann die Argumente Lujo Brentanos (Die 
beabsichtigte Reorganisation der deutschen Volks- 
wirtschaft, Süddeutsche Monatshefte S. 274 ff) gegen 
den Rat des Geheimrates Kirdorf, welcher Kartellierung 
auf der ganzen Linie und ein Kartelleinigungsamt 
empfiehlt, keineswegs billigen. Wir kehren damit keines- 
wegs ins siebzehnte Jahrhundert zurück, selbst wenn 
wir noch das von Jaur^s und Grafen Kanitz befür- 
wortete Getreidehandelsmonopol mit in den Kauf 
nehmen. Die höhere Synthese von Anarchie und 
Zunftzwang soll eben darin bestehen, dass aus der 
ersteren der Antrieb zum Fortschritte und zu individueller 
Freiheit, aus dem letzteren das Prinzip der Ordnung 
übernommen wird. Die mittelalterliche Technik und 
Eigentums- sowie Gesellschaftsordnung zeitigte eine 
beschränkte Ertragsmöglichkeit, über welche hinaus 
kein Raum für die überschüssige Bevölkerung 
gegeben war, so dass Bettel und Leibeigenschaft 
ihr Los war. Auf je einen Franzosen weist die 
Statistik drei Mann mechanischer Arbeitskräfte in 
Frankreich aus (Vorwort zum ersten Bande Francis 
Laurs cit. von Edmond Th^ry). Wenn der Ertrag der 
drei eisernen Männer nach Beseitigung der organischen 
Mängel des Tauschsystems in der Hauptsache jedem 
Staatsbürger wird zufliessen können, nachdem dessen 
Zerstörung durch Fehlinvestition oder Verwendung für 
Phantasiebedürfnisse unmöglich geworden sein wird, 
respektive der Kapitalszins durch Erhöhung der 
Anlagesicherheit auf ein Minimum herabgedrückt sein 
wird ; wenn wirtschaftliche und politische Verfassung 
nicht ebenso wie im Mittelalter identisch sind ; wenn 
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eine Oleichberechtigung aller Staatsbürger, abgesehen 
von dem Kapitalszinse, auch materiell dadurch zum 
Ausdrucke kommt, dass die Höhe des Einkommens nur 
durch objektive Leistungen ebenso wie heute schon 
in den Staatsbeamten-Körpern bestimmt wird (selbst- 
verständlich ohne geheime Quah'fikationstabellen und 
Ahnherrenprobe !) — so wird es keineswegs zu einer 
Neuauflage der alten Zünfte infolge Beseitigung der 
Anarchie kommen müssen. Jedenfalls sollten auch 
Männer, welche am eigenen Leibe noch nie die Qual 
der gewerblichen Existenzunsicherheit zu erhärten Ge- 
legenheit hatten, darüber stutzig werden, wenn ein 
Grubenbesitzer, wie Sir Georges Elliot im Jahre 
1893, oder ein Grossindustrieller, wie Geheimrat 
Kirdorf im Jahre 1903, die Existenzsicherheit höher 
stellen als die sogenannte wirtschaftliche Freiheit. 
Keineswegs wüsste auch Brentano ein Mittel gegen 
den Fusionierungsprozess anzugeben, durch welchen 
alle von ihm mit Recht beklagten Schädigungen der Ganz- 
fabrikate ja auch ohne Kartelle bewirkt werden ! 

Ich habe somit für den isolierten Staat 
oder die Weltwirtschaft als solche dargetan, 
dass eine Kartellierung sämtlicher Industrien und der 
Konsumtion eine organische Funktionsstörung beseitigen 
würde, welche eine Diskrepanz zwischen der techni- 
schen Produktionsfähigkeit und der ökonomischen 
Befriedigung der realen Bedürfnisse der breiten Be- 
völkerungsschichten zur Folge hat ; dass eine Kartel- 
lierung der Gesamtproduktion und des Gesamtkonsums 
die latente materielle Reservearmee, welche zur Er- 
zeugung der überflüssigsten Güter zu Schundlöhnen 
vor vollständiger Deckung des Bedarfes nach realen 
Gütern verwendet wird, verschwinden machen würde ; 
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dass daran ein bescheidener Kapitalszins und Unter- 
nehmergewinn als Entschädigung für die 
Verwaltung der Produktionsmittel wenig 
ändern würde 

Ich muss jedoch auch darauf hinweisen, dass 
eine Kartellierung aller Industrien von selbst die 
Herabsetzung des Unternehmergewinnes 
und Kapitalszinses auf ein Minimum her- 
beiführen muss, wogegen der Unternehmer eine 
hohe Sicherheit gegen den Wechsel der Konjunktur 
eintauschen wird ; denn, abgesehen von der Kontrolle 
des einen Kartells durch das andere, wird die unge- 
heuere Wertzerstörung durch Fehlinvestitionen in den 
kartellierten Industrien verhütet; die Ersparnisse der 
Unterneiimer, ihrer Beamten und Arbeiter drängen 
nach Verwertung und suchen zunächst neue Industrien 
zu schaffen, respektive drücken sie den Kapi- 
talszins so tief herab, dass der Staat ohne 
nennenswerte Belastung seines Ausgabenetats grosse 
Anleihen zu Investitionszwecken und Wohlfahrtsmass- 
regeln aufnehmen kann ; sie heben dadurch den Wert 
der Arbeit und zwingen gleichzeitig die Kartelle, ihren 
Gewinn in bescheidener Höhe zu erhalten, zumal dieser 
kontrollierbar ist und daher ein allzu starkes Ueber- 
ragen des gesunkenen Kapitalszinses duch den Rein- 
ertrag bei der gänzlichen Risikolosigkeit 
zu staatlicher Unterstützung der Arbei- 
terorganisationen, ja zur Verstaatlichung 
einzelnerlndustrien herausfo rde r n w ü r d e. 
Lafargue (cit. S. 104) behauptet mit Unrecht, dass das 
Kentabilitätsprinzip auch bei einer vollständig kartellier- 
ten Produktion die periodischen Krisen bewirken würde. 
Wenn unproduktive Anlagen unmöglich sind, so kann 
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der Kapitalsüberfluss automatisch nur zur Herabsetzung 
des Zinses und Erhöhung der Löhne führen, so dass 
eben mehr konsumiert und weniger thesauriert wird. 

Vom Standpunicte des isoh'erten Staates, welchem 
ja ein durch Hochschutzzoll abgesperrtes Land in der 
Abgeschiedenheit mehr oder weniger gleich zu achten 
ist, wäre das wirksamste Mittel gegen die Aufwüchse 
der Kartelle ein vollständiger Ausbau der 
Kartellorganisation in allen Industrien; es würde der 
Teufel durch Beizebub ausgetrieben und sozusagen 
unter der Hand die soziale Frage gelöst. Duimchen 
(cit. S. 202 ff.), welcher den Verlust seines Vermögens 
einem Trust zuschreibt, hat trotz aller Erbitterung nur die 
eine Schlussfolgerung finden können, dass die gesamte 
Produktion kartelliert werde, und hiemit den auch von 
Kirdorf der Enquete des deutschen Reichsamtes er- 
teilten Rat bekräftigt: „Kartellierung auf der ganzen Linie." 

Wie wenig ein bescheidener, aber gesicherter 
Unternehmergewinn die Wohlfahrt der breiten Bevöl- 
kerungsschichten beeinträchtigen dürfte, möge an dem 
Beispiel der statistisch vollständig erfassten Industrie 
der Vereinigten Staaten Nordamerikas dargetan werden, 
zumal es sich mit allen übrigen Industrien ähnlich 
verhält. 

Der Bundeszensusbericht für das Jahr 1900 gibt 
für die Schuhindustrie folgende Ziffern : 

Dollar 

Angelegtes Kapital 101.795,000.000 

Löhne Doli. 59,175.8H3 

Sonstig^e Spesen . ., 10,766.402 
Löhnef. Akkordarbeit „ 1,751.945 
Kostend. Rohmaterials „ 169,604.054 
Oesamtkosten . . Doli. 241,298.287 
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Dollar 

Gesamtwert des Produktes inklusive 
Verzinsung und Amortisation, exklu- 
sive Oewinnaufschlages .... 251,028.580 

Anzahl der Arbeiter 142.Q22. 

Wenn man erwägt, dass das angelegte Kapital 
schon nicht die wirklichen Kosten der Produktionsmittel, 
sondern zum Teile fiktive Kapitalisierung von Erträgen 
darstellt, so muss man erkennen, dass entgegen der 
Marxschen Anschauung vom Standpunkte der 
Gesamtheit das fixe Kapital im Vergleiche zu dem 
flüssigen, in alljährlich konsumierten Produkten bestehen- 
den Kapital keine grosse Bedeutung besitzt ; dass zum 
Beispiel an Schuhen alljährlich inklusive des Gewinn- 
aufschlages des Unternehmers fast dreimal so viel 
Wert konsumiert wird, als fixes Kapital in den Produk- 
tionsmitteln investiert erscheint, und dass kaum der 
vierte Teil dieses Konsums als Betriebskapital bei der 
modernen Kreditorganisation erforderlich erscheint ; 
dass som't die Verstaatlichung einer solchen Industrie 
keine besondere Aufgabe, abgesehen von der politi- 
schen Bedenklichkeit, ökonomisch darstellt ; dass ander- 
seits ein massiger Unternehmergewinn neben einem 
massigen Kapitalszins von zusammen etwa 5 Prozent 
ungefähr 10 Millionen Dollars erfordern und daher 
den Konsumenten nur ungefähr mit 3 Prozent des 
Umsatzes, den Arbeiter mit 15 Prozent des Lohnes 
belasten würde; dass diese Belastung im Vergleiche 
zu den derzeitigen Opfern an hoher Risikoprämie, an 
grossen Generalspesen in der Produktion, an den 
bedeutenden Spesen mangelhafter Organisation der 
Distribution und des Konsums, und an Fehlinvestitionen 
gar nicht in Betracht kommen, zumal die letzteren per 
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Saldo sich auf Kosten der Arbeiter vollziehen, resp. 
ihre Verhütung zu einer Lohnerhöhung führen muss. 

Man rechnet die Oeneralspesen allgemein auf 
20—25 Prozent des Umsatzes, wo nicht, wie in Nord- 
amerika, der kartellierte Riesenbetrieb vorherrscht; ein 
konstanter Reingewinn von 5 Prozent ist in einer nicht 
karteliierten Industrie genügender Ansporn zum Be- 
triebe und würde es auch bleiben, wenn den Kartellen 
der infolge Fehlens eines Gegenparts derzeit bis auf 
70 Prozent und darüber ansteigende Reingewinn ent- 
sprechend beschnitten würde. 

Der isolierte Staat darf also nicht in das Rad der 
Entwicklung greifen, sondern muss letztere namentlich 
durch Förderung der Organisation von durch Kar- 
telle und Konzentrations-Monopole ge- 
fährdeten Industrien beschleunigen. 

Sehr leicht ist jedoch, theoretisch die Frage zu 
lösen, wie sich ein durch ausländische Kar- 
telle bedrohter Staat zu verhalten hat. Es 
ist kein Zweifel, dass auch im Kampfe ums Dasein 
der Völker die höheren Organismen S.eger bleiben 
und dass der Fortschritt sich mit Rücksicht auf den 
Selbsterhaltungstrieb der reaktionärsten Staatengebilde 
auch in diesen durchsetzen muss. Auf den gemein- 
schaftlichen neutralen Absatzmärkten wird jene Industrie 
die Oberhand behalten, welche die mit den 
kleinsten Kosten hergestellten letzten 
Produktionsquanten ins Ausland, die mit 
höheren Kosten hergestellten Produktionsquanten im 
Inlande so lange absetzen kann, bis sie auch im 
Auslande die Herrschaft gewonnen hat 
und auch dort die Preise diktieren kann. 
Die Eroberung des Auslandsmarktes ist sozusagen 
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durch den gesicherten Schutz des Inlandsmarktes be- 
dingt ; auch bei dem niedrigeren Exportpreise ist noch 
jedenfalls der Arbeitslohn und der Materialpreis gedeckt 
und daher kostenlos die stetige Beschäf- 
tigung der nationalen Arbeitskraft ge- 
sichert. 

Aber es ist anderseits dabei festzuhalten, dass eine 
Alimentierung des Auslandes mit billigen 
Rohstoffen und Halbfabrikaten von seite 
der Kartelle die dortige, die grösste An- 
zahl von Arbeitern beschäftigende Oanz- 
fabrikatenindustrie grossziehen kann; 
dass daher auf das Halbfabrikat und die Rohstoffe nur 
massige Ausgleichungszölle gelegt werden dürfen, 
damit die bezüglichen Kartelle nicht missbraucht werden 
können ; dass jedenfalls für die heimische Ganzfabrikaten- 
industrie eine solche praktikable Zollrestitution zu 
sichern ist, damit die bezüglichen Fehler der aus- 
ländischen Halbfabrikatentrusts wirksam ausgenützt 
werden und das Ausland mit dessen eigenen 
Waffen geschlagen werde. 

Insolange herüber geschossen wird, müssen wir 
trotz aller Anerkennung der Bestrebungen für den 
ewigen Frieden unsere Armee und Schnellfeucrkanönen 
haben — und insolange es im Auslande Trusts und 
Kartelle gibt, müssen wir diesem Beispiele ohne 
Bedenken folgen, ja wir müssen es als Staatsnotwendig- 
keit erachten, dass einerseits Kartellvereinbarun- 
gen unter gesetzlichen Schutz gestellt, 
dass anderseits Missbräuche der Kartell- 
organisationen gegen die heimische In- 
dustrie oder die Konsumenten verhütet 
werden. 
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Angesichts des äusseren Feindes können die 
Argumente einer angeblichen sozialpolitischen Schäd- 
lichkeit, einer Erschwerung von Neuetablierungen, einer 
Verstärkung der Abhängigkeit der Beamten u. dgl. gar 
nicht in Betracht kommen ; denn das Los des Arbeiters 
und des Beamten ist jedenfalls am gesichertsten, wenn 
Nachfrage nach ihrer Leistung besteht — und die Neu- 
etablierung mit der Chance einer Fehlinvestition gegen- 
über einer überlegenen ausländischen Industrie gehört 
nicht zu den Träumen unternehmungslustiger Kapita- 
listen; sozialpolitisch können Arbeiter und 
Beamte nur bei blühender Industrie ge- 
sichert werd en. 

Am allerwenigsten jedoch sollten die Arbeiter- 
parteien generalisierend den Ausbau der Kartellorgani- 
sation beeinträchtigen, wenn sie wirklich an Evolution 
zu glauben gelernt haben 

Speziell in der Hausindustrie sollten die Arbeiter- 
organisationen Hand in Hand mit den Unternehmer- 
organisationen einen ausschliesslichen Verbandsverkehr 
etablieren, welcher es ermöglichen soll, dass einer- 
seits eine stetige Lohnerhöhung, ander- 
seits eine genügende Rentabilität für die 
Unternehmer, letztere namentlich durch 
Beseitigung der faux frais im Absätze — 
gesichert werde. 

Aus der These des patriarchalischen, alle Freiheit 
unterdrückenden Feudalstaates einerseits, der Antithese 
des manchesterlichen Nachtwächterstaates anderseits 
muss sich die Synthese des Wohlfahrtsstaates ergeben, 
welcher das Oleichgewicht der Interessen aller Bevöl- 
kerungsklassen durch die Förderung von Kompromissen 
zwischen organisierten Gruppen zu erhalten sucht, die 
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Kräfte des Schwächeren supplicrt und die faux frais 
entbehrlich macht, welche auf Kosten der Aermsten 
-sich häufen, (lieber die angebliche Entwickelung zum 
kommunistischen Zukunftsstaatc siehe „Neue Bahnen", 
Wien, vom 1. Februar, 1. März, 15. März, 1. April 1903, 
von Anton Weis-Ulmenried ; über die Entwickelung 
zum Kartell der Kartelle, siehe auch „Die industriellen 
Syndikate und Kartelle**, „Der Deutsche Oekonomist**, 
Berlin 1902, von Franz Robert 1., 14., 15.) 

Der Unternehmer wird gerne auf einen Teil 
lieines arbeitslosen Einkommens verzichten, wenn er 
das aleatorische Moment der nervenzer- 
rüttenden Konjunktur durch planmässiges 
Zusammenwirken mit seinen Konkur- 
renten auszuscheiden vermag; die organisierte 
Arbeiterschaft wird als Gegenleistung für den höheren 
Anteil am Ertrage nicht nur die erhöhte Konsumtions- 
fähigkeit, sondern auch den Schutz der von den 
Unternehmern geschaffenen Produktionsordnung über- 
nehmen können. Der Staat wird solche Kompromisse 
schützen und das Verhältnis der einzelnen Industrien 
zueinander regeln müssen. Die „Allianz** zwischen 
Unternehmer- und Arbeiterschaft wird 
den erträumten „Zukunftsstaat** charak- 
terisieren. (Eine ähnliche Vorstellung von der 
künftigen Entwickelung hat Duimchen, cit. S. 202 ff.) 

Ich stimme auch aus voller Ueberzeugung den 
glänzenden Ausführungen Philippovichs in seiner In- 
augurationsrede vom 16. Oktober 1905 bei, in welcher 
er die Unerlässlichkeit der Selbstverantwortlichkeit des 
Individuums innerhalb der Grenzen der von seinem 
Willen bestimmbaren Erfolge, aber auch die 
Notwendigkeit einer Uebernahme der Verantwortung 
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Wille vieler den Erfolg bestimmt ~ dartut. Er weist 
implicite darauf hin, dass auch bei der Selbstver- 
antwortüchkeit die korrelate Handlungsfreiheit nicht 
soweit gehen darf, um sich gegen die Interessen des 
gesamten Berufes oder Gewerbes hinwegzusetzen und 
muss auch zum Schlüsse gelangen, dass ein organi- 
sierter Beruf auf die Interessen der höheren Einheit, 
d. i. der übrigen Berufe, respektive des Staates 
bedacht sein soll ; dass Selbstverantwortlichkeit auch 
in den mittelalterlichen Zünften bestanden habe und da- 
her mit einer Regelung des Wettbewerbes vereinbar sei. 

Freilich die Zünfte wurden im letzten Grunde 
gesprengt, weil deren Verfassung mit der Selbst- 
verantwortlichkeit und dem technischen Fortschritte 
sowie dem sich entwickelnden Verkehre im Wider- 
spruche stand — ein Zustand, wie er bei der heu- 
tigen Organisation der Arbeiterklasse sowie den demo- 
kratischen Lebensnotwendigkeiten aller Staaten sich 
nicht mehr entwickeln kann. Auch die Sozialisierung 
der Produktionsmittel, welche die Arbeiterpartei aus 
der Trustbewegung erwartet (siehe auch Ludwig Max 
Ooldberger „Das Land der unbegrenzten Möglichkeiten*,. 
Berhn 1905, S. 193), steht auf die Dauer sowohl mit 
dem Prinzipe der Selbstverantwortlichkeit, als auch mit 
dem Drange stets vorhandener Bevölkerungsschichten 
im Widerspruche, sich nach eigener Anschauung und 
unabhängig von überlegener Autorität auszuleben. 

Die wirtschaftliche Existenz und die materielle 
Wohlfahrt des einzelnen darf nie ausschliesslich auf 
die Einsicht und den Gerechtigkeitssinn der Exekutive 
gestellt werden, weil die letztere sonst auch die 
Gesetzgebung vermöge ihres Einflusses auf das 
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Schicksal der Bürger beherrschen und somit entweder 
auf eine absolute Monarchie, Oligarchie oder auch 
Ochloi<ratie hinauslaufen würde. Eine Sphäre indivi- 
dueller Freiheit kann nur gewahrt bleiben, insolange 
die Exekutive durch von ihr wirtschaftlich unabhängige 
Bevölkerungskreise im Wege der Gesetzgebung kon- 
trolliert und korrigiert werden kann. Gegen den 
Kommunismus spricht daher sowohl die Unerlässlich- 
keit der Selbstverantwortlichkeit für den höchstmöglichen 
materiellen Erfolg der Gesamtwirtschaft, als auch die 
Notwendigkeit der Aufrechterhaltung jenes Prinzips 
der persönlichen Freiheit, aus welchem aller Fortschritt 
und die Emanzipation der Arbeiterklasse hervor- 
gegangen ist. (Siehe Rudolf Meyer, „Der Kapitalismus 
fin de sifecle", Leipzig 1894, S. 310 ff.) 

Nicht der alle Energie auslösende Kapitalismus 
und der Individualismus an sich verschuldet die 
meiste Not der breiten Bevölkerungsschichten, sondern 
vielmehr der ganz überflüssige unbeschränkte Krieg 
aller gegen alle, welcher keineswegs mit einer Ver- 
billigung des Konsums gleichbedeutend sein muss, 
sondern diesen vielmehr oft durch Häufung von faux 
frais verteuert und durch masslose Steigerung des 
aleatorischen Momentes ein Element der aufreibenden 
Rastlosigkeit und Sorge in alle Lebensbeziehungen 
bringt und ebenso dem Unternehmer zur Qual wie 
dem Arbeitnehmer zum Verderben wird. Nicht 
Kommunismus und nicht Anarchismus 
— sondern vernünftig organisierter 
Individualismus wird die Erlösung bringen. 
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Anhang I. 



Ein Musterstatat für die Begelang des Wett- 

l>ewerbes ohne Preiskartell in kleinkapitalistischen 

Industrien nach Österreichischem Rechte. 

Statuten 

des Syndikates der Osterr.-ungar. Schirmindustriellen. 

Name und Sitz. 

§ 1. Die Genossenschaft führt den Namen „Syndikat der 
österreichisch-ungarischen Schirminduatriellen, registrierte Genossen- 
schaft mit beschränkter Haftung*'. Der Sitz der Genossenschaft ist 
in Wien. 

Bekanntmachungen. 

§ 2. Alle Ton der Genossenschaft ausgehenden Bekannt- 
machungen erfolgen in der Form von Zirkularen und durch Ver- 
öffentlichung in der „Wiener Zeitung*' und in der „Zeitschrift fttr 
Handel und Gewerbe". 

Zeichnungsberechtigung. 

§ 3. Die Firma der Genossenschaft; wird jeweils von zwei 
Mitgliedern des Präsidiums und einem der ttbrigen in Wien wohn- 
haften Vorstandsmitglieder kollektiv gezeichnet, für welche Vor- 
standsmitglieder ein Turnus zu diesem Behufe bestimmt wird. 

Das Präsidium besteht aus dem Obmann, zwei Obmann- 
•stell Vertretern und dem Eassenrevisor. 

Zweck der Genossenschaft« 

§ 4. Der Zweck der Genossenschafb ist der Verkauf von 
Schirmen für Bechnung der in derselben vereinigten Schirmerzeuger. 
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Gegenstand des genossenschaftlichen Betriebes ist daher der Handel 
in Schinnstoffen und in Schirmen, welche Ton den einzelne» 
Genossenschaftern erzeugt werden. Sofeme und solange die Genossen- 
schaft nicht Schinne eigener Erzeugung yertreibt, muss sie die za 
verkaufenden Schinne von Angehörigen der Genossenschaft beziehen» 
Einen weiteren Zweck der Genossenschaft bildet die Her- 
stellung möglichster Stabilität in den Umsätzen der einzelnen 
Genossenschafter, die Verminderang der im Kampfe um den Um- 
satz stets steigenden Generalspesen, insbesondere Vertriebskosteu 
und somit die Ermöglichung einer Yerbilligung des Verkaufs- 
preises bei gleichbleibender Bentabilität behufs Sicherung des 
Inlandsmarktes und Erweiterung des Exportes, ferner das Inkasso 
durch eine gemeinschaitliche Inkassostelle und die Belehnung der 
Forderungen aus Schirmverkäufen bis zur Höhe von 707o derselben 
unter Mithaftung der Genossenschaft zu besorgen. 

Genossenschaitsver mögen. 

§ 6. Das Genossenschaftsvermögen besteht: 

a) Aus den von den Mitgliedern einzuzahlenden Anteil- 
scheinen ; 

b) aus den alljährlich in die Verlustreserve von der General- 
versammlung etwa Überwiesenen Ueberschüssen über die verteilten 
Dividenden hinaus. 

Anteilscheine. 

§ 6. Joder genossenschaftliche Anteilschein lautetauf 10 E. 

Jeder Genossenschafter hat genau soviele Anteilscheine zu 
zeichnen, als er zur Zeit der Registrierimg dieses Paragraphen 
oder später mit dem Vorstande vereinbart hat. Die Einzahlung 
des Anteilscheines erfolgt in der Weise, dass von den für Rechnung^ 
eines Mitgliedes erfolgenden Eingängen zwei pro mille in Abzug 
gebracht werden. In der Regel wird die Zahl der Anteilscheine im 
Verhältnisse zu dem durchschnittlichen Umsätze in den drei 
günstigsten von den letzten fünf Jahren, endigend am 80. Juni 
1904, festgesetzt. Bei Firmen, welche kürzere Zeit bestehen, ist die 
Zahl der Anteilscheine mit der Plenarversammlung zu vereinbaren. 

Aufnahme in die Genossenschaft. 

§ 7. Mitglieder der Genossenschaft können nur Schirmstoff- 
händler und Schirmerzenger werden, welche en gros verkaufen und 
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im Österreichisch-nngaxischen Staatsgebiete ihre Betriebsstätte 
haben, üeber das Ansuchen um Aufnahme entscheidet der Vorstand 
mit Stimmenmehrheit. Bis zur Wahl des ersten Vorstandes wird 
die Genossenschaft von denjenigen Mitgliedern gebildet, welche 
diesen Genossenschaftsvertrag gefertigt haben. Ueber die Bedingungen 
der Aufnahme von ihren Beitritt nach der Konstituierung an- 
meldenden Mitgliedern entscheidet die PI enaryer Sammlung. 

Zahl der Anteilscheine. 

§ 8. Ueber die Anzahl der zu zeichnenden Anteile und die 
sonstigen Bedingungen der Aufnahme entscheidet die Plenarver- 
sammlung. Nach Konstituierung des ersten Vorstandes ist mit der 
Bewilligung der Aufnahme in das Syndikat vom Vorstande auch 
die Anzahl der zu zeichnenden Anteile und der sonst im § 7 er- 
wähnten Bedingungen den neu anzumeldenden Mitgliedern bekannt- 
zugeben. 

Der Vorstand. 

§ 9. Die Leitung der Genossenschaftsgeschäfte obliegt dem 
Vorstande. Derselbe besteht aus zwölf Mitgliedern, welche aus der 
Zahl der Genossenschafter durch die Generalversammlung zu 
wählen sind. 

Funktionsdauer des Vorstandes. 

§ 10. Die Funktionsdauer jedes Vorstandsmitgliedes beträgt 
zwei Jahre. Die Wiederwahl eines Vorstandsmitgliedes ist zulftssig. 

Funktion des Vorstandes. 

§ 11. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Obmann, 
zwei Obmannstellvertreter und einen Kassenrevisor auf die Dauer 
zweier Jahre. Er beschliesst in allen Angelegenheiten, welche nicht 
nach diesem Statut der Generalversammlung vorbehalten sind. 

Der Vorstand entscheidet regelmässig mit einfacher Majorität 
der Anwesenden, nachdem er 48 Stunden vor der Sitzung die 
Tagesordnung bekanntgegeben hat und sobald mindestens sieben 
Mitglieder vertreten sind. Die Vorstandsmitglieder können sich 
durch Gesellschafter ihrer Firmen oder Prokuristen vertreten 
lassen. Eine Zirkularabstimmung kann dann stattfinden, wenn zwei 
Drittel der anwesenden Vorstandsmitglieder damit einverstanden sind. 
Wenn sich mindestens zwei stimmberechtigte Mitglieder 
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ttber einen Beschlassdes Vorstandes beächweren, hat dieser Beschlaas 
zwar vorläufig Geltung, doch muss eine binnen acht Tagen einza- 
berufende Plenarversammlnng endgiltig in der betrefienden An- 
gelegenheit entscheiden. Der Vorstand selbst kann, wenn über 
einen Antrag keine Einigung zustande kommt, an die Plenarver- 
sammlung appellieren. 

Geschäftsordnung. 

§ 12. Nähere Details über den Geschäftsverkehr mit den 
Mitgliedern und den Kunden regelt eine vom Vorstande entworfene 
Geschäftsordnnn g. 

Uebertragung von Anteilscheinen. 

§ 13. Uebertragungen von Anteilscheinen an Genossenschafter 
sind schlechthin zulässig, während Uebertragungen au Nichtga- 
nossenschafter nur der Beschränkung unterliegen, dass der Erwerber 
nicht wegen einer aus Gewinnsucht begangenen strafbaren Hand- 
lung gerichtlich bestraft worden ist. 

Aufsichtsrat. 

§ 14. Die Geschäftsordnung wird durch einen von der 
Generalversammlung alljährlich gewählten, aus drei Mitgliedern 
bestehenden Aufsichtsrat Überwacht, welcher auch die Bilanz all- 
jährlich zu prüfen und über die vom Vorstande gemachten Gewinn- 
verteilungsvorschläge der Generalversammlung Bericht zu er- 
statten hat. 

Gewinn- und Verlustverteilung. 

§ 16. Gewinn und Verlust der Genossenschaft werden nach 
dem Verhältnisse der gezeichneten Geschäftsanteile auf die Ge- 
nossenschafter verteilt. 

Insoweit die Genossenschafter ihr Erzeugnis fUr ihre eigene 
Rechnung kommissionsweise durch die Genossenschaft oder selbst 
direkt an ihre Kundschaft vertreiben, ist deren Umsatz dennoch 
bei der Gewinnverteilung in nachstehender Weise zu ber&ck- 
sichtigen. Die Höhe des auf den erwähnten Umsatz erzielten 
Gewinnes wird unter Berücksichtigung der im österr -ung. Engros- 
schirmhandel jeweils geltenden Marktpreise von dem Vorstande mit 
bindender Kraft für alle Genossenschafter zum Zwecke der Ver- 
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rechnung bis auf Widerruf und Abäuderung fiktiv festgesellt, so 
dass die Frage, ob und welcher Gewinn wirklich erzielt wuide, 
für die Verrechnang nicht in Betracht kommt. 

Insofeme der durch eigenen Umsatz des einzelnen Ge- 
nossenschafters erzielte Gewinn den derart berechneten Anteil am 
Oesamtgewinne der Genossenschafter übersteigt, ist der lieber- 
schuss zur Entschädigung jener Genossenschafter zu verwenden, 
welche einen kleineren als den ihrem Geschäftsanteile entsprechenden 
Anteil am Gewinne sämtlicher Genossenschafter erzielt haben. Der 
Gewinn der Genossenschaft selbst setzt sich zusammen: 

a) aus durch die Verkäufe für eigene Rechnung der Ge- 
nossenschaft erzielten Ueberpreisen über die Einkaufspreise, 

b) aus den geschäftsmässigen Provisionen bei Verkaufen für 
Bechnung der Mitglieder. 

Der vom Vorstande nach Massgabe der Marktpreise 
bloss für die Verrechnung festgestellte Reingewinn der Genossen- 
schafter selbst ist am Ende jeden Geschäftsjahres oder der sonstigen 
vom Vorstande festgestellten Verrechnungsperiode dem einzelnen 
Genossenscbafter auf seinen gesamten, für eigene Rechnung 
mit der Kundschaft gemachten Umsatz zu debitieren, andererseits 
ist ihm im perzentuellen Verhältnisse seiner Anteilscbeine zur 
Summe aller Anteilscheine ein Anteil an der so erzielten Rein- 
gewinnsumme aller Genossenschafter zu kreditieren. In seinen 
hier in Betracht kommenden Umsatz werden jene Lieferungen 
nicht einbezogen, welche die Genossenschafter im Submissions- 
wege an die Genossenschaft selbst behufs Weiterveräusserung für 
Rechnung der Genossenschaft verkauft haben. Die an 
die Genossenschaft abgelieferten Partie waren werden jedoch unter 
allen Umständen als für eigene Rechnung der Genussenschafter 
erzielter Umsatz behandelt. 

Eine Ausnahme von diesen hier festgesetzten Grundsätzen 
findet in dem Falle statt, als einzelne Genossenschafter für eigene 
Rechnung nicht einmal 90Vo Jones Umsatzes erzielt haben, welcher 
bei Registrierung dieses Paragraphen oder später mit ihnen ver- 
einbarungsmässig als ihr bisher durchschnittlich erzielter Umsatz 
festgestellt und der Berechnung der Summe der zu zeichnenden 
Anteilscheine zugrunde gelegt worden ist. 

In diesem Falle haben die mit ihrem Umsat/e zurückge- 
bliebenen Genossenschafter nur insoweit Anspruch auf quoten- 



— 202 — 

massige Ergänzung ihies rechnungsmässigeu Reingewinnes, als 
andere Genossenschafter 90% ihres zugrunde gelegten bisherigen 
Umsatzes für eigene Rechnung überschritten haben. Der rechnnngs- 
mässige Gewinn Ton den Mehrumsätzen über diese 90% ^i^d dann 
zunächst zur erwähnten Ergänzung der erwähnten Ausfälle der mit 
ihrem Umsätze zurückgebliebenen Genossenschafter pro rata ihrer 
Anteilscheine so yerweudet, dass womöglich für alle Zurückge- 
bliebenen ein ihren Anteilscheinen entsprechender, gleicher quoten- 
mässiger Gesamtreingewinn resultiert. Es wiid zunächst der am 
meisten Zurttckgeblinbene dem nächst weniger Zurückgebliebenen 
perzentuell gleichgestellt u. s. w., bis alle Zurückgebliebenen 90% 
des fiktiven Gesamtreingewinnes auf ihren ursprünglichen Umsatz 
erzielt haben ; der Rest wird dann pro rata der Anteilscheine auf 
sämtliche Genossenschafter verteilt. 

Falls ein Mitglied bis 30. Juni 1906, resp. vom 1. Juli 1906 
bis 30. Juni 1908 durchschnittlich einen kleineren Umsatz für 
eigene Rechnung erzielt hat, als dem Verhäliniese seiner 
Anteilseheiusunime zur Gesamtsumme aller Auteil^«cheine entspricht 
und dieser Minderumsatz nach Ansicht des Vorstandes eine Folge 
unangemessener, allzu erheblicher Verminderung der Vertriebskosten 
darstellt, so verschiebt sich das Verhältnis für die folgenden Jahre 
in nachstehender Weise: Die urspiünglich bei Feststellung der 
Auteilscheinsnmme vereinbarungsmässig zugtuiidegelegte Umsatz- 
ziffer wird um ein Viertel des Minderumsatzes reduziert. Die 
Gewinuberechnung erfolgt dann im Verhältnisse dieser verminderten 
ursprünglichen ümsatzziffern aller Mitglieder abzüglich des er- 
wähnten Vierteiles des Minderumsatzes. 

Wenn z. B. die ursprüngliche Ziffer K 500.000, der Perzen- 
tualanteil des Geuossenscbafters am Gesamtumsatz des Jahres 
K 600.000 betragon sollte, der betreffende Kontrahent jedoch nur 
K 550.000 umgesetzt hat, so wird der Berechnung des Kontingente 
nur eine Ziffer von K 487.600, nicht aber von K 500.000 zugrunde- 
gelegt. Wenn nun etwa die Gesamtsumme der ursprünglichen 
Umsatzziff'ern zehn Millionen betragen hat, so ergibt sich die 
Quote für die Gewinnverrechnung aus dem Verhältnisse von 487.500 
zu 9,987.500. 

Falls jedoch kein einziges Mitglied 90% des der Anteil- 
scheinsumrae zugrundegelegten Umsatzes erzielt hat, erfolgt über- 
haupt keine Verrechnung des fiktiven Reingewinnes. Der Gewinn 
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der Genossenschaft selbst wird nun ebenfalls zunächst zur Er- 
gänzung der Gewinnausfalle der einzelnen Genossenschafter bis zu 
einem 90^/o ihres grundgelegten Umsatzes entsprechenden Betrag, der 
Best jedoch wird pro rata der Anteilscheine veiteilt. 

Irgend eine Einschränkunüf des Umsatzes der einzelnen 
Mitglieder oder irgend eine Vorschrift in bezug auf die Verkaufs- 
preise wird durch dieses Genossenschaftsstatut nicht statuiert. 
Der Vorstand kann nach eigenem Ermessen mit Vierfünftel-Majo- 
rität den fiktiv und annähernd festgestellten Reingewinn unter Berück- 
sichtigung der Marktpreise feststellen, insolange für alle Mitglieder 
gleichmässig derselbe Reingewinn angenommen wird und die den- 
noch voihandene Verschiedenheit der Verkaufspreise als Ausfluss 
der Verschiedenheit der Selbstkosten, des Delkredere und der- 
gleichen behandelt wird. Es kommt also für die Verrechnung ins- 
besondere nicht in Betracht, ob einzelne Genossenschafter infolge 
ihres Renommees in Wirklichkeit bedeutend höbeie Preise und 
höheren Gewinn erzielt haben als die anderen, oder ob die Verkaufs- 
preise an einzelne Kunden aus irgendwelchen Gründen niedriger 
waren als für andere. 

Gemeinschaftliche Aktionen können nur auf Kosten sämt- 
licher Genossenschafter gleichmässig pro rata ihrer Anteilscheine 
unternommen werden. In gleicher Weise sind die Verwaltungs- 
kosten aufzuteilen. 

Als ^laximum der Prämien auf den bei Zeichnung der Anteil- 
scheine bereits berücksichtigten Export wird ein Betrag von 
E 60.000 — jährlich festgesetzt, welcher ausschliesslich zur Prä- 
miieiung des erwähnten Exportes mit dem Höchstsätze von lO**/^ 
dient und von allen Mitgliedern pro rata der Anteilscheine getragen 
wird. Ein Mehrexport wird bei der Gewinnverteilung nicht berück- 
sichtigt, wird somit auch mit Gewiunabgabe nicht belastet. 

Verrechnung des Stoffhandels. 

Insoferue auch Stoffhandel von selten einer Anzahl von Mit- 
gliedern betrieben wird, so erfolgt die Verrechnung des Stoflfhandels 
gesondert gemäss den oben erwähnten Grundsätzen. 

Die Verwaltungskosten werden gemeinschaftlich pro rata der 
auf den Schirm- und Stoffhandel gezeichneten Auteilscheine be- 
stritten. Die Kosten gemeinschaftlicher Aktionen zu gnnsten des 
Schirmhandels werden pro rata der auf den Schirmhandel gezeich- 
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neten Anteilscheine von den beztlg;liohen ScbirmiudastrieUen getragen ; 
umgekehrt werden die Kosten gemeinschaftlicher Aktionen zu gansten 
des Stoffhandels pro rata der auf den Stoffhandel gezeichneten 
Anteilscheine von den betreffenden Mitgliedeni getragen. 

In allen Fällen, vro die Interessenten des Stoffhandels ihre 
spezifischen Intereiüsen gegenüber der Genosaenschatt zu wahren 
haben, beraten und fassen sie Beschlüsse nach Analogie der für 
die Genossenschaft selbst vorgesehenen Abstimmungsmodalitäten 
unter dem Vorsitz eines für solche Beratungen gewählten Ob- 
mannes. An den Rechten des Vorstandes, der Genossenschafter als 
solcher oder dritter Personen können solche Beschlüsse der den 
Stoffhandel betreibenden Firmen nichts ändern. 

Wo nicht speziell über die den Stofthandel betreffenden 
Fragen zu verhandeln ist, nehmen die Mitglieder, welche aus- 
schliesslich Stoffiiaudel, aber keinen Schirnihandel betreiben, an 
der Plenarversammlung und Abstimmung in derselben nicht teil 
und umgekehrt. 

Der Gewinn der Scbirmindustriellen durch den von ihnen 
selbst erzielten Umsatz in Schirmen wird in keiner Weise gegen 
den Gewinn, welchen eine Anzahl von Mitgliedern im Stofthandel 
erzielen, gegenseitig verrechnet. 

Der Gewinn der Genossenschaftwirdauf die Genossenschafter 
pro rata der Anteilscheine nach den oben erwähnten Prinzipien 
verteilt, doch darf der ans dem Schirmhandel erzielte Gewinn nicht 
den auf den Stoffhandel gezeichneten Anteilscheinen zugute kommen 
und umgekehrt. 

Der Gewinn wird zwar pro rata des der Zeichnung der 
Anteilsciieine zugrundegelegten Stoftnmsatzes berechnet. Den 
Hechten I^ritter und des Vorstandes präjudizieren diese Be- 
stimmungen über das interne Verhältnis der Mitglieder unterein- 
ander in keiner Weise. 

Eigentum der Forderungen. Kaution. 

§ 1(>. Zur Sicherung der aus der Gewinnverrechnung für die 
Genossenschafter sich ergebenden Ansprüche gelten alle aus den 
direkten Verkäufen der Genossenschafter an deren Kundschaft er- 
worbenen Forderungen als Eigentum der Genossenschaft und sind 
als solche auf den Fakturen zu bezeichnen. 

Die Genossenschaft kreditiert in ihren Büchern jede einzelne 
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Forderung dem Mitgliede und debitiert dieselbe der Kundschaft, 
Der Gegenwert der Forderung ist fällig bei Eingang derselben. 
Der Anspruch auf den Gegenwert kann gegen Erteilung von Vor- 
schttssen an eine Bank oder einen sonstigen Eskompteur zediert 
werden, und nur in diesem Falle verliert das Mitglied das Recht, 
ohne Zustimmnng des beleihenden Eskompteurs über die Art und 
den Zeitpunkt des Inkassos, Abzüge u. dgl. Bestimmungen zu 
treffen. Sofort bei Eingang ist der Gegenwert abzüglich eines vom 
Vorstande jeweils zur Deckung der gegenseitigen Verbindlichkeiten 
festgesetzten Kautionsbetrages per höchstens 10% des Einganges 
an das Mitglied abzuführen. 

Der Vorstand kann beschliessen, dass das Eigentum au den 
Forderungen an ein bestimmtes Finanzinstitut im Wege des Es- 
komptes oder der Lombardierung übertragen werde. Bis auf 
weiteres ist auf Grund einer vom Vorstande getroffenen dies- 
bezüglichen Vereinbarung die österreichische Diskontogesellschaft 
in Wien als Eigentümerin der Forderungen auf den Fakturen zu 
bezeichnen, — und hat die Diskontogesellschaft in bezug auf diese 
ihr übertragenen Forderungen alle in diesem Statute vorgesehenen 
Rechte und Pflichten des Syndikates in dessen Namen und für 
dessen Rechnung auszuüben, respektive zu erfüllen. 

Die Kaution haftet für alle aus Mehromsiitzen abzuführenden 
Gewinne, für alle nach Verhältnis der Anteilscheine zu tragenden 
Verwaltungskosten, wie Bureaumiete, Beanitengehälter, Honorare 
von Rechtsfreunden und Vertrauensmännern, Kosten gemeinschaft- 
licher Aktionen der Mitglieder, Exportprämien u. dgl. 

Kontrolle. 

§ 17. Zur Kontrolle der Umsätze bestellt der Vorstand einen 
Vertrauensmann, dem Zutritt zu allen Betrieben zusteht und dem 
jeweils bei sonstigem Pönale, welches vom Schiedsgerichte fest- 
gestellt wird, alle verlangten Bücher und Belege zu unterbreiten 
sind. Alle vom Vorstande beschlossenen Kontrollmassnahmen sind 
unter Aufsicht des Vertrauensmannes bei erwähntem Pönale streng 
einzuhalten. Von allen Fakturen ist täglich je eine Kopie nebst 
einem vorgedruckten ausgefüllten Formular dem Fakturierungs- 
burean der Genossenschaft zu senden, welches Bureau ausschliess- 
lich unter Aufsicht und Verantwortung des Vertrauensmannes steht, 
80 dass der Zutritt zu demselben jedem Genossenschafter verwehrt 
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bleibt. Nach Austritt eioes Genossenschafters und endgiltiger Ver- 
rechnung mit demselben sind ihm alle Fakturen geordnet von dem 
Vertraueosmanne unter eigener Verantwortung zurnckznstellen. 
Alle Bücher der einzelnen Genossenschafter sind nach Registrierung 
dieses Paragraphen von dem Vertrauensmanne der Genossenschaft 
oder dessen Substituten mit eigenhändiger Unterschrift zu vergehen 
und dürfen BQcher ohne deren sothane Beglaubigung und Ueber- 
reichung eines Verzeichnisses derselben an den Vertrauensmann 
nicht mehr geführt werden. 

Inkasso. 

Als Inkasso und Zahlstelle fungiert in der Kegel eine Bank, 
welcher von vornherein eine Instruktion für die Behandlung von 
Eingängen zu erteilen ist. In dieser Instruktion wird vorgesehen, 
dass alle Eingänge dor Genossenschaft, sowie dem bezüglichen 
Genossenschafter zu avisieren und dem Genossenschafter abzüglich 
der vom Vorstande festgesetzten Kaution für die Erfüllung aller 
statutenmässigen Verpflichtungen gutzubringen sind. Für den Fall 
einer erfolgten Belehnung der Forderung ist der entsprechende 
Teil des Einganges dem Beleiher gutzubringen. 

Die genossenschaftliche Buchhaltung führt dann die Be- und 
Entlastungen der Genossenschafter, ihrer Kunden, der Inkassostelle 
und des allfäll igen Beleihers entsprechend durch und erteilt der 
betretenden Kundschaft die Bestätigung, respektive setzt sich mit 
derselben gemäss den Weisungen des Genossenschafters über an- 
fällige Abzüge, Prolongationen u. dgl. auseinander. 

Die Korrespondenz mit der Inkassostelle, den Genossen- 
schaftern und der Kundschaft führt ein Oberbeamter unter der 
Mitaufsicht eines der Schirmbranche nicht angehörigen unabhängigen 
Vertrauensmannes. Dieser hat der Inkassostelle bloss die nötigen 
Mitteilungen zu machen, auf Grund deren dieselbe das Inkasso 
besorgt und gemäss der feststehenden Instruktion über die Ein- 
gänge verfügt 

Er hat der Kundschaft in bezug auf das Inkasso nur genau 
jene Mitteilungen zu machen, welche der bezügliche Genossen- 
schafter ihm vorschreibt, wo es sich nicht um eigene Geschäfte 
der Genossenschaft handelt. Im letzteren Falle ist er an die hiefÜr 
vom Vorstande gegebene Instruktion gebunden. Er kann über die 
ausschliesslich bei der Inkassostelle eingehenden Gelder nicht ver- 
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fügen, soudern muss sich vielmebr jeweils vom Vorstande die zur 
Bestreitung der Verwaltnngskodten nötigen Beträge anweisen lassen. 

Falls Kunden aus Unkenntnis oder Gewohnheit trotz der 
entgegen$«tehenden Klauseln auf der Faktura die Fakturenbeträge 
har oder in Akzepten an den Genossenschafter begleichen, hat dies 
der letztere unverzüglich der Genossenschaft und der Inkassostelle 
zu avisieren, indem er gleichzeitig die vorgeschriebene Kaution 
oder den Wechsel zum Inkasso an die lukassostelle abfährt. Die 
Bestätigung erteilt auch hier die Genossenschaft auf vorgedrackten 
Formularen mit der Bitte, künftighin Zahlungen an die Inkasso- 
steile durch Postsparkasse zu leisten, respektive Akzepte dorthin 
zu senden. Bei der lukassostelle eingehende Akzepte sind so zu 
behandeln, wie dies der bezügliche Genossenschafter vorschreibt, 
und demgemäss entweder von der lukassostelle bis zur Fälligkeit 
im Portefeuille zu behalten oder an den Genossenschafter abzu- 
führen und von diesem gleichzeitig die vorgescbriebene Kaution 
einzuheben. Mit Einverständnis der Genossenschaft können die 
Reisenden der Genossenschafter persönlich die Zahlungen an die 
lukassostelle betreiben, eventuell auch unter Haftung des bezüg- 
lichen Genossenschafters Zahlungen zur unverzüglichen Abfdhrung 
an die Inkassostelle entgegennehmen. 

Interpretationen. 

§ 18. Falls sich Zweifel über die Vertragspflichten ergeben, 
entscheidet der Vorstand über den Sinn des Vertrages ; gegen 
dessen Belehrung kann die endgiltige Entscheidung der Plenar- 
versammlung der Kontraheuten angerufen werden. 

Der Vorstand kann Umgehungsmöglichkeiten bezüglich des 
Vertrages feststellen, deren Anwendung einen Vertragsbruch in- 
volviert und daher von allen Branchenangehörigen zu vermeiden ist. 

Pönale. 

§ 19. Die Mitglieder sind verpflichtet, innerhalb 14 Tagen 
nach Mitteilung eines diesbezüglichen Urteiles das vom Schieds- 
gerichte festgesetzte Pönale zu der vom Schiedsgerichte jeweilig 
festzusetzenden Verwendung zu bezahlen, und geben ihre Zustimmung, 
dass ihre allfälligen Guthaben bei der Genossenschaft zur Be- 
gleichung des auferlegten Pönales verwendet werden. Das Maximum 
des auf einmal verhängten Pönales darf nicht K 10.000 und nicht 
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KV^/q der der Berechnung der Anteilscheine zugrunde gelegten Um- 
satzziffer übersteigen. 

Schiedsgericht. 

§ SO. In der Generalversammlung werden alljährlich zehD 
Schiedsrichter gewählt. Aus deren Mitte hat in Streitfällen zwischeu 
den Mitgliedern untereinander oder den Mitgliedern und der Ge- 
nossenschaft jede Partei Ober Aufforderung von seite der anderen 
zwei Schiedsrichter und überdies eine der Schirmbranche nicht 
angehörige Person, zusammen also drei Schiedsrichter, zu desig- 
nieren. Die sechs Schiedsrichter wählen einen Obmann, welcher der 
Schirmbranche nicht angehört: falls sie sich binnen 48 Stunde» 
nach Aufforderung seitens der Genossenschaft über die Person des 
Obmannes nicht einigen können, designiert der Präsident des Zentral- 
Verbandes der Industriellen oder des n.-ff. Gewerbevereines den 
Obmann. Von den gleichen Personen sind auch die Schiedsrichter 
zu designieren, falls eine Paitei der diesbezüglichen Aufforderung 
der anderen Partei nicht binnen 48 Stunden nachkommen sollte. 
Das Schiedsgericht entscheidet über allfallige Streitigkeiten in- 
appellabel. 

Geschäftsjahr. 

§ 21. Das Geschäftsjahr beginnt mit dem 1. Juli und 
schliesst mit dem 30. Juni. Die Bilanz ist mit Ende eines jeden 
Geschäftsjahres nach kaufmännischen Grundsätzen im Sinne des 
§ 15 aufzustellen. 

Funktion der Generalversammlung. 

§ 22. Mindestens einmal im Jahre hat eine ordentliche 
General versaniinlnnsr stattzufinden. Die Einberufung erfolgt mittelst 
rekommandierter iJriefe mindestens acht Tage vor der stattfindenden 
Versammlung mit Angabe der Tagesordnung. Auf Verlangen von 
zwei stimmberechtij^teu Mitgliedern mnss der Vorstand eine ausser- 
ordentliche General Versammlung einberufen. Der Beschlnssfassung 
der Generplversanimluiig eind vorbehalten: 

a) die Wahl des Vorstandes, des Auf sich tsrates und der 
Schiedsrichter ; 

b) Prüfung und Genehmigung der Bilanz und des Rechen- 
schaftsberichtes ; 

c) Abänderung oder Ergänzung der Genossenschaftsstatuten ; 
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d) die Liquidation and Auflösung der Genossenschaft mit 
der im § 23, Ab.^atz 8, vorgesehenen Majorität; 

e) die Ueberprüfung der Vorstandsbeschlüsse, falls eine 
Appellation stattfindet (§ 11). 

Beschlnssfähigkeit der Generalversammlung. 
Beschlussfassung in derselben. 

§ 23. Die General- und Plenarversammlung ist beschlussfähig 
bei Anwesenheit von mindestens zwei Drittel der in Wien ansässigen 
stimmberechtigten Mitglieder oder bei Anwesenheit von mindestens 
zwei Drittel sämtli ober stimmberechtigter Mitglieder. Falls eine Gene- 
ral- oder Plenarversammlung nicht beschlussfähig ist, ist eine zweite 
mit derselben Tagesordnung einzuberufen, welche ohne Rücksicht 
auf die Zahl der anwenenden stimmberechtigten Mitglieder be- 
Bchlussfähig ist. Die betreffende Einberufung muss jedoch diesen 
Umstand ausdrücklich hervorheben. 

Mitglieder, welche einen Umsatz in Schirmen von weniger 
als K 30.000 machen, haben in der Generalversammlung nur eine 
Stimme. 

Zur giltigen Beschlussfassung in den General- und Plenarver- 
sammlungen ist eine Dreiviertel-Majorität der durch die anwesenden 
Mitglieder repräsentierten Anteilscheine mehr den etwaigen Ein- 
zelstimmen gemäss Absatz 2, deren Anteilscheine jedoch nicht 
mitgerechnet werden, erforderlich, wobei jedoch kein Genossen- 
schafter mehr als öOO Stimmen haben darf. Bis zur endgiltigen 
Feststellung der Zahl der Anteilscheine erfolgt die Abstimmung 
gemäss Selbsteinschätzung der Mitglieder. 

Erlöschung der Mitgliedschaft. 

§ 24. Die Mitgliedschaft eines Genossenschafters erlischt: 

1. Durch freiwilligen Austritt, der jedoch vor Ende Juni 
1910 nicht erfolgen kann; 

2. durch Kündigung seitens der Genossenschaft; diese kann 
erfolgen, wenn ein Genossenschafter vom Schiedsgerichte wegen 
Umgehung dieser Statuten oder wegen Betruges vom Strafgerichte 
verurteilt worden ist; 

3. durch Konkurs- oder Kuratelverhängung über das Ver- 
mögen des Genossenschafters; 

4. bei Einzellirmen und physischen Personen durch den Tod. 

Dr. M. Ettiiigcr, Die Kt^'eliint? des Wettbewerbes. 1* 
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Doch können die Erben den Anspruch erheben, dass sie selbst mit 
den Anteilscheinen des Verstorbenen in die Genossenschaft aufge- 
nommen werden, und müssen, insoferne sie nicht wegen einer aus 
Gewinnsucht begangenen strafbaren Handlung gerichtlich bestraft 
worden sind, auch tatsächlich in die Genossenschait autgenommen 
werden, insoferne sie wirklich auch die Schirmerzeugung weiter 
betreiben. 

Die Kündigung seitens der Genossenschaft kann mit Aus- 
nahme der im § 25 erwähnten zwei Fälle nur durch Beschlnsa 
einer Generalversammlung Aber Antrag des Vorstandes mit Drei- 
viertelmajorität der vertretenen Anteilscheine erfolgen. Austritt und 
Kündigung mflssen vor Ablauf des Geschäftsjahres der Genossen- 
schaft, respektive dem MitgUede bekanntgegeben werden. 

Auflösung der Genossenschaft. 

§ 25. Dem Antrage auf Auflösung der Genossenschaft ist 
stattzugeben, wenn die Mitgliedschaft von mindestens sechs stimm- 
berechtigten Firmen, welche mindestens 30% der gesamten An- 
teilscheine repräsentieren, nach dem 1. Jänner 1908 sechsmonatlich 
gekündigt werden sollte. 

Die Genossenschaft ist als gelöst zu betrachten, wenn der 
Gesamtumsatz der Mitglieder in Schirmen in einem der Jahre nach 
dem Jahre, endigend am '60, Juni 1907, auf 80^0 des bei Be- 
rechnung der Anteilscheine zugrundegelegten Gesamtumsatzes 
sinken sollte. 

Der gesetzlichen Haftung der Genossenschafter kann durch 
die Auflösung der Genossenschaft nicht präjudiziert werden. 

Eegistrierung der Statuten. 

§ 26. Die Registrierung haben die Herren Alfred Grttn, 
Wien, I. Zelinkagasse 9, und Herr Sigmund Drab, Wien, J. Rudolfs- 
platz 2, vorzunehmen. 



Anhang 11. 



Erläuterungen zum Kontingentierungsvertrage* 

Allgemeine Anforderungen. 

Die VerYoUkommnuiig der Organisation muss folgenden Anfor- 
flernngen gerecht werden : 

1. den derzeitigen Besitzstand unter Berücksichtigung von 
Zufälligkeiten zu sichern, so dass jedem der derzeitige Perzentual- 
Anteil am Gesamtumsätze der Kontrahenten gewahrt bleibt; 

2. das Interesse an einem Kartellbruch durch eine auto- 
matisch wirkende Strafe zu beseitigen (gegenseitige Gewinnbeteili- 
gung an den Mehrumsätzen); 

3. das Delkredere durch eine Art indirekter wechselseitiger 
Versicherung für den einzelnen zu vermindern (Repartierung der 
Hälfte des Delkredere auf die Gesamtheit der Kontrahenten); 

4. die Mobilisierung sämtlicher Aussenstände zum Bank- 
zinsfusse und Bareinkauf für diejenigen Kontrahenten zu ermög- 
lichen, welche darauf reflektieren ; 

5. die Selbständigkeit der einzelnen Betriebe und die Mög- 
lichkeit des Rückzuges vorläufig beizubehalten; 

6. die Gefahr einer Schädigung des einen Kontrahenten durch 
-die Insolvenz eines anderen auszuschliessen ; 

7. bei alledem die Geschäftsgeheimnisse vor den Konkurrenten 
2u wahren und bloss einer neutralen Person vollen Einblick in den 
Betrieb des einzelnen zu gewähren; 

8. gemeinschaftlichen Einkauf für diejenigen Kontrahenten 
zu ermöglichen, die darauf reflektieren; 

9. für den Fall einer Auflösung des Kartells eine vernich- 
tende Konkurrenz gegen Aussenseiter zu ermöglichen, ohne die 
Preise auf der ganzen Linie zu nivellieren; 
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10. gemeinschaftlichen Vertrieb für diejenigen Kontrahenten 
zu ermöglichen, die darauf reflektieren; 

11. die Energie in der Hebung des Gesamtumsatzes des 
Kontrahenten nicht zu schwächen; 

12. den Export heimischen Fabrikates mit Hilfe von Umlagen 
auf sämtliche Kontrahenten zu fordern. 

In einer Reihe von Vorstandssitzungen wurde der vorlie- 
gende Entwurf erörtert und kamen folgende Gesichtspunkte zur 
Geltung : 

Wovon hängt der Kapitalnwert eines Betriebes ab? 

Der Reichtum eines Volkes besteht nicht so sehr in der 
Hohe des Jahreseinkommens, als in der Sicherheit desselben, 
weil nur ein sicheres Einkommen sich kapitalisieren lässt. Wenn 
in eine Fabrik fünf Mill. Kronen investiert sind, die mit grossem 
Risiko 107o abwerfen, ist diese Fabrik kaum 5 Millionen wert; 
wenn dieselbe Fabrik jedoch sicher 107o abwirft, so repräsentiert 
sie einen leicht zu realisierenden Kapitalswert von 10 Millionen. 
Die blosse Ausscheidung des Risikos und der Schutz gegen neue 
unreelle Konkurrenz, wie solcher durch den Kartei leutwurf gewählt 
wird, bedeutet daher einen ausserordentlichen Kapitalsgewinn. 
Hiezu kommt die Möglichkeit einer Erhöhung der Preise, welche 
im vollen Umfange auch eine Ei höhung des für den Kapitals wert 
allein entscheidenden Reingewinnes darstellt. Dieser letztere ist 
es, welcher von einer zu reellen Grundsätzen im Wettbewerbe noch 
nicht erzogenen Branche in erster Reihe nivelliert wird, zumal in 
jüngeren Industrien viele unzulänglich fundierte Konkurrenten behufs 
Wahrung ihrer Solvenz um jeden Preis den Umsatz forcieren müssen. 
Daher rührt hauptsächlich der Unterschied im Kapitalsreichtum 
älterer und junger Industrieländer. Wenn ein uordamerikanischer 
Eisen industriell er binnen zwanzig Jahren 2500 Millionen Franks zu 
erwerben vermochte, so geschah dies in erster Reihe durch die 
Verwandlung des unsicheren Unternehmergewinnes in die sichero 
Rente einer kartellierten Industrie, respektive durch die ungeheure 
Erhöhung des Kapitalswertes seiner Eisenwerke. 

Was bietet das Kontingent in Verbindung mit der 
Gewinnbeteiligung für Vorteile? 

Der vorliegende Vertrag stellt bereits eine fast vollkommen» 
Kartellform dar. Er sichert 
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a) eine bedeutende Erhöhung des Eapitalwertes aller Betriebe, 
sowie den Perzentualanteil eines jeden am Gesamtamsatze, 

b) eine bedeutende Erhöhung des Jahreseinkommens, 
r) einen jährlich steigenden Umsatz, 

d) einen Schutz ge^en neue unreelle Konkurrenz, sowie gegen 
die Gefahren der Konjunktur, 

e) eine Sanierung der Kundschaft. 

Elemente einer Erhöhung der Rentabilität. 
Alle Logik und Erfahrungen deuten darauf hin, dass der 
Gesamtumsatz sich erweitern wird. Es ist die unmittelbare Folge 
der Kontingentierung, das>8 der gelinde Kartellbrach, begangen 
durch Nachsicht von gesetzlichen Verzugszinsen per 67oi allmählich 
aufhören wird. Da die Branche jedenfalls mindestens dreimonat- 
liche Verzugszinsen im Jahre verliert, so bedeutet dies einen Gewinn 
von V/2^/q, Eine anmittelbare Folge des Kontingentes mnss eine 
gegenseitige Eespektierung des Kundenkreises sein, was eine Ver- 
minderung der Vertriebsspesen bis zu 5% bewirken muss. Eine 
zweifellose Wirkung des Kontingentes wird es sein, dass unter 
allfälligen weitgehenderen Begünstigungen fdr gefahrdrohende 
Schirmmacher eine bedeutende Erhöhung des Gewinnaufschlages sich 
ergeben wird, u. zw. zunächst indem der Rückgang der Rohstoft- 
preise unberücksichtigt bleibt. Nouveautes und Imitationen von 
solchen werden dabei ganz besonders gewinnen. Endlich wird in 
etwas weiterer Ferne auch eine Verbilligung des Einkaufes von 
solchen Rohmaterialien eintreten, deren Lieferanten nicht alliiert 
sein müssen oder wollen. Das Durchschnittsdelkredere wird kaum 
die Höhe des jetzigen kleinsten Delkredere auf die Dauer betragen 
können. 

Welche Vorteile bietet die Gewinnbeteiligung 

insbesondere? 
Da gegenüber dem Gesetze das Genossenschaftsstatut allein 
Rechtsgiltigkeit erlangen wird und die in demselben vorgesehene 
Gemeinschaft in bezug auf den Gesamtgewinn der Branche ein 
vollkommen legitimes Interesse an der Redlichkeit der Mitglieder 
schafift, so stellt jeder unkontrollierte Verkauf zugleich einen straf- 
gesetzlich Verfolgbaren Betrug dar ; bei einem kontrollierten 
Verkaufe fehlt jedoch jedes Interesse an einem Kartellbruche, weil 
das bezügliche Quantum in das Kontingent eingerechnet wird und 
im Falle der Kontingentüborschreitung etwas mehr als der wirkliche 
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Gewinn tu gnnsten deijenigen Kontrahonten abgegeben werden innss^ 
auf deren Kosten das Kontingent überschritten wurde. Man wird 
daher absichtlich das Kontingent nur ttberschreiten, wenn mau 
mehr als den Kartellpreis, renpektive den offiziellen Minimalgewinn 
enielt. Die Einhaltung des Perzentualkontingentes wird durch die 
allwöchentlichen statistischen Ausweise erleichtert. 

Welchen Vorteil bietet die gemeinschaftliche 

Verrechnungsstelle? 

Sie beseitigt die Geldnot der schwächeren Elemente und 
somit einen wichtigen Grund zu Kartellbrüchen ; denn die Mobi- 
lisierung der Aussenstände wird mit Eücksicht auf die Unmöglichkeit 
einer Doppelbelchnung ausserordentlich erleichtert. Die Genossen- 
schaft ist die alleinige Eigentümerin der Aussenstände und die 
Kundschaft ist hievon schon durch die Faktiura verstindigt. Die 
gutfundierten Mitglieder laufen bei Zurflckbehaltung einer entspre- 
chenden Kaution absolut kein Risiko fttr den Fall von Insolvenzen 
von Kunden, abgesehen davon, dass der Genossenschaftsanteil nur 
1^/9 des Kontingentes beträgt und daher die Maximalhaftung nur 
2*/o erreicht; denn als Grundlage fttr den Kredit dient die For- 
derung an die Kundschaft, die Haftung des betreffenden Mitgliedes 
für das halbe Delkredere und die zurückbehaltene Kantion, endlich 
die Haftung aller Mitglieder für die andere Hälfte des Delkredere. 
Da das Delkredere sich einerseits infolge Uebersicht über die 
Kundschaft, anderseits infolge der über den Insolventen erlangten 
Gewalt bedeutend vermindern muss, so kann mit aller Beruhigung 
von der Genossenschaft einer Bank gegenüber die Haftung für 
Belehnungen übernommen werden, sobald eine Bank überhaupt 
noch auf eine solclie Haftung reflektiert. 

Welches ist das gerechte Kontingent? 

Ein solches, welches niemandem etwas von seinem Besitz- 
stande nimmt und allen die Wahrscheinlichkeit bietet, mindestens 
den letztjährigen Umsatz unter allen Umständen zu erreichen. Eine 
Korrektur des letztjährigen Umsatzes erfolgt dnrch Ausscheidung 
von Zufälligkeiten in der Vergangenheit und in der Zukunft. Die 
Zufälligkeiten der Vergangenheit werden durch Zugrundelegung 
der drei günstigsten Jahre, die Zufillligkeiten der Zukunft durch 
Einbeziehung des Exportes berttcksiohtiprt. Insbesondere könnte der 
letztere Prämien plötzlich aufliören, und müssen die betreffenden 
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Unternehmer freie Hand zur entsprechenden Ausdehnung ihres 
Umsatzes im Inlands oder Beibehaltung ihres Exportes mit Hilfe 
von Prämien besitzen. Die Einbeziehung des derzeit ungefähr 
400.000 K betragenden Exportes nuisste aber auch deshalb erfolgen, 
weil dadurch alle Relationen für Kollektivreisende frei werden und 
der wichtigste Regulator für die Ausdehnung des Gesamt- 
umsatzes gegeben erscheint. Wenn der Gesamtumsatz mit Hilfe 
von Prämien ausgedehnt wird, so wächst damit das Kontingent 
eines jeden einzelnen. Wenn z. B. auf den Inlandskonf^um per zehn 
Millionen Kronen 2^/^ für Exportprämien erhoben werden, so kOnnen 
damit um 2 Millionen Kronen Schinne mit einer lOVo^gen Boni- 
fikation exportiert werden. Dies bedeutet für jeden einzelnen einen 
Zuwachs zu seinem Kontingent per 16Vo (2,000.000 Gesamtexport 
abzüglich des derzeitigen Exportes per 400.000 K ergibt 1,600.000 K, 
d. i. 16%). Wenn nun jemand nicht selbst exportiert und die 
Prämien bezahlt, so erhält er auf den ihm gebührenden, yon 
anderen an seiner statt gemachten Kontingeutzuwachs bloss den 
fiktiven Reingewinn per 167o, welcher festgestellt werden dürfte. 
Dies ergibt 2'47o des Gesamtumsatzes, während bloss 27o des 
Gesamtumsatzes debitiert worden simi, so dass noch ein Gewinn 
von 0*47o sich aus der scheinbaren Belastung ergibt. Wenn das 
Perzentualkontingent zum Beispiel 100.000 K, der Kontingentzuwachs 
16.000 K beträgt, so ist an Prämien ein Betrag von K 2000 zu 
leisten, an Grewinnbeteiligung erhält man jedoch K 2400. Günstiger 
stellt sich die Rechnung, wenn man den Kontingeutzuwachs auch 
selbst erzielt, da die letzten Quanten immerhin nicht die gleiche 
Regie wie die ersten bedingen; wenn ferner durch Export der 
Inlandsmarkt entlastet wird und dalier die Kundschaft nicht erst 
überrannt werden muss. Diejenigen Firmen, welche ihren Export 
über ihr Kontingent hinaus ausdehnen, lukrieren die Exportprämie 
nicht für sich, da sio ja von dem Mehrumsatze den Gewinn abgeben 
müssen. Sie Inkrieren die Prämie nur in dem Ausmasse, als sie 
bisher schon exportiert haben, und zwar zum Lohne dafür, dass sie 
nunmehr nicht ihr ganzes Kontiugent im Inlande absetzen und 
zur Entschädigung für die niedrigeren Exportpreise. 

Welchen Vorteil bieten Kontingent und Gewin n- 
beteilignpg gegenüber Aussen seitern? 
Wenn das Gros der Branche untereinander keine Interessen- 
gegensätze und Vertrogsbrüche zu fürchten hat, so kann jedem 
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einzelnen anheimgegeben werden, auf Kosten der Gesamt- 
heit den Aussenseiter bei seinen wichtigsten Kunden zu unter- 
bieten ; es kann den auf Kredit stark angewiesenen Kunden die 
Alternative gestellt werden, mit dem Aussenaeiter oder der Gesamtheit 
in Geschäftsyerbindung zu bleiben ; es kann aber sonst der Kartell- 
preis auf den ganzen Linie aufrecht erhalten werden. Die wenigea 
Beisenden eines Aussenseiters können zu Beginn einer Saison nicht 
ebenso wie die sehr zalüreichen Reisenden der ganzen Branche 
überall abwehrend eingreifen, um die Stornierung aufgegebener 
Ordres zu verhüten. Wo daher die Erschwerung im Bezüge der 
Bohmaterialien nicht hinreicht^ dort wirkt der Kampf in der Front. 
Durch die Einrichtung von steigenden Branchenkonsumrabatten, 
welche zwar in einer bestimmten Höhe schon im Laufe des Jahres 
abgezogen, aber erst am Ende des Jahres nach Feststellung der 
Höhe des mit der Branche gemischten Gesamtumsatzes definitiv 
gutgeschrieben werden, ist ein Antrieb geschaffen, mit Aussenseitern 
keine Geschäftsverbindung zu unterhalten ; denn je grösser der 
Umsatz mit dem Verbände, desto höher der Rabatt auf das von 
dem Verbände bereits bezogene oder notwendigerweise zu beziehende 
Quantum. 

Wann kann ein Kontingent ungerecht sein? 

Dadurch, dass zu fälliger- und uubeabsichtigter- 
weise ein einzelner begünstigt wird, kann den übrigen irgendein 
nennenswerter Schaden nicht entstehen ; denn die Last repartiert 
sich auf den Gesamtumsatz per zehn Millionen. 

Wenn z. B. jemand um 50.000 Kr. zu viel erhält, ergibt 
dies fünf per mille des Gesamtumsatzes, respektive eines jeden Kon- 
tingentes, somit in Reingewinn ausgedrückt etwa 6 per zehntausend, 
d. h. auf 100.000 K Umsatz wird jeder mit 50 K Reingewinn 
betroffen. Ein Unrecht wäre hingegen, wenn einem einzelnen ein 
Ausfall von 50.000 K Umsatz zugemutet würde, namentlich wenn 
sein Umsatz nicht etwa durch Kartellbrüche in den letzten Jahren 
erweitert worden ist. 

Warum sollen die Bonifikationen an die 
begünstigten Kunden von der Gesamtbranche 

getragen werden? 

Da die Frage der Kapitalsbeschaffung durch die Genossen- 
schaft gelöst wird und die Ueberiiahme des halben Delkredere durch 
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die Gesamtheit die Scheu Tor der minder kapitalskräftigen Kund- 
schaft vermindert, so entstünde die Gefahr, dass die kapitalskräftige 
und daher gefahrliche Kundschaft vernachlässigt würde, wenn der 
einzelne die Bonifikation selbst tragen müsste. Der Effekt des 
branohenmässigen Konsumrabattes, d. i. die Fesselung der kapitaU- 
kräftigen und viel konsumierenden Kundschaft an den Verband, 
kommt überdies mit Rücksicht auf das Kontingent jedem einzelnen 
zugute. Der Zweck des Verbandes ist ferner ein möglichst gleich- 
massiger Reingewinn für alle Kontrahenten, was nicht zu erzielen 
wäre, wenn der einzelne die Bonifikationen selbst zu tragen hätte. 
Die Bonifikationen würden überdies auch grossen, weniger kredit- 
würdigen Konsumenten zuteil werden, wo nicht einmal das verminderte 
Delkredere in Betracht kommt, so dass hier erst recht die Gefahr 
einer Verminderung des Gesamtumsatzes entstünde. 

Endlich gibt es Kontrahenten, welche ein kleineres Delkredere 
bisher ausweinten, das sich in Zukunft dnrch Alittragung der Hälfte 
des Delkredere der Gesamtbranche vergrösserl, die aber anderseits 
an grosse kapitalskräftige Konsumenten Rabatte zu erteilen genötigt 
sein werden. Für diese ergibt sich somit eine gjrechte Kompensation. 

Kosten der Bonifikationen au einzelne Kunden. 

Die Geschäfte mit den begünstigten Kunden stellen gemäss 
Umfrage höchstens 207© des Gesamtumsatzes dar — und eine Prämie 
von 67o ergibt daher 1% des Gesamtumsatzes — , welcher scheinbaren 
Belastung eben der Vorteil gegenübersteht, dass keine Kundschaft 
höherwertig erscheint und sich von selbst ein Kundenschutz etabliert. 

Warum soll das Delkredere zur Hälfte von der 
Gesamtheit getragen werden? 

Mit Rücksicht auf Kontingent und Gewinnbeteiligung würde 
die Gefahr einer Verminderung des Gesamtumsatzes entstehen, wenn 
dem minder kreditwürdigen Kunden ausgewichen würde, um kein 
Delkredere zu tragen, zumal die Bonifikationen an begünstigte 
Kunden von der Gesamtheit getragen werden. Es ist femer von 
Vorteil, wenn eine Art gegenseitiger Versicherung gegen katastro- 
phale Zufälligkeiten im Kreditverkehre geschaifen wird, damit die 
Konsequenzen auf die Schultern der Gesanitbranche ttberwälzt werden 
und nicht den einzelnen vernichten. 

Das Delkredere der Gesamtbranche ist eine nach oben begrenzte 
Ziffer von einigen Perzenten ; das Delkredere des einzelnen ist in 
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der Hohe nicht begrenzt, da Zufälle eintreten können. Es tritt das 
Prinzip wechselseitiger Brandschaden Versicherung ein. Hingegen 
konnte nicht das ganze Delkredere auf die Brauche gewälzt 
werden, weil damit ein Ablehnungsrecht bezüglich der einzelnen 
Ordres hätte verbunden werden mflssen, was niu: bei einer Verkaufs- 
genossenschaft möglich ist. Es muss daher ein Antrieb zur Vorsicht 
durch eigene Verantwortlichkeit gegeben sein und zwar einerseita 
durch Selbsttragung des halben Delkredere, anderseits durch die 
Gefahr einer Verweigerung der Belehnung. Absichtlich wird an 
absolut kreditunwttrdige Personen überdies schon deshalb nicht 
▼erkauft werden, weil ja die betreffende Ordre in das Kontingent 
eingerechnet wird und weil namentlich ein Verkauf an faule Kunden 
trotz Warnung vonseiten der Genossenschaft den Gesamtkredit dea 
Mitgliedes bei derselben schwächt und eine Erhöhung der von der 
Bank verlangten Kautionen herbeiführen muss. Die Gefahr eines 
Betruges ist deshalb »usgeschlossen. weil ja die Kundschaft avisiert 
wird und ein einverständlicher Betrug mit einer grösseren Anzahl 
von Kunden nicht entriert werden kann. Ein solcher Betrug mttsste, 
nm nicht aufzufallen, im Rahmen des Bedarfes der bezüglichen 
Kundschaft und mit dem Eutsci)lu8>e durch iJ:efühit werden, dass 
sowohl das betreffende Mitglied, als auch die Kundschaft sich 
insolvent erklären und alles Vermögen beseitigen. Abgesehen von 
der Entdeckungsgetahr und davon, dass das halbe Delkredere in 
solchen Einzelfällen gar nicht ins Gewicht fällt, könnte ein solches 
Mitglied in den Verband nicht wieder aufgenommen werden, bevor 
es seinen Verbindlichkeiten voll nachgekommen ist. Das Kontingent 
als solches würde überdies ein erwünschtes Kompensationsobjekt 
für die Branche bilden. 

Verfügung über die Aussenstände. 
Den Aussenständen steht ein Guthaben in dei vollen Höhe 
des Nominalwertes bei der Genossenschaft gegenüber, Über welches, 
abgesehen von einer etwa 5^0 Kaution für Erfüllung der Vertrags- 
pflichten, vollständig frei veifügt werden kann. Es kann 
dieses Guthaben wo immer belehnt werden, jedenfalls aber am 
günstigsten bei der mit der (renossenschaft alliierten Bank« 
Dem Kreditgeber haftet ausser dem Kreditnehmer die Genossenschaft 
und der Warensehuldner, wobei auch jede Doppelbelehnung 
ausgesehlosseu ers<-heint und der Kreditgeber daher bis an die 
äusserste Grenze der Bolehnbarkeit beruhigt gehen kann. 
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Involviert dio Zeichnung eines Anteilscheines f&r 
die Genossenschaft irgend ein Risiko? 

Da als Anteilschein nnr ungefähr 1 bis 2 Prozent des Gesamt- 
kontiugentes gezeichnet werden muss, so ist von vornherein der 
ml^gliche Verlust nach obenhin aufs äusserste begrenzt; es ist 
geradezu vollständig ausgeschlossen, dass jemals sich für die Mit 
glieder ein Verlust aus ihrer Zugehörigkeit zur Genossenschaft 
ergeben könne. 

Die zu belehnenden Forderungen werden naturgemäss von 
der Bank in üblicher Weise zensuriert und nur dann belehnt, wenn 
sie eine angemessene Grundlage für einen Kredit bieten; die Zeu- 
suriening ist mit Kücksicht aut die Uebersicbt über die Kredit- 
gebahrang der Kundschaft ausserordentlich leicht. Wenn dennoch 
eine Forderung dubios wird, so ist die Branche bei der Insolvenz 
vermöge ihrer Solidarität in der Lage, die bestmöglichste Quote 
zu erzielen. 

Die Hälfte des Verlustes trägt die Gesamtbranche, nicht aber 
die Genossenschaft oder der Kreditnehmer. Erst wenn die andere 
Hälfte des Verlu>tes uneinbringlich wird, kann die Genossenschaft 
als solche zur Haftung herangezogen werden; aber dazu muss 
vorausgesetzt werden, dass sowohl der Warenschuldner, als auch 
das betreffende Mitglied insolvent werden, und dass bei dem eigenen 
Mitgliede absolut keine Quote mehr zu erzielen ist; dass femer 
das Mitglied im Momente seiner Insolvenz gar kein Guthaben bei 
der Genossenschaft ausser den zurückbehalteneu Kautionen mehr 
besitzt, dass diese immerhin bedeutenden Kautionen zur Deckung 
dieses Verlustes nicht hinreichen ; dass selbst der Wert des Kontin- 
gentes, welches ja gern von anderen Mitgliedern gegen Entschä- 
digung übernommen würde, zur Deckung dieses Ausfalles nicht 
hinreicht. 

Es ist evident, dass alle diese Voraussetzungen gleichzeitig 
niemals eintreten können, so dass irgendein Risiko aus der Zuge- 
hörigkeit zur Genossenschaft niemals für ein Mitglied erwachsen kann. 

Warum bedeutet die gegenseitige Haftung für 
das halbe Delkredere keine nennenswerte Gefahr 

für den einzelnen? 

Ziffermässig ist für den einzelnen die aus der gegenseitigen 
Hfatung für das halbe Delkredere sich ergebende Gefahr bedeu- 
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tungslos. 3Tan veranschlagt das Delkr'*<iere i» der Branche auf 
2 bis 5%. Wenn nnn zum Beispiel jemand mit einem Umsätze von 
K 600.000 nur 2®/o Delkredere ausweist, während ein anderer mit 
einem gleichen Umsätze n^/o erreicht, so beträgt die Differenz 
zwischon dem halben Delkredeie des einen und anderen IV2V0 
oder K 9000. — Zusammen ergibt das halbe Delkredere beider 
Kontrahenten K 21.000'— - , welclie auf den ganzen Umsatz der Branche 
verteilt ungefähr 2*1 per mille darstellen. Jeder der beiden Kontra- 
henten hat somit K 1260 — zu der Gesamtbelastung beizutragen, 
falls man von dem Delkredere der übrigen absieht, und somit trägt 
der erste Kontrahent anstatt 2% von K 600.000-— das ist K 12.000-— 
nur ein Delkredere von K 7260*—, der zweite Kontralient anstatt 
K 30.000— nur K 16.260. Nimmt man an, dass ein ebensolcher 
Umsatz mit 5% wie mit 2% Delkredere gemacht wird, so wären 
bei ungefälir 6 Millionen Kronen mit einem halben Delkredere per 
K 50.000' — und 5 Millionen mit einem halben Delkredere per 
K 125.000-— als Differenz K 75.000'— das ist 7'5 per mille vom Ge- 
samtumsätze in Anschlag zu bringen. Zusammen würden die halben 
Delkredere K 175.000*— das ist 1"75% vom Gesamtumsätze betragen, 
so dass der erste Kontrahent anstatt 2®/o das ist K 12.000* — nun- 
mehr 2-757o <*a« '^^^ K 16.000-— zu tragen hätte. 

Diese hier erwähnte krasseste Differenz mildert sich 
jedoch dadurch, dass ein grosser Teil der Branche notorisch 
weniger als 5% Delkredere aufweist ; dass das Delkredere 
tlbeihaupt infolge Einführung des Rund fragen Verkehres, voll- 
ständiger rebersicht über K red itge bahr ung, sowie Boykotts un- 
redlicher Insolventer bedeutend reduziert werden muss ; dass 
endlich das kleinere Delkredere nur durch GeschÄftsverbindung 
mit der absolut kreditwürdigen Kundschaft ei zielt wird, welche 
Geschüftsbeziehung durch die getroffene Einrichtung geschützt 
wird, da das Interesse an dieser Kundsohatt abgeschwächt wird. 
Vollständig bedeutungslos ist, wenn etwa blosM einzelne 
Kontrabenten ein höheres Delkredere gegen ihr eigenes Interesse 
durch leichtsinnige Gebarung sich zuziehen. In diesem Falle trägt 
die ganze Branche die Hälfte dos Zuwachses, was für den 
einzelnen beteutungslos ist. Es würde übrigens an der Aktion 
nichts verschlagen, wenn etwa gegen Leichtsinn durch Begrenzung 
der Delkredere nach oben im Genossouschaitsstatute 
Kautelen vorjjesehen würden. 
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Die EoutiDgentierung ermöglicht den Zusammen- 
sehluss der ganzen Branche. 

Da den kleinen Aussenseiteru ein sicherer Umsatz und 
sicherer Verdienst gewährt werden kann, so entfällt deren wich- 
tigster Einwand, wonach sie zu gleichen Preisen nicht mit den 
grösseren Firmen konkurrieren könnten. Da sie eventuell ihre Eon- 
tingente an grössere Firmen verkaufen oder zeitweilig überlassen 
können, indem sie gleichzeitig ihre Arbeitskraft im Betriebe der 
grösseren Firma rationeller verwerten — so ist ein starker Antrieb 
zu einer so vollständigen Einigung der Branche gegeben, dass alle 
Halbfabrikateuindustriellen sich ausschliesslich auf den Verkehr mit 
dem Verb?indsmitgliederu ernstlich beschränken würden, was seiner- 
seits eine weitere Erhöhung der Preise ermöglichen würde. Neue 
Konkurrenz hätte gar keinen Anknüpfungspunkt in der Branche und 
könnte es nicht wagen, ein grösseres Kapital zu investieren, um 
den Kampf mit der ganzen Branche aufzunehmen« zumal nach und 
nach auch eine bedeutende Verminderung der Vertriebs- und Maui- 
pulationskosten für diejenigen Kontrahenten sich ergeben muss, 
die in Ermangelung eines Interessengegensatzes 
von Fall zu Fall und in gewissen Beziehungen gemeinschaftlich 
vorgehen. 

Warum kann gerade eine Modebranche bei der 
Kontingentierung den grössten Gewinn erzielen? 

Der Gewinn bei der MoJobranche ergibt sich oft aus Nou- 
veautes. welche einen unvergleichlich höheren (iewinnaufschlag als 
sonst die Massenartikel vertragen. Die höhere "Renttibilität der 
Nouveautes wird jedoch in der Kegel bald dadurch nivelliert, dass 
entweder die gleichen oder ähnliche Artikel von der Konkurrenz 
auf den Markt gebracht worden. Wenn nun durch die Kontingen- 
tierung die Sorge um den Umsatz beseitigt wird, so kann der 
erste Verkäufer einer Nouveaut6 auch den Hörlistpreis zum Normal- 
preis für alle seine Nachahmer machen, zumal die Kundschaft bei 
einem solchen Artikel lange Zeit nur das Interesse hat, dass die 
Konkurrenz denselben nicht billiger erlange, und andererseits die 
kartellierten Erzenger selbst kein Interesse daran haben, bei einem 
gangbaren Artikel einen kleineren als den hüchstmöglichen Preis 
zu erzielen. Da es sich dabei um ^lodeartikel handelt, welche für 
das kaufkräftii?ste Publikum bestimmt sind, so besteht auch kein 
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wie immer geartetes sozialpolitisches Bedenken gegen die höhere 
Belohnaug des besseren Geschmackes. 

Warum kann und soll man den vorliegenden Ver- 
trag mit Beruhigung unterfertigen? 
Was die Form der in Oesterreich zu organisierenden Kartelle 
betrifft, 80 eignet sich diejenige des EontiogmteSf sowie der „Allianz'* 
mit Lieferauten und Kunden, am besten, weil die Organisation in 
der Lage sein muss, einen Vertragsbruch auch an den mächtigsten 
Branchenangehörigen, abgesehen von den strafrechtlichen Folgen, 
mit der Unterbindung seiner Existenzmoglichkeit zu ahnden. Ohne 
Sicherung dieser Garantien würde die Inkraftsetzung eines Kartell- 
vertrages nicht zu empfehlen sein, aber um diese Garantien sichern 
zu können, muss die Branche möglicherweise ein Uebergangsstadium 
des Kampfes gegen störende Ausseuseiter durchmachen, für welches 
sie ebenfalls fest zusammengeschlossen werden soll. Die Leitung 
der Branche muss schon in diesem Stadium der Gefolgschaft aller 
Gutwilligen infolge einer bindenden Verpflichtung sicher sein; sie 
muss ferner bestimmt darauf rechnen können, dass 
sie nach Erfüllung aller Voraussetzungen für eine Inkraftsetzung 
des Kartell Vertrages in vollem Umfange nicht erst wieder 
auf die Zustimmung jedes einzelnen Kontrahenten angewieseu sein 
werde ; denn sonst würde an viele die Versuchung herantreten, 
sich im letzten Augenblicke in der Hoffnung anzuschliessen, dass 
das Kartell dennoch in Kraft gesetzt und ihneu eine sehr wertvolle 
Avance als Aussenseitem belassen würde. Dies wäre eine Sisyphus- 
arbeit, die der Verein dcstoweniger auf sich nehmen kann, als ihm 
aus Opportunitätsgründen für den Fall des Scheiterns nicht einmal 
die Bedeckung der bedeutenden Kosten der Aktion gesichert werden 
können. Es bleibt also kein anderer Weg offen, als dass die mass- 
gebenden Firmen den Vertrag unterfertigen und der Plenarver- 
sammlung, sowie dem aus 10 vertrauenswürdigen Branchenangehörigen 
zusammengesetzten leitenden Komitee das Vertrauen schenken, es 
würde der Kartell vertrag nicht in Kraft gesetzt und insbesondere 
keine Preiserhöhung vorgenommen werden, insolange dies irgend 
einem Aussenseiter zum Vorteile gereichen könnte. 

Welches Intesesse haben die Eohstofflieferanteu 
an der Kontingentierung ihrer Kunden? 
Die Halbfabrikatenindustriellen und Zwischenhändler in 
Halbfabrikaten erzielen folgende Vorteile : a) sie wissen bestimmt, 
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das8 ihre Kundschaft keine Unterbilanz machen kann, und brauchen 
überhaupt kein Delkredere mehr zu veranschlagen; b) die Ge- 
schlossenheit des Verbandes ihrer Abnehmer sichert sie in zuver- 
lässiger Weise gegen neue Konkurrenz ; c) die höhere Rentabilität 
der kartellierten Branche ermöglicht auch eine Kontingentieruug 
der Rohstofflieferanten untereinander, was wieder jedes Interesse 
an einer Neuetablieruug eines Ganzfabiikatenindustriellen beseitigt, 
da eine solche ja nicht den Gesamtumsatz erhöht und auch keine 
Verschiebung des Absatzes zu gunsten einzelner Rohstofflieferanten 
mehr hervorruft; d) es kann insbesondere auch fttr die Zwischen- 
händler ein bestimmtes Quantum Halbfabrikat einem bestimmten 
Quantum Ganzfabrikat im Kontingent gleichgestellt werden, so dass 
sie für Anssenseiter die Rohstoffpreise bedeutend erhöhen und für 
den Fall eines Rückganges ihres Absatzes in Rohstoffen zu gunsten 
des Absatzes in Ganzfabrikaten von dem Verbände entsprechend 
entschädigt werden können. 

Welche Wirkung hat die Kombination eines ver- 
minderten fixen mit dem Per ze ntualk o n t i nge nt ? 

Das z. B. um lO^o verminderte fixe Kontingent dürfte von 
jedem Kontrahenten erreicht werden ; eine Gefahr des Rückganges 
und somit der Interessengegensatz tritt erst nach einer bestimmten 
Quote des dem Perzentualkoutingente zugrunde gelegten fixen Kon- 
tingentes ein, hier also etwa nach 907o des fixen Kontingentes. 
Wenn man also die Gewinnbeteiligung auf den Fall beschränkt, 
dass der eine Kontrahent 907o seines fixen Kontingentes überschreitet, 
der andere 90®/© nicht erreicht, respektive wenn die Gewinn- 
beteiligung überhaupt bezüglich der Ueberschreitungen des um 107» 
verminderten Kontingentes nach Verhältnis der Perzentualkontingente 
erfolgt, — so ist praktisch derselbe Effekt herbeigeführt, als wenn 
schlechthin die Gewinnbeteiligung nur bei Ueberschreitung der 
Perzentualkontingente normiert wäre. Für ängstliche Gemüter ist 
jedoch dabei die Beruhigung geschaffen» dass sie nicht von einem 
bedeutenden Teil ihres bisherigen Umsatzes Abgaben entrichten 
dürften. Ein Interesse am Kartellbruche besteht praktisch auch 
bei dieser Kombination nicht. 

Bei Kombination von Ziffernkontingent und Perzentualkon- 
tingent wären zunächst alljährlich die Ueberschreitungen der ver- 
minderten Ziffernkontingente zu addieren und gleichzeitig 
festzustellen, welchen perzentuelleu Ausfall am verminderten 
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Ziffernkontingente einzelne Mit^'lieder erleiden. Es ist dann vom 
üeberschusse über die vermimlerten Zifferkonttngente der fiktive 
Reingewinn znnächst zur Deckung des aiiergrössten Ausfalles bis 
zur perzentuelleu Höhe des zweitgrössten Ausfalles, dann der 
beiden so egalitierten grössten Ausfälle bis zur Höhe des dritt- 
grÖBSten perzentuelleu Ausfalles u. s. w. bis zur Deckung aller 
yerminderten Ziffernkon tiugente zu verwenden. Der Rest wird pro 
rata der Perzeutualkoutingente gutgeschrieben. Dies sei an 
folgendem Beispiele exemplifiziert: 

Sechs Kontrahenten haben folgende verminderte Ziffern-» 
respektive Perzeutualkontingente : 

gent: Kontingent: jahr: .^j^j. 

1. 250.000 25 7^ 300.000 — 

2. 150.000 15 0/^ 200.000 - 

3. 100.000 10 0/, 150.000 - 

4. 200.000 20 % 170.000 15 «^ 
6. 175.000 17-57o 160.000 8-67o 
6. 125.000 12-57o 120.000 4 «/^ 

J ,0UÜ.Ü00 1007o UÖÖÖÖÖ 

Im ersten Kartelljahre ergibt sich ein Gesamtkonsum voa 
1*1 Millionen, aber der Zuwachs ist ungleich wie oben ersichtlich. 
Von dem Mehrumsatze der ersten drei Kontrahenten per K 150.000 
über ihr vermiudeitos Ziffernkoutingent hinaus sei der fiktive 
Gewinn per 107o im Betrage von K 15.000 verfügbar. Der vierte 
Kontrahent hat einen Ausfall an seinem verminderten Ziffern- 
kontiugeut von lö^/y, also an fiktivem Reingewinne von K 1500. 
Um ihn mit dem fünften Kontrahonten perzentuell gleichzustellen, 
wäre ibui vorweii; ein Betrag von K 1280 zuzuweisen, so dass sich 
sein Ausfall ebenfalls auf H t)7o reduzieren würde. Es wäre ihm 
ferner ebenso wie dem fünften Kontrahenten soviel zuzuweisen, um 
sie beide dem sechsten Kontrabenten gleichzustellen, d. h. dem 
vierten wären weitere K 920, dem fiinfton wären K 800 zuzuweisen. 
Hierauf wäre allen drei Zurnckgebliebonon die Ergänzung auf die 
verminderten Zifteruküntiuj^ente zuzuweisen, also dem vierten noch 
K 800, dem fünften noch K 702, dem sechsten noch K 500. Es 
hätten somit erb alten der vierte K 3000, der fünfte K 1500, der 
sechste K 500, zusammen alle drei K 5000, so dass noch K 10.000 
zur Verteil un«^ nach Massgabo der Perzeutualkontingente verbleiben. 
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Vereinfachung der Feststellung derEontingents. 

Die auf dem Vertragsentwurf abgedruckte Einschätzungsliste 
wurde mit dem Bemerken übermittelt, dass die Schätzuugsziffem 
ohne Prüfnng der Bücher der Berechnung des Perzentualkontingentes 
zugrunde gelegt werden sollen. Ein höheres Kontingent soll nur 
auf Grund einer Bücherprüfung und Genehmigung von selten eines 
neu zu wählenden Komitees zugrundegelegt werden. 

Kann auf die Dauer eine lose Preiskonvention 

erhalten bleiben? 

Die Erfahrung lehrt, dass lose Preiskonventionen nur als 
Uebergangsstadium zu höheren Orgauisationsformen dienen können, 
weil selbst bei absoluter Vertragstreue aller Verbands- 
angehörigen früher oder später die Erinnerung an den dem Kartelle 
vorausgegangenen ruinösen Preiskampf verblasst und die Sorge vor 
einer Verschiebung der Umsätze durch geheime Kartellbrüche eine 
immer steigende Beunruhigung hervorruft. Die höhere Organisations- 
form etabliert sich jedoch oft erst nach erfolgter Freigabe der 
Preise und Wiederherstellung eines sehr verschärften Kon- 
kurrenzkampfes. Letzterer ist für die kapitalsschwächeren 
Konkurrenten desto empfindlicher, als ihr durch das Kartell gestärkter 
Kredit wieder vollständig erschüttert wird, was erst recht zu Not- 
verkäufen zwingt; für die kapitalsstarken Branchenangehörigen 
ergeben sich starke Verluste und für alle Konkurrenten ergeben 
sich Kekriminationen der Kunden wegen Entwertung der 
Lager, welche leicht als Vorwand für Zahlungseinstellungen 
benützt werden. 

Die Differenz zwischen Wiederauflösung des losen Preiskartells 
einerseits und den Folgen des Ueberganges zur Kontingentierung 
anderseits darf für die hier in Betracht kommende Industrie ohne 
Uebertreibung tolgenderraassen veranschlagt werden. 

Dr. M. Etlinger, Die Regelung dos Wettbewerbes. 15 
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Naoh allgemeiner Uebereinstimmung muss bei Auflösung des 
Kartells sich ein Preisabschlag von mindestens 10% ergeben. Hin- 
gegen erhöht sich durch die Kontingentierung bei vorsichtigster 
Schätzung die Rentabilität f olgendermassen : 

Verminderung des Delkredere 17o 

Ersparung an Verzugszinsen und sonstigen willkürlichen 

Abzügen von selten der Kundschaft 2% 

Allmähliche Erhöhung des derzeitigen durchschnittlichen Preis- 
aufschlages (Nichtberücksichtigung des Preisrtlckganges 
der Eohmaterialien, Mässigung der Zugeständnisse an 

begünstigte Kunden) 57o 

Verminderung der Regie 57o 

Verbilligung des Bankkredites IVo 

Planmässige Erhöhung des Umsatzes durch Monopolisierung 
der Branche und Erweiterung des Exportes, Difierenz 

gegen kartellosen Zustand . . 2^/q 

Erhöhung der derzeitigen Rentabilität zusammen ... . 16% 
Hiezu als ersparter Preisrückgang oben erwähnte . . . . . 10^/q 
Differenz in der Rentabilität auf den derzeitigen Umsatz 

berechnet 26% 

Hiezu ist die Differenz in der Veranschlagung der Existenz- 
sicherheit und Ersparung eines die Nerven angreifenden Preiskampfes 
zu berücksichtigen. Wer etwa 600.000 Kronen Jahresumsatz derzeit 
erzielt, dessen nächste Bilanz wird also nach einem aufreibenden 
Kampfe um 1 56.000 Kronen kleiner sein, sils bei Kontingentierung, 
sobald letztere nicht zustaadekommt, — und er wird deshalb even- 
tuell erst nach schweren Opfern der unabweislichen Notwendigkeit 
Rechnung tragen. 

Wenn es wahr ist, dass einzelne Mitglieder in grösserem 
Umfange Kartellbrüche begangen haben, so kommt für diese noch 
die Ersparnis an Untergeboten, welche bei Kontingentierung über- 
flüssig werden, in Betracht. 

Warum empfiehlt sich die Form eines Qenossen- 
schaftsstatutes lür einen Kontingentierungs- 
vertrag? 
a) Um die Kontrolle über die Einhaltung des Vertrages zu 
ermöglichen, muss eine von dem Vorkäufer verschiedene Person 
ausschliesslich zum Inkasso berechtigt sein, und es eignet sich hiezu 
am besten die Branche selbst in ihrer Eigenschaft als juristische 
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Person ; denn dadurch wird der Kundschaft gegentlher ersichtlich 
gemacht) dass die gemeinschaftliche Inkassostelle auf Grund einer 
allgemeinen Vereinbarung obligatorisch geworden ist. 

b) um die Sicherheit für die Zahlung des Beingewinnes aus 
•den Mehrumsätzen zu erlangen, muss die Forderung Eigentum der 
<jenossenschaft werden, damit ein kleiner Ferzentsatz der Aussen- 
stände von der als Zahlstelle dienenden Bank als Kaution zurttck- 
hehalten werden könne. 

c) Den kapitalsschwachen Kontrahenten wird durch die 
Unmöglichkeit einer Doppelbelehnung infolge Uebertragang der 
Aussenstftnde an die Genossenschaft ein billiger Bankkredit 
gesichert. 

d) Durch die Ermöglichung des Bareinkaufes wird für den 
Pall eines Boykotts wortbrüchiger Kontrahenten die Besorgnis der 
Rohmaterialienlieferanten beseitigt, dass sie durch diesen Boykott, 
respektive durch den Abbruch der Geschäftsverbindung zu Schaden 
kommen könnten. 

e) Da die kartellierten Ganzfabrikantenindustriellen anderseits 
infolge des Bareinkaufes von den Lieferanten unabhängig sind, 
können sie auch leichter einen wortbrüchigen Lieferanten mit dem 
Abbruch der Gefchäftsverbindung bestrafen. 

i) Den ^litgliedern wird es ermöglicht, jede Zumutung der 
Kundschaft in bezug auf Umgehung des Kartells, ungerechtfertigte 
Abzüge n. dgl. mit dem Hinweis abzulehnen, dass ja das Inkasso 
unter Kontrolle der Branche steht. Die Genossenschafts form schliesst 
-es nicht aus, dass einzelnen absolut vertrauenswürdigen oder sonst 
zvL einer Ausnahmsstellung berechtigten Firmen die Uebertragung 
des Eigentnms an die Genossenschaft erlassen wird, so dass bloss 
«ine gemeinschaftliche lukassostelle für dieselben obligatorisch 
bleibt. Die Forderungen der Genossenschafter köimen selbstverständ- 
lich sofort der als Inkassostelle fungierenden Bank mit dem Vor- 
behalt weiter zediert werden, dass der Anspruch auf den Gegenwert 
zu gunsten des Genossenschafters bei Eingang fällig wird. Die 
Eingänge sind von der Bank des Syndikates jeweils unverzüglich 
an die betreffenden Genossenschafter abzüglich der Kaution abzu- 
führen. Die Einziehung der Aussenstände erfolgt jedoch ausschliesslich 
nach Weisung des Mitgliedes, wo nicht eine Vereinbarung mit dem 
die Forderung belehnenden Institute oder sonstigem Finanzmanne 
-entgegensteht. 

15* 
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Erweiterung des Gesamtumsatzes. 
Der Gesamtumsatz mnss naturgemäss eiue Erweiterung 
erfahren, weil 

a) alljährlich mit dem Zuwachse der Bevölkerung und des 
Luzusbedürfnisses auch der Konsum des bezüglichen Artikels 
wachsen mnss, 

b) weil mindestens bezüglich eines Teiles des Umsatzes eine 
Preiserhöhung im Vergleiche zum karteliosen Zustande sich 
ergeben muss, 

c) weil planmässig auf Kosten der Branche gefährliche kleine 
Erzeuger zum Verzichte auf Selbsterzeugung oder zur Einhaltung 
von Kartellpreisen bewogen werden können, 

d) weil die Zwischenhändler durch eiue starke Branche zur 
Hochhaltung der Rohmaterialienpreise gezwungen und eventuell 
durch eine Kontingentierung des Kühmaterialienverkaufes in Gemein» 
Schaft mit den Erzeugern entschädigt werden können. 

e) weil die Sorge um den inländischen Absatz gemildert und 
80 die Energien für die Eroberung des Auslandsmarktes freigelegt 
werden ; weil femer Rollektivreisende und Ausfuhrprämien in kleinem 
Umfange grosse Effekte hier erzielen müssen. 

f) Einer Erschlaffung wird durch die periodische Neuauftei- 
lung der Kontingente sowie allenfalls durch Kombination von 
Ziffern- mit Perzentualkontingent vorgebeugt. Wenn z. B. SO^o des 
Ziffernkontingentea von jeder Abgabe freibleiben, so läuft der 
Untätige in einem Krisenjabre Gefahr, keine Entschädigung für 
seinen Ausfall zu erhalten, und er wird daher immerhin sein 
Geschäft sorgfältig führen. 

Beseitigung des Interesses am K art e 1 1 br u ch e 

insbesondere 

ist der Zweck der Kontingentierung. Dieser wird dadurch erreicht, 
das es nur rentabel erscheint, dea eigeneu Umsatz in einem 
bestimmten Verhältnisse zum Gesamtumsätze zu erhalten (Perzentual- 
kontingent), und dass anderseits für ein bestimmtes Kontingent 
innerhalb praktisch in Betracht kommender Grenzen auch von der 
Branche eine Sicherheit geboten wird (Gewinnvergütung). Wenn 
es auch ganz ausgeschlossen ist, da^s der Gesamtumsatz in Ver- 
gleiche zum kartellosen Zustande zurückgeht, so muss doch für den 
allerschlimmsteu Fall (Krise, MLssernte) auch vorgesorgt werden^ 
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da«s das Interesse am Eartellbruche beseitigt bleibe. Es ist tnit 
Recht anzuuebmen, dass der Maximalrttckgang des Gesamtamsatxes 
lO^/o betragen kann, und wenn jemand in einem solchen Jahre 
allein dennoch seine lOO^o erreicht, so kann er bestimmt annehmen, 
dass er im kartellosen Zustande diesen Umsatz in einem solchen 
Jahre nicht erreicht hätte, da eben der Gesamtumsatz noch kleiner 
gewesen wäre. Keineswegs darf man wegen dieser fernliegenden 
Möglichkeit, der einzige Begünstigte einer Branche zu sein, den 
Hauptzweck des Kontingentes vereiteln. Bei der Annahme, dass 
der Gesamtumsatz gleichbleibt, ist selbstverständlich ein 
fiktiver Gewinn innerhalb der lOO^/g nicht zu entrichten, wenn auch 
einzelne Kontrahenten ihre lOO^o nicht erreicht haben ; denn diese 
werden von den Mehrumsätzen anderer Kontrahenten über lOO^/o 
entschädigt. Insolange jemand sein Kontingent nicht erreicht, macht 
er kein Geschäft mit weniger als dem vorgeschiiebenen Reingewinne, 
weil er ja diesen Reingewinn von einem anderen erhalten kann, der 
an seiner statt das Geschäft machen wttrde. Nach Ueberschreitung 
des Kontingentes muss er erst recht den Reingewinn erzielen, da 
er solchen ja abgeben mnss. 

Wirtschaftliche Energie. 

Da bei gleichen Preisen die Kundschaft vorzieht, ihre bis- 
herigen Geschäftsverbindungen aufrechtzuerhalten, da anderseits 
niemand ein Interesse am Kartellbruche und zum Teile auch an 
Eroberung neuer Kunden besitzt, so wird mindestens jene Agilität 
entfallen, welche zur Abwehr von Angriifen erforderlich ist. Jene 
schädliche Energie, welche der Kundschaft mehr aufdrängt, als sie 
absetzen kann, iät nur bei Vorhandensein von Interessengegensätzen 
zwischen dem einzelnen und der Gesamtbranche vernünftig, nicht 
aber bei der Kontingentierung. Diese Energie führt zur Sohleuder- 
konkurrenz unter der Kundschaft und Insolvenzen. Die ganze 
Energie wird daher filr Wahrung der Interessen der Gesamtbranche 
frei werden. 

Delkredere und Bonifikationen insbesondere. 

Falls der Durchschnitt des Delkredere einer Branche z. B. 
87s% beträgt, stellt sich der Austausch des halben Delkredere 
folgendermassen : Wer mehr als dVs^/n Delkredere ausweist, erhält 
von der Branche ein Geschenk. Der technische Zweck der gegen 
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seitigen Haftung ftir daa halbe Delkredere, welches bei BegreDzun 
anf 57o nach oben nur 2Vj7o ^^^ einzelnen Kontrahenten betragen 
würde, ist der Knndenscbntz, d. h. die HersteUung einer Gleich- 
wertigkeit der Kunden, zum Teile auch die Verhütung allzu grosser 
Aengstlichkeit bei Kreditierung. Letzteres ist jedoch schon durch 
die Kombination des Ferzentual- mit dem Ziffernkontingent aus- 
giebig erreicht. Die Gleichwertigkeit der Kunden sollte auch durch 
die Tragung der Bonifikationen von selten der Branche augestrebt 
werden. Wenn die Bestimmung bezüglich der Mittragung dea 
Delkredere und der Bonifikationen entfällt, muss die Gleichwertig- 
keit durch eine solche Höhe der Bonifikationen womöglich her- 
gestellt werden, bei welcher die Eentabilität allrr Geschäftsbezie- 
hungen annähernd die gleiche bleibt. Wo dies, wie bei Gewinnung 
Ton gefährlichen Kunden, nicht möglich ist, muss das Plus von der 
Branche getragen werden, insoferne sich nicht Freiwillige genug 
anbieten, die sich die minder rentablen Verkäufe ins Kontingent 
einrechnen lassen. Ausserhalb des Kontingentes könnte dies nicht 
erfolgen, ohne dass Misütrauen beztlglich allfälliger Umgehungen 
sich ergeben würde. Eine Mittragung des Delkredere und der 
Bonifikationen kann daher auch entfallen, und die Gleichwertigkeit 
der Kundschaft muss dann durch entsprechende Höhe der Boni- 
fikationen für besonders kreditwürdige und grosse Konsumenten 
gesichert werden. Es kann insbesondere ein progressiver Konsum- 
rabatt am Schlüsse des Jahres von selten der gesamten Branch» 
gewährt werden, wobei dieser Rabatt schon bei einer niedrigen Grenz© 
anfangen kann, wo die Zahlung innerhalb 60 Tagen erfolgt, so dass 
der Kassakauf ebenso wie der grösssere Umsatz begünstigt erscheint.. 

Auflösung einer Firma. 

Das Kontingent ist ein Vermögensobjekt der Firma. Wenn 
nichts anderes zwischen den scheidenden Gesellschaftern vereinbart 
ist, so hat jeder den Anspruch auf das halbe Kontingent Diea 
entspricht auch dem Interesse der Gesellschafter, da ohne Kontin- 
gentierung der Umsatz als solcher wertlos wäre. 

Verhältnis zu den Reisenden. 

Die Reisenden können nur in bezng auf einen Teil des künftigen 
Zuwachses zum Gesamtumsätze Konzessionen mit Recht erwarten, 
zumal sie dann mit Energie den Gesamtumsatz erweitern helfen 
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werden. Aber auch da wird es sich um die Form der Zuwen- 
dung handeln. Stellt man etwa das entsprechende Kontingent in 
natura den Reisenden zur Verfügung, so werden Diffeienzen über 
die Verteilungsfrage unter den Reisenden entstehen. Führt man 
aber den fiktiven Gewinn an den Verein zur Gründung einer Arbeits- 
losenunterstützungskasse oder eines Pensionsfondes ab, so kommt 
dies allen Reisenden zugute. Ohne Kartell würden sich übrigens die 
wenigsten Reisenden etablieren können. Schliesslich bleibt es den 
einzelnen Firmen unbenommen, aus ihrem eigenen oder einem ange- 
kauften Kontingente den Reisenden etwas abzugeben. 

Verwaltungskosten. 
Bei Zugrundelegung eines Gesamtumsatzes von 10 Millionen 
Kronen dürften die gesamten Verwaltungskosten ungefähr 7 pro 
mille des Umsatzes bis höchstens 17o betragen, wogegen die Ver- 
billigung des Bankzinsfusses allein ftlr einen grossen Teil der 
Branche mehr als 7 pro mille darstellen würde. 

Ausdehnun g des Umsatz es der einzelnen Firmen 

insbesondere. 
Durch die Kontingentierung wird das während einer 
bestimmten Zeitperiode bestehende Verhältnis zwischen den Um- 
sätzen der einzelnen Firmen festgelegt, so dass namentlich die 
grossen Firmen in höherem Masstabe perzentuell wohl gleich- 
massig, absolut jedoch mehr als die kleinen Firmen an Umsatz 
gewinnen ; der Vorteil der grossen Finnen bedeutet jedoch keines- 
wegs den Schaden der kleinen Firmen ; denn im kartellosen Zustande 
fällt der Zuwachs am Gesamtumsätze in der Regel neuen Kon- 
karrenten zu, während die kleinen Firmen stets von den kapi- 
talskräftigen grossen Firmen in ihrer Existenz bedroht bleiben. 
Es verzichtet somit niemand in bezug auf den künftigen Zuwachs 
auf eine Chance, die er etwa im kartellosen Zustande besessen hätte. 

Schutz gegen neue Konkurrenz insbesondere. 
Eine kontingentierte Branche kann den Schutz gegen neue 
Konkurrenz zum Teile sich aus eigener Kraft sichern, so dass die 
Mithilfe der Rohstofflieferanten, respektive Arbeiter nur im äussersten 
Not falle angerufen werden muss und daher desto zuverlässiger 
gewahrt wird. Als Mittel zum Schutze gegen Aussenseiter erscheint: 
a) Die Erstellung von höheren Bruttopreisen mit Rabatten, welche 
unter der Bedingung einer Wahrung des Verbau dsverkehres 



- 232 — 

gewährt werden. Der Warenbezug von Anssenseitern macht des 
Babattes für die ganze Dauer der GeRchäftsverbindung verlustig 
(indirekter Kundenbann), b) Die Gewährung von brancheumässigen 
progressiven Konsumrabatten für grosse Konsumenten und 
Eassakäufer. Wenn z. B. mit jedem Tausend- Kronen-Umsatz bis 
zur Höchstgrenze von 107o ein um je 1% sich steigernder Konsum- 
rabatt gewährt wird und überdies erklärt wird, dass bei Zahlung 
innerhalb TtO Tagen dieser Rabatt schon beim ersten Tausend 
Kronen, bei Zahlung nach 60 Tagen erst beim sechsten Tausend 
Kronen beginnt — so wird eine Kundschaft, welche Waren nm 
5ü00 K unbedingt von den kartellierten Firmen beziehen mnss, 
ihren Bestbedarf von 5000» respektive 10.000 K nicht gerne bei einem 
AuBsenseiter kaufen, da sie ja auf ihren ganzen Umsatz, ein- 
schliesslich der bereits gekauften 5000 K, eine Preisdifferenz von 500 K, 
respektive 1500 auch bei den kartellierten Mitgliedern sich sichern 
kann. Der Eassakäufer riskiert auf seine restlichen 5000 K 10^/«, 
der Ereditkäufer auf seine restlichen 10.000 E 15% (indirekter 
Eundenbann). c) Der Abbruch der Geschäftsverbindungen mit 
Eunden, welche durch Ereditgewährung oder bestimmte Waren- 
qualitäten auf die Eartellmitglieder augewiesen sind, und daher 
zum Verzichte auf Aussenseiter sich entschliessen müssen (direkter 
Eundenbann). Die Halbfabrik ateuindustriellen können nun den 
Schutz gegen Aussenseiter durch dieselben Massnahmen gegenüber 
den Eartellmitgliedem sichern, wie letztere gegenüber ihrer Kund- 
schaft. In analoger Weise können sie aber auch gegen solche kleine 
Abnehmer ihrer Rohmaterialion vorgehen, welche bloss den Detail- 
verkauf betreiben und daher nicht kartelliert sind, aber leicht zum 
Engrosvertriebe ausserhalb des Karteils der Engroserzeuger über- 
gehen könnten. Auch gegenüber den Rohstofflieferanten kann von 
den kartellierten Ganzfabrikatenindustriellen eine Kommissions- 
notenklausel vorgesehen werden, wonach bei Verletzung des aus- 
schliesslichen Bezugsrechtes auf die Rohstoffe ein weiterer Rabatt 
als ausbedungen erklärt wird, d) Die kontingentierten Erzeuger 
können schliesslich kleinen konkurrenzunfähigen Mitbewerbern auf 
Basis ihres minimalen Reinertrages in kartelloser Zeit entweder ihr 
ganzes Produkt für die Kontiugentierungsdauer unter Sicherung des 
ausschliesslichen Bezugsrechtes abkaufen oder gegen Bezahlung 
des minimalen Reiiigewinues ihnen den Umsatz (das Geschäft) für 
diese Dauer ablösen. 
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Vereinbarung 

(Konditionskartell) 

welche zwischen den unterzeichneten Firmen am unten festgesetzten 
Tage ehrenwörtlich geschlossen wurde. 

Zweck der Vereinbarung. 

§ 1. Der Zweck der Vereinbarung ist die Einführung gleicher 
angemessener Verkanfsbedingungen beim Verkaufe aller Erzeng- 
nisse in Oesterreich-Üngam und dem Okkupationsgebiete, ferner 
die Herstellnng eines diesbezüglichen Einvernehmens mit den ans- 
ländischen Stofferzeugern für einzelne ausländische Gebiete. 

Zahlungsbedingungen. 

§. 2. Die Kontrahenten sind vom Jänner 1905 ab für sich 
und ihre Rechtsnachfolger, worunter auch die Geschäftsnachfolger 
verstanden sind, und zwar jeder Kontrahent sowohl der Gesamtheit 
der Mitkontrahenten wie jedem einzelnen derselben gegenüber ver- 
pflichtet, der Kundschaft der Krawattenbranche, sowie den Zwischen- 
händlern in Oesterreich-Ungarn und dem Okkupationsgebiete, ihre 
Erzeugnisse nicht günstiger, als untei folgenden Zahlungsbedin- 
gungen abzugeben : 

Für Kassa innerhalb 30 Tagen ab Ende des Lieferungs- 
monates mit 57o Kassaskonto oder sechsmouatlichem Akzept ohne 
Skonto ; 

für Kassa innerhalb 30—60 Tagen ab Ende des Lieferunga- 
monates 47©; 

für Kassa innerhalb 60—90 Tagen ab Ende des Liefenings- 
monates 3%. Nach Ablauf von 3 Monaten wird ein Kassaskonto 
nicht mehr gerechnet. 
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Kundeu, die auf Akzeptregulierung reflektieren, haben nur 
Anspruch darauf, wenn sie sich dies bei Erteilung der Ordre aus- 
drücklich bedingen. 

Das Akzept ist innerhalb 80 Tagen nach Ablauf des Lieferungs- 
monates zu erteilen. Ist das Akzept bis dahin nicht gegeben, gilt 
die Lieferung als „per Kassa gekauft^' und tritt obige Kassakon- 
dition in Kraft. 

Fttr Zahlungen, welche innerhalb eines Monates, d. i. Tor 
dem Ultimo des betreffenden Monates geleistet werden, wird eine 
Zinsen Vergütung von 67o P- a* In Anrechnung gebracht. Kimessen 
werden nicht als Barzahlung angenommen. 

Waren, welche nach dem 25. eines Monates gelietert werden, 
gelten als in dem darauffolgenden Monate geliefert. 

Die Kunden werden mittelst rekommandierten Schreibens 
von den Zahlungsbedingungen des Vereines yerständigt, zu 
welchem Behufe die Namen der Kunden dem Vereine bekannt- 
zugeben sind. 

Haftung für Angestellte. 

§ 3. Jeder Kontrahent ist für die durch seine Angestellten, 
Keisenden oder Agenten verschuldeten Vertragsübertretungen haftbar 
und hat filr die dadurch verwirkten Vertragsstrafen aufzukommen. 
Es ist den Mitgliedern nicht gestattet, den Angestellten, Reisenden 
oder Agenten Waren filr eigene Rechnung oder zum Verkaufe unter 
deren Namen zu lietern. 

Musterlieferung. 

§ 4. Muster dürfen nur gegen volle Bezahlung geliefert 
werden. 31assabweichungen müssen bis zu einem Meter per Dis- 
position und Farben Stellung geduldet werden. Bei Waren mit 
Schnittkanten darf eine Schnittvergütung nicht bewilligt werden. 

Anzeigepflicht und Klagezwang. 

§ 5. Jeder Kontrahent ist verpflichtet, falls die Kundschaft 
nach Ablauf von drei Monaten seine Rechnung nicht bezahlt hat, 
dieselbe in Intervallen von je acht Tagen zu mahnen, und falls eine 
dreimalige Mahnung erfolglos geblieben ist, dem Vorstande der 
Vereinigung der Stofitabrikanten hievon Anzeige zu machen und 
die Kundächaft durch den Vertrauensmann einzuklagen. 



— 235 — 

Ebeuso ist jeder Kontrahent verpflichtet, die Anzeige zu 
machen, wenn sich bei der Bezahlung Differenzen ergeben, die mit 
den vorstehenden Abmachungen in Widerspruch stehen, sobald die 
Kundschaft diese Abmachungen nicht respektieren will. Auch in 
diesem Falle ist der Kontrahent verpflichtet, den strittigen Betrag 
über Aufforderung von seite des Vertrauensmannes 
einzuklagen. 

Auf keine Weise dürfen die früher nominierten Bedingungen 
erweitert werden, und zwar nicht durch den Kunden gewährte 
Begünstigungen, wie Valutierungen, Umsatzprämien, Gratismuster, 
über Termin fällige Coupons, Anweisungen oder Rimessen, hinaus- 
yalutierte Cheks oder andere Begünstigungen, deren Aufzählung 
unmöglich ist, welche aber eingeräumt werden könnten, um obige 
Bedingungen zu umgehen. 

Kontrolle. 

§ 6. Die Kontraheitten unterwerfen sich einer strengen lieber- 
wachung seitens der Organe der Vereinigung, verpflichten sich zur 
prompten Auskunftserteilung und gestatten dem Vertrauensmanne 
Einsicht in die nötigen Geschäftsbücher und Korrespondenzen ; der 
Vertrauensmann verständigt von der Einleitung der Untersuchung 
und deren Resultat den Präsidenten oder dessen Stellvertreter. 
Die Mitglieder verpflichten sich überdies ehren wörtlich, über alle 
gemachten Geschäfte koiTokt Buch zu führen und keine separaten 
Aufzeichnungen, welche eine Umgehung ermöglichen, zu machen. 
Der Name des Beschwerdeführers wird während der Erhebungen 
Terschwiegen, insolange nicht über sein Verlangen oder Anordnung 
des Vorsitzenden der Branchen Organisation die Beschwerde vor den 
Vorstand gebracht wird. 

Jedes Mitglied ist verpflichtet, alle zu seiner Kenntnis 
kommenden vermutlichen Vertragsverletzungen dem Vertrauens- 
manne zu berichten, und werden dieselben von diesem geprüft. 
Diejenigen Mitglieder, welche dem Vertrauensmanne zur Unter- 
suchung die Vorlage ihrer Geschäftsbücher oder Korrespondenzen 
ganz oder teilweise verweigern, sind so anzusehen, als wenn sie 
den Gegenstand der Anklage einräumen. Die Verweigerung dieser 
Einsicht oder Verweigerung der Auskunft wird unabhängig von 
der wegen der Uebertretungen sonst zu verhängenden Strafe direkt 
mit einer Konventionalstrafe von K 800.— genhnJet. 
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Der Vertranensmann hat nach abs^esrhlossener Untersuchung 
sofort dem Vorsitzenden der Vereiuignng der Stoffabrikanten oder 
dessen Steltyertreter Dber den Befund schriftlich Mitteilung zu 
machen^ worauf dieser innerhalb acht Tagen eine Vorstandssitzung 
unter Zuziehung des Vertrauensmann eä und des betreffenden Fabri- 
kanten einberofen kann. Der Vorstand beschliesst über die wegen 
der Uebertretung zu verhängende Konventionalstrafe. Sollte ein 
Mitglied mit der vom Vorstande festgesetzten Ordnungs- oder einer 
sonstigen Konventionalstrafe nicht einverstanden sein, oder sollte 
er dieselbe nicht freiwillig und ohne jeden Verzug entrichten, so 
entscheidet auf Anrufen von seite des betreffenden Mitgliedes oder 
Vorstandes ein Schiedsgericht nnter Ausschluss des Rechtsweges 
über die Höhe der Strafe. 

Pönale. 

§ 7. Uebertretungen der §§ 2, 3, 4 werden bis zum Fünfzigfachen 
Betrage der eruierten gewährten vertragswidrigen Begünstigung, 
zumindestens aber mit K 500. — geahndet. 

Nicht beabsichtigte Verstösse gegen die Vertragsbestimmungen 
werden nach Ermessen des Vorstandes mit einer Ordnungsstrafe 
bis zu K 100.— bestraft. Minimale Differenzen kann der Vor- 
stand ant Antrag ohne Strafe bloss mit der Eonstatierung in 
den Versammlungen rügen. 

Fühlt sich der betreffende Kontrahent durch die Straffest- 
setzung beschwert, so entscheidet das binnen zwei Wochen zu bean- 
tragende, im § 10 vorgehende Schiedsgericht. 

Beitrag zu den Kosten. 

§ 8. Zur gemeinschaftlichen Bestreitung der Ausgaben wird 
eine Kassa gebildet, in welche die Konventionalstrafen fliessen und 
an die die Beiträge der Mitglieder zu zahlen sind, deren Höhe 
jeweils vom Vorstande fesgesetzt wird. 

Der Vertrauensmann. 

§ 9. Der Vorstand bestellt einen neutralen Vertrauensmann, 
welcher alle Anordnungen und vom Vorstande veranlsssten Kon- 
trollen zu üben hat. Der Vertrauensmann nimmt an allen General- 
versammlungen und auf Verlangen des Vorstandes auch an den 
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VorstandsBitzuDgen teil, jedoch ohne Stimmrecht Falls sich dir 
Vertrauen smaon eiues Substituten bedienen will, muss dieser 
Yon dem Vorstande genehmigt werden. 

Schiedsgericht. 

§ 10. Der Antrag auf Berufung des Schiedsgerichtes ist 
seitens des betreffenden Mitgliedes innerhalb zwei Wochen nach Mit* 
teilung des Bescheides bei dem Vorsitzenden des Vorstandes schrift- 
lich zu stellen. Gegen Verurteilung von seite des Schiedsgerichtes 
hat das betreffende Mitglied das Kecht, bei dem Vorstande um 
Ermässigung einzokommen. 

Das Schiedsgericht wird in der Weise gebildet, dass der 
Vorstand und das der üebertretung beschuldigte Mitglied je zwei 
Bichter ernennen, während der Vorsitzende der Vereinigung der 
Stoffabrikanten oder dessen Stellvertreter auch gleichzeitig Vor- 
sitzender des Schiedsgerichtes ist. 

Falls innerhalb 48 Stunden nach Aufforderung die Schieds- 
richter nicht namhaft gemacht werden, delegiert der Vorsitzende 
der Vereinigung der Stoffabrikanten oder dessen Stellvertreter 
solche Schiedsrichter anstatt des Beschuldigten. 

Kaution. 

§ 11. Jeder Kontrahent hat K 1000 .~ bar und vier Sola- 
wechsel ä K 1000.— auszufüllen und dem Vorsitzenden bei Inkraft- 
setzung dieses Vertrages zu übergeben. Diese Beträge und Wechsel 
werden bei einer vom Vorstande zu bezeichnenden Stelle deponiert. 

Jeder Kontrahent ermächtigt den Vorsitzenden und den 
jeweiligen Vertrauensmann nach Massgabe der nachfolgenden 
Paragraphe zu verftthren. 

Weiterbegebung der Wechsel. 

§ 12. Hat das verurteilte Mitglied die erkannte Strafe nicht 
binnen acht Tagen nach der Zustellung des Schiedsspruches beim 
Vertrauensmanne eingezahlt, so kann durch den Vorsitzenden aus 
der Barkaution der entsprechende Betrag abgehoben und nötigenfalls 
auch die Wechsel dera Depot entnommen und einem Bankbause 
oder einem Dritten mit Giro zum Inkasso übergeben werden. Die 
Wechsel müssen auf Sicht gestellt und vor Ablauf von zwei Jahren 
durch andere gleichlautende ersetzt weiden. 
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§ 13. Die in Gemässheit des § 12 eickassierten Wechsel sind 
sofort durch neue zu ersetzen. Wird die Ergänzung der Barkaution 
oder die Herausgabe des neuen Wechsels eine Woche lang trotz 
Auiforderung seitens des Vertrauensmannes verzögert, so verfällt 
der betreffende in eine vom Vorstande, eventuell vom Schieds- 
gerichte festzusetzende Strafe von zunächst K 100.—, welche jedoch 
so lange erneuert wird, als derselbe den wiederholten Aufforderungen 
seitens des Vertrauensmannes zur Uebergabe des Wechsels nicht 
nachkommt. Diese Aufforderungen sollen in Zwischenräumen von 
nicht unter 14 Tagen erfolgen. Sollte ein Mitglied sein Geschäft, 
so weit es hier in Betracht kommt, ganz oder teilweise au andere 
übertragen, so bleibt es so lange für das den Vertragsvorschriften 
entsprechende Verhalten des Uebernehmers und die Zahlungen der 
Gebühren haftbar und verantwortlich, als der Uebernehmer nicht 
selbst dem Vertrage beigetreten ist. 

Vertragsdauer. 

Der Vertrag wird auf die Zeit bis zum 1. Jänner 1908 
geschlossen und verlängert sich stets auf die Dauer von drei Jahren, 
falls nicht wenigstens sechs 3ronate vor Ablauf seitens eines oder 
mehrerer Kontrahenten Kündigung erfolgt. Die Kündigung erfolgt 
an den Vorsitzenden der Vereinigung der StolTabrikanten mittelst 
rekommandierten Schreibens. Erfolgt eine Kündigung, so entscheidet 
eine innerhalb vier Wochen abzuhaltende Versammlung der Kontra- 
henten durch Zweidrittel-Mehrheit, ob mit den übrigen Kontra- 
henten das Vertrags Verhältnis fortgesetzt werden soll. . 

Auflösung des Vertrages. 

§ 15. Die Auflösung des Vertrages kann vor Ablauf der 
Vertragsdauer nur durch Genoralversammlungsbeschluss erfolgen, 
jedoch mit der Massgabe, dass Drei Viertel der Kontrahenten dafür sein 
müssen. Alle Uebertretungen, welche binnen zwei Monaten nach 
Ablauf der Vertragsdauer oder nach Kündigung von seite eines 
Mitgliedes beim Vorsitzenden zur Anmeldung kommen, werden nach 
Vorschrift dieses Vertrages untersucht und entschieden. 

Den Kontrahenten, gegen welche Uebertretungen nicht ange- 
meldet sind, werden die deponierten Wechsel und das Bargeld zwei 
Monate nach Auflösung des Vertrages, beziehungdweise nach ihrem 
berechtigten Rücktritte zurückgegeben. 
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Die Wechsel und das Bargeld der Kontrahenten, gegen 
welche noch Untersuchungen seh wehen, bleiben bis zur Austragung 
der Sache deponiert. 

Der verbleibende Kassenbestand wird nach Ablauf des Ver- 
trages, soferne er nicht Atr noch zu entrichtende Kosten erforderlich 
wird, unter den Kontrahenten zu gleichen Teilen verteilt. Sollte 
jedoch der vorhandene Bestand nicht aasreichen, um die bei oder 
nach der Auflösung entstehenden Unkosten zu decken, so haben die 
Kontrahenten selbe zu gleichen Teilen zu decken. 

Die Giltigkeit des Vertrages ist von dem Anschlüsse oder 
Austritte einzelner Stoffabrikanten nicht abhängig, sobald der Vor- 
stand der Vereinigung der Stoffabrikanten die Inkraftsetzung dieses 
Vertrages einmal deklariert haben wird. 

Ueber alle aus diesem Vertrage sich ergebenden Streitigkeiten 
zwischen der Gesamtheit der Kontrahenten und den einzelnen 
Kontrahenten, sowie den Kontrahenten untereinander entscheidet 
unter Ausschluss des Rechtsweges das in § 10 vorgesehene Schieds- 
gericht endgültig. 

Ermächtigungen des Vorstandes und der 

Plenarversammlung. 

§ 16. Die Gefertigten sind ferner ohreuwörtlich verpflichtet, 
solchen Krawattenfabrikanten, welche nach der durch Majoritäts- 
beschluss festgestellten Ansicht des Vorstandes der Vereinigung 
der Stoffabtikanteu die Interessen der Branche beeinträchtigen, 
keine Waren zu liefern ; weiters die von der Plenarversammlung 
der Kontrahenten mit Majori tätsbeschluss den Krawattenfabrikanteu 
oder den ausländischen Krawatten- und Krawattenstoffabrikanten 
gemachten Zugeständnisse zu respektieren. 

Interpretationen. 

§ 17. Falls sich Zweifel über die Vertragspflichten ergeben, 
belehrt der Vorstand über den Sinn dieses Vertrages, gegen dessen 
Belehrung kann die endgültige Entscheidung der Plenarversammlung 
angerufen werden. 

Der Vorstand kann Umgehungsmöglichkeiten bezüglich des 
Vertrages feststellen, deren Anwendung einen Vertragsbruch invol- 
viert und daher von allen Branchenangehörigen zu vermeiden ist. 
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Ueber^angsbestimmungen. 

Als Vereinigang der Stoifabrikanten im Sinne dieses Vertrages 
gilt bis zur Konstituierung eines selbständigen Vereines der Eor 
wattenfabrikauten die Sektion der Stoffabrikanten des Vereines der 
österreichisch-ungarischen Krawattenmanufaktunnteressenten. Wo 
io diesem Vertrage von dem Vorsitzenden, dem Vorstande und der 
Plsoarversammlung die Bede ist, sind die beEilglicheu Funktiunttre, 
respektive die Plenar Versammlung derVereinigung der Stoffabrikanten 
gemeint. Die Gefertigten erklären zugleich Herrn Adolf Schiel, 
Fabrikanten in Wien, als Proponenten des Vereines der Krawatten- 
stoffabrikanten, gegenüber den Beitritt zu diesem Vereine. Bis 
zur Inkraftsetzung obigen Vertrages durch den 
Vorstand bleibt die derzeitige Vereinbarung 
ttber die Konditionen aufrecht. 

Vertrag 

zwischen dem Verbände der Krawattenstoffabrikanten, eingetragener 
Verein, zu Krefeld einerseits und dem Verbände der Wiener 
Krawattenstoffabrikanten sowie seinen Mitgliedern andererseits ist 

folgender Vertrag geschlossen: 

§ 1. Die Mitglieder des Verbandes der Krawattenstoffabrikanten» 
e. V., zu Krefeld, von jetzt ab nur Krefelder Verband genannt, 
treten sämtlich dem Verbände der Wiener Krawattenstoffabrikanten^ 
kurz genannt Wiener Verband, als Mitglieder bei, und umgekehrt 
werden die Mitglieder des Wiener Verbandes Mitglieder des Kre- 
felder Verbandes. 

In den beiden Verbänden sind die bestehenden Satzungen 
und Besehlilsse auch für die neu eintretenden Mitglieder bindend, 
soweit ira nachstehenden nicht Ausnahmen vereinbart sind. 

§ 2. Der Krefelder Verband übt seine Wirksamkeit für 
Deutschland, der Wiener Verband fttr Oesterre ich- Ungarn aus. 

§ 3. Die Mitglieder des Krefelder Verbandes sind von den 
Beiträgen zu den Kosten des Wiener Verbandes befreit, und umge- 
kehrt die Mitglieder des Wiener Verbandes von den Kosten des 
Krefelder Verbandes. 

§ 4. Für die Berechnung der im Krefelder Verbände bestehenden 
Umschlags Vergütungen werden die Umschläge der Mitglieder des 
Wiener Verbandes in Deutschland nicht berücksichtigt. Der Ver- 
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trauenemanu des Krefelder Verbandes wird jedoch am Ende des 
Jahres, wenn die den Abnehmern zustehende Jahresvergtttang 
berechnet ist, dem Wiener Verbände den Prozentsatz der Umschlags- 
Vergütung mitteilen, welchen er für die einzelnen, für die Mitglieder 
in Betracht kommenden Abnehmer für das verflossene Jahr ermittelt 
hat. Den Mitgliedern des Wiener Verbandes ist es alsdann gestattet, 
den reichsdeutschen Abnehmern denselben Prozentsatz von ihrem 
umschlage zu vergüten. 

§ 5. Die Wiener Fabrikanten haben sich für alle Verletzungen 
der beiderseitigen Verbands Vorschriften vor dem Wiener Schieds- 
gerichte, die reichsdeutschen, dem Kretelder Verband angehörigen 
Firmen, vor dem Schiedsgericht des Krefelder Verbandes za 
verantworten. 

§ 6. Die Mitglieder des Krefelder Verbandes brauchen in 
Wien keine Kaution zu hinterlegen, jedoch haftet die von ihnen in 
Krefeld hinterlegte Wechselkaution auch für die Verstösse in 
Oesterreich-Ungarn. Die Wiener Fabrikanten übertragen ihre in Wien 
hinterlegte Kaution von je K 4000.— in Wechseln und K 1000.— 
in Bar nach Krefeld, wo sie in derselben Weise in Verwahrung 
genommen werden, wie die Krefelder Kautionen. 

Diese Depots der Wiener Fabrikanten haften für die Verstösse 
gegen die Vorschriften beider Verbände. Die Wiener Fabrikanten 
unterwerfen sich, soweit es zur Vollstreckung der Schiedssprüche 
notwendig ist, der Zuständigkeit der Krefelder 
Gerichte nnd den reichsdeutschen Gesetzen. 

§ 7. Jedem Verbände steht es frei, sich bei allen Schieds- 
gerichtsverhandlungen des anderen Verbandes vertreten zu lassen* 
Auch hat jeder Verband das Recht, bei dem anderen Verbände 
einen besonderen Vertrauensmann zu bestellen, dem jede gewünschte 
Auskunft in Verbandsangelegenheiten zu erteilen ist. 

§ 8. Die Kündigungsfrist für dieses Vertragsverhältnis beträgt 
drei Monate vor Ablauf des Kalenderjahres und kann nur erfolgen 
von Verband zu Verband. Erfolgt keine Kündigung, so lauft das 
Vertrags Verhältnis stillschweigend stets auf ein Jahr weiter. 

§ 9. Dieser Vertrag tritt in Kraft, nachdem er von allen 
Mitgliedern des Wiener Verbandes und von dem Vorstände des 
Krefelder Verbandes unterzeichnet und wenn seitens aller Wiener 
Fabrikanten des Wiener Verbandes deren Depots in Krefeld hinter- 
legt sind. 

Dr. M. FIttinger, Die RoRelung des Wettbewerbes. 16 



Anhang IV. 



Kartellvereinbarung. 

Die Gefertigten haben an dem unten angesetzten Tage 
nachstehende Vereinbarung ehren wörtlich getroffen : 

Interessengemeinschaft. 

§ 1. Alle Kontrahenten bilden eine Gemeinschaft in bozug 
auf den von ihnen im Betriebe ihrer Schirmfabrikatiou erzielten, 
nach Massgabe der §§ 2 und 3 festzustellenden und zu verteilenden 
Reingewinn. 

Sie verpflichten sich deshalb, unmittelbar nach Inkraftsetzung 
dieses Vertrages so viele Anteilscheine einer von dem leitenden 
Komitee zu bezeichnenden Genossenschaft zu zeichnen, als ihrem 
Kontingente cutspricht, u. zw. in dem sie pro je eine Jahresumsatz- 
ziffer von K. 100.000, welche der Kontingentberechnung zugrunde- 
gelegt wurde, K. 1000 zeichnen. Diese Genossenschaft dient obliga- 
torisch als ausschliessliche Inkassostollc für alle Kontrahenten; auf 
allen Fakturen muss diese als die Cessionärin der Kaufpreisforderung 
bezeichnet werden. Von allen abgehenden Fakturen muss die Ge- 
nossenschaft täglich, sei es durch Kopien, sei es durch Konsigna- 
tionen, enthaltend den Namen der Kunden und die Höhe der 
Forderung, avisiert werden. Bei Belehnungen dieser Forderungen 
von Seiten der Genossenschaft ist jeweils der vom leitenden 
Komitee festzustellende aliquote Teil als Kaution für die Erfüllung 
der in diesem Vertrage vorgesehenen Verpflichtungen von der 
Valuta in Abzug zu bringen. Die Anteilscheine werden durch Ab- 
züge per 27oo ^^^ B\\en Fiiigangen eingezahlt. 

Kontingent. 

§ 2. Es wird durch das leitende Komitee der Durchschnitt 
der günstigsten drei von den letzten zehn Jahren für jeden Betrieb 
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ermittelt ; die Durchschnitte für sämtliche Betriebe werden addiert 
und dann die Yerhältniszahl der Beteiligung am gesamten Umsätze 
festgestellt, so dass niemand durch die Veranschlagung zufällig 
ungünstiger Jahre geschädigt werden kann. Bei dieser Feststellung 
werden nur die Umsätze in Schirmen berücksichtigt, welche im 
Zollinland erzeugt, wenn sie auch zum Teile ins Zollausland 
•exportiert worden sind. 

Alle Kontrahenten sind verpflichtet, unmittelbar nach dem 
Beschlüsse des leitenden Komitees, dass diese Vereinbarung an 
«inem bestimmten Tage in Kraft treten solle, einer zu bezeichnen- 
den neutralen Vertrauensperson, oder deren zur Diskretion ver- 
pflichteten Delegierten alle Bücher und Belege behufs Feststeilung 
des Gesamtumsatzes während der günstigsten drei von den letzten 
zehn Jahren zu unterbreiten. 

Nach Ablauf von je zwei Jahren werden die Kontingente 
Tövidiert. Es werden dabei die ursprünglichen Ziffern für 
Feststellung des Verteilungsschlüssels zwar wieder zugrunde gelegt ; 
falls jedoch ein Kontrahent gemäss Ansicht des leitenden Komitees 
infolge erheblicher Verminderung der Vertriebsspesen sein Perzentual- 
koutingent nicht erreicht hat, so wird die urprüngliche Ziffer um 
«in Viertel des Minderumsatzes bei Berechnung des Kontingents 
vermindert. Wenn z. B. die ursprüngliche Ziffer 500.000 K, das 
Perzentualkontingent 600.000 K beträgt, der betreffende Kontrahent 
jedoch nur ö.'^O.OOO K umgesetjct hat. so wird der Berechnung des 
Kontingents nur eine Ziffer von 487.500 K, niclit aber von 500.000 K 
zugrunde gelegt. 

Die einmal erworbenen Kontingente können nur durch Erwerb 
kontingentberechtigter Betriebe von Genossenschaftsmitgliedern 
oder Aussenseitern unter denselben Modalitäten erweitert werden, 
wie die Erlangung des ersten Kontingents, wobei die Zuerkennung 
der Koutingentberechtigung dem Komitee zusteht, welches dies- 
bezüglich mit Vs Majorität entscheidet. 

Gewinnberechnung. 
§ 3. Der vom leitenden Komitee jeweils fiktiv festgestellte 
[Reingewinn ist von der Zentralverrechnungsstelle jedem Kontra- 
henten einerseits auf seineu eigenen wirklichen Jahresumsatz zu 
debitieren, andererseits im perzentuellen Verhältnisse des ibm 
zustehenden Kontingentes zum Gesamtumsatz aller Kontrahenten 
zu kreditieren (Gewinnbeteiligung). 
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Bas leitende Komitee kann nach eigenem Ei messen mit 
*U Majorität den fiktir and annähernd festgestellten Reingewinn 
unter Berücksichtigung der Marktpreise erhöhen oder ermässigen, 
insolange alle Kontrahenten diesbezüglich gleich behandelt 
werden. 

Giltigkeit des Vertrages vom 10. Blärz 1903. 

§ 4. Die untei fertigten Schirrafabrikanten erklären hiemit, 
auch die am 10. MSrz 1903 untereinander getroffenen Verein- 
barungen anzuerkennen und einzuhalten, insoferne diese Bestim- 
mungen nicht ohnehin mit den hier getroffenen identisch sind. 

Ermächtigungen des leitenden Komitees. 

§ 5. Das leitende Komitee erhält für den Fall, als der Vor- 
stand des Vereines der öst. Schirm industriellen von seinen beziig- 
liehen Vollmachten nicht Gebrauch machen würde, in seiner eigenen 
Kompetenzsphäre die nachstehenden Ermächtigungen, und zwar: 
jeweils einen I^inimalarbeitslohntarif als rechnungsmässige Haiku- 
lationsbasis illr alle Mitglieder bekanntzugeben, so dass der wirklich 
gezahlte Lohn bei der Kalkulation der Schirmpreise nicht mehr in 
Betracht kommen soll ; ferner in gleicher Weise offizielle Tages- 
preise der Stoffe und des Zugehörs für die verschiedenen Schirm- 
sorten bekanntzugeben : weiter zu bestimmen, ob, an wen und unter 
welchen Kautelen an ausserbalb des Kartellverbandes stehende Ab- 
nehmer Stoffe verkauft werden dürfen. 

Es erhält femer die Ermächtigung, durch Majoritätsbeschluss 
den kalkuiationsmässigen (lewinnaufschlag zu fixieren; weiters 
verbindliche ziffermässige Minimalpreise für einzelne Artikel fest- 
zustellen; ferner Bonifikationen an Grossisten, berücksichtigungs- 
würdigo Konsumenten und Kunden, welche von Grossisten und 
Zwischenhändlern billiger kaufen, unter bestimmten Kautelen zu 
gewähren ; doch können die bezüglichen, in diesem Absätze vor- 
gesehenen Beschlüsse nur mit einer Zweidrittelmajorität sämtlicher 
Mitglieder des leitenden Komitees gefasst werden. 

Es erhält schliesslich die Ermächtigung den Brancheange- 
hörigen unter genau zu vereinbarenden Kautelen die Unterbietung 
störender Aussenaeiter oder solcher Zwischenhändler zu gestatten, 
welche von störenden Ausseiiseitem Waren beziehen. 
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Verwaltiingskosten und Delkredere, Bonifikationen 
an einzelne Kunden u. dgl. Spesen. 

§ 6. Alle Verwaltungskosten, wie Beamtengeliftlter, Bureau- 
mieten, Steuern, Diäten, Kontrolle etc., welche aus diesem Vertrage 
entstehen, ferner alle faux frais wie ein Teil des Delkredere, 
Aktionen im Interesse der Kontrahenten gegen störende Aussen- 
seiter oder behufs Einflussnahme auf die Bohmaterialienpreise, 
endlich die Bonifikationen an einzelne Kundenkategorien auf die 
ordnnngsmässigen Preise, ferner Exportbonifikationen an einzelne 
Kontrahenten werden nach Verhältnis der Umsätze repartiert. Das 
Delkredere wird zur Hälfte von jedem einzelnen Kontrahenten in 
bezug auf die von ihm abgeschlossenen Geschäfte, zur Hälfte von 
der Gesamtheit der Kontrahenten getragen. Zur Entschädigung für 
die bevorzugten Knnden gewährten Bonifikationen, ferner fttr Preis- 
nachlässe behufs Erleichterung des Exportes setzt das leitende 
Komitee periodisch Prämien in bestimmter perzentueller Höhe fest. 

Einflussnahme auf den Handel in Rohmaterialien. 

§ 7. Die Kontrahenten sind verpflichtet, alle vom leitenden 
Komitee gegen bestimmte Kohmaterialienlieferanten gefassten Be- 
schlüsse, forner alle solchen Lieferanten gemachten Zugeständnisse 
zu respektieren und gewissenhaft einzuhalten. 

Kontrolle. 

§ 8. Dem von dem leitenden Komitee bestellten neutralen 
Vertrauensmanno, sowie den von diesem delegierten, zur Ver- 
schwiegenheit verpflichteten Personen, ist jeweils der Zutritt zu 
allen Betriebslokalitäten zu gestatten und sind mit solcher Bereit- 
willigkeit alle verlangten Auskünfte zu erteilen, dass die Fest- 
stellung aller ihnen wichtig erscheinenden Tatumstünde auch nicht 
in verschleierter Form erschwert wird. Insbesondere sind alle für 
die Kontrolle der Lieferung, sowie des Abbruches direkter un- 
kontrollierter Geschäftsverbindungen von der Vertraueusperson vor- 
geschriebenen Massnahmen genau einzuhalten. Auch sind die Waren 
in der vom leitenden Komitee jeweils bekanntzugebenden Weise mit 
Herkunftsbezeichnungen (Marken) zu versehen. 

Beschwerden sind jeweils an den Vertrauensmann zu richten, 
und dieser hat unter Verschweigung des Namons des Beschwerde- 
tührers die Erhebungen einzuleiten. Allfällige Missverständnisse 
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sind aai Grund der Erhebungen aufzuklären und dem Beschwerde- 
führer bekanntzugeben, welcher daraufhin die Beschwerde zurück- 
ziehen kann. Anderenfalls muss über Verlangen des Beschwerde- 
führers diese Beschwerde vor das leitende Komitee gebracht werden, 
und dieses entscheidet, ob dieselbe dem Schiedsgerichte unterbreitet 
werden soll. 

Austragung von Streitigkeiten der Kontrahenten 

untereinander. 

§ 9. Die Kontrahenten sind verpflichtet, sich in allen Streitig- 
keiten bezüglich dieses Vertrages dem inappellablen Ausspruche 
eines einzusetzenden Schiedsgerichtes zu unterwerfen. Dieses 
Schiedsgericht besteht aus zwei Schirmfabrikanten und einem der 
Schinnbranche nicht angehörigen Industriellen, welcher als Obmann 
fungiert. Es gibt sich selbst eine Geschäftsordnung und entscheidet 
nach freier Beweiswürdigung. Es wird von einer Pienarversammlung 
der Kontrahenten mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. Die 
Plenarversammlung der Kontrahenten beschliesst auch sonst mit 
einfacher Stimmenmehrheit. 

Das leitende Komitc^e. 

§ 10. In einer Plenarversammhing der Kontrahenten wird 
ein leitendes Komitee, bestehend aus zehn Brancheangehöiigen, an 
dem Tage gewählt, da der Abschluss dieses Vertrages prinzipiell 
beschlossen wird. Diesem Komitee obliegt, unabhängig von der 
Tätigkeit der Genossenschaft, die Durchführung aller Aktionen, die 
auf Grund dieses Vertrages zur Wahrung der Interessen der Kontra- 
henten nnerlässlich erscheinen sollten, ohne dass dieselben im 
Rahmen des Genossen Schaftsstatutes vorgesehen werden. Womöglich 
sollen die Mitglieder des leitenden Komitees zugleich in den Vor- 
stand und den Aufsichtsrat der Genossenschaft entseudet werden. 
Es ist beschlussfähig bei Anwesenheit von 5 Mitgliedern ; es ent- 
scheidet in der Kegel mit einfacher Majorität. 

Uebergangsbestimmungen. 

§ 11. Die Plenarvei Sammlung der Kontrahenten beschliesst 
prinzipiell und provisorisch, dass dieses üebereinkommen überhaupt 
zu einem dem leitenden Komitee als geeignet erscheinenden Zeit- 
punkte in Kraft gesetzt werden solle. 
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Definitive Inkraftsetzung. 

§ 12. Das leitende Komitee bat das Recht, die definitive und 
effektive Hechts Verbindlichkeit dieser Vereinbarung oder das Nicht- 
zastandekommen derselben zu deklarieren, nachdem es den An- 
schluss aller jener Brancheangebörigen bewerkstelligt haben wird, 
deren Beitritt ihm als unerlässlich erscheint, respektive nachdem 
es die Unmöglichkeit des Zusammenschlusses sämtlicher mass- 
gebenden Firmen konstatiert hat, deren Beitritt zu den obigen 
Vereinbarungen ihm als unerlässlich erscheint. Es kann auch bloss 
einzelne Bestimmungen dieses Vertrages in Kraft setzen oder ausser 
Kraft setzeu, insofeme dies aus Rücksicht auf einen notwendigen 
Konkurrenzkampf gegen Aussenseiter oder ähnlichen Gründen er- 
forderlich erscheinen sollte. Diese Beschlüsse werden jedoch nur 
mit Zweidrittehnajorität aller Mitglieder des leitenden Komitees 
gefasst. Diejenigen nicht effektuierten Ordres, welche am Tage der 
Inkraftsetzung sich in Händen der Kontrahenten befinden sollten, 
werden der Genossenschaft zur Kenntnis gebracht und unter deren 
Kontrolle ausgeführt und sind diese Ordres in das Kontingent 
einzurechnen. 

Die gefertigten Schirmfabrikanten verzichten auf jeden 
Lieferungsanspruch aus bereits vor oder nach Unterfertigung dieser 
Vereinbarungen mit den Halbfabrikaten-Industriellen und Zwischen- 
händlern abgeschlossenen Kaufverträgen für den Fall, als sie (die 
Schirmfabrikanten) wegen Ehrenwortbruches durch das Ehrengericht 
verurteilt werden sollten. 

Alle jene Brancheangehörigen, welche nach dem Tage dieser 
Beschlussfassuug die Beitrittserklärung unterfertigen, sind so zu 
behandeln, als ob sie an dem Tage, an welchem die Plenarver- 
sammlung stattgefunden hat. beigetreten wären. 

Auflösung des Vertrages. 

§ 13. Dieser Vertrag kann entweder durch einstimmigen 
Beschluss des leitenden Komitees (also nicht bloss der in der 
Sitzung Anwesenden) oder durch einen mit Dreiviertelmajorität 
gefassten Beschluss der Kontrahenten (also nicht bloss der in der 
Versammlung Anwesenden) ganz oder zum Teile aufgelöst werden. 

Erlöschung der Verpflichtungen. 

§ 14. Diese Vereinbarung gilt für 6 Jahre vom Tage der 
Inkraftsetzung derselben, und falls sie nicht 6 Monate vor Ablauf 
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dieser Frist von mindestens einem Drittel der Kontrahenten ge- 
kündigt wird, für so lange, als sie nicht 6 3Ionate vor Ablauf 
eines Vertragsjahres von mindestens einem Drittel der Kontrahentei 
gekündigt wird. Die gleiche Kündigungsfrist steht auch einzelnen 
Mitgliedern zu, falls sie nicht wegen Ehrenwort- oder Vertrags- 
bruches verurteilt worden sind ; jedoch bewirkt die Kündigung des 
Vertrages von seilen einzelner Mitglieder nach Ablauf von sedhs 
Jahren an sich noch keine Auflösung des Vertrages für die übrigen. 

Interpretationen. 

§ 15. Falls sich Zweifel über die Vortragspflichten ergeben, 
entscheidet das leitende Komitee über den Sinn dieses Vertrages; 
gegen dessen Belehrung kann die cndgiltige Entscheidung der 
Plenarve rsammlung der Kontrahenten angerufen werden. 

Das leitende Komitee kann Umgehungsmöglichkeiten bezüg- 
lich des Vertrages feststellen, deren Anwendung einen Ehrenwort- 
biuch involviert, und daher von allen Brancheangehörigen zu ver- 
meiden ist. 

Pönale. 

§ 16. Die Mitglieder sind verpfiichter, innerhalb 14 Tagen 
nach Mitteilung eines diesbezügliches Urteiles das vom Schieds- 
gerichte festgesetzte Pönale zu der vom Schiedsgerichte jeweilig 
festzusetzenden Verwendung zu bezahlen, und geben ihre Zustim- 
mung, dass ihre allfälligen Guthaben bei der Genossenschaft zur 
Begleichung des auferlegten Pönales verwendet werden. Die Grenzen, 
innerhalb welcher dieses Pönale sich zu bewegen hat, bestimmt 
vor der Inkraftsetzung der Kartellvereinbarung für die ganze Dauer 
derselben das leitende Komitee. 

Funktionsdauer des leitenden Komitees. 

§ 17. Sobald sämtliche Mitglieder des Vereines der österr. 
Schirmindustriellen diesen Vertrag unterfertigt haben werden, tritt* 
in die Funktionen des hier vorgesehenen leitenden Komitees der 
Vorstand der Vereines. 

Wie n, im Jänner 1905. 



Anhang V, 



Allianzerkläning. 

An das Syndikat der . . . Industriellen Wiens, 

Ausschliessliches Bezugsrecht. 

Ich räume Ihnen und Ihren Mitgliedern hiemit ehren- 
wörtlich für die Daner des Bestandes Ihrer Genossenschaft; das 
ausschliessliche Bezngsrecht für die von mir yertriebenen Halb- 
fabrikate, insoferne dieselben für den Engroshandel bestimmt sind, 
ein. Ich werde demgemäss im Zweifel darüber, ob ein Erzeuger 
das Endprodukt auch en gros vertreibt, mich rechtzeitig bei Ihnen 
erkundigen und jedenfalls diesbezüglich die von Ihnen zu publi- 
zierenden Listen ihrer Syndikatsmitglieder sowie der Detailleure 
berücksichtigen. Ich werde einen Vertreter, dem die Geschäftsver- 
bindung mit Ihren Mitgliedern wegen Nichtrespektierong von Ver- 
einbarungen oder anderer Gründe versagt wurde, nicht beschäftigen. 

Verkaufsmodalitäten. 

Ich werde zur Ermöglichung der Einhaltung meiner Ver- 
pflichtungen jeweils bei der Aufnahme von Bestellungen die von 
Ihnen in Gemeinschaft mit der Vereinigung meiner Branche fest- 
gestellten Verkaufsmodalitäten vereinbaren, damit insbesondere der 
Käufer nicht meine Waren an nicht Bezugsberechtigte weiterver- 
äossere, und zwar werde ich 

a) gegenüber Ihren Mitgliedern in der Eommissionsnote und 
Faktura folgende Klausel vorsehen: „Sollte einer der beiden Kon- 
trahenten die zwischen dem Syndikate der . . . Industriellen sowie 
deren Mitgliedern einerseits und meiner Firma andererseits ge- 
troffenen Vereinbarung verletzen, so kann der Vertragstreue Teil 
die noch nicht effektuierten Ordres stornieren und gilt überdies auf 
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alle seit Abschluss der Vereinbarung aufgenommenen Ordres ein 
um 20^0 höherer, resp. niedrigerer Preis zu Ungunsten des Ver- 
tragsbrüchigen Kontrahenten als vereinbart 

b) Gegenüber Exporteuren werde ich die Klausel anwenden : 
«Für den Fall, als die oben verzeichnete Ware an einen inländischen 
Abnehmer direkt oder indirekt weiterverkauft wird, gilt sowohl 
diese Ware, als auch alle mit gleicher Modalität im Verlaufe 
unserer Geschäfts veroin düng Ihnen von mir gelieferte, respektive 
zu liefernde Ware als zu einem den Fakturenbetrag um 257o über- 
steigenden Preise verkauft, und sind auf die bereits beglichenen 
Fakturen die 257oigfen Aufschläge unverzüglich nachzuzahlen, 
während es mir freisteht, die Ausführung etwa noch nicht efiek- 
tuierter Ordres zu verweigern." 

c) Ge<?enüber Detailerzeugern werde ich eine Klausel folgen- 
den Wortlautes auf Kommissionsnote und Faktura in Anwendung 
bringen: ,Für den Fall, als sie das Endprodukt en gros, d. i. an 
Wiederverkänfer verkaufen sollten, so gilt sowohl die oben ver- 
zeichnete Ware, als auch alle mit gleicher Modalität im Verlaufe 
unserer Geschäftsverbindung Ihnen von mir gelieferte, respektive 
zu liefernde Ware als zu einem den Fakturenbetrag um 25Vo über- 
steigenden Preise verkauft, und sind auf die bereits beglichenen 
bezüglichen Fakturen die 2b°/^igen Aufschläge unverzüglich nach- 
zuzahlen, während es mir freisteht, die Ausführung etwa noch 
nicht efifektuierter Ordres zu verweigern.* 

d) Gegenüber Zwischenhändlern sind die gleichen Preise wie 
gegenüber den . . . Industriellen einzuhalten und folgende Klausel 
anzuwenden, nachdem dieselben durch Unterschrift die Kenntnis- 
nahme von dieser Vereinbarung bestätigt haben: „Sollten Sie beim 
Weiterverkauf gegen die von mir gegenüber dem Syndikate der 
. . . Industriellen übernommenen, Ihnen bekanntgegebenen Ver- 
pflichtungen in bezug auf das ausschliessliche Bezugsrecht Ver- 
stössen, so gelten alle seit Notifizierung unserer erwähnten Ver- 
pflichtungen Ihnen gelieferten Waren als um 207© teuerer denn 
die sonst vereinbarten Preise verkauft, und kann ich die noch nicht 
effektuierte Ordre ganz oder zum Teile stornieren." 

Verbot des Kopierens von Mustern. 

Ihren Mitgliedern ist es verboten, meine Muster in Mode- 
stoffen imitieren zu lassen, sowie ich mich verpflichte, kein von 
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einer der mit Ihnen vertraglich verbundenen Fabriken herrührendes 
Muster in Modestoffen wissentlich zu imitieren. Gegebenenfalls 
habe ich durch Anfrage beim Besteller immer in jeden Zweifel 
aoBSchliessender Weise festzustellen, dass das Muster von keiner 
der mit Ihnen in Vertrag stehenden Fabriken herrührt. Für vom 
Schiedsgerichte als wissentlich geschehen festgestellte Zuwider* 
handlungen sind von jedem schuldtragenden Teile lO^o ▼om Werte 
der abgesetzten Imitationsware, zum Preise der Ursprungsware 
berechnet, an den geschädigten Fabrikanten zu zahlen. Zahlungs- 
verweigerung zieht, abgesehen von der gerichtlichen Geltend- 
machung des Anspruches, den sofortigen Ausschluss vom Bezugs- 
nnd Lieferungsrechte nach sich. Das Verbot des Imitierens gilt für 
Master, welche jünger als drei Jahre sind. 

F ö n a 1 e. 

Für den Fall, als ich gegen die in den ersten zwei Absätzen 
übernommenen Verpflichtungen Verstössen sollte, gelten alle seit 
Unterfertigung dieser Erklärung von mir an Sie oder ihre Mitglieder 
gelieferten Waren als mit einem 20^/Q\geTi Rabatt auf die sonst 
vereinbarten, netto sich ergebenden Preise verkauft, und habe ich 
diesen Rabatt eventuell auch nach erfolgtem Begleiche der Faktura 
zurückzu vergüten. Ueberdies werde ich dann auch meines Lieferungs- 
rechtes Ihnen und Ihren Mitgliedern gegenüber verlustig, und kann 
der Käufer alle noch nicht effektuierten Ordres annullieren. 

Als Vertragsbruch gilt auch die Verletzung der Vereinbarungen 
der Mitglieder des Syndikates der Schirmindustriellen untereinander, 
und zieht eine solche daher die gleichen Folgen nach sieb, wie die 
Verletzung des zwischen beiden Vereinigungen abgeschlossenen 
Vertrages. 

Ausschliessliches Lieferungsrecht. 

Das ausschliessliche Lieferungsrecht auf die von mir ver- 
triebenen Schirmbestandteile steht einzig und allein jenen meiner 
Konkurrenten zu, welche Ihnen das ausschliessliche Bezugsrecht 
durch eine analoge Erklärung eingeräumt haben. 

Schiedsgericht. 

Ueber alle Meinungsverschiedenheiten, betreifend die gegen- 
seitigen Rechte und Pflichten, entscheidet ein ans sieben Mitgliedern 
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bestehendes Schiedsgericht, wovon je drei Richter von ihrer Genossen- 
schaft nnd einer Versammlung Ihrer Lieferanten, der unparteiische, 
ausserhalb der beiden Branchen stehende Obmann jedoch jeweils 
von den sechs Schiedsrichtern gewählt wird. Falls sich die Schieds- 
richter über den Obmann nicht einigen, bestimmt denselben einer 
der Herren Stoiiabrikanten, welche mit Ihrem Syndikat durch Ver- 
einbarung liiert sind. 



Anhang VI. 



Protokoll, 

anfgenommen am in der Strikesache der Arbeiter 

und Stttckmeister der .... Branche. 

Anwesend sind als Be^oilmäclitigte des Vereines der .... 

Industriellen die Herren als Bevollmächtigte des Vereines 

der die Herren als Bevollmächtigter des Gewerk- 

schaftsvereines der Herr 

a) Lohntarif: Alle drei Organisationen erklären sich 
in bezug auf den vereinbarten angehefteten Minimal lohntarif 
sowie Eon trolle seiner Einhaltung solidarisch und verpflichten sich, 
unter diesem Minimallohntarif innerhalb der Grenzen der Gemeinde 
Wien Arbeit we^^er auszuteilen noch anzunehmen ; femer von jeder 
einem Mitgliede der beiderseitigen Organisationen zur Kenntnis 
kommenden Verletzung dieses Vortrages der sub b) vereinbarten- 
Eontrollkommission unverzüglich Anzeige zu erstatten; allen Eon- 
trollmassnahmen der erwähnten Kommission sich bedingungslos zu 
fügen; schliesslich die in Betracht kommenden Mitglieder einer 
jeden Organisation untereinander durch eine separate ehrenwörtliche 
Erklärung zur Einhaltung dieser Eonvention zu verpflichten. 

b) Eontrollkommission: Zur Ueberwachung der 
Einhaltung der Tarifkonvention wird eine Eontrollkomniission ein- 
gesetzt, welche aus drei Vertrauensmännern des Vereines der 

zwei Vertrauensmännern des Vereines der .... und einem Ver- 
trauensmanne des Gewerkschaftsvereines der Niederöster- 
reichs besteht und sich selbst eine Geschäftsordnung fiir die Durch- 
führung der Eontrolle entwirft. Den Vorsitz in der Eontroll - 
kommission führt ein aus der Mitte der Unternehmerdelegierten 
gewählter Obmann. 

Die Eontrollkommission beschliesst mit einfacher Stimmen- 
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mehrheit, bei Stimmengleichheit gilt jener Antrag als angenommen, 
welchem der Vorsitzende beigetreten ist. Die Eontrollkommission 
entscheidet insbesondere, ob eine Beschwerde gegen einen einzelnen 
Unternehmer oder Stückmeister gerechtfertigt ist, und versucht, 
allfällige Meinungsverschiedenheiten in Güte auszutragen. Der Aus- 
spruch jedoch, ob ein bewusster Wortbruch von seite eines Unter- 
nehmers vorliegt und daher etwa eine Strafe über denselben zu 
verhängen ist, steht nur dem im Absätze d) erwähnten Schieds- 
gerichte zu. 

c) Einigungsamt: Alle drei Parteien verpflichten sich, 
keine Veränderungen der getroffenen Vereinbarung vorzunehmen, 
respektive zu fordern, ohne mindestens vier Wochen vorher einen 
diesbezüglichen Antrag bei der als Einigungsamt fungierenden 
Kontrollkommission gestellt zu haben. Dieses Einigungsamt hat 
bloss eine gütliche Austragung zu versuchen. 

d) Schiedsgericht: Die Eontrollkommission, respektive 
das Einigungsamt fungieren als Schiedegericht unter Vorsitz des 
jeweiligen Gewerbe-Oberinspektors oder eines von dem Gewerbe- 
inspektor zu bezeichnenden sonstigen Gewerbeiuspektors, falls beide 
Parteien sich demselben ausdrücklich von Fall zu Fall bezüglich 
der Lohnstreitigkeiten unterwerfen, fenier, falls die Eontroll- 
kommission nach gründlicher Untersuchung eine Verhandlung gegen 
einen angeblich ehren wortbrüchigen Unternehmer oder Stückmeister 
beantragt. 

e) Straffolgen: Die Organisation der Arbeiter und 
Stückmeister verpflichtet sich, bei Eonstatierung eines durch einen 
Unternehmer bewusst begangenen Ehrenwortbruches durch das 
Schiedsfifericht dafür zu sorgen, dass über Wunsch der Unternehmer- 
Organisation die Arbeit bei dem betrefienden Unternehmer ein- 
gestellt und erst dann aufgenommen wird, bis ein diesbezüglicher 
Antrag von der Unternehmerorganisation gestellt wird. 

f) Die Arbeiterorganisation verpflichtet sich ferner, in gleicher 
Weise gegen einen Unternehmer vorzugehen, welcher in un- 
billiger Weise Sanierungsaktionen der Branche 
gern äs 8 Mi tte i lun g von s e i te des Ver e in es der . . . 
stört, oder die ehrenwörtliche Verpflichtungserklärung, betreffend 
die Einhaltung des Minimallohntarifes, verweigert und ins- 
besondere der üeberwälzung der erhöhten Ar- 
ebitslnhne auf den Verkaufspreis der Ware 
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gemäss Mitteilung des erwähnten Vereines be- 
hindert. 

g) Die beiderseitigen Organisationen verpflichten sich, allen 
Angehörigen derselben nachstehende Verpflichtnngserklärung zur 
Unterfertigung zu unterbreiten und der Einlaufstelle des Vereines 
<ler Österreichischen . . . Industriellen ehestens zu übermitteln : 

„Die Endesgefertigten erklären hiemit ehrenwörtlich, den 

von der Organisation ihrer Branche am abge> 

schlossenen Tarifvertrag in allen Punkten zu respektieren und in 
Wien zu keinen niedrigeren Löhnen Arbeit auszugeben, respektive 
2U übernehmen, als sie in dem abgeschlossenen Tarif ersichtlich 
sind, insolange dieser Tarif nicht im Wege des Einigungsamtes 
vertragsmässig ausser Kraft gesetzt worden ist. 

Sie unterwerfen sich femer den EontroUmassnahmen der 
von beiden Interessengruppen eingesetzten Kontrollkommission und 
werden den auf sie entfallenden Anteil an den Kosten der Kontrolle 
tragen.^ 



Anhang VII. 



Kartellierte und fusionierte 

Industrien/) 

Amerika.**) 

Abonnementlisten. Austern, lokal, 1890. 

Abzugröhren. Automobile. 

Aexte. Backpulver. 

Alaun. Badeschnrümme, Florida, New- 

Alkaloide. York, 1892. 

Aluminium, uatioual 1888. Badewannen, emiall., Pittsburg. 

Alkohol. Banken. 

Ammoniak. Bauholz : Kalifornische Fichte, 

Apotheker waren. 1888; Chicago, Mississippithal, 

Aepfelwein und Wemessiy, natio- Northwestern, 1880 ; Pacific- 
nal 1882. Küste, 1883 ; Pappelholz, 1889 ; 

Asbest, zum Bedecken von Ge- Gelbfichte SouÜiern, 1890; 
wölben, Dampf pfeifen und Kes- Fastern, 1891 ; Holzhändler 
sein, 1891. national, 1878. 

Asphalt. Baurowollgsrn. 

Athletik-Klub, 1893. Baumwollpressen. 

Aufzüge. Baumwolle,Spinnereien, Webereien. 

Ausguss, Kupfer. Banmwollöl. 



*) Folgende Liste ist an der Hand der bisher publizierten 
Verzeichnisse zusammengestellt, enthält aber offenbar auch solche In- 
dustrien, wo ein dauerndes Kartell überhaupt nicht zustandege- 
kommen ist oder bloss Kartellierungsversuche unternommen worden sind. 
Freilich lehrt die Erfahrung, dass es früher oder später überall dort zu 
einer dauernden Regelung des Wettbewerbes kommt, wo die Not zu 
Kartellierungsversuchen und somit zur Aufklärung der Beteiligten 
geführt hat. (Aumerk. des Verfassers.) 

•*) Nach Goldberger (Das Land der unbegrenzten Möglichkeiten, 
F. Fontane & Co., 1905) beträgt derzeit das gesamte Nominalkapital 

Dr. M. Ettinger, Die Regelang dos Wettbewerbes. 17 
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Baumwollstoffe. Borsäure. 

Baustahl. Bolzen, 1884. 

Bausteine. Borten, national, 1892. 

Besen. 1886. Bratspiess. 

Betten (Springfeder), national 1880. Brennholz, Boston, 1894. 

Bier: Bierbrau er Vereinigung, Ver- B^od, Bisouit, lokal, national. 

einigte Staaten 1861, lokal iu Brunnengeräte, 1889. 

den meisten Städten. Grosse Brückenbauer, Eastern. 1886 ; ^eb- 

Vereiniguug von I^ranereien raska, Kansas, Missouri. 1889. 

(Engl. Kapitalisten) St. Louis, Buchdrucker, national, 1892. 

Chicago, etc. 1889-91. Bücher, 

pii fiip iftftA Buntdruck. 

Siahmet'l890. ^Ää!^tf ' ilgf 

Biscuits. Chicago, Cerealien. gS^sSeln tsSö. 

Blechwalzen. Waren, St. Louis. Radreifen für Bycikles. 

Bleie, Beilstiele. Celluloid, Lythoid-Zylonid, 1890. 

Bleitypen. Cement: Mississippithal, 188B; 

Bleiweiss. Eastern, 1884 ; Northwestern, 

Blankobücher, 1888. 1884. 

Blei: Röhren- Blech, 1888. Champagner, New- York, Stadt, 

Bleistifte, 1878. 1889, Frankreich, 1899. 

Boote, 1884. Chemikalien. 

Boraxe. Chinin, international, 1893. 



der Trusts in Amerika 8.697,700.000 $ und verteilt sich auf die 

einzelnen Brauchen in folgender Weise: 

Mill. Dollars 

Bahnausrüstungs-Gcsellschaften 335'5 

Brauerei- und Brennerei-Gesellschaften 130-0 

Chemische, Oel- und Farben-Gesellschaften 389*8 

Eisen- und Stahl, Eisen- und Stahl-Fabrikat-Gesellschaften 2308-0 

Elektrizitäts-, BeleuchtuugS' und Ueizungs-Gesellschaften 698-2 

Glas- und Töpferwaren- Gesellschaften 153'2 

Holz-Gesellschaften 132*0 

Kohle- und Koks-Gesellschaften 282-2 

Leder- und Gummi-Gesellschaften i.34 9 

Maschinen-Gesellschaften 377-1 

Metall-Gesellschaften, ausser Eisen und Stahl 703*4 

Nahrungsmittel-Gesellschaften . 600*9 

Rapier- Gesellschaften 190-7 

Tabak-Gesellschaften 309-9 

Telegraph- und Telephon-Gesellschaften 488-9 

Textilwaren-Gesellschaften 197*5 

Verkehrs-Uiitemehniungen 695*0 

Diverso Gesellschaften 572-5 

8697-7 
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Cblorofonn. 
Cocosnussöl, 1881. 

Dänher: Vermont, national, 1887. 

Damast, Petisylvanien, 1886. 

Dampfboote für den Handel, Cin- 
cinnati und New-Orieans, 1894 ; 
Houdsonstrom, 1891. 

Dampfkesselventile. 

Dampf- und Wasserstrahlungen, 
Western, 1891. 

Dampf öten, national, 1884. 

Dampfpumpen. 

Decken, Eastern, 1885. 

Drainageziegel, Indiana, 1894. 

Drahtmatratzeu,Northw6Sternl886, 
national, 1890. 

Dreschmaschinen, national, 1890, 
1891. 

Dttngmittel, 1888, Guana, Neu- 
England. 

Dynamit. 

-Bgfir^D» national, 1890. 

E^emiermaschinen. 

Eier, lokal. 

Eimer, Fasertrust, national, 1884. 

Eimer für Einspänner. 

Eis, lokal, 1883, Kunsteis, Sau- 
thern, 1887. 

Eisen Guss, galvanisiertes, 1875 ; 
Schmiede, 1882; Schraubenmut- 
tern, 1884; Dampf- und Gas- 
röhren, 1884; Köhren, 1884; 
Näs^el, 1882 ; Eisenkurzwaren. 

Eisenerze. 

Eisenstangen und Rinnen, 1875. 

Eisenbleche. 

Eiserne Wagenbestandteile, 1884. 

Eisenbahnen. 

Eisenbahn : Last- und Personen- 
wagen, nationaI,Stahl-Sch wellen, 
1^85, Stahl schienen, Wagen- 
federn, Bahnausrtlstung, Luft- 
bremseu, national ; Strassenbah- 
nen, lokal. 

Elektrizität: Kerzen, 1888, elek- 
trische Waren, 1887, Licht 1882 ; 
elektr. Boote, Wagen. 

Erbsen. 

Erdöl. 



Essbestecke, national, 1881. 

Essig. 

Ettiketten. 

Expressgesellschaften. 

Explosivstoffe. 

Farben. 

Fähren, New- York und Brooklyn. 

Fahrräder. 

Fasern, verhärtet : Eimer, Schalen, 
Wasserkttbel, Filter, etc. 

Fässer. 

FeUen, 1875. 

Felle, 1888. 

Fensterrahmen: Tttr und Jalou- 
sien, national. 

Feuerspritzen, einschliesslich Lei- 
terwägen. 

Feuerversicherung. 

Feuerwerk, national, 1890. 

Filz. 

Fischöl, 1885. 

Fische : England, 1749 und früher; 
New-York und Neu-England, 
1892; Lachs, Alaska, 1891; 
Lachs, Pacific - Koste, 1893 ; 
Sardinen, Eastern, 1885; inter- 
national, 18H0. 

Fischkonserveu. 

Flaschen. 

Fleisch und Vieh : Ochsen, Ham- 
meln, Schweine. 

Florida, 1891. 

Früchte : Bananen, Southern, 1888 
Kalifornische Ol'stzüchter, 1892 
Preiselbeeren, Cap Cod, 1888 
Florida, 1889 ; Ausländische 
Früchte, New-York, 1884; Hnu- 
delsgesell Schaft für Früchte, 
New-York, 1882 ; Birnen, Kali- 
fornien, Wassermelonen, Indiana, 
Süd-Karolina, 1839, Frttchten- 
konserven. 

Fahrwerk. 

Galanteriewaren. 
Gabeln, national, 1890. 
Gas, zum Lenchten nnd Heiten, 
Gasröhren, 1875 ; Gasöfen, 1894. 
Geistige Getränke. 
Gelatine. 



17* 



^ 



— 260 — 



Geldschränke, national, 1892. Holzwaren, national, 1884. 

Gemüsekonserven. Holzschacbteln, 1885 

Geschütze, 1883. Hitte : Pelz, 1885; Wolle, national. 

Getreide-Elevatoren. Hygienische Waren, 1889. 

Getreide8äcke(Jute),natiünaia888. Kaifee, Arburkle-Trust, 1888. 

Getreidemähuiasch., national, 1892. Kartoffelmaischapparate, 

Gioghams, Pensylvauien, 1888. Kalk, Western, lö83. 

<^ip8- Kanalröhren, 1876. 

Glas: Fliutglas, 1891; Crown-, Kandis, lokal, national, 1884, 

Cyhuder-, unpolitieites, inter- Kansas, Missouri. 1899. 

national, 1890, Fenster, 1875 ; Kaimin, national, 1884. 

national, international, 1884., Kessel. 

Tafel, Glas, Pittsburg, Draht- Kerosin. 

glas, New- York. Kerzen. 

Glasflaschen: Bier, Vereinigte Ketten, national, 1891. 

Staaten. 1884. Kleiderbürsten, im Gefängnis er- 

Glasmaschineu. zeugt. 

Glaswaren, 1889. Kleinhändler, 1891. 

Glimmer, 1887. Knöpfe. 

Glycerin, New- York, 1888. Kohle. 

^'Ol'ierze. Kohle'ntoer. 

Grabsteine, lokal, Brooklyn, Chi- Koks. 

cago, 1891. Kontrollkassen. 

Gummi : Stampiglien uud Scha- Konserven. 

blonen, 1893; Kaugummi. Korke. 

Gummischuhe, national. 1882. Körbei national, 1893. 

Gummiräder. Kornmehl, Western, 1894. 

Gummiwaren. Kragen und Mancbetten, New- 

Guttapercha. York, 1893. 

Gürtel, Leder. Krämer. 

Gipsstuck, Eastern, Northwestern, Kunstdünger, New- York u. Rieh- 

1®^* raond. 

Glatose. Kurzwaren, 1884. 

Jalousien, Northwestern, 1885, Kupfer: Bolzen, Blech, 1888, 

national, 1888. Badewannen, Kessel, Rinnen 

Jodoform, 1880. und allgemeine Waren, 1891, 

Jute. Draht. 

Haargewebe, Rhode-Island, 1893. Last- und Viehwägen. 

Hacken, national, 1890. Lastkrähne, Western, 1887. 

Hafermehl, 1885. Lampenzylinder, 1883. 

Handschuhe, New-York. Lackhäudler, national. 1888. 

Häuserbau. Landwirtschaftliche Geräte, Fabri- 

Hemden, New-York, Stadt, 1890. kanten, Händler, 1891. 

Heugabeln. Lebensversicheiung, 1883, national, 

Heupressen, national. 1889. 1891. 

Honig, lokal. Leim. 

Holz, Späne, national. Leder : Kiemen, national, Pappe 
Hülzbrei. national, 1891. Oberleder, Sohlen- 
Holzbearbeitungsmaschinen, 1891. leder. 
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Leinwand, 1892. Optische Waren. 

Leinöl, 1877, 1887. Orgeln, lokal, 1889, national, 1893. 

Leim, national, 1894. Ozeandampfer : Europ., Asiat, und 

Lithographien. Amerik. ; Deutsche Dampfschiif- 

Lotsen, New-York, San Francisko. Gesellschaft. 1894; North Atlan- 

Lokonjotiven, national, 1892, Kes- tic Dampfschiflf-Gesellschaft 

sei, Rauchfänge, 1875. Pappe. 

Malz. Papier: national, 1887 ; für Bücher 

Manilla, international, 1887. und Zeitungen; Packpapier, 

Marine-Versicherung, 1888. national, 1883; Karten 1890; 

Maschinen. Papiersäcke, 1887 ; Umschläge, 

Mehl : Vereinigte Staaten, Winter- 1878 ; Schreibpapier, national, 

Windmühlen, national, 1888 ; 1884, Papierdüten. 

Frühlings -Windmühlen, 1889 ; Pergamentpapier. 

Roggenmehl, lokal, 1891 ; Mühlen Paraffine. 

von Ulach und Kolorado, 1892. Patrontasehen, national, 1883. 

Meerschaumpfeifen, New- Jersey, Pech, national, 1887 oder früher. 

1892. Petroleum. 

Messing : Walzen und Blechwaren. Pfannen und Töpfe, im Gefäng- 

Milch: lokal, 1883; condensiert, nis gearbeitet, 1888. 

New-York, Illinois, 1891. Pfeffermünz, lokal, 1872. 

Mineralwasser, national, 1889. Pferdegeschirrhändler und Fabri- 

Möbel, national, 1883; Cliigaco, kanten, national, 1886. 

1886. Pferdebürsteu, im Gefängnis ge- 
Molkerei - Gesellschaft, national, macht. 

1893. Pflaster, Asphalt, 1886; Ziegel, 
Mörtel, national, 1891. 1892; Pech, national, 1887. 
Motorwagen. Pflüge. 

Munition, 1883. Peitschen, national, 1892. 

Musik: Noten und Instrumente, Pelze. 

Boston, New - York, Chicago, Petroleum und feine Nebeupro- 

Cincinnati, 1892. dukte. 1874. 

Nägel, Pensylvanien, 1875, Ge- Pianos, lokal, 1889 ; national, 1893. 

Seilschaft 1882, Atlantic States Pianodecken, 1888. 

Assoc. Plakate, Vereinigte Staaten, Ca- 

Nähmaschinen, 18H5. nada. 

Nähmaschiuentrust, 1891. Phonographen. 

Nähroaschinenteile. Photographien, national, 1889. 

Nickel. Photogr. Apparate. 

Nüsse. Poitland-Zement. 

Obsteinsiftdeflaschen, 1891. Pottasche. 

Oeten und Kochmasehinen, 1872. Pöckelfleisch, national, 1891. 

Oefen, 1889. Pumpen. 

Olivenöl. Putz waren 

Gel: Schmieröl, 1874; Brennöl für Quecksilber, Sublimat, etc. 

Bergleute. Quecksilber, Kalifornien. 

Oelbrenner, Lampengarnitnren und Räder, 1889. 

Messingröhreu. Radreifen, national, 1892. 

Oeltuch. Reisnüihlen, Southern, 1888. 



— 262 — 



Begistrier-Apparate. Stahldraht. 

Bttbenzucker. Strassenherrichtunf^s-Masch., 1890» 

Böcke und Mäntel, New- York, Stricke, Taue. Bindfaden, 1876,. 

1883; Chicago, 1893. national, 1890. 

Bobrgeflecht. Stearin. 

Bosinen, Califomien, 1894. Steine : Braunstein, 1890, New- 

Säemaschinen. York, 1894; Qiiadrat^iein, Gra- 

Sägen, national, 1890. "»t, national, 1891 ; Kalkstein, 

Santonin. Illinois, 1884 ; Marmor, Hand- 

Sandpapiere: Schmirgel undSchmir- ler iu Western, 18H5 : Aiarinor- 

gelleinwand, Flint,Granat,Bubin, brüche. Vermant, 1889; Sand- 
national, 1887. stein, New-York, 1883. 
Sardinen. Strohgeflechte. 
Sattelbänme, Indiana, Missonri, Stickereien, New • Y'ork, 1894 ; 

1892. Western, 1889. 

Sattlereigesellschaft, national,l 891. Stärke, Western, 1892; national. 

Särge, national, 1884. Strychnin. 

Salz : Stück-, engl. Salz-Union, Stahl : Harnische, gegossen, 1894, 

1888 ; international, 1889 ; Ca- galvanisiert : Schienen, Stangen, 

nada, 1891. 1888. Tiegelstahl. 

Säuren: Citronen, Salpeter, Seh we- Schaufeln, national, 1890. 

fei, 1889. Scheren. 

Salpeter. Schiefertafeln und Griffeln, natio- 

i^ilbergeschiir. nai, 1887. 

Silberwaren, national, 1892. Scbiesspulver, national, 1875. 

Silber und Blei, geschmolzen. Schiffsbau. 

Silbererze. Schiffahrt. 

Silbenuinen, Colorado, 1894. Schirme, Eastern, 1891. 

S( ehundsfelle. national, 1892. Schlösser. 

Seide, international. 1885 ; Näh- Schreibpapier, national, 1884. 

Seide, 1887 ; Seidenborten. 1884. Schreibmaschinen. 

Segeltuch (Baumwolle) national, Schmalz, Eastern, 1887. 

1888. SchmiedegenossenBchaften, natio- 

Segelleiuwand. nal, 1889. 

Seife, national, 1890. Schnupftabak. 

Soilerwareii. Schnittwaren. 

Soda. 1884. Schmirgel. 

Soda bichromat. Schrauben : Maschinenschrauben, 

Spiegelscheibenversicher., 1894. 1887, Holzschrauben, national, 

Spirituoseu. New-York. international. 

Sjuilen und Weberschiffchen. 1886, Schraubenschlüssel, 1875. 

für Baum weil-, Seidenstoff- und Schriftgiesser, national, 1888. 

Leinwandfabriken. Schriftsteller. 

Spielkarten. Schulbücher, national, 1884. 

Spiegel, international, 1890. Schulgeiäte, national, 1892. 

Spncknäpfe, Fasertrust, national, Schulmöbel. 

18b8. Schuhe, Fabrikanten, national, 

Sprechzimmer-Einrichtungen. 1887 ; Detailliaten, Neu-England, 

Western, Assoc, 1886. 1885 ; national, 1886. 
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Schuhmaschinen. Warenhäuser : Brooklyn, 1^87 : 
Schwefelhölzchen, international, national. 1891. 

1Ö84. W'asflereimer, Holzwaren, national, 
Schüsseln, national, 1884. 1888. 

Südfrüchte, Boston. Wasserkübel, Fasertrust, national, 
Tabak, national, 1882; Zigaretten, ^^^^^ 

1890. Waaserheiz Vorrichtungen, 1892. 

Talg. Ne\F-York, 1893. Waschbretter, New- York, 1888. 

Tapete» : national, 1879 ; inter- Wcäschereien, Chicago, Chinesische 

national, 1882. Wäscherei Union, New-York, 

Taschenmesser, national, 1882. ,^^*^!^^' ^®,®.^' ^^' ^^^"^^' 1^^^- 

Taschenuhren: Uhrmacher und ^Waschmaschinen, 1884, national, 

Juweliere, national, 1886. wififi- k f t i a mt u 

^i'eer. national, 1886 ; Kleidung Weidenkorbe für Tuch- und Woll- 

mit einbezogen, Birgham. ,^^r^^^®°» \^^,^' 

Terpentin, 1892. ;P?"« ""<i ^^^ore. 

Teppiche, Eastern, 1885. Z^'\ Calitornien, 1894. 

Textilindustrielle, Pensylvanien, Weinbauer Calitornien, 1889. 

2886 '' Weizenmehl. 

Telegi-aphen,WestArn, Union, 1851. Werkzeuge. Schneiden, 1890. 
Telephon. Wettrennentrust, Jokey-Klub, 1894. 
Teppiche. Whisky und Branntwein, Rum, 
Theatertrust, 1894. Wacholderbranntwein u. Magen- 
Fische, national, 1893. .,.?*^^7; , 
Tischdecken, 1888. Wismuthsalze. 
Töpferwaren, national, 1883. ]\P^\^'^^ Decken. 
Töpferwaren, hygienische. " VÜ ^if,^®" " ^ *'^^^"^'^»teu, 1882 ; 
Tonröhren " ollkamm^'arn, Garn, Pensyl- 
Tftrangeln.* 1875. ^'^«^«"^ Wolltuche. 
Tnren, Noithwestern, 1885; natio- Zähne, künstliche, 1889. 

nal, 1888. Zeitungshändler, 1884; Zeitungs- 
Uhrgehäuse, 1886. ZenÄ'' 

TTma!;S. /v * N 1ÜOO Ziegel:' lokal, 1884; Chicago, 

Umschlage (kouverts) 1888. New-York, N;w-Jersey,Washingl 

X?f.®'7- ton, 1890. 

„1^^°^- Ziegelsteine, 1875. 

Wachspapier. Zigarren. 

Wachstuch, für Tische und Trep- Zinn. 1888. 

pen, 1887. Zinnwareu, national, 1883. 

Waffen, 1883. Zink. 

Wagen, 1886. Zinkplalteu. 1890. 

Wagenachsen, 189Ü. Zimmermannsliobel. 

Wagenbauer. Zucker, 1887; Glueose, national. 
Wagenfedern (Spring) Stahl, natio- 1883; international, 1891. 

nal, 1887. Zuckerwaren, Western, 1888; natio- 
\Ugendeichseln. nal, 1889; Calitornien. 18D1. 

Wagschalen. Zündhölzer. 

Wandteppiche. Zwirn, New- York. 



264 — 



Belgien. 



Baumwolle, Spinnereien, Gent. 

Briketts 

Buchdrucker. 

Chemikalien. 

Chocolade. 

Drahtstifte. 

Eisen. 

Eispnbändler. 

Emailgescbirr. 

Glas. 

Holz. 

Kohlen und Briketts, Lüttich. 

Leder. 

Marmor» 



Mehl. 

Nägel. 

Patronen. 

Phosphate. 

Stahl. 

Steine,Quader8teine, Pflastersteine^ 

Porphyr, Sandstein. 
Superphosphate. 
Tapeten . 
Waffen. 
Waggons. 
Zucker. 
Zündhölzchen. 



Deutschland. 



Alaun. 

Alkohol, Uamhurg. 

Ammoniak, Bochum. 

Asbest. 

Asphalt. 

Augengläser. 

Bandagen. Berlin. 

Baumwolle, Webereien, Breslau. 

Benzin. 

Benzol, Bochum. 

Beton, Breslau. 

Bindfadeu. 

Biscuits, München« 

Briefumschläge. 

Biiketts. Köln. 

Bücher. 

Buchdrucker, Leipzig. 

Bürsten. 

Caoao und Chokolade. 

Chemikalien. 

Cement, Bochum ; Portlaudcement, 

Oppeln. 
Dachpappe. 
Drahtseile. 
Drahtstifte. 
Düngmittel. 
Dynamit. 

Eisenhändler, Hagen. 
Eisenuägel, Hufeisen, Breslau. 
Eisenguss. 



Elektrische Apparate. 

Emailgeschirr, Berlin. 

Fahrräder, Mannheim. 

Filz. 

Firnis. 

Flachsgarn. 

Flaschen. 

Gardinen. 

Gasmotoren. 

Glas, Fürth, München, Magdeburg. 

Hantspinnereien. 

Jalousien. 

Kali. 

Kalk. 

Kautschuk. 

Kessel. 

Ketten. 

Kies, Gera. 

Koks, Bochum. 

Kohle und Briketts, Dortmund^ 

Essen. 
Kohlensäure. 
Konserven. 
Kupferblech. 
Kupferdraht. 
Leder. 
Linoleum. 
Manufakturwaren. 
Marmor. 
Messing. 



— 265 



Müch. 

Mosaikplatten. 

Nadelu. 

Nähfaden, Nähgarn, Nähseide. 

Nfthmaschinen. 

Papier, photogr., Dresden. 

Pappe. 

Papier, Hannover. 

Parqnetten. 

Phosphate. 

Petroleum. Mannheim. 

Pläsch, Elherfeld. 

Pottasche, Brunswick. 

Porzellan. 

Pumpen. 

Ozeantrust, Hamhurg. 

Salz. 

Schmirgel. 

Schuhe. 

Schwefelsaure. 



Seife, Stuttgart, Essen. 

Schiefer lithogr., Solenhofen. 

Suhl, Köln. 

Stearin, Magdeburg. 

Soda. 

Spiritus. 

Teer. 

Thom asphosph atmehl. 

Träger (Traversen). 

Waggons und Lokomotiven. 

Walzwerke. 

Zanella, Elherfeld. 

Zellulose. 

Ziegel, Köln. 

Zink, Berlin. 

Zinkblech. 

Zinkweiss. 

Zucker, Brunswick. 

Zuckerwaren. 

Zündhölzchen. 



England. 



Alkalien. 
Automobile. 
Baumwolle. 
Baumwollgarn. 
Baumwollspinnereien. 
BcDzin. 
Bleichpnlver. 
Bleicherei. 
Chlorkalk. 
Chemikalien. 
Cement. 
Eisenhütten. 
Eisern Öhren. 

Färbereien, Indigo-, Scharlach- 
u. Buntiärbereien von Torkshire. 
Fahrräden. 
Flachsspinnerei. 
Glühlicht. 

Kammgarnspinnerei. 
Kalikodruckerei. 
Kattundruckereien. 
Kohle. 



Korrespondenzbureaos. 

Lokomotiven. 

Marconi-Llabytelegraphie. 

Mehl. 

Nähgarn. 

Nähmaschinen. 

Nickel. 

Panzerplatten. 

Setzmaschinen. 

Schrauben. 

Schmiedeeisen. 

Schifisbau. 

Schwämme. 

Stahl. 

Stahlröhren. 

Stabeisen. 

Tapeten. 

Tabak. 

Wollfärberei. 

Warenhäuser. 

Wollkämmerei. 

Zwirn. 



Chemikalien. 
Eisenbahnen. 



Frankreich. 



Feuerversicherungen. 
Glas. 
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Kohle, Brikett. 

Lebensversicherangen. 

Phosphate. 

Salz. 

Salzsäare. 

Baumwollspinuereiea. 

Eier. 

EiseD. 

Baumwollspinnereien. 
Papier. 



Seide. 

Soda. 

Schwefelsäure. 

Unfallversicherungen. 



Italien. 



Kunstdünger. 
Marmor. 



Japan. 

Reis. 
Tee. 



Oesterreich-Ungarn. 

Achsen, Kartell der steirischen Kafteesurogate, 1893. 
Achsenwerke, Oesterreich-unga- Kalk, Mährisch-Schlesisches Wein- 



risches Achsenkartell. 
Asbest. 

Baumwollgarne, 1893. 
Bier, in Brunn, 1890, Wien. 
Bindfaden, 1885. 
Bleizucker. 



kalkkartell. 
Kaolin, 1898. 
Kattundruckwaren, 1899. 
Kerzen und Seifen, 1893. 
Kohle. 1902. 
Kohlensäure, 1902. 
Krawatten Stoff. 



Cement 1900. 

Chokolade und Zuckerwaren, 1901. Kunstdünger, 1897. 

Dachpappe und Asphalt, 1900. Leder, Treibriemen. 

Dextrin, 1901. Leim, 1901. 

Draht und Drahtstifte, 1889. Margarine, 1900. 

Eisen, Bleche, Röhren, 1878, 1886. Maschinen, Böhmen. 



Elektrizität, Wiener Werke. 

Eiuailgeschirr, 1892. 

Essig. 

Fez, 1899. 

Filz, 1890. 

Flaschen, 1889. 

Gublonzer Glaswaren, 1890, 1894. 

Glas, 1900. 

Gliihhimpeu, Bezugskartell. 

Gummiwaren, 1900. 

Gusseisen, \Vien. 



Mehl, Ungarn, 1900. 

Messing. 

Möbel aus gebogenem Holze, 1898. 

Naphtalin. 

Packpapiei, 1894. 

Papier, Buntpapier, 1893 ; Per- 
gamentpapier, 1898 ; Oellulose- 
papier, 1901. 

Ptiraffin. 

Pelz waren, Wien. 

Petroleum, Raffinerien, 1893 ; Gali- 
zische Rohölproduzenten, 1898. 



Holz, Export, Holzlei.«ten- und 

Rahmen, Eichenrinde - Export, Porzellanwaren, 1900. 

Tannenholz. Reis. 

Holzpappe, 1894. Röhren, Gussröhren; schmiedeeis. 

Holzstoff, Holzschleifereieu. Röhren: Gasröhrenhändler. 

Hwlz verkohlung. Rüben. 

Hunyaschuhe, 1900. Schienen. 

Hüte, 1899. Schiffahrt, Dalmatien, Elbeschiff- 

Jiite waren, 1899, 1901. fahrttrust. 
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Schirme. 

Schwefelsäure. 

Seidenbänaer. 1900. 

Sensen, 1898. 

Sicheln. 

Soda, 1888. 

Spiegelglas. 

Spiritus, 1900. 

"Stabeisen. 

Stahlformguss. 

Stärke, 1894. 

Stärkezucker und Syrup, 1894'. 

Stearinkerzen. 

Steinnussknöpfe. 

Streichgame, 1897. 

Superpbosphat 

Syrup. 

Tafelglas, 1891. 



Talg. 

Umhängtücher, in Brunn, 1892. 

ünschlitt, Wien. 

Yigognegarne, 1895. 

Wachstuch, 1899. 

Waggons. 

Wäsche, österreichische Herren- 
wäscheerzeuger; WäscheeTzenger, 
Wien. 

Weinsteinsänre. 

Wirkwaren. 

Wollwaren, 1900. 

Zellulose. 

Ziegel, 1888, Brunn ; 1900, Wien ; 
1899, Budapest. 

Zinkblech, 1899, Oderfurt (Mähren). 

Zucker. 

Zündwaren, 1901. 



Ashest. 

Baumwolle, Spinnereien. 

Cement. 

Drahtstifte. 

Eisen. 

Eisenbahngesellschaften. 

Kinkaufsverbände. 



Russland. 

Leinwand, St. Petersburg. 

Möbel aus gebogenem Holze. 

Papier. 

Platin. 

Petroleum. 

Röhren. 

Eoheisen. 



Elektrizität, Beleuchtungsgesell- Schienen. 



Schaft, St. Petersburg. 
Essig. 
Farben. 



Spies^eln. 

Spiritus, denaturiert. 

Stärke. 



Feuerversicherungsgesellschaften. Schwefelsäure. 



Waggons. 
Ziegeleien, Warschau. 
Zucker. 
Zündhölzchen. 



Gummizug. 

Jute. 

Kohlen, Russisch-Polen. 

Lampen. 

Leim. 

Schweiz. 

€ement, Portland, Rorschach, Bern Mehl, Müllerverbände in Zürich 

und Genf. Seide, Färber, Zürichs 

Kalk. 

Spanien. 

Alkohol. Metallkonstruktionen. 

Chemikalien. Mehl. 

Glas. Papier. 

Eisen. Salz. 

Elektrizität. Zucker. 

Kohle. 
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